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Darüber hinaus ist die Schwerpunktsetzung des 
Berichts hoch aktuell mit der Analyse der Lebens-
phase Jugend und der Herausarbeitung der Rolle 
der Jugendarbeit als soziales Infrastrukturangebot, 
das im Sinne von Leistungen der öffentlichen 
Daseinsvorsorge grundsätzlich für das Aufwach-
sen junger Menschen vorzuhalten ist. Das zeigt 
sich insbesondere im Prozess zur Etablierung 
einer eigenständigen querschnittsorientierten 
und ressortübergreifenden Jugendpolitik auf allen 
Politikebenen (Bund, Land und Kommunen). 
Der gesellschaftspolitische Diskurs darüber hat 
gerade erst begonnen. Aktuell und in den nächs-
ten Jahren wird es eine große Herausforderung 
und gemeinsame Anstrengung für alle wichtigen 
und notwendigen Akteure in Politik, Verwaltung, 
Wirtschaft, Kirchen bzw. Religionsgemeinschaf-
ten, Medien und in den organisierten Interessen-
vertretungen von Kindern und Jugendlichen sowie 
der Zivilgesellschaft sein, junge Menschen und 
ihre Bedarfe einerseits sehr viel stärker als bislang 
in den Mittelpunkt von Politik und Gesellschaft 
zu stellen und sie andererseits viel konsequenter 
als das heute der Fall ist, an allen sie betreffenden 
Planungs- und Entscheidungsprozessen zu beteili-
gen. Dies vor allem auch vor dem Hintergrund des 
demografischen Wandels und finanziell schwieri-
ger Rahmenbedingungen. In diesem Sinne hatte 
der Ministerrat im November 2014 die Jugend-
strategie „JES! – Jung. Eigenständig.Stark. – Dialog 
eigenständige Jugendpolitik“ verabschiedet. 

VORWORT

Im Mittelpunkt des zweiten Kinder- und Jugend-
berichts steht die Lebensphase Jugend. Ein wich-
tiger Teilaspekt für ein gelingendes Aufwachsen 
junger Menschen ist hierbei die Bedeutung und 
Notwen digkeit der verbandlichen und kommu-
nalen offenen Jugendarbeit sowie der Jugend-
sozialarbeit. Zentral ist dabei die Frage, welche 
Rahmenbedingungen und Ressourcen nötig sind, 
damit junge Menschen sich zu selbstbestimmten 
und eigenverantwortlich handelnden Personen 
entwickeln können. 

Nachdem sich Politik und Gesellschaft jahre-
lang auf jüngere Altersgruppen fokussiert haben, 
geht die die Aufmerksamkeit somit auf Jugend-
liche und junge Erwachsene. Für die Erarbeitung 
des Berichts war es daher besonders wichtig, 
die Selbstauskünfte junger Menschen mit Blick 
auf ihre Lebenssituation zu erfassen und diese 
Ergebnisse auch für die Weiterentwicklung des 
Indikatorenmodells als Daten- und Analysekon-
zept zur Bestimmung des Wohlbefindens junger 
Menschen (im ersten Kinder- und Jugendbericht 
operationalisiert über den „Child Well-being-
Index“) zu nutzen. Ebenso wurde die Fachwelt – 
Wissenschaft und Fachkräfte der Jugendarbeit und 
Jugendsozialarbeit – in Form von Expertinnen-/ 
Expertenhearings für die Erstellung des Berichts 
einbezogen. Mit dieser subjektorierentierten und 
partizipativen Ausrichtung leistet der zweite  
Kinder- und Jugendbericht Pionierarbeit. 
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Der Bericht untermauert mit seinem Plädoyer für 
eine eigenständige querschnittsorientierte Jugend-
politik diese Vorgehensweise der Landesregierung. 

Die Landesregierung will die Herausforderung des 
Berichts annehmen und sich das Thema „Soziale 
Infrastruktur Jugendarbeit“ zu eigen machen. Sie 
sieht darin eine Bestätigung des Wegs, den sie mit 
dem Bekenntnis für eine eigenständige Jugend-
politik eröffnet hat. Ebenso will sich die Landesre-
gierung auf die Perspektive der jungen Menschen, 
wie sie der Bericht mit den Begriffen „Respekt“, 
„Räume“ und „Ressourcen“ herausgearbeitet hat, 
einlassen. Sie wird sie in die Überlegungen der 
unterschiedlichen Ressorts zu einer Politik für die 
Jugend einfließen lassen. 

Wie der erste Kinder- und Jugendbericht Rhein-
land-Pfalz so wurde auch der zweite von einer 
unabhängigen Expertenkommission erarbeitet. 
Diese bestand aus den Universitäten Koblenz-
Landau und Trier sowie dem Institut für Sozialpä-
dagogische Forschung, Mainz, unter Federführung 
der Universität Koblenz-Landau. 

Im Namen der Landesregierung danke ich den 
Mitgliedern der Expertenkommission sowie allen 
Beteiligten, die ihre Praxiserfahrungen und ihr 
Fachwissen in die Erstellung des Berichtes einge-
bracht haben. 

Ich wünsche mir, dass die Analysen und Ergeb-
nisse des vorliegenden Berichts eine breite öffent-
liche Aufmerksamkeit erfahren und die Resultate 
Resonanz finden bei allen, die für das gelingende 
Aufwachsen von Kindern und Jugendlichen in 
Rheinland-Pfalz Verantwortung tragen.

Irene Alt

Ministerin für Integration, Familie, Kinder, Jugend 
und Frauen
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I. Einleitung

Ziel der Politik der Landesregierung ist es,  jungen 
Menschen die gleichberechtigte Teilhabe an den 
sozialen, ökonomischen und kulturellen Ressour-
cen der Gesellschaft zu ermöglichen. Für die Lan-
desregierung ist daher eine der zentralen  Aufgaben, 
für alle jungen Menschen und ihre Familien best-
mögliche Lebens- und Entwicklungsbedingungen 
zu realisieren und insoweit die Rahmenbedingun-
gen für das Aufwachsen in öffentlicher Verantwor-
tung stetig zu verbessern und weiterzuentwickeln. 

Der Landtag hat mit seinem Beschluss vom 
01.03.2007 (Drucksache 15/832) die Landesregie-
rung beauftragt, in jeder Legislaturperiode einen 
Kinder- und Jugendbericht erstellen zu lassen. Der 
erste Kinder- und Jugendbericht war noch als Pilot-
bericht angelegt, um den umfänglichen Landtags-
auftrag erstmals konzeptionell erfassen und um-
setzen zu können. Bereits er zeigte, dass eine 
differenzierte Berichterstattung, in der soziostruk-
turelle Daten sowie infrastrukturelle Leistungen 
und Angebote – auch mit Blick auf regionale Ver-
schiedenheiten – erfasst werden und eine vertie-
fende Analyse lebensweltlicher Aspekte von 
 Kindern und Jugendlichen erfolgt, eine wichtige 
Grundlage ist, um die Gestaltung der Lebensver-

hältnisse junger Menschen und ihrer Familien op-
timieren zu können – das gilt landespolitisch wie 
auch kommunalpolitisch.

Die Landesregierung übergibt nun mit dem vorlie-
genden Kinder- und Jugendbericht dem Landtag 
einen in vielfacher Hinsicht inspirierenden zweiten 
Bericht. 

Wie im Landtagsbeschluss vorgesehen, hat die 
Landesregierung unter Federführung des Ministe-
riums für Integration, Familie, Kinder, Jugend und 
Frauen erneut die Erarbeitung des Berichts an eine 
externe unabhängig arbeitende Berichtskommis-
sion vergeben. Im Herbst 2012 wurden die Uni-
versität Koblenz-Landau, da Prof. Dr. Christian 
Schrapper, bei dem die Federführung für die Er-
stellung des Berichts lag, die Universität Trier, da 
AOR Dr. Magdalena Joos sowie das Institut für So-
zialpädagogische Forschung Mainz (ism), da Prof. 
i.R. Dr. Franz Hamburger sowie der Geschäftsfüh-
rer Heinz Müller mit der Erstellung des 2. Kinder- 
und Jugendberichtes Rheinland-Pfalz beauftragt. 
Beide Universitäten ebenso wie das Institut für 
Sozialpädagogische Forschung haben bereits den 
ersten Kinder- und Jugendbericht erarbeitet. 

STELLUNGNAHME DER  
LANDESREGIERUNG
ZUM ZWEITEN KINDER- UND  
JUGENDBERICHT RHEINLAND-PFALZ
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Die genannten Institutionen zeichnen sich durch 
ihre langjährigen wissenschaftlichen Arbeiten im 
Bereich der Kinder- und Jugendpolitik bzw. der 
Kinder- und Jugendhilfe aus und verfügen über die 
entsprechenden Erfahrungen und Kenntnisse in 

Rheinland-Pfalz. Die Universitäten haben zur Aus-
arbeitung des zweiten Kinder- und Jugendberich-
tes Rheinland-Pfalz eine Projektgruppe einberufen 
(vgl. Kap. 10 des Berichts). 

II.  Schwerpunktthema „Lebensphase Jugend“  
– Struktur und Konzeption des Berichts

Im Mittelpunkt des zweiten Kinder- und Jugend-
berichtes steht – so der Auftrag an die Berichts-
kommission – die Lebensphase Jugend und als 
wichtiger Teilaspekt die Bedeutung und Notwen-
digkeit der verbandlichen und kommunalen offe-
nen Jugendarbeit sowie der Jugendsozialarbeit für 
ein gelingendes Aufwachsen junger Menschen. 
Nach jahrelanger Fokussierung von Politik und 
Gesellschaft auf jüngere Altersgruppen soll damit 
die Aufmerksamkeit auf Jugendliche und junge Er-
wachsene gelenkt werden.

Ein weiterer Auftrag als Desiderat und Erkennt-
nis aus dem ersten Kinder- und Jugendbericht 
war, den zweiten Bericht dort, wo es eine wissen-
schaftliche Berichterstattung ermöglicht, partizi-
pativ anzulegen. Insbesondere sollten die Selbst-
auskünfte junger Menschen mit Blick auf ihre 
Lebenssituation erfasst werden und diese Ergeb-
nisse auch für die Weiterentwicklung des Indika-
torenmodells als Daten- und Analysekonzept zur 
Bestimmung des Wohlbefindens junger Menschen 
(im ersten Kinder- und Jugendbericht operationa-
lisiert über den „Child-Well-being-Index“) genutzt 
werden. Des Weiteren war das Einbeziehen der 
Fachwelt (Wissenschaft und Fachkräfte der Ju-
gendarbeit und Jugendsozialarbeit) in Form von 
Expertinnen-/Expertenhearings für die Erstellung 
des Berichts vorgesehen.

Ohne den weiteren Ausführungen vorzugreifen, 
so soll an dieser Stelle schon der Neuansatz, der 
für die Berichtskommission inhaltlich und metho-
disch eine Herausforderung war, gewürdigt werden, 
denn der zweite Kinder- und Jugendbericht leistet 

mit seiner subjektorientierten und  partizipativen 
Ausrichtung Pionierarbeit. 

Darüber hinaus ist die Schwerpunktsetzung des 
Berichts mit der Analyse der Lebensphase Jugend 
und der Jugendarbeit als unverzichtbares  soziales 
Infrastrukturangebot hochaktuell. Das drückt sich 
zum einen darin aus, dass auch die Bundesregie-
rung für den nächsten, dann 15. Kinder- und Ju-
gendbericht die Jugend und ihre Lebenswelten 
 fokussieren wird.1 Zum anderen aber zeigt sich 
das insbesondere im Prozess zur Etablierung  einer 
 eigenständigen querschnittsorientierten Jugend-
politik auf allen Politikebenen (Bund, Land und 
Kommunen). Der gesellschaftspolitische Diskurs 
darüber hat gerade erst begonnen und es wird ak-
tuell und in den nächsten Jahren eine große He-
rausforderung und gemeinsame Anstrengung 
 aller wichtigen und notwendigen Akteure in Po-
litik, Verwaltung, Wirtschaft, Kirchen bzw. Reli-
gionsgemeinschaften, Medien und in den organi-
sierten Interessenvertretungen von Kindern und 
Jugend lichen sowie der Zivilgesellschaft sein, jun-
ge Menschen und ihre Bedarfe sehr viel stärker als 
bislang in den Mittelpunkt von Politik und Gesell-
schaft zu stellen und sie viel konsequenter, als das 
heute der Fall ist, an allen sie betreffenden Pla-
nungs- und Entscheidungsprozessen zu beteiligen, 

1  Der Titel des 15. Kinder- und Jugendberichtes des Bundes, der 
2017 erscheinen wird, lautet: „Zwischen Freiräumen, Familie, Ganz-
tagsschule und virtuellen Welten – Persönlichkeitsentwicklung und 
Bildungsanspruch im Jugendalter.“ (Pressemitteilung des Bundes-
jugendministeriums vom Oktober 2014, vgl. http://www.bmfsfj.de/
BMFSFJ/kinder-und-jugend,did=210416.html)
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dies vor allem auch vor dem Hintergrund des de-
mografischen Wandels und finanziell schwieriger 
Rahmenbedingungen. 

Im Kern und in der Struktur schließt der  zweite 
Kinder- und Jugendbericht an den ersten Kinder- 
und Jugendbericht an, entwickelt ihn aber inhalt-
lich-konzeptionell entschieden weiter. Die Be-
richtskommission hat den Auftrag des Landtags 
erneut in mehreren großen Schritten umgesetzt:

 ■ Nach einer Hinführung zum Schwerpunktthe-
ma „Jugend“ (mit dem Strukturierungsmodell 
gesellschaftlicher Bedingungen des Aufwach-
sens) erfasst der erste Teil soziostrukturelle 
und demografische Daten sowie infrastruktu-
relle Leistungen und Angebote (Kap. 2). Ent-
sprechend der Schwerpunktsetzung erhält 
die „Stellung der Jugendarbeit im Gesamt der 
Kinder- und Jugendhilfe“ ein eigenes Kapitel 
(Kap. 3) und hebt im Besonderen die Notwen-
digkeit der finanziellen Absicherung der Jugend-
arbeit und Jugendsozialarbeit hervor.

 ■ Der zweite Teil untersucht zum einen selbst ge-
nerierte Themen rheinland-pfälzischer Jugend-
licher sowie die Bewertung ihrer Lebensbedin-
gungen (Kap. 4). Zum anderen enthält dieser 
Abschnitt die Weiterentwicklung des Indika-
toren konzepts zur Bestimmung des Wohl-
befindens junger Menschen sowie auf dieser 
Grundlage die nach Landkreisen und kreisfreien 
Städten regional differenzierte Sozialbericht-
erstattung zu Lebenssituationen und Lebens-
chancen von Kindern und Jugendlichen (Kap. 5).

 ■ Mit drei Vertiefungskapiteln wird das Schwer-
punktthema weiter ausgeleuchtet. Ein Blick auf 
die rheinland-pfälzischen Landtagsdebatten 
seit 1947 bis heute zeigt eine veränderte Rich-
tung in der Wahrnehmung des Themas „Jugend“ 
auf (Kap. 6), zunehmend weg von der „Prob-
lemjugend“ hin zu einer Wahrnehmung und 
Wertschätzung ihrer Potenziale. Kapitel 7 ver-
sucht die Sicht rheinland-pfälzischer Jugend-
licher zu Freizeit, Jugendarbeit und wohnort-
nahen Kulturangeboten zu erfassen. Kapitel 8 

ist schließlich ein Diskursangebot zu Rahmen-
bedingungen, Anforderungen und Entwick-
lungsperspektiven einer sogenannten „moder-
nen“ Jugendarbeit.

 ■ Der Bericht befasst sich abschließend mit drei 
Handlungsempfehlungen und betrachtet diese 
im Lichte der Grundthemen der Jugendlichen: 
Respekt, Räume und Ressourcen.

Die Landesregierung dankt der Berichtskommis-
sion für die Ausarbeitung des zweiten Kinder- und 
Jugendberichtes Rheinland-Pfalz. Das zuvor Ge-
sagte macht deutlich, dass die Berichtskommis-
sion für den 2. Kinder- und Jugendbericht ein sehr 
umfangreiches Programm zu bewältigen hatte. 
Sie hat dies in einer beachtlichen Bandbreite um-
gesetzt – methodisch wie inhaltlich. Es ist wert-
zuschätzen, dass der Bericht in vielfacher Hinsicht 
zur Reflexion und einem notwendigen jugend-
politischen Diskurs einlädt. Dass der 2. Kinder- 
und Jugendbericht gendersensibel verfasst ist und 
durchgängig die unterschiedlichen Interessen und 
Problemlagen von Mädchen und Jungen analysiert, 
wird sehr begrüßt. Das gilt gleichermaßen für 
die Thematisierung Jugendlicher in der Einwande-
rungsgesellschaft und die Beschäftigung mit dem 
Thema sexueller und geschlechtlicher Identität Ju-
gendlicher. Der Berichtskommission ist ebenfalls 
zu danken, dass sie den Auftrag für einen Internet-
auftritt zum 2. Kinder- und Jugendbericht so ge-
lungen umgesetzt hat. Hier ist eine immense Ma-
terialfülle zum Bericht abzurufen, insbesondere 
die Dokumentation zu den Hearings (Vorträge, 
Zusammenfassungen zu den Diskussionen).2

Ebenso ist an dieser Stelle allen Jugendlichen, al-
len Lehrkräften sowie den rd. 60 Expertinnen und 
Experten aus der Wissenschaft sowie der Jugend-
arbeit und Jugendsozialarbeit zu danken. Ihr enga-
giertes Mitwirken in Form von Jugendworkshops 
und der Jugendbefragung ebenso wie in den sieben 
jugendpolitischen Hearings waren eine große Be-
reicherung für den vorliegenden Bericht.

2  http://www.kinder-und-jugendbericht-rlp.de/
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III.  Stellungnahme zu zentralen Aspekten des Berichts

Vor dem Hintergrund des umfangreichen Berichts 
erfolgt hier eine Konzentration auf zentrale Aspek-
te. Zu Aussagen und Schlussfolgerungen des Be-
richts, zu denen sich die Landesregierung nicht äu-
ßert, kann weder von ihrer Zustimmung noch von 
ihrer Ablehnung ausgegangen werden.

Die Landesregierung Rheinland-Pfalz sieht sich 
durch die Ergebnisse des Berichts in ihrem Han-
deln grundsätzlich bestärkt. Zahlreiche Aussagen 
und Anregungen des Berichts wurden in dieser 
 Legislaturperiode bereits angestoßen oder umge-
setzt.

III.1  Jugendpolitik ist Querschnitts-
politik – als ressortübergreifende 
Fach- und Infrastrukturpolitik ist sie 
wesentlich für das Aufwachsen und 
die Entwicklung junger Menschen

Die Berichtskommission konstatiert zentrale Her-
ausforderungen an die Jugendpolitik:

 ■ Jugendpolitik sei Fach- und  Infrastrukturpolitik 
für junge Menschen, die sich auf die  besonderen 
Themen und Herausforderungen der Lebens-
phase Jugend beziehen muss und diese vor 
allem mit Blick auf die Chancen für die Ent-
wicklung junger Menschen zu gestalten hat. 
 Jugendpolitik sei Teil von und eingelagert in z. B. 
Familien-, Bildungs-, Arbeitsmarktpolitik usw. 
In den jeweiligen Politikbereichen seien jugend-
spezifische Anforderungen herauszuarbeiten 
und zu vertreten – wo immer möglich in Ab-
stimmung und wo erforderlich auch in Abgren-
zung zu der Politik für andere Bevölkerungs- 
und Altersgruppen. 

 ■ Dabei sei Jugendpolitik angewiesen auf ein res-
sortübergreifendes Gesamtverständnis, das die 
besonderen gesellschaftlichen Herausforderun-
gen und Eigenheiten der Lebensphase Jugend 
als eine Zeit folgenreicher Entwicklungsarbeit 

und Erprobung zugleich begreift, die für die ge-
samtgesellschaftlichen Entwicklungschancen 
und Zukunftsaussichten von herausragender 
Bedeutung ist.3

Diese Anforderungen und Herausforderungen für 
eine Jugendpolitik werden von der Landesregierung 
sehr begrüßt. Der Ministerrat hat im November 
2014 die Jugendstrategie „JES! Jung.  Eigenständig. 
Stark. – Dialog neue eigenständige Jugendpolitik 
Rheinland-Pfalz – auf dem Weg zu einem Bündnis 
für und mit der Jugend“ beschlossen und somit die 
Herausforderungen an eine Neuausrichtung der 
Jugendpolitik bereits aufgegriffen. Die Landes-
regierung versteht Jugendpolitik als Querschnitts-
aufgabe aller Ressorts auf der Grundlage von drei 
Leitzielen: 

 ■ „Befähigung und Unterstützung zur Teilhabe in 
der Gesellschaft“,

 ■ „Gewährleistung autonomer Gestaltungsspiel-
räume“

 ■ und „Gewährleistung der Mitbestimmung an 
gesellschaftlichen Gestaltungs- und Entschei-
dungsprozessen – Stärkung der Partizipation 
und damit des demokratischen Gemeinwesens“. 

Übergeordnetes Ziel der Landesregierung ist es, 
die Jugendpolitik landesweit zu stärken, indem sie 
als eigenständiges Politikfeld wahrgenommen und 
sichtbar wird und

 ■ von möglichst allen jugendhilfepolitisch bzw. 
jugendpolitisch relevanten Akteurinnen und 
Akteuren sowie von den Jugendlichen in ihrer 
Vielfalt mitgetragen wird, 

 ■ dass im Dialog ein gesamtgesellschaftliches 
Bündnis für und mit der Jugend in Rheinland-
Pfalz entsteht.

3  Vgl. Einführung und S. 57 f.
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Programmatisch bedeutet eine solche Jugend-
politik, die ihre Wirkungen auf die junge Genera-
tion immer wieder überprüft und anpasst, für die 
Landesregierung

 ■ dass die jungen Menschen sich in der Gesell-
schaft aufgehoben und respektiert fühlen, 

 ■ dass sie ihr Dasein als sinnvoll und erfüllt er-
leben können 

 ■ und dass sie Perspektiven für ein gelingendes, 
gutes Leben entwickeln können.

Das heißt auch, dass die jungen Menschen nicht 
(nur) dann die Aufmerksamkeit von Politik und 
Öffentlichkeit erfahren, wenn es um Probleme 
geht (z. B. Suchtprobleme, Arbeitslosigkeit), son-
dern dass die jungen Menschen vor allem mit ih-
ren Potenzialen und ihrer Suche nach ihrem Platz 
in der Gesellschaft gesehen, anerkannt und wert-
geschätzt werden. 

Dieser zuletzt genannte Punkt, der für die Neu-
ausrichtung der Jugendpolitik in Rheinland-Pfalz 
so wichtig ist, erfährt im 2. Kinder- und Jugend-
bericht u. a. mit Kapitel 6, das die rheinland-pfäl-
zischen Landtagsdebatten zum Thema „Jugend“ 
von 1947 bis heute beleuchtet, eine (historische) 
Bestärkung bzw. Untermauerung. Der historische 
Blick macht deutlich, dass „Jugend“ lange primär 
als „Problemjugend“ thematisiert wurde. Die Art 
und Weise, wie Jugendthemen, jugendliches Ver-
halten und Handeln öffentlich und politisch auf-
gegriffen bzw. debattiert wurden/werden, sind 
immer auch Ausdruck von Hoffnungen und Ängs-
ten der Erwachsenen. Damit wurde und wird „die“ 
 Jugend zunächst über Zuschreibungen der  älteren 
Generation wahrgenommen.4 Der Bericht lädt 
hier zur Reflexion ein, dazu, jugendpolitische Pro-
blemstellungen von u. a. Jugendarbeitslosigkeit, 
jugendlichem (Rechts-)extremismus, Jugendkrimi-
nalität5 usw. politisch und gesellschaftlich zu de-

4  Auch die 16. Shell-Jugendstudie hebt kritisch auf diese „verzerrte 
öffentliche Wahrnehmung“ von Jugend ab, vgl. da S. 347.

5 Der Bericht stellt dar, dass die Jugendkriminalität in Rheinland-

battieren, „ohne dass damit zugleich ,die‘ Jugend 
als Problemjugend bewertet wird.“ (Vgl. S. 52 so-
wie Kap. 6) 

Welchen Blick Politik und Gesellschaft auf Jugend 
richten, welche positiven, aber eben auch welche 
negativen Zuschreibungen Jugend erfährt – das 
legt der Bericht nahe – ist zentral für deren Selbst-
verständnis und Blick in die Zukunft. Vertrauen in 
die Zukunft wecken heißt, Vertrauen in die Jugend 
zu setzen. Mit der Neuausrichtung der Jugend-
politik hat die Landesregierung daher einen not-
wendigen gesamtgesellschaftlichen Dialog ein-
geleitet, die Haltung gegenüber Jugendlichen und 
die Haltungen sowie das Handeln von Jugend-
lichen im öffentlichen und politischen Diskurs 
neu, anders und d. h. vor allem positiv zu denken. 

III.2  Jugendarbeit – notwendiges und 
unverzichtbares Infrastruktur-
angebot 

Eine der zentralen Aussagen, die der Bericht zur 
Jugendarbeit trifft, ist, dass Jugendarbeit als sozia-
les Infrastrukturangebot zu verstehen ist, das im 
Sinne von Leistungen der öffentlichen Daseinsvor-
sorge grundsätzlich vorzuhalten ist.6 

Dass die Berichtskommission in aller  Deutlichkeit 
aufzeigt, dass Jugendarbeit7 ein soziales Infrastruk-
turangebot für das Aufwachsen und die H erstellung 
gleichwertiger Lebenschancen junger Menschen 
ist, begrüßt die Landesregierung. Auch bestätigt 
der Bericht damit den Beschluss des Landesjugend-
hilfeausschusses mit seinem Positionspapier „Ju-
gendarbeit ist Pflichtaufgabe!“ vom 25. Februar 
2013.

Pfalz in den vergangenen Jahren deutlich auf den nunmehr 
niedrigsten Stand seit 1997 zurückgegangen ist. Diese erfreuliche 
Entwicklung ist aus Sicht der Landesregierung auch als Ergebnis der 
vielfältigen Maßnahmen und Konzepte zur nachhaltigen Bekämp-
fung der Jugendkriminalität zu werten. 

6  Vgl. insbes. S. 283 ff.

7  Für die Jugendsozialarbeit gilt das Gleiche.
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Gerade weil die Jugendarbeit – das zeigt der Be-
richt an verschiedenen Stellen immer wieder 
deutlich auf – anders als andere Leistungsbereiche 
der Kinder- und Jugendhilfe (Kindertagesstätten-
förderung, Hilfen zur Erziehung, Eingliederungs-
hilfen) nicht über einen einklagbaren  individuellen 
Rechtsanspruch verfügt, gerät sie im Zuge von 
Sparzwängen – trotz der Tatsache, dass sie eine 
objektive Pflichtleistung ist – zunehmend  unter 
Finanzierungs- und Legitimationsdruck (der pro-
zentuale Anteil der Jugendarbeit an den Jugend-
hilfeausgaben betrug 2012 in Rheinland-Pfalz 
3,4 %; vgl. u. a. S. 119 ff.) und das bei gleichzeiti-
gen Heraus forderungen, vor denen die Jugendar-
beit – die Jugendsozialarbeit wäre hier ebenso zu 
nennen – steht.8 

Die Berichtskommission konstatiert auch unter 
Bezug auf den 14. Kinder- und Jugendbericht des 
Bundes9, dass in Anbetracht des Bedeutungswan-
dels der Kinder- und Jugendhilfe und ihrer verän-
derten gesellschaftlichen Funktion10 die Ausgaben 
in diesem Bereich für eine Investition in eine öf-
fentlich verantwortete soziale Infrastruktur stün-
den, die Benachteiligungen ausgleiche, vor allem 
aber auch Teilhabechancen und damit Teilhabe-
gerechtigkeit eröffne (vgl. S. 284); als Leistungs-
angebote gehören dazu zentral die Jugendarbeit 
und Jugendsozialarbeit.

Im Rahmen des Indikatorenkonzeptes, mit dem in 
den Dimensionen „Lebensbedingungen“, „Wohl-

8  Zu diesen Herausforderungen für die Jugendarbeit gehören nach 
Aussagen der Berichtskommission u. a. demografische Veränderun-
gen im ländlichen Bereich, Verdichtung räumlicher Strukturen im 
städtischen Raum (Fehlen öffentlicher Räume, die sich junge Men-
schen (gefahrlos) aneignen können) ebenso wie die Bedeutung vir-
tueller Welten, in denen sich junge Menschen zunehmend aufhalten; 
diese Aspekte werden in den folgenden Abschnitten aufgegriffen.

9  14. Kinder- und Jugendbericht – Bericht über die Lebenssituation 
junger Menschen und die Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe in 
Deutschland, hrsg. vom Bundesministerium für Familie, Senioren, 
Frauen und Jugend (BMFSFJ)/BT-Drucksache 17/12200, Januar 2013.

10 Gemeint ist ein Aufwachsen in zunehmender öffentlicher Verant-
wortung. Der 14. Kinder- und Jugendbericht des Bundes beschreibt 
anschaulich, dass die gesellschaftliche Moderne die Verantwortung 
für das Aufwachsen stärker vom Privaten auf den öffentlichen Sektor 
verschiebt. 

fahrtsleistungen“, „Handlungsräume“ das Wohl-
befinden von Kindern und Jugendlichen in Rhein-
land-Pfalz erfasst wird (vgl. Punkt III.10), wird diese 
Feststellung verifiziert. Jugendarbeit und Jugend-
sozialarbeit, die in die Dimension „Wohlfahrtsleis-
tungen“ unter anderen als Indikatoren eingehen, 
stellen eine Investition in die soziale Infrastruktur 
für alle Kinder und Jugendlichen dar, ihr Ausmaß 
bestimmt die Entwicklungschancen der jungen 
Menschen mit, in der Konsequenz: je mehr qua-
lifizierte Angebote es gibt, desto größer sind die 
Handlungsräume und damit die Teilhabechancen 
junger Menschen (vgl. Kap. 5.5, ebenso Kap. 8).11 

III.3  Das Potenzial der Jugendarbeit – 
Räume zur Autonomieentwicklung 
– emanzipatorische und humane 
Bildungspraxis

Die Bestimmung der Jugendarbeit als soziales Infra-
strukturangebot verweist auf ihre fachlich-päda-
gogische Bedeutung. 

Die Landesregierung stimmt der Berichtskommis-
sion zu, wenn sie in einem Teil ihrer Analyse ( siehe 
unten kritisch zum Begriff einer sog. „ erweiterten 
Jugendarbeit“) feststellt, dass eine moderne Jugend-
arbeit für die jungen Menschen im besten Sinne 
Entwicklungsräume, Freiräume bieten muss, jen-
seits einer „Verzweckung“12, abgekoppelt von un-
mittelbaren Verwertungsinteressen.13 (Vgl.  insbes. 

11   Ähnlich wird im 14. Kinder- und Jugendbericht argumentiert. 
In der Verschiebung der Verantwortungsbereiche von öffentlicher 
und privater Verantwortung respektive dem Ausloten der „neuen 
Mischungsverhältnisse“ geht es letztlich darum, dafür zu sorgen, 
allen jungen Menschen gleiche Chancen für eine je individuelle und 
selbstbestimmte Lebensführung zu ermöglichen, was u. a. zentral 
bedeutet, herkunftsbedingte Ungleichheiten abzubauen.

12  Jugendarbeit folgt keinem institutionellen Zweck außerhalb 
dessen, was die jungen Menschen zu ihrer Entfaltung als Person und 
Persönlichkeit brauchen. Im Vergleich zur Schule nimmt sie sich 
insoweit wie zweckfrei aus. 

13 „(…) Bildung abgekoppelt von unmittelbaren Verwertungsinter-
essen [setzt auf] eine humane Emanzipation des Einzelnen in sozialer 
Verantwortung“, vgl. Gerd Brenner „deutsche jugend“, 7-8/2014 
unter Rekurs auf das Buch von Julian Nida-Rümelin („Philosophie 
einer humanen Bildung“). Vgl. auch die einschlägigen Jugendstudien 
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Kap. 8, aber auch die Einführung, Kap. 3 und 5.5) 
Die Berichtskommission greift hier ein pädago-
gisches Verständnis von Jugendarbeit auf, das an 
den Eigensinn Jugendlicher und ihr Streben nach 
einer eigenständigen, selbstbestimmten Persön-
lichkeit und Lebensgestaltung anschließt bzw. an-
schließen soll.14 

Der 2. Kinder- und Jugendbericht leistet hier Fol-
gendes: zum einen ist er eine Aufforderung, die 
emanzipatorisch-kritische Jugendarbeit (auch im 
Verbund kommunaler und verbandlicher Jugend-
arbeit) weiterzuentwickeln und jungen  Menschen 
in ihrer Orientierungssuche u. a. nach demokra-
tischen und solidarischen Werten zu unterstützen. 
Die Angebote der Jugendarbeit ermöglichen ihrem 
Auftrag und Potenzial nach Subjekt- und Demo-
kratiebildung; sie ermöglichen „Erfahrungsräume 
für Selbsterprobung und demokratische Praxis“15. 
Dadurch trägt Jugendarbeit zentral zur Vermeidung 
bzw. zum Abbau von Benachteiligungen bei und 
ermöglicht positive Lebensbedingungen für junge 
Menschen sowie die Förderung ihrer individuellen 
sowie sozialen Entwicklung. Dazu gehören auch 
die Beratung und Unterstützung bei Problemen 
und Hilfestellungen zur produktiven Bearbeitung 
von Konflikten.16 

– Sinus-Jugendstudie, Shell-Jugendstudie, die auf die Notwendigkeit 
dieser Entwicklungs- und Freiräume verweisen als „Gegenpol“ zu 
einem einseitigen Leistungsdruck bzw. Verwertungsinteressen.  
Siehe dazu auch Andreas Zick („Radikalisierung ist auch ein Bildungs-
prozess“ – in: Psychologie Heute, 02/2015), der im Kontext von 
Radikalisierungsprozessen Jugendlicher und junger Erwachsener auf 
die Bedeutung dieser potenziell sinnstiftenden Räume verweist.

14 Zugrunde gelegt ist hier auch die entwicklungspsychologische 
Aufgabe der Jugendphase, eine kohärente, stabile Ich-Identität 
aufbauen zu müssen. Mit ihrem Begriff der „persönlichen Integrität“ 
verweist die Berichtskommission implizit darauf. Vgl. auch u. a. den 
Beitrag von Albert Scheer und Benedikt Sturzenhecker in „deutsche 
jugend“, 9/2014.

15 Vgl. auch Scherr und Sturzenhecker, a. a. O. S. 375

16 In ihrem Vortrag „Aktuelle Herausforderungen für die offene 
Kinder- und Jugendarbeit – ausgewählte Ergebnisse einer bundeswei-
ten Erhebung“, gehalten bei der Tagung „Interkulturelle Öffnung der 
Offenen Jugendarbeit“ in Mainz am 13.11.2014, zeigte Dr. Liane Pluto 
vom Deutschen Jugendinstitut München (DJI) auf, dass Beratung 
Jugendlicher ein zentraler Aspekt u. a. der offenen Jugendarbeit ist. 
Jugendliche suchen Hilfe bei Konflikten und Problemen in ganz 
unterschiedlichen Bereichen (Freundschaft, Partnerschaft, Schule, 

Und zugleich wird deutlich, dass Jugendarbeit jen-
seits dessen, was Familie, Schule und auch  andere 
Angebote der Kinder- und Jugendhilfe leisten 
(können), als verlässliches und reguläres Ange-
bot für die Jugendphase vorzusehen ist. Die Be-
richtskommission hält fest: „Jugendarbeit als 
 soziale Infrastruktur zu definieren impliziert also 
den [kommunal]politischen Gestaltungswillen, 
dafür zu sorgen, dass es solche verlässlichen Ent-
wicklungsräume für junge Menschen gibt und ihre 
Möglichkeiten sich konsequent auf die Entwick-
lungsaufgaben des Jugendalters zu beziehen. Das 
bedeutet, die Eigenständigkeit dieser Aufgabe und 
die damit zusammenhängenden Rahmenbedin-
gungen als kommunalpolitische Pflichtleistung zu 
verstehen, die nicht hinreichend abgedeckt wird 
durch Familie, Schule oder andere Angebote der 
Kinder- und Jugendhilfe.“ (Vgl. S. 278) 

Vor diesem Hintergrund stimmt die Landesregie-
rung mit der Berichtskommission überein, dass die 
Stärkung und auch der Ausbau der Jugendarbeit 
notwendig sind.17 Potenziell muss Jugendarbeit 
alle jungen Menschen erreichen können und für 
alle erreichbar sein, zumal wenn man in Rechnung 
stellt, dass die soziale Herkunft immer noch ent-
scheidend ist für den weiteren Lebensweg. Um die 
darin zum Ausdruck kommende soziale Benach-
teiligung zu überwinden, ist eine gut  ausgebaute 
soziale Infrastruktur (hier im Sinne von u. a. Ju-
gendarbeit und Jugendsozialarbeit) für möglichst 
viele junge Menschen erforderlich. Es bedarf einer 
Vielfalt von Angeboten, die vor allem im ländlichen 
Raum z. T. nur in regionaler und bereichsübergrei-
fender Kooperation herzustellen ist (siehe unten 
auch „demografische Aspekte“). 

Übergang Schule/Beruf – sie werden mit jeweils über 80 % als 
Beratungsthema genannt). In der Erhebung stimmen drei Viertel der 
Jugendzentren der Aussage zu: wir scheinen oft die Einzigen zu sein, 
an die sich die Jugendlichen bei Problemen wenden. Auch Pluto ver-
weist auf die Notwendigkeit der Jugendarbeit als soziales Infrastruk-
turangebot.

17  Folgerichtig ist es, wenn die Berichtskommission festhält, dass 
„die Profilierung einer eigenständigen Jugendpolitik nur mit einer 
Stärkung von Jugendarbeit und der Bedeutung jugendlichen Engage-
ments in den Regionen einhergehen [kann]“ (Vgl. S. 158).
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Mit dem bundesweit bislang einzigen „Praxisent-
wicklungsprojekt zur Profilierung der Jugendar-
beit“, das die Landesregierung finanziell und fach-
lich fördert und an dem insgesamt 10 Träger der 
freien und öffentlichen Jugendhilfe in Rheinland-
Pfalz teilnehmen, sollen Wege erprobt und auf-
gezeigt werden, wie die Jugendarbeit kommu-
nalpolitisch noch besser und stärker verankert 
werden kann.18

Es sei an dieser Stelle nur kurz darauf hingewie-
sen, dass die von der Berichtskommission einge-
führte sog. „Erweiterung von Jugendarbeit“ wenig 
plausibel erscheint.19 Jugendarbeit umfasst po-
tenziell das Angebot von öffentlichen Räumen als 
“Gelegenheitsstrukturen“20 ebenso wie die Unter-
stützung der jungen Menschen bei der Aneignung 
öffentlicher Räume21, nicht zuletzt dann, wenn es 
Konflikte mit anderen Interessen gibt („anwalt-
schaftliche“ Funktion der Jugendarbeit) oder wenn 
es gilt, mit Kindern und Jugendlichen der Frage 
nachzugehen, was die berechtigten Interessen an-
derer Personen sind.22 

Festzuhalten ist, dass nicht jeglicher Aufenthalts-
ort oder jegliche Vergemeinschaftungsform  junger 
Menschen Jugendarbeit ist. Jugendarbeit muss 

18 Das Projekt wird unter wissenschaftlicher Begleitung von Prof. Dr. 
Werner Lindner von der Ernst-Abbe-Hochschule in Jena durchge-
führt (Projektlaufzeit Nov. 2013 bis Nov. 2015). Das Landesamt für 
Soziales, Jugend und Versorgung, Abteilung Landesjugendamt ist mit 
der operativen Ausführung des Projekts betraut. Ende 2015 wird das 
Projekt mit einer landesweiten Tagung zum Transfer der Ergebnisse 
vorerst abgeschlossen sein. 

19 Vgl. Kap. 8.

20 Die Berichtskommission spricht selbst davon, dass der Jugend-
arbeit „ (…) eine bedeutsame Funktion zu[kommt], da sie jungen 
Menschen Gelegenheitsstrukturen für die soziale Begegnung mit 
Gleichaltrigen im öffentlichen Raum bereitstellt“ (Vgl. S. 118; dezi-
diert auch S. 39).

21 Die von der Landesregierung entwickelte und geförderte Spiel-
leitplanung, bei der Kinder und Jugendliche den öffentlichen Raum 
(Straßen, Plätze, Bushaltstellen etc.) ihrer Kommune sichten und 
mit Blick auf die eigenen Belange und Interessen bewerten, ist ein 
Instrument, bei dem die Fachkräfte der Planung mit den Fachkräften 
der Jugendarbeit zusammenarbeiten. 

22  Vgl. hierzu kritisch auch Scherr und Sturzenhecker, deutsche 
jugend, Heft 9/2014, da S. 373.

aber sicherlich alle jungen Menschen in ihrem Ein-
zugsbereich im Auge haben und auch Aussagen 
dazu machen können, wo die Bedürfnisse und Be-
darfe nach (öffentlicher) Unterstützung bestehen. 
Dazu ist Jugendhilfeplanung und eine entspre-
chende Planungsbeteiligung der jungen Menschen 
unerlässlich.

III.4  Der demografische Wandel hat 
unmittelbare Auswirkungen auf 
das Aufwachsen von Kindern und 
Jugendlichen 

Im Bericht hat der demografische Wandel mit 
Blick auf die junge Generation einen besonderen 
Stellenwert. Die Landesregierung begrüßt dies, 
da der Aspekt Demografie zumeist nur aus der 
Perspektive der alternden Gesellschaft betrach-
tet wird. Fakt ist jedoch, das macht der Bericht 
deutlich, dass der demografische Wandel zumal 
im Verbund mit ökonomischen Faktoren und den 
Möglichkeiten öffentlich verantworteter Infra-
struktur die Bedingungen des Aufwachsens jun-
ger Menschen und ihre Teilhabechancen erheblich 
mitbestimmt. 

Nicht nur der Geburtenrückgang führt zu einer 
Veränderung der Alterspyramide, sondern auch 
Wanderungsbewegungen sind bestimmend für die 
Bevölkerungsentwicklung in den Regionen, was 
zentral auch auf ökonomische Standortfaktoren 
zurückzuführen ist. Der Bericht konstatiert daher, 
„dass vor allem strukturschwächere Regionen zu-
gleich auch in besonderer Weise durch den demo-
grafischen Wandel betroffen sind“. (Vgl. S. 158) 
M. a. W. heißt das, dass allgemeine demografische 
Trends nicht an allen Lebensorten in gleicher Wei-
se greifen. Daraus ist zu schließen, dass politische 
Initiativen zur Gestaltung der Lebenswelt auf die 
örtlich sehr unterschiedlichen Gegebenheiten ab-
gestimmt werden müssen.

Für das Flächenland Rheinland-Pfalz sind Land-
kreise mit kleinen und Kleinstgemeinden typisch, 
in denen junge Menschen zahlenmäßig nicht sehr 
stark vertreten sind. Damit waren bisher schon 
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Angebote für Jugendliche vor Ort eher begrenzt. 
Sollte der Rückgang der Zahlen junger Menschen 
unter 18 Jahren fortschreiten (der Bericht zeigt: 
die Gruppe der unter 18-Jährigen in Rheinland-
Pfalz hat sich im Landesdurchschnitt seit 1993 bis 
2013 um rd. 15 % verkleinert; stärkster Rückgang 
in der Südwestpfalz: 32 %; geringster Rückgang 
im LK Mainz-Bingen: 3,5 %), erhebt sich erst recht 
die Frage, wie sich die Entwicklung im Einzelnen 
in den Lebensräumen der jungen Menschen abbil-
det. 

„Für junge Menschen ist die Attraktivität der Her-
kunftsregion – und damit ihre subjektive Orientie-
rung („bleiben oder gehen?“) – in besonderer Wei-
se abhängig von der Angebotsstruktur vor Ort. Vor 
allem ländliche Kommunen werden sich daher 
zunehmend mit ihrer Attraktivität für die junge 
Generation befassen und diese weiterentwickeln 
müssen.“ (Vgl. Bericht, S. 158)23 Es wurde zuvor 
schon mit Blick auf die Jugendarbeit festgehalten, 
dass es für die jungen Menschen einer Vielfalt von 
Angeboten bedarf, die vor allem im ländlichen 
Raum z. T. nur in regionaler und bereichsübergrei-
fender Kooperation herzustellen ist. 

Die Berichtskommission kommt im Rahmen des 
Indikatorenkonzeptes „Wohlbefinden von Kindern 
und Jugendlichen“ (vgl. unten Punkt III.10) zu dem 
Befund, dass je ungünstiger die Lebensbedingun-
gen von jungen Menschen sind (Demografie bzw. 
demografischer Wandel und ökonomische Fak-
toren gehen als die beiden Indikatoren in die Di-
mension „Lebensbedingungen“ ein), umso mehr 
Wohlfahrtsleistungen (öffentlich verantwortete 
Infrastrukturleistungen) erforderlich sind, um im 
Ausgleich zu den ungünstigen Lebensbedingungen 
bessere Handlungsräume und Teilhabechancen für 
die jungen Menschen zu eröffnen (vgl. S. 241 f.).24

23   Vgl. auch S. 240: „Bereits im ersten Kinder- und Jugendbericht 
kristallisierte sich eine regionale Zugehörigkeit als zentrales Kriteri-
um für gute oder weniger gute Bedingungen des Aufwachsens junger 
Menschen in Rheinland-Pfalz heraus. Mit Blick auf die öffentlich 
verantwortete Infrastruktur und demografische Entwicklungen wird 
dieser Befund im vorliegenden Bericht bestätigt und verstärkt.“

Die große Herausforderung besteht also letztlich 
darin, die Gleichwertigkeit der  Lebensbedingungen 
unter möglicherweise sehr unterschiedlichen 
strukturellen und demografischen Bedingungen zu 
gewährleisten. Damit ist eine besondere Gestal-
tungsverantwortung für die Landes- wie für die 
kommunale Ebene verbunden. Jugendhilfeplanung 
und die konsequente Beteiligung junger Menschen 
an Planungs- und Entscheidungsprozessen gehören 
zu dieser Gestaltungsverantwortung.

III.5  Kein junger Mensch darf verloren 
gehen – Befähigung und Unter-
stützung zur fairen Teilhabe in der 
Gesellschaft

Der Feststellung der Berichtskommission, dass es 
darauf ankomme, dass Jugendliche eine persön-
liche Integrität und stabile Qualifikation (die zu-
gleich erfüllend ist) erwerben können und dies 
eine Voraussetzung für eine zukunftsfähige Ge-
sellschaft ist, stimmt die Landesregierung zu (vgl. 
S. 39 und Kap. 8).

Die Landesregierung begrüßt, dass der Bericht 
aufzeigt, dass in den vergangenen Jahren die An-
zahl junger Menschen ohne Schulabschluss stetig 
gesunken ist und dass gleichzeitig ein deutlicher 
Anstieg zu höheren Bildungsabschlüssen zu ver-
zeichnen ist. Ebenso zeigt der Bericht, dass Rhein-

24 Die Berichtskommission schlussfolgert in diesem Kontext: „Je 
weniger Kinder und Jugendliche es zukünftig gibt, desto mehr Inves-
titionen bedarf es im Bereich der wohlfahrtsstaatlichen Infrastruk-
turleistungen vor allem in ländlichen Gebieten, um allen Kindern 
und Jugendlichen gleichwertige Teilhabechancen zu ermöglichen.“ 
(S. 241) Kinder und Jugendliche, das macht die Berichtskommission 
deutlich, sind ein knappes, kostbares Gut, ein Weniger an Investitio-
nen kann hier keine Antwort sein. Zu einem ähnlichen Ergebnis 
kommt Hansjörg Bucher vom Deutschen Jugendinstitut in der Studie 
„Demografische Entwicklung bis 2025 als Rahmenbedingung für die 
Kinder- und Jugendhilfe“: „Demografischer Wandel ist ein langfris-
tiger Prozess, auf den gleichwohl kurzfristig reagiert werden muss. 
Die einzelnen (Geburtsjahrgangs-)Kohorten durchlaufen in wenigen 
Jahren Lebensphasen, in denen eine altersspezifische Infrastruktur 
bereitstehen muss. Defizite in jenen Phasen können schnell Lang-
zeitfolgen haben. Sie in späteren Lebensphasen auszugleichen, ist 
weniger effizient oder gar nicht möglich.“ ( a. a. O. S. 9)
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land-Pfalz sowohl in Bezug auf die Ausbildungs-
betriebsquote als auch die Ausbildungsquote im 
Vergleich der Bundesländer deutlich überdurch-
schnittliche Werte aufweist. Auch das Studium 
in Rheinland-Pfalz hat im Vergleich der Bundes-
länder einen hohen Stellenwert, insbesondere für 
weibliche Bildungsteilnehmer (vgl. Kap. 2.4).

Erfreulich ist daher, dass der Bericht die Bedingun-
gen und Chancen des Aufwachsens junger Men-
schen in Rheinland-Pfalz als so gut wie nie zu-
vor beurteilt (vgl. u. a. S. 110 ff.). Das spiegelt sich 
auch in der Befragung der Jugendlichen wider: Gut 
70 % der jungen Menschen blicken positiv in die 
Zukunft und sind zufrieden mit ihrem Leben (vgl. 
Kap. 4.2). Dass jedoch zugleich die Lage zahlrei-
cher junger Menschen, die von Armut und Jugend-
arbeitslosigkeit betroffen sind bzw. im sog. „Über-
gangssystem“ zwischen Schule und Ausbildung 
bzw. Erwerbsarbeit verharren, höchst prekär ist, 
bleibt für die Landesregierung eine große Heraus-
forderung. 

III.5.1 Maßnahmen gegen Kinderarmut 

Das Einkommensarmutsrisiko von Kindern und 
 Jugendlichen (gemeint sind hier alle unter 18-Jäh-
rigen) in Rheinland-Pfalz liegt mit rund 19,6 % 
über dem Durchschnitt der gesamten Bevölkerung 
von 15,4 % (Stand: 2013). 2005 lag die Armutsge-
fährdungsquote der unter 18-Jährigen bei 17,7 %.

Auch die Zahl der Kinder in der Grundsicherung 
für Arbeitsuchende ist erheblich. Im September 
2013 waren es in Rheinland-Pfalz rund 61.400 
Kinder im Alter unter 15 Jahren. Hier sind die Zah-
len aber rückläufig. Im September 2010 waren es 
noch rund 66.500 Kinder.

Zu den spezifischen Folgen der Kinderarmut

Besondere Risiken bestehen für arme Kinder im 
Hinblick auf Entwicklungsdefizite, Unterversor-
gung und soziale Ausgrenzung. Arme Kinder er-
halten seltener Zugang zu höheren Bildungs- und 
Berufskarrieren und das vor allem, wenn fehlende 

finanzielle Mittel der Familien mit einem schlech-
teren Bildungshintergrund kumulieren.

Je früher und je länger Mädchen und Jungen Ar-
mutsbedingungen ausgesetzt sind, desto größer 
sind die negativen Folgen für die spätere Lebens-
entwicklung. Und je später hier eingegriffen wird, 
desto schwerer wird es, armen Kindern vergleich-
bare Teilhabechancen wie ihren Altersgenossen zu 
bieten.

Maßnahmen gegen (Kinder-)Armut

Die Reduzierung von Kinderarmut ist eine ge-
samtgesellschaftliche Aufgabe, die Bund, Land 
und Kommunen, Sozialversicherung, Unterneh-
men, Gewerkschaften, Verbände und die Zivil-
gesellschaft betrifft. Familien- und Kinderarmut 
sinkt deutlich, wenn beide Eltern einer sozialver-
sicherungspflichtigen und ausreichend entlohnten 
(Vollzeit-)Beschäftigung nachgehen können. Glei-
ches gilt für Alleinerziehende. Um Kinderarmut 
wirksam zu reduzieren, muss die Einkommens-
situation der Betroffenen (Eltern/Alleinerziehen-
de) weiter verbessert werden. Dazu gehört eine 
möglichst nachhaltige Integration aller erwerbs-
fähigen Menschen in den Arbeitsmarkt, damit sie 
die Chance haben, sich ihren Lebensunterhalt zu 
erarbeiten. Darüber hinaus ist es zwingend erfor-
derlich, dass Menschen, die Vollzeit arbeiten, von 
ihrer Arbeit auch menschenwürdig leben können, 
ohne auf zusätzliche Grundsicherungsleistungen 
angewiesen zu sein. Um sicherzustellen, dass ein 
Arbeitseinkommen erzielt wird, das die Existenz 
sichert und eine angemessene Teilhabe am gesell-
schaftlichen Leben ermöglicht, ist die Einführung 
eines flächendeckenden gesetzlichen Mindest-
lohns ein zwingend notwendiger Schritt. Weitere 
Ansatzpunkte sind die Verwirklichung des Grund-
satzes von gleichem Lohn für gleiche Arbeit (Ab-
bau geschlechterspezifischer Entgeltungleichheit), 
die Eindämmung prekärer Beschäftigungsverhält-
nisse, die Absicherung atypischer Beschäftigung 
und eine gute Vereinbarkeit von Familie und Beruf. 
Eine weitere Ebene, auf der eine wirksame Stra-
tegie gegen Kinder- und Familienarmut ansetzen 
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muss, betrifft die Verbesserung der Teilhabechan-
cen. Dazu gehört Bildung ebenso wie die Stärkung 
der Erziehungs- und Familienkompetenzen.

Mit speziellen Förderansätzen wird auf die be-
sonderen Probleme dieser Zielgruppen eingegan-
gen. Dazu zählen Förderansätze zur Stärkung der 
Berufsorientierung am Übergang von Schule in 
Ausbildung und Beruf, zur Vermeidung von Aus-
bildungsabbrüchen sowie Qualifizierungsmaßnah-
men für arbeitslose Menschen oder Angebote der 
beruflichen und betrieblichen Kompetenzerweite-
rung. 

Die Landesregierung setzt zur Umsetzung dieser 
Projekte ergänzend zu den Maßnahmen der Bun-
desagentur für Arbeit und der Jobcenter erheb-
liche Mittel ein.

Mindestlohn/Prekäre Beschäftigung

Die Bedingungen zur Reduzierung von prekärer 
Beschäftigung werden maßgeblich durch bundes-
politische Entscheidungen beeinflusst. Das Land 
Rheinland-Pfalz nimmt hier insbesondere über 
den Bundesrat Einfluss und hat im Rahmen einer 
Bundesratsinitiative ein Maßnahmenbündel ge-
fordert, welches über die Einführung eines Min-
destlohnes hinausgeht. 

Bildungspolitische Ansätze

Auch die Prävention gegen zukünftige Armut ist 
ein wichtiger Schwerpunkt der Landesregierung. 
Dazu zählt vor allem der Bereich Bildung mit der 
gezielten Förderung der Bildungs- und Entwick-
lungschancen von Kindern und Jugendlichen so-
wie die Unterstützung von Familien, besonders 
aus benachteiligten Verhältnissen, so zum Bei-
spiel durch die Förderung von Familien- und Erzie-
hungskompetenzen, durch die Förderung der Kin-
dergesundheit oder den Ausbau einer kinder- und 
familiengerechten Infrastruktur.

Armutsbedingter Bildungsbenachteiligung wird in 
Rheinland-Pfalz mit dem Rechtsanspruch auf ei-

nen Kinderbetreuungsplatz25 und der Beitragsfrei-
heit für die Kindertagesstätten ab dem 2. Lebens-
jahr, der Lernmittelfreiheit und dem Ausbau der 
Ganztagsschulen entgegengewirkt. 

Familienpolitische Ansätze 

Zur Reduzierung von Kinderarmut und ihren ne-
gativen Folgen trägt auch die Familienpolitik der 
Landesregierung bei. Mit den familienpolitischen 
Schwerpunkten Guter Start ins (Kinder-)Leben, 
Gute Zukunft für alle Kinder und Eltern, Verein-
barkeit von Familie und Beruf/Studium/Pflege und 
der Förderung von Vielfalt und Akzeptanz unter-
schiedlicher Lebensformen sollen Rahmenbedin-
gungen geschaffen werden, die die Vielfalt und die 
unterschiedlichen Lebenslagen und Lebensphasen 
von Familien im Blick haben.

III.5.2  Aktive Politik, um Jugendliche für 
das Erwerbsleben zu befähigen 
und zu unterstützen 

Rheinland-Pfalz hat im Bereich der Jugendarbeits-
losigkeit bereits seit vielen Jahren eine sehr gute 
Position im Bundesvergleich erreicht (nach  Baden- 
Württemberg und Bayern hat Rheinland-Pfalz 
die niedrigste Jugendarbeitslosigkeit). Im Jahres-
durchschnitt 2014 waren 12.138 unter 25-Jährige 
arbeitslos gemeldet; dies entspricht einer Arbeits-
losenquote von 5,0 %. 

Auf dem rheinland-pfälzischen Ausbildungsmarkt 
hat sich die Situation positiv verändert: Waren 
zum Ende des Vermittlungsjahres 2004/2005 
noch 3.600 Bewerberinnen und Bewerber als un-
versorgt registriert, so waren es am Ende des Ver-
mittlungsjahres 2011/2012 noch 514 junge Men-
schen, die noch keine Ausbildungsstelle gefunden 
hatten.  Diese grundsätzlich positive Entwicklung 

25 Der Bericht würdigt den massiven Ausbau im Kindertagesstätten-
bereich und die dadurch bedingte starke Belastung der öffentlichen 
Haushalte.
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hat sich in den vergangenen Jahren jedoch nicht 
fortgesetzt. Die Zahl der unversorgten Jugend-
lichen hat sich zum Ende des Ausbildungsjahres 
2013/2014 zum dritten Mal in Folge wieder deut-
lich erhöht (von 514 auf 794). Parallel zu der ge-
stiegenen Zahl an unversorgten Bewerberinnen 
und Bewerbern hat sich gleichzeitig die Zahl der 
unbesetzten Ausbildungsstellen erhöht.

Die rheinland-pfälzische Arbeitsmarktpolitik für 
junge Menschen ist darauf ausgerichtet, Jugend-
liche rechtzeitig fit für den Arbeitsmarkt zu ma-
chen, sie bei der Berufsorientierung sowie der Su-
che nach einer Ausbildung beziehungsweise Arbeit 
zu unterstützen und ihnen fehlende oder ergän-
zende Qualifikationen und Kompetenzen zu ver-
mitteln. Diese wie auch weitere Projekte haben 
unter anderem das Ziel, motivationszehrende und 
für alle Seiten kostenintensive Ausbildungsabbrü-
che zu vermeiden (vgl. S. 99 f.).

Das gemeinsame Ziel aller Projekte ist es, die Be-
schäftigungschancen und -möglichkeiten  junger 
Menschen individuell, praxisnah und berufs-
bezogen zu fördern. Die große Bandbreite an Pro-
jektansätzen entspricht dabei den heterogenen 
Ausgangslagen der Jugendlichen und jungen Er-
wachsenen und zielt darauf ab, ihnen die jeweils 
spezifisch benötigten Unterstützungsangebote 
passgenau unterbreiten zu können.

 ■ Noch während der Schulzeit setzen Maßnah-
men zur Berufsorientierung an mit dem Ziel, 
die Jugendlichen auf die Arbeitswelt vorzuberei-
ten, ihnen Berufsbilder vorzustellen und sie bei 
der Berufswahl und bei der Bewerbung zu un-
terstützen. Hierzu gehören Förderansätze wie 
der „Jobfux“ oder die gemeinsam mit der Bun-
desagentur für Arbeit durchgeführte „Vertiefte 
Berufsorientierung“.

 ■ Besonders wenn der Einstieg in Ausbildung nicht 
direkt gelingt, ist es wichtig, die Jugendlichen 
zu unterstützen. „Fit für den Job“ ist ein Förder-
ansatz, der eine intensive Arbeit mit benachtei-
ligten Jugendlichen ermöglicht, um sie dadurch 
individuell und praxisnah zu qualifizieren. Dies 

umfasst Basiskenntnisse, soziale Kompetenzen 
und erste berufspraktische Erfahrungen. 

 ■ Mit den sehr niedrigschwelligen „Jugendscouts“ 
hingegen werden arbeitslose Jugendliche auf-
gefangen und mit Hilfe verschiedener Institu-
tionen und Partner wieder an das Ausbildungs- 
und Beschäftigungssystem herangeführt.

 ■ Ausbildungsabbruch demotiviert die betrof-
fenen Jugendlichen, führt zu einer geringeren 
Auslastung der Ausbildungskapazitäten und 
verursacht in den Betrieben unnötige Kosten. 
Mit dem Förderansatz „Vermeidung von Ausbil-
dungsabbrüchen“ gibt es die Möglichkeit, ge-
zielt Projekte zur Unterstützung von Auszubil-
denden anzubieten. 

Die im Sommer 2014 mit den Partnern des  Ovalen 
Tischs der Ministerpräsidentin beschlossene Landes-
strategie zur Fachkräftesicherung beinhaltet zu-
dem eine ganze Reihe von Maßnahmen, die teils 
langfristig, teils kurzfristig angelegt sind. Als kurz-
fristige Maßnahme ist das zwischen der Landes-
regierung und der Bundesagentur für Arbeit ver-
einbarte gesonderte „Coaching für unversorgte 
Bewerber“ zu bezeichnen. Zu den langfristig an-
gelegten Zielen gehören die diversen Vorhaben 
zur Verbesserung der Berufsorientierung, zur Un-
terstützung von Jugendlichen im Übergang von 
Schule in Ausbildung sowie zur Vermeidung von 
Ausbildungsabbrüchen.

Schulsozialarbeit – präventiv und integrativ

Der Bericht hebt hervor und würdigt, dass die 
Schulsozialarbeit in der letzten Dekade einen er-
heblichen Bedeutungszuwachs erfahren hat und 
gerade an Realschulen Plus, Integrierten Gesamt-
schulen und Berufsbildenden Schulen zu einem 
Regelangebot geworden ist (vgl. Kap. 3.1.7). Aus 
Sicht der Landesregierung ist die  Schulsozialarbeit 
für ein chancengerechtes Aufwachsen junger 
Menschen ein zentrales Angebot der Kinder- und 
Jugendhilfe, auch und gerade durch die Koopera-
tion mit den Schulen. Über die Schulsozialarbeit, 
die als professionelles sozialpädagogisches Ange-
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bot am Lern- und Lebensort Schule tätig ist, wer-
den junge Menschen unterstützt, ihren Weg in der 
Schule und im Übergang von der Schule in den 
Beruf zu finden, sodass sie auch im ökonomischen 
Sinne an der Gesellschaft teilhaben können. Das 
Leistungsspektrum der Schulsozialarbeiterinnen 
und Schulsozialarbeiter ist ein weites: die indivi-
duelle Unterstützung von Schülerinnen und Schü-
lern, Gruppenarbeit, Hilfe bei Konfliktbewältigung 
im Schulalltag, Beratungsangebote für Schülerin-
nen und Schüler, die Zusammenarbeit mit Eltern, 
Schulleitung und Kollegium, offene Angebote der 
Jugendarbeit an Schulen und die Unterstützung 
beim Übergang Schule – Beruf sind hier zu nennen.

Die Landesregierung hat in den  zurückliegenden 
Jahren eine erhebliche Ausweitung und damit auch 
Finanzierung der Schulsozialarbeit auf der Grund-
lage der Standards zur Schulsozialarbeit in den 
Kommunen unterstützt. Landesgeförderte Stellen 
(165,50 Personalstellen) bestehen aktuell an 221 
Schulen, die den Abschluss der Berufsreife anbieten. 

An 60 öffentlichen berufsbildenden Schulen gibt 
es 52 Personalstellen Schulsozialarbeit, die eben-
falls mit Haushaltsmitteln des Landes finanziert 
und gefördert werden.

Projekte für schulverweigernde Schülerinnen 
und Schüler

Um schulverweigernde Schülerinnen und Schüler 
in das Regelschulsystem zu (re)integrieren, fördert 
die Landesregierung sozialpädagogische Maßnah-
men und Betreuung. Die Projekte sollen den jun-
gen Menschen Schlüsselqualifikationen und Basis-
kompetenzen vermitteln. Außerdem werden 
berufliche Orientierungen geboten sowie tragfä-
hige persönliche Zukunftsperspektiven entwickelt. 
Zielgruppe sind Schülerinnen und Schüler mit 
schulmüder und schulverweigernder Haltung. Da-
neben werden Lehrkräfte, Eltern und entsprechen-
de Fachinstitutionen einbezogen. An insgesamt 
vier Standorten werden Schulverweigererprojekte 
in unterschiedlicher Trägerschaft gefördert.

Es ist zentral, dass jungen Menschen  Perspektiven 
gegeben und sie so gefördert werden, dass sie für 
sich eine positive Zukunft aufbauen und  gestalten 
können. Der Berichtskommission ist daher voll 
zuzustimmen, wenn sie sagt, dass es der Jugend-
politik obliege, positive Bedingungen für das Auf-
wachsen der jungen Menschen zu schaffen und 
dauerhaft zu gewährleisten (vgl. S. 32).

III.6 Hilfen zur Erziehung

Für die Inanspruchnahme der Hilfen zur  Erziehung 
kann festgehalten werden, dass die Nachfrage 
nach Leistungen nur bedingt von der Anzahl der 
jungen Menschen abhängig ist. Weitaus mehr Ein-
fluss auf die Nachfrage nach Hilfen zur Erziehung 
haben beispielsweise folgende Faktoren: kom-
plexer werdende Lebenslagen, die auch zu zu-
nehmenden individuellen und gesellschaftlichen 
Belastungsfaktoren führen, Mechanismen der Se-
lektion aus den Regelsystemen, ein Anstieg der 
Zahl psychisch auffälliger Kinder und Jugendli-
cher oder auch eine verstärkte öffentliche Auf-
merksamkeit für Kinderschutz in Folge vieler Fäl-
le von Kindesmisshandlung, die zum Teil bis zum 
Tod führten. Gemeinsam mit den rheinland-pfäl-
zischen Kommunen hat die Landesregierung ein 
Berichtswesen für die Hilfen zur Erziehung aufge-
baut. Das Projekt sichert den Kommunen für die 
Hilfen zur Erziehung planungs- und steuerungs-
relevante Daten und Erkenntnisse. 

Der 2. Kinder- und Jugendbericht widmet sich 
ausführlich den soziostrukturellen Bedingun-
gen des Aufwachsens von jungen Menschen. Mit 
Blick auf die Hilfen zur Erziehung ist das  richtig. 
In einem Bericht zum Thema HzE für die Jugend- 
und Familienministerkonferenz (JFMK) heißt 
es: „Die Hilfen zur Erziehung sind das zentrale 
 sozialpädagogische Angebot für Kinder, Jugend-
liche und deren Familien bei vielfältigen  familialen 
Problemkonstellationen, Sozialisations- und Er-
ziehungsanforderungen. Der bundesweite An-
stieg der Hilfen zur Erziehung muss auch im 
Zusammenhang mit nachhaltig verfestigten Ar-
mutslagen von Kindern und ihren Familien be-
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trachtet werden. Armut löst nicht per se einen er-
zieherischen Hilfebedarf aus, aber sie wird dann 
zu einem Mitverursacher, wenn die  elementare 
Grundversorgung nicht mehr gedeckt ist, eine 
Überforderungssituation sich entwickelt,  familiäre 
Not- und Konfliktlagen sich aufgrund von  Isolation, 
Sucht oder vielleicht normabweichenden Verhal-
tensstrategien zuspitzen. Die erzieherischen  Hilfen 
fangen damit die Folgen von anderen gesellschaft-
lich verursachten Problemlagen auf. Die Hilfen zur 
Erziehung sind für eine zunehmende Zahl von Kin-
dern und Jugendlichen eben nicht nur Ausfallbür-
ge, sondern bieten auch eine Möglichkeit zu mehr 
Chancen-, Zugangs- und Realisierungsgerechtig-
keit. Sie schaffen gesellschaftliche Teilhabemög-
lichkeiten und öffnen Türen im Rahmen von Sozia-
lisation, Bildung und Erziehung.“

III.7  Unbegleitete minderjährige 
 Flüchtlinge

Im 2. Kinder- und Jugendbericht wird verschiedent-
lich auf die Situation von unbegleiteten minder-
jährigen Flüchtlingen eingegangen. Die Landesre-
gierung begrüßt das ausdrücklich. Waren bis vor 
wenigen Jahren die Fluchtzahlen von Kindern und 
Jugendlichen, die ohne Eltern nach Deutschland 
eingereist sind, vergleichsweise niedrig, so haben 
sie bundes- und landesweit deutlich  zugenommen. 
Bislang wurden die unbegleiteten  minderjährigen 
Flüchtlinge an dem Ort in Obhut genommen 
und untergebracht, an dem sie aufgegriffen wur-
den bzw. um Asyl gebeten haben. Bund und Län-
der arbeiten vor dem Hintergrund der steigenden 
Zahlen seit Ende 2014 an der Einführung einer 
bundesweiten Verteilung von unbegleiteten min-
derjährigen Flüchtlingen, damit nicht nur die Kos-
ten, sondern auch die tatsächliche Betreuung glei-
chermaßen auf die Bundesländer gemäß dem 
Königsteiner Schlüssel verteilt wird. Für Rhein-
land-Pfalz bedeutet dies, seine Betreuungskapazi-
täten auszubauen und das bislang gut aufgestellte 
System der Inobhutnahme und des Clearings be-
darfsgerecht weiterzuentwickeln.

III.8  Die Perspektive der jungen Men-
schen auf ihre Lebenssituation – 
„Respekt“, „Räume“, „Ressourcen“ 
als Leitmotive der jungen Menschen

Mit der empirischen Erhebung zur Sichtweise der 
Jugend ist dem 2. Kinder- und Jugendbericht eine 
Pionierleistung gelungen. 

Im Rahmen des Berichtszeitraums in Form eines 
qualitativ-explorativen Zugangs (Zukunftswerk-
statt, Gruppendiskussion, qualitative Inhaltsana-
lyse) wichtige Themen der jungen Menschen zu 
erfassen, sie sodann in Ergänzung mit Themen aus 
einschlägigen Jugendstudien in eine quantitative 
Fragebogenerhebung zu „überführen“ und recht-
zeitig auswerten zu können war ein Kraftakt für 
die Berichtskommission. Dass bei dieser erstmali-
gen Untersuchung noch nicht jedes Detailergeb-
nis im strengen Sinne valide sein kann26, ändert 
nichts an der Bestandskraft der globalen Aussage-
trends, die der Bericht herausarbeitet. 

Die Stichworte „Respekt, Räume, Ressourcen“, 
unter denen die Anforderungen der jungen Men-
schen an ihre Lebenswelt zusammengefasst sind, 
werden auch durch die aktuelle Fachdebatte 
nachdrücklich unterstützt. 

Mit der Erwartung der jungen Menschen nach Re-
spekt im Miteinander – bezogen auf die Erwach-
senen, aber ebenso bezogen auf die Gleichaltrigen 
und allgemein mit Blick auf die Konzeption und 
Ausgestaltung öffentlicher Institutionen, die für 
jugendliche Lebensbelange wichtig sind (Schule, 
Ausbildung, Freizeit/Jugendarbeit, ÖPNV) – brin-
gen die Jugendlichen ihren Wunsch nach Wert-

 
 
 

26 Um z. B. einzuschätzen, inwieweit die Nutzungsgewohnheiten 
junger Menschen auf Präferenzen oder auf mangelnde Angebote der 
Jugendarbeit zurückzuführen sind, müsste man beides im Zusam-
menhang sehen.
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schätzung und (wechselseitiger) Anerkennung 
zum Ausdruck.27 Interessant ist in diesem Zusam-
menhang, dass Jugendliche im Bericht als „Seis-
mografen“ bezeichnet werden, die gesellschaftlich 
Bedeutsames wahrnehmen und zum Ausdruck 
bringen.

Anerkennung und die Erfahrung von Selbstwirk-
samkeit werden von der Fachdebatte als wichtige 
Faktoren für die persönliche Entwicklung der jun-
gen Menschen gesehen, für die Entwicklung von 
Autonomie allgemein, aber auch für die Fähigkeit, 
Schwierigkeiten und Herausforderungen im Le-
benslauf produktiv zu meistern („Resilienz“).

Für die umfassende Persönlichkeitsentwicklung 
sind reale Peer-Kontakte erforderlich. Sie stellen 
sich außerhalb der Schule nicht mehr automa-
tisch in der gewünschten Bandbreite und Intensi-
tät dar. Vor Ort ist der Bezug zu Gleichaltrigen ggf. 
ausgedünnt (siehe oben demografischer Wandel). 
Zudem sind die Möglichkeiten der jungen Men-
schen, eigeninitiativ Strukturen des Zusammen-
treffens zu schaffen und zu erhalten, begrenzt. 
Peer-Kontakte brauchen eine gesellschaftliche 
Unterstützung, z. B. durch die Bereitstellung von 
Orten („Gelegenheitsstrukturen“, wie der Bericht 
sagt), die Gemeinsamkeit stiften können. Sozia-
le Räume, die nicht durch institutionelle Regeln 
bereits vorab festgelegt, sind, sind wichtig für die 
Persönlichkeitsentwicklung der jungen Menschen. 

27 Diskriminierung wird im Kontext der Selbstaussagen der Ju-
gendlichen als eigenständig benanntes Thema behandelt. Das wird 
ausdrücklich begrüßt. Dabei wird das Thema und der Begriff Diskri-
minierung durch die Berichtskommission allerdings nicht mit der 
Definition von Diskriminierung (Benachteiligung) gemäß Allgemei-
nem Gleichbehandlungsgesetz (AGG) kontrastiert oder objektiviert, 
sondern es geht allein um die Wahrnehmung und Interpretation aus 
der Perspektive der Jugendlichen selbst. Interessantes Ergebnis ist 
dabei u. a., dass alle Jugendlichen dieses Thema als besonders wichtig 
hervorheben, es auch als ein die alltägliche Erfahrung prägendes 
Phänomen einordnen, die persönliche Betroffenheit (als Täterin/
Täter oder Opfer) aber überhaupt nicht genannt wird, sondern im 
Zuge von Zuschreibungen an andere Personen oder Gruppen und 
damit lediglich indirekt diskutiert wird. Möglicherweise zeigt sich hier 
die Wirkung sozial erwünschten Auskunfts- oder Antwortverhaltens, 
wonach es weder in Frage kommt, sich selbst als Täterin/Täter zu 
outen, noch zugeben zu können, Opfer (gewesen) zu sein.

Sie brauchen Räume, die sie sich selbsttätig an-
eignen können, Freiräume, in  denen Regeln für das 
soziale Miteinander ausgehandelt und erprobt so-
wie Themen und Projekte ohne Vorgabe der Insti-
tution gemeinsam geplant und umgesetzt werden 
können. 

Auch ist es schlüssig, dass zu den Freiräumen auch 
Ressourcen treten müssen. Ressourcen sind nötig, 
um konkrete Räumlichkeiten, Ausstattung,  Medien 
oder Arbeitsmaterialien zu sichern. Darüber hin-
aus sind sie erforderlich, um die jungen Menschen 
auf dem Weg in die Selbständigkeit unabhängig 
von Familie und Schule personell zu unterstützen. 
Hier geht es um fachliche Strukturhilfe für reale 
Peerkontakte außerhalb der Schule, um anwalt-
liche Unterstützung gegenüber konkurrierenden 
gesellschaftlichen Interessen, um die Organisa-
tionshilfe für jugendgemäße Events, um Beratung 
und pädagogische Begleitung sowie um motivie-
rende und animierende Angebote für die Freizeit-
gestaltung, für die Mitgestaltung der Gesellschaft 
und Anregung und Unterstützung für die Selbst-
organisation. 

III.9  Weitere für die Lebenswelten jun-
ger Menschen relevante Aspekte 

III.9.1 Vielfalt – Multikulturalität 

Kindliche Lebenswelten in Deutschland sind von 
Multikulturalität geprägt. So eine zentrale Bot-
schaft aus dem aktuellen Kinder- Migrationsreport 
des Deutschen Jugendinstituts (DJI), der einen 
fundierten empirischen Überblick über die Lebens-
welten von Kindern mit Migrationshintergrund 
gibt. Auch Rheinland-Pfalz ist durch Einwanderung 
geprägt. Rund ein Fünftel der Gesamtbevölkerung 
in Rheinland-Pfalz besitzt einen Migrationshinter-
grund. Betrachtet man insbesondere die jüngeren 
Altersgruppen, so stellt man fest, dass hier/dort 
die Anteile noch einmal höher sind. Beispielsweise 
hat über ein Drittel der Bevölkerung unter 15 Jah-
ren einen Migrationshintergrund, in Ballungszent-
ren und Städten dürfte dieser Anteil sogar etwas 
höher liegen. 
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Das Vorliegen eines Migrationshintergrundes sagt 
per se aber noch nichts aus. Vielmehr gilt es auch 
hier wahrzunehmen, dass die Heterogenität inner-
halb der Gruppe der Kinder und Jugendlichen mit 
Migrationshintergrund ebenso hoch ist wie inner-
halb der Gruppen ohne Migrationshintergrund. Zu 
Recht verweist der Bericht darauf, dass die sozial-
ökonomische Lage der Eltern (oder Familien) mit 
die aussagekräftigste Einflussgröße z. B. auf den 
Bildungserfolg darstellt. Hinzuzufügen wäre, dass 
dieser Befund nicht nur für den Bildungserfolg 
gelten dürfte.

Der vorliegende 2. Kinder- und Jugendbericht 
 vermerkt im Abschnitt „Exkurs: Jugendliche in der 
Einwanderungsgesellschaft“28, dass eine Unter-
scheidung Migration/Nicht-Migration nicht zwin-
gend zielführend sein muss und mitnichten zu ei-
ner verbesserten oder sensibleren Wahrnehmung 
sozialer Ungleichheit beiträgt. Dem kann die Lan-
desregierung insoweit zuzustimmen, wenn man 
bedenkt, dass ein unkritischer Umgang mit dem 
Merkmal „Migrationshintergrund“ die Gefahr für 
Ethnisierungen und Zuschreibungen birgt, die 
möglicherweise an den Lebenswelten und Lebens-
realitäten der Kinder und Jugendlichen vorbeige-
hen. 

Gleichwohl kann eine pauschale De-Thematisie-
rung durchaus vorliegender  migrationsbedingter 
Aufwachsensbedingungen den Blick verstellen 
für individuelle Bedarfe und das sowohl in analy-
tischer wie auch in empirischer Hinsicht, wie das 
Bundesjugendkuratorium ebenfalls in einem eige-
nen Bericht schon festgestellt hat..29 

Mit Blick auf die Bevölkerung mit Migrationshin-
tergrund weist der 2. Kinder- und Jugendbericht 
zu Recht auf die Notwendigkeit zur Interkulturel-
len Öffnung in vielen Bereichen hin.30 Das ist in-

28  Vgl. S. 56 f.

29  Vgl. hierzu: Bundesjugendkuratorium (2013): „Migration unter 
der Lupe. Der ambivalente Umgang mit einem gesellschaftlichen 
Thema in der Kinder- und Jugendhilfe.“ 

30 Beispiel Sportvereine: Die Notwendigkeit einer weiteren Öffnung 

soweit erfreulich, da es damit ein zentrales inte-
grationspolitisches Anliegen der Landesregierung 
aufgreift.

Interkulturelle Öffnung richtet sich in erster  Linie 
an die aufnehmende Gesellschaft und deren (Re-
gel-)Strukturen und thematisiert insbesondere 
Fragen

 ■ nach dem Abbau von Zugangshindernissen für 
Migrantinnen und Migranten,

 ■ nach Abbildung der in einer Gesellschaft vor-
handenen Vielfalt, auch unter Mitarbeiterinnen 
und Mitarbeitern einer Organisation, Verwal-
tung oder aber in der Leitungsebene eines Ver-
bandes, Vereines etc.,

 ■ nach Mitteln und Wegen, die es einer Organisa-
tion ermöglichten, bspw. ihre Beschäftigten in 
die Lage zu versetzen, Menschen unterschiedli-
cher Herkunft wertschätzend und anerkennend 
zu begegnen, 

 ■ nach diskriminierenden Benachteiligungsstruk-
turen und Ausgrenzungsmechanismen sowie 
der gezielten Befassung und Auseinandersetzung 
damit.

Damit eng verknüpft ist auch das Thema Interkul-
turelle Kompetenz, die in erster Linie eine individu-
elle Kompetenz beschreibt. Hier geht es beis piels-
weise um Wissen über und Sensibilität für Macht-
asymmetrien, Definitions- und Deutungshoheiten, 
Empathie und Rollendistanz,  Reflexion der eigenen 
Fremdbilder, die Wahrnehmung des ethnischen 
Hintergrunds in seiner individuellen Bedeutung, 
ohne dass es zu Ethnisierungen und pauschalen 
Zuschreibungen kommt oder aber auch insbeson-
dere das Erkennen der Folgen des eigenen (be-
wussten oder auch unbewussten) Handelns.

Interkulturelle Öffnung ist also ein kontinuier-
licher Prozess von Organisations-, Personal und 

der Sportvereine für Jugendliche mit Migrationshintergrund wird als 
wichtiges Anliegen für die Zukunft transparent  gemacht und der 
Nutzen auch fundiert begründet.
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Qualitätsentwicklung. Es geht um die Interkultu-
relle Orientierung der gesamten Organisation, ih-
rer Leistungen und Produkte. Das gilt auch für An-
gebote und Dienste in Bereichen, in denen Kinder 
und Jugendliche zur Zielgruppe gehören. 

Die Landesregierung hat in der aktuellen Legisla-
turperiode etliche Prozesse der Interkulturellen 
Öffnung anstoßen und festigen können. So wur-
den „Kriterien zur Förderung von Integrationspro-
jekten für Menschen mit Migrationshintergrund in 
Rheinland-Pfalz“ entwickelt und ausgeschrieben, 
die in der Förderung von Prozessen Interkulturel-
ler Öffnung einen besonderen Schwerpunkt setz-
ten. Dies ermöglichte die Unterstützung von Pro-
jekten zur Interkulturellen Öffnung von und zur 
Erhöhung der Interkulturellen Kompetenz von Be-
schäftigten in Institutionen, Organisationen und 
Verbänden. Auf dieser Basis wurden  beispielsweise 
Fortbildungen und Schulungen von Kommunen 
in Rheinland-Pfalz (z. B. auch für Leitungen und 
 Bedienstete in Kindertagesstätten) gefördert. Un-
terstützt und begleitet wurden aber auch  weitere 
Projekte zur Interkulturellen Öffnung: wie z. B. das 
Projekt zur Interkulturellen Öffnung der offenen 
Jugendarbeit, ein übergreifendes Projekt zur Inter-
kulturellen Öffnung in den Verbänden der freien 
Wohlfahrtspflege in Rheinland-Pfalz oder aber ein 
Projekt zur Interkulturellen Öffnung der Jugend-
feuerwehr Rheinland-Pfalz. 

Darüber hinaus geht es der Landesregierung aber 
auch darum, die Integration in allen Bereichen des 
gesellschaftlichen Lebens, zumal in Lebenswelten 
der Kinder und Jugendlichen sowie ihrer  Familien, 
systematisch voranzubringen. Daher wurde in 
dieser Legislaturperiode das Integrationskonzept 
fortgeschrieben, mit Beteiligung der Partnerinnen 
und Partner im Landesbeirat für Migration und In-
tegration. Unter dem Titel „Integration, Anerken-
nung und Teilhabe – Leben gemeinsam gestalten“ 
werden in neun Handlungsfeldern Maßnahmen 
beschrieben, die geeignet sind, die gleichberech-
tigte Teilhabe der Bevölkerung mit Migrationshin-
tergrund in Rheinland-Pfalz zu fördern. Neben der 
bereits angesprochenen Interkulturellen Öffnung 
und Interkulturellen Kompetenz sind zentrale Be-

reiche des Konzeptes: Partizipation, Bildung, Be-
rufsausbildung und Arbeitsmarkt, Familie, Gesund-
heit, Religion sowie die Bereiche Kultur, Medien, 
Aufklärung und Information sowie Flüchtlinge. 

III.9.2 „Queere Jugendliche“

Für die „Lebensphase Jugend“ ist die  Entwicklung 
einer stabilen sexuellen und geschlechtlichen 
Identität eine zentrale Aufgabe. Jugendliche, die 
während ihrer Pubertät feststellen, dass sie eine 
andere als die heterosexuelle Identität besitzen, 
geraten aufgrund der heterosexuellen Normati-
vität – die nach wie vor bestimmend auch für eine 
moderne Gesellschaft ist – und damit zusammen-
hängender Vorurteile, Unkenntnisse und ableh-
nendem Verhalten vielfach in eine persönliche 
Krise. 

Eine Studie der Stadt Berlin aus dem Jahr 1999 
hat gezeigt, dass die Suizidrate von homosexuel-
len Jugend lichen um ein Vielfaches höher ist als 
die von heterosexuellen Jugendlichen. Die On-
line-Studie zur Lebenssituation von LSBTTI in 
Rheinland-Pfalz aus dem Jahr 2015 hat ergeben, 
dass die  Hälfte der Befragten ihre sexuelle Orien-
tierung oder  geschlechtliche Identität im schuli-
schen  Umfeld nicht oder nur eingeschränkt offen 
 ausleben konnte oder kann. Insgesamt sind les-
bische, schwule, bisexuelle, transgender, trans-
sexuelle und intersexuelle Jugendliche bisher noch 
nicht ausreichend im  Fokus der Kinder- und Ju-
gendhilfe.

Der Landesaktionsplan der Landesregierung 
„Rheinland-Pfalz unterm Regenbogen – Akzeptanz 
für queere Lebensweisen“ greift diese  Problematik 
queerer Jugendlicher im Handlungsfeld „Familie, 
Kinder und Jugend“ auf und hat sich das Ziel ge-
setzt, die Kompetenz von Fachkräften in Sozial- 
und Familienberatungsstellen sowie Fachkräften 
von Schwangerschaftsberatungsstellen und Fach-
kräften in Familien- und Jugendhilfeeinrichtungen 
im Hinblick auf sexuelle und geschlechtliche Iden-
tität zu stärken. 
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Die Landesregierung begrüßt daher, dass das The-
ma sexuelle und geschlechtliche Identität im 2. 
Kinder- und Jugendbericht Rheinland-Pfalz erst-
mals aufgenommen wird.

III.9.3 Aufwachsen mit digitalen Medien

Die Lebenswelten junger Menschen werden heute 
stark geprägt durch digitale Medien. Der medien-
pädagogische Forschungsverbund Südwest doku-
mentierte in seinen Langzeitstudien, dass der-
zeit über 80 % der Zwölf- bis 19-Jährigen täglich 
 online sind und 88 % der jugendlichen Internet-
nutzer über ein Smartphone verfügen. Insbeson-
dere die sozialen Netzwerke haben eine wesent-
liche Bedeutung im Leben von Jugendlichen.

Online-Communities werden im Jahr 2014 von 
knapp drei Viertel der Zwölf- bis 19-Jährigen aktiv 
genutzt31. Dabei kommt den sozialen Netzwerken 
ein wesentlicher Stellenwert bei der Bewältigung 
elementarer Entwicklungsaufgaben zu. Sowohl 
das Streben nach Autonomie und die Gestaltung 
sozialer Beziehungen als auch die Verwirklichung 
von Selbstbestimmung und Teilhabe werden stark 
geprägt durch die neue Form der  Kommunikation. 
(vgl. 14. Kinder- und Jugend bericht (BT-Drs. 
17/12200, S. 43)). 

Die Landesregierung begrüßt, dass der Bericht an 
verschiedenen Stellen die Relevanz von digitalen 
Medien im Alltag von Kindern und Jugendlichen 
hervorhebt. Beispielsweise werden Angebote der 
Medienbildung in der Jugendarbeit in Kapitel 3.1.6 
skizziert und es werden einzelne Medienprojekte 
vorgestellt. Auch das Kapitel zum erzieherischen 
Kinder- und Jugendschutz (Kap.3.1.10) nimmt u. a. 
Bezug auf ernstzunehmende Gefährdungspoten-
ziale im Internet und dokumentiert die Recherche-
ergebnisse von jugendschutz.net. 

31 Vgl. JIM 2014, Jugend, Information, (Multi-)Media, Basisstudie 
zum Medienumgang 12- bis 19-Jähriger in Deutschland; Herausge-
ber: Medienpädagogischer Forschungsverbund Südwest. 

Da die digitalen Medien inzwischen fester Bestand-
teil der Jugendkultur sind, wäre es allerdings wün-
schenswert, wenn ein künftiger Bericht noch de-
taillierter auf aktuelle Entwicklungen eingehen 
würde. Es sollte dann auch vertieft werden, wie 
die Mediatisierung das Leben der Kinder und Ju-
gendlichen positiv beeinflussen kann und welche 
konkreten Chancen sich hieraus für den Bereich 
der Kinder- und Jugendarbeit ergeben. Die Anfor-
derungen an die Jugendarbeit bezogen auf virtu-
elle Welten werden in Kapitel 8 benannt, die The-
matik wird allerdings nur kurz angeschnitten und 
nicht umfassend dargestellt.

Die Mediatisierung und Digitalisierung der Lebens-
welten junger Menschen stellt neben Eltern auch 
Fachkräfte und Staat vor neue Aufgaben. Nur 
durch die Befähigung junger Menschen in Kom-
bination mit erforderlichen Schutz- und Kontroll-
maßnahmen kann ein gutes Aufwachsen mit Me-
dien gelingen. Eine Kernaufgabe der Kinder- und 
Jugendpolitik ist es daher, den Medienkompetenz-
erwerb als Querschnittsaufgabe der Kinder- und 
Jugendhilfe zu begreifen. Vielfältige Angebote im 
Bereich der Medienkompetenzförderung sowie 
der Anpassung der gesetzlichen Vorschriften zum 
Schutz junger Menschen tragen entscheidend 
dazu bei, dass sich junge Menschen zu selbst-
bestimmten und starken Persönlichkeiten entwi-
ckeln. Der hohe Stellenwert der sozialen Netzwer-
ke bezogen auf die Bewältigung von elementaren 
Entwicklungsaufgaben sollte im Bericht noch 
stärker behandelt werden. Eine ausführlichere Be-
richterstattung zu den Chancen und Risiken der 
Digitalisierung und Mediatisierung bezogen so-
wohl auf das Aufwachsen der Kinder und Jugend-
lichen als auch auf die Kinder- und Jugendarbeit 
wäre im nächsten Bericht wünschenswert.
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III.9.4  Partizipation und ehrenamtliches 
Engagement junger Menschen

Seit vielen Jahren unterstützt die Landesregie-
rung die Mitwirkung der jungen Menschen im Ge-
meinwesen. Rheinland-Pfalz war das erste Bun-
desland mit einer Leitstelle Partizipation, die das 
Ziel verfolgt, über die Förderung einzelner Parti-
zipationsprojekte hinaus die Beteiligung von Kin-
dern und Jugendlichen landesweit strukturell zu 
verankern, sodass sich eine dauerhafte kommuna-
le Beteiligungskultur etabliert, u. a. durch fachli-
che Unterstützung und Qualifizierung, Schaffung 
von Netzwerken, Informationsbereitstellung. Die 
Berichtskommission würdigt diese Leistungen der 
Landesregierung und geht auch auf die gerade in 
jüngster Zeit entstandenen weiteren Initiativen 
wertschätzend ein (vgl. Kap. 3.1.5). Dazu gehören 
u. a. die Veranstaltungsreihe „Engagierte Jugend 
in Rheinland-Pfalz“, das mit der Bertelsmann Stif-
tung durchgeführte Modellprojekt „jungbewegt 
– dein Einsatz zählt!“ und das mit diesem Projekt 
verbundene „jugendforum rlp – liken, teilen, was 
bewegen“32 sowie das daraus entstandene Jugend-
manifest „Unsere Zukunft bestimmen wir!“. 

Um junge Menschen in ihrem ehrenamtlichen En-
gagement zu unterstützen, sind ebenso die struk-
turellen (Regel-)Förderungen der Landesregierung 
im Rahmen der Jugendarbeit zu nennen, beispiel-
haft die Schulungen Ehrenamtlicher oder die För-
derung von Ehrenamtlichen bei Veranstaltungen. 
Auch hat das Land die Voraussetzungen für den 
Ersatz von Verdienstausfall durch ehrenamtlichen 
Einsatz in der Jugendarbeit durch das „Landesge-

32 In konzeptioneller Anlehnung an dieses „Jugendforum rlp“ mit 
seinen Online- und Offline-Elementen wurde im Jahr der Europawahl 
2014 in Kooperation mit der EU-Kommission und der Bertelsmann 
Stiftung das „jugendforum europa rlp“ durchgeführt, das sich auf 
europapolitische Themen konzentrierte. Damit konnten junge 
Menschen frühzeitig in europapolitische Diskussionen eingebunden 
werden. Sie konnten ihre Wahrnehmung von Europas Stärken und 
Schwächen einbringen und Überlegungen zur Veränderung Europas 
anstellen. Das Projekt ermöglichte es rund 400 Jugendlichen, sich 
aktiv mit europäischen Themen auseinanderzusetzen und ihre Anlie-
gen der Landesregierung und der EU-Kommission vorzutragen.

setz zur Stärkung des Ehrenamtes in der Jugendar-
beit“ geschaffen.33 

Eines der drei leitenden Handlungsziele der vom 
Kabinett im November 2014 verabschiedeten Ju-
gendstrategie „JES!“ ist die „Gewährleistung der 
Mitbestimmung an gesellschaftlichen  Gestaltungs- 
und Entscheidungsprozessen“. Damit will die 
Lan des regierung ein deutliches Zeichen setzen, 
dass die Beteiligung junger Menschen landes-
weit weiter zu stärken ist. Junge Menschen brau-
chen  einen sichtbaren Ausdruck dafür, dass sie als 
 Bürgerin nen und Bürger ernst genommen werden. 
Sie b rauchen konkrete Angebote zur Mitbestim-
mung und Mitgestaltung der Gesellschaft. Die Ju-
gendpolitik der Landesregierung will sich deshalb 
im Sinne der Parteinahme für junge Menschen in 
allen gesellschaftlichen Gestaltungsbereichen da-
für starkmachen, dass junge Menschen – und zwar 
unabhängig von ihrer Herkunft und ihren mate-
riellen Möglichkeiten – die Gesellschaft mitge-
stalten können. Wie im Abschnitt über die demo-
grafische Entwicklung schon benannt (siehe auch 
Schlussbetrachtung), wird es im Zuge des demo-
grafischen Wandels wichtiger denn je, die jungen 
Bürgerinnen und Bürger an Planungs- und Ent-
scheidungsprozessen zu beteiligen.

In diesem Kontext ist auch die vom rheinland-
pfälzischen Landtag eingerichtete Enquete-Kom-
mission „Aktive Bürgerbeteiligung für eine starke 
Demokratie“ zu nennen. Sie hat sich von Novem-
ber 2011 bis Januar 2015 mit den unterschied-
lichen Aspekten der Bürgerbeteiligung befasst. 
Einer der Schwerpunkte war das Thema „Kinder- 
und Jugendbeteiligung/Mitbestimmung in der 
Schule“. Die Enquete hat dazu folgende Empfeh-
lungen ausgesprochen:

33  Beim Hearing „Jugendverbandsarbeit/ehrenamtliches und 
 bürgerschaftliches Engagement“ im Rahmen der Erstellung des  
2. Kinder- und Jugendberichtes wurde deutlich, dass mehr strukturel-
le statt projektbezogener Förderungen wichtig sind (vgl. S. 122). 
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 ■ Absenkung des Wahlalters bei Kommunalwah-
len und Landtagswahlen auf 16 Jahre,

 ■ Beteiligungsmöglichkeiten in der Ausbildung: 
Ausweitung des Anspruchs auf Bildungsfreistel-
lung bei Auszubildenden auf 5 Tage jährlich,

 ■ Stärkung der betrieblichen Mitbestimmung für 
Auszubildende bzw. der Jugendvertretungen,

 ■ Ausbildung von Erzieherinnen und Erziehern so-
wie Lehrerinnen und Lehrern:  Vermittlung von 
Wissen über die Wichtigkeit von Kinder- und 
Jugendbeteiligung als Bestandteil der Bildungs-
gänge im Rahmen übergreifender pädagogi-
scher Prinzipien,

 ■ flächendeckende Ausweitung bereits vorhande-
ner unterschiedlicher Formen der Partizipations-
möglichkeiten in Kitas und Schulen.

Die Landesregierung wird diese Empfehlungen 
aufgreifen, um die bereits laufenden Maßnahmen 
im Bereich der Kinder- und Jugendbeteiligung wei-
ter zu intensivieren.

III.9.5  Naturerleben, Umwelt- und 
 Ernährungsbildung

Das Erleben von Wasser und Natur im Siedlungs- 
und Freiraum hat für die gesunde Entwicklung von 
Kindern und Jugendlichen einen hohen Stellen-
wert. Naturerfahrungen sind Voraussetzung dafür, 
dass junge Menschen sich später für den Erhalt 
und die Entwicklung von Natur und Umwelt ein-
setzen. Die Landesregierung fördert daher natur-
nahe Erlebnisspielräume.34

Landesforsten Rheinland-Pfalz bietet in Kooperati-
on mit engagierten Partnern zahlreiche wald- und 
umweltpädagogische Aktivitäten an. Alleine die 
häufig mehrtägigen Bildungsangebote der in Regie 
von Landesforsten betriebenen schulnahen Um-
welterziehungseinrichtungen werden jährlich von 
rund 34.000 Schülerinnen und Schülern genutzt.

34 Bislang wurden 539 naturnahe Erlebnisspielräume gefördert.

Da die Nachfrage nach einer qualifizierten Bildungs-
arbeit im Wald alleine durch staatliche  Angebote 
nicht befriedigt werden kann, wurde 2009 die 
Qualifizierung zum staatlich anerkannten „Zerti-
fikat Waldpädagogik Rheinland-Pfalz“ in das Bil-
dungsprogramm des Landes aufgenommen. Das 
Angebot richtet sich an interessierte Menschen, 
die sich ehrenamtlich, neben- oder freiberuflich in 
der Jugend- und Bildungsarbeit engagieren  wollen. 

Zur Verbesserung der  Gesundheitsprävention 
durch richtige Ernährung und  Ernährungsbildung 
wird das EU-Schulobst- und -gemüseprogramm 
an 1.000 Grund- und Förderschulen sowie 1.650 
Kindertagesstätten umgesetzt. Im Rahmen  dieses 
Programms wird die Ausgabe von kostenlosem 
Obst und Gemüse mit Maßnahmen der Ernäh-
rungsbildung für  Kinder verknüpft. Die Evaluie-
rung dieses Programms zeigt, dass hiervon ins-
besondere Kinder und Jugendliche aus sozial 
benachteiligten Familien profitieren. Die Initiative 
„Rheinland-Pfalz isst besser“ leistet einen Beitrag 
zur Verankerung von Ernährungsbildung in Ver-
bindung mit gesunder Verpflegung in Schulen und 
Kindertagesstätten.

III.10  Weiterentwicklung des 
Indikatoren konzeptes „Child 
Well-being“ hin zu einem Konzept 
„Wohlbefinden von Kindern und 
Jugendlichen (WKJ)“

Die Landesregierung begrüßt, dass die  Anregungen 
aus der Diskussion des ersten Kinder- und Jugend-
berichtes zur Weiterentwicklung des Indikatoren-
konzepts „Child Well-being“ – das als Daten- und 
Analysekonzept zur Strukturierung und Deutung 
der Lebenssituationen von Kindern und Jugend-
lichen in den Gebietskörperschaften des Landes 
(= regional differenzierte Sozialberichterstattung) 
dienen soll – von der Berichtskommission in zwei-
facher Hinsicht konstruktiv aufgegriffen wurden:
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 ■ Zum einen wurden die Kennzahlen und die Indi-
katoren kritisch überprüft und reduziert35, 

 ■ zum anderen wurde das Indikatorenkonzept 
auch über die Befragung der Jugendlichen in-
haltlich angereichert; konkret bedeutet das, 
dass die Selbstauskünfte der Jugendlichen in-
terpretativ genutzt wurden, um  objektive In-
dikatoren zu begründen36, die in den Gesamt- 
Index zum Wohlbefinden einfließen, so insbe-
sondere das Thema Mobilität. 

Unter Rekurs auch auf internationale und nationa-
le Studien37 ist das Ergebnis „ein Konzept von An-
zeigern für das Wohlbefinden von Kindern und Ju-
gendlichen (WKJ)“ (vgl. Einführung und Kap. 5). 

Die Berichtskommission macht mit dieser be-
grifflich-inhaltlichen Überarbeitung deutlich, dass 
das Indikatorenkonzept nicht als ein Ranking der 
Landkreise und kreisfreien Städte zu verstehen ist, 
sondern als ein Instrument neben anderen, das 

35 Statt 101 Kennzahlen noch 43, die zu zwölf Indikatoren ver dichtet 
werden und in den einzelnen Dimensionen des Indikato ren konzeptes: 
„Lebensbedingungen“, „Wohlfahrtsleistungen“ und „ Handlungsräume“ 
zu drei Indices zusammengefasst werden. Berichtskommission: „Die 
Anzahl der im zweiten Bericht verwendeten Kennzahlen und Indika-
toren (…) führt zu einer verbesserten Gleichwertigkeit der einzelnen 
Dimensionen im Gesamtindex WKJ.“ (S. 211)

36 Die Selbstauskünfte mussten in objektive Daten „übersetzt“ 
werden (= „objektive Anzeiger“ für das subjektive Wohlbefinden von 
Kindern und Jugendlichen.) Dabei gab es für die Berichtskommission 
Schwierigkeiten wie beim ersten Kinder- und Jugendbericht: Die 
Grunddaten bzw. Kennzahlen müssen für alle 36 Gebietskörperschaf-
ten vorliegen (Vergleichbarkeit) (vgl. Kap. 5.2, S. 210 f.). Ein Problem 
bleibt die Datenlage: „Im Hinblick auf die Verfügbarkeit von Daten, 
die dem Gesamtindex WKJ zugrunde liegen, zeigen sich zum Teil 
noch erhebliche Lücken. Folglich konnten einige relevante Aspekte 
der Bedingungen des Aufwachsens von Kindern und Jugend lichen, die 
in Kapitel 2 und 3 analysiert, und einige Themenkomplexe, die von 
den Jugendlichen selbst als wichtig für ihr Wohlbefinden formuliert 
wurden, nicht in objektive Daten überführt und in den WKJ-Index 
einbezogen werden.“ (S. 240)

37 Die Berichtskommission nimmt Bezug auf u. a. die Arbeiten zum 
„Capability Approach“ (Befähigungsansatz), hier insbes. Martha 
Nussbaum oder die Unicef-Berichte zur Lage der Kinder in Deutsch-
land (Bertram u. a. ) (siehe S. 208). 

Anhaltspunkte geben und den Blick öffnen möch-
te für Verbesserungen regionaler Planungen.38 

„Mithilfe von Indikatoren können ,direkt nicht 
wahrnehmbare bzw. komplexe und unmittelbar 
nicht zu operationalisierende Aspekte der  sozialen 
Realität ausschnittsweise bzw. stellvertretend‘ 
(Jordan 1998, S. 340) abgebildet werden. Indika-
toren ,messen‘ also den ausgewählten Aspekt 
nicht  ,objektiv‘, sondern stellen vielmehr einen 
plausiblen Anzeiger für einen nicht unmittelbar 
mess baren Zusammenhang der sozialen Wirklich-
keit dar.“ (S. 214) 

38 Es versteht sich von selbst, dass diese Anhaltspunkte nicht 
erschöpfend sein können.
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IV Herausforderungen – eine Schlussbetrachtung

Das Eigenrecht der Jugend, ihr Recht auf einen 
Platz in der Gesellschaft und auf Mitwirkung in 
der Gesellschaft wird im Bericht ebenso betont 
wie die Verpflichtung von Staat und Gesellschaft, 
junge Menschen dazu zu befähigen, mitwirken, 
partizipieren und teilhaben zu können. Die Jugend-
phase wird als eigenständige Lebensphase mit 
 typischen Gestaltungsmöglichkeiten und zugleich 
als eine Zeit mit zentralen Entwicklungsaufgaben 
herausgearbeitet. Dabei wird deutlich – insbeson-
dere in der Jugendbefragung –, dass die manchmal 
unbequemen, eigensinnigen oder kreativen Ideen, 
Vorstellungen und Aktivitäten junger Menschen 
und ihre zuweilen „grenzüberschreitenden“ Expe-
rimente wichtig sind, um zu innovativen Lösungen 
für die gesellschaftlichen Herausforderungen von 
morgen zu kommen. Darauf verweist die Berichts-
kommission ausdrücklich, wenn sie sagt, dass die 
besonderen gesellschaftlichen Herausforderungen 
und Eigenheiten der Lebensphase  Jugend als eine 
Zeit folgenreicher Entwicklungs arbeit und Erpro-
bung zugleich zu begreifen sei und damit für die 
gesamtgesellschaftlichen Entwicklungschancen 
und Zukunftsaussichten von herausragender Be-
deutung sei. 

Die Landesregierung will dazu beitragen, dass die 
jungen Menschen umfassend gefördert und dazu 
ermutigt werden, neue Wege zu gehen. Für die 
rheinland-pfälzische Jugendpolitik spannt sich 
 dabei der Bogen der Aufmerksamkeit von dem 
 Aspekt der zukünftigen qualifizierten Arbeitskraft 
über den der mitgestaltenden Staatsbürgerin, des 
mitgestaltenden Staatsbürgers bis hin zu dem des 
jungen Menschen als Subjekt universaler Men-
schenrechte. 

Die Jugendphase ist prägend für das Verhältnis der 
jungen Menschen zu Gesellschaft und Politik und 
sie ist entscheidend dafür, dass junge Menschen 
Perspektiven für ein erfülltes Leben entwickeln 
können. Die Landesregierung sieht sich hier in die-
sem Verständnis, zumal auch mit der jugendpoli-
tischen Initiative „JES! Jung. Eigenständig. Stark.“ 

durch den Bericht bestätigt. Der Bericht fordert 
Politik und Gesellschaft, als Landesbericht natur-
gemäß vor allem Land und Kommunen, dazu 
 heraus, stärkend und unterstützend auf die reale 
Situation der jungen Menschen in ihren sehr un-
terschiedlichen Lebenssituationen und Lebensor-
ten zu reagieren. Die Landesregierung hat bereits 
wichtige Schritte in diese Richtung getan. Sie will 
mit ihren Maßnahmen dazu beitragen, dass Ju-
gend sich als wichtig für die Gemeinschaft erfah-
ren kann.

Dazu gehört, dass die Landesregierung sich auf die 
Perspektive der jungen Menschen, wie sie der Be-
richt herausgearbeitet hat, einlassen will. Sie wird 
sie in die Überlegungen der unterschiedlichen 
Ressorts zu einer Politik für die Jugend einfließen 
lassen, einschließlich der Forderung u. a. nach 
 Verbesserung der Mobilität bzw. der öffentlichen 
Nahverkehrsangebote, speziell auch jenseits des 
Berufsverkehrs. Die Frage der „Infrastrukturpolitik“ 
für die Jugend sieht sie eng verbunden mit dem 
öffentlichen Gestaltungsauftrag und mit der ört-
lichen Planung für die „soziale Infrastruktur Jugend-
arbeit“. 

Der 2. Kinder- und Jugendbericht bestätigt die 
Landesregierung darin, ihre Politik bezogen auf die 
jungen Menschen zu überprüfen und neu auszu-
richten. Sie will die jungen Menschen nicht dem 
freien Spiel der gesellschaftlichen Kräfte überlas-
sen. Nicht zuletzt in den Radikalisierungstenden-
zen junger Menschen sieht sie Indikatoren dafür, 
dass im Hinblick auf die gesellschaftliche Wahr-
nehmung der Interessen von jungen Menschen 
Leerstellen bleiben. Sie will dem mit der jugend-
politischen Initiative in allen Politikfeldern nach-
gehen. Vor allem will sie in der konkreten Infra-
strukturpolitik die Jugendarbeit stärken und damit 
klare Akzente zu einer umfassenden Jugendförde-
rung setzen.

Die Landesregierung wird der Situation der jungen 
Menschen in den strukturschwachen ländlichen 



Räumen sowie im ländlichen Raum allgemein ver-
stärkt Aufmerksamkeit widmen. Ob junge Men-
schen gehen oder bleiben, hängt nicht zuletzt 
davon ab, welche Erfahrungen sie an ihrem Le-
bensort machen und welche Entwicklungs- und 
Gestaltungsräume ihnen dort geboten werden.

Für die Landespolitik kann das weiterentwickel-
te Indikatorenkonzept „Wohlbefinden von Kin-
dern und Jugendlichen (WKJ)“ wichtige Hinwei-
se für Handlungserfordernisse der Politik geben. 
Dabei hat auf der örtlichen Ebene vor allem die 
Jugendhilfeplanung als gesetzlich vorgegebenes 
 Analyse- und Gestaltungsinstrument eine beson-
dere Bedeutung. Der Bericht betont, dass die in 
Rede stehende Gestaltungsverantwortung sich 
nur mit deutlich verbesserten Planungsinstrumen-
ten schultern lässt. 

Die Landesregierung will deshalb dazu beitragen, 
dass Planungsinstrumente für die differenzierte 
Bewältigung der öffentlichen Verantwortung für 
das Aufwachsen gestärkt werden. Die Kommunen 
müssen in den Stand versetzt werden, den jun-
gen Menschen selbst bei der Planung mehr (Be-)
Achtung schenken und sie umfassend daran be-
teiligen zu können. Um zu dokumentieren und 
letztlich auch sicherzustellen, dass die Planungs-
beteiligung der jungen Menschen ernst genom-
men wird, sollte sie auf der Ebene der jeweiligen 
örtlichen Verwaltungen Chef(innen)sache sein. 

Die Landesregierung will die Herausforderung des 
Berichts annehmen und sich das Thema  „Soziale 
Infrastruktur Jugendarbeit“ zu eigen machen. Sie 
sieht darin eine Bestätigung des Wegs, den sie 
mit der jugendpolitischen Initiative „JES!“ eröff-
net hat. Sie will die Jugend nicht dem freien Spiel 
der gesellschaftlichen Kräfte überlassen, nicht 
den Tendenzen zur einseitigen Betonung von Ver-
wertungsgesichtspunkten, zur kommerziellen Er-
schließung jugendlicher Konsumentengruppen 
und zur ungleichen Verteilung der gesellschaft-
lichen Ressourcen. 

Zur Wahrnehmung der öffentlichen Verantwor-
tung für das Aufwachsen der Jugend hält die Lan-

desregierung Jugendarbeit in einer großen Band-
breite öffentlich verantworteter und pädagogisch 
inspirierter Strukturen und Angebote für erforder-
lich.39 Trotz angespannter Haushaltslage der Kom-
munen wie des Landes hält sie daran fest, dass 
für die Realisierung dieser sozialen Infrastruktur 
landesweit ein umfängliches, stabiles Netz von 
professionellen Pädagoginnen und Pädagogen 
erforderlich ist. Es geht dabei nicht um eine „pro-
fessionelle Verfolgungsbetreuung“, wie es der Ber-
liner Ethik-Professor Lob-Hüdepohl formuliert. Es 
geht vielmehr um die notwendige Unterstützung 
junger Menschen dabei, ihre Interessen in der Ge-
sellschaft zur Geltung zu bringen, eine „Heimat“ 
in der Gesellschaft zu finden und Perspektiven für 
ein gelingendes Leben zu entwickeln.

Mainz, März 2015

39 Die Schlussfolgerung, „dass Jugendpolitik und Jugendarbeit einen 
geschlechtersensiblen Ansatz verfolgen sollten, um unterschiedliche 
Problemlagen von Jungen und Mädchen wahrzunehmen und darauf 
angemessen eingehen bzw. geschlechtergerechte Angebote machen 
zu können“ (vgl. S. 205), wird aus gleichstellungspolitischer Sicht be-
grüßt, auch dass in ländlichen Regionen im Rahmen der Jugendarbeit 
ein noch stärkerer Fokus auf spezifische Angebote für Mädchen zu 
richten ist. 
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Modell schließlich mit statistischen Daten zur 
Sozialstruktur, zu Bevölkerung, Familie, Schule, 
Ausbildung sowie spezifischen Formen von Risi-
koverhalten junger Menschen gefüllt. 

 ■ Die Lebensbedingungen von Jugendlichen wer-
den in gewichtigem Maße durch Angebote und 
Leistungen in öffentlicher Verantwortung „ge-
rahmt“. Im vorliegenden Bericht wird vor allem 
die Jugendarbeit – ein vielgestaltiger Leistungs-
bereich der Kinder- und Jugendhilfe – betrach-
tet. Zugleich wird das dem SGB VIII  zugrunde 
gelegte Verständnis über die Aufgaben und 
Leistungen von Jugendarbeit durch den  Fokus 
auf Gelegenheitsstrukturen und besondere 
Formen der Selbstaneignung des öffentlichen 
Raums durch die jungen Menschen erweitert.  

 ■ Der erste Kinder- und Jugendbericht  knüpfte an 
internationale Konzepte des Child Well-being 
an und operationalisierte für den eigenen Un-
tersuchungsauftrag ein geeignetes Konzept ei-
ner regional differenzierenden Sozialberichter-
stattung. Im zweiten Blick des vorliegenden 
Berichtes wird dieses Indikatorenkonzept über-
arbeitet und begrifflich wie inhaltlich zu einem 
Konzept von Anzeigern für das Wohlbefinden 
von Kindern und Jugendlichen (WKJ) weiter-
entwickelt.

 ■ Der vorliegende Bericht ist nicht ausschließlich 
deskriptiv, sondern zugleich partizipativ ange-
legt. Relevante Jugendthemen wurden durch 
junge Menschen selbst in einem Jugendwork-
shop generiert und durch die Berichtskommis-
sion in eine standardisierte Jugendbefragung 
übersetzt. Auch wurden Akteurinnen und Ak-

ZUSAMMENFASSUNG

Der vorliegende Bericht schließt an den ersten 
Kinder- und Jugendbericht des Landes Rheinland- 
Pfalz an und geht auf das Vorhaben der Landes-
regierung zurück, eine kontinuierliche Bericht-
erstattung über die Lebenssituation junger Men-
schen in Rheinland-Pfalz sowie über öffentliche 
Angebote und Hilfen für Kinder und Jugendliche 
zu implementieren (vgl. Landtag Rheinland-Pfalz 
2007b, Drucksache 15/832). Der  datenbasierte 
Bericht wird als Grundlage für (jugend)politi-
sche Handlungsstrategien begriffen und hält 
dazu konkrete Empfehlungen an die Landesregie-
rung vor. 

Thematisch knüpft der Bericht an einen  aktuellen 
landes- und bundespolitischen Schwerpunkt an: 
Die besonderen Herausforderungen des demo-
grafischen Wandels stellen vor allem die Jugend-
generation in den Fokus der Politik, und es kon-
kretisieren sich Forderungen und Ansätze einer 
eigenständigen Jugendpolitik. Die neue Auf-
merksamkeit für die „Jugend“ – diese zeigt sich 
auch in der Schwerpunktlegung des 15. Kinder- 
und Jugendberichtes des Bundes, der 2017 vorge-
legt werden soll – findet sich auch im Auftrag, in 
der Struktur und in der Datengrundlage des zwei-
ten Kinder- und Jugendberichtes für Rheinland-
Pfalz wieder:

 ■ Nach einer Hinführung zum Begriff Jugend wird 
ein mehrdimensionales Modell zu  Entwicklungs- 
und Lebensbedingungen junger Menschen in 
Rheinland-Pfalz entwickelt. Hier werden zen-
trale Dimensionen und Einflussgrößen, die für 
die Bedingungen des Aufwachsens junger Men-
schen in Rheinland-Pfalz essenziell sind, her-
ausgearbeitet. In einem ersten Blick wird das 



teure aus einschlägigen Arbeitsfeldern in Ex-
pertinnen- und Expertenanhörungen an der 
Exploration gegenwärtiger Herausforderungen 
und Entwicklungslinien vor allem in den Be-
reichen kommunaler offener Jugendarbeit, Ju-
gendverbandsarbeit und Jugendsozialarbeit, 
aber auch zu spezifischen Jugendthemen betei-
ligt und gehört. 

 ■ Jugendarbeit und Jugendpolitik werden schließ-
lich in einem dritten Blick aus  verschiedenen 
Perspektiven vertieft: Erstens wird in einer 
Analyse der rheinland-pfälzischen Landtags-
protokolle von 1947 bis heute die politisch-
historische Auseinandersetzung mit der Ju-
gendgeneration nachvollzogen. Zweitens 
werden die Selbstauskünfte der jungen Men-
schen hinsichtlich ihres Freizeitverhaltens, der 
Bedeutung von offener Jugendarbeit und Ju-
gendverbandsarbeit sowie ihrer Einschätzung 
zur sozialräumlichen Umwelt ausgewertet. Auf 
dieser Grundlage werden drittens Rahmenbe-
dingungen, Anforderungen und Entwicklungs-
perspektiven für eine „moderne“ Jugendarbeit 
konkretisiert.

 ■ Abgeschlossen wird der Bericht wie sein Vor-
gänger mit einem Blick nach vorn: Hier wer-
den konkrete Handlungsempfehlungen an die 
Landesregierung formuliert.

Hinführung

Jugend: Zwischen Kindheit und Erwach-
senenalter, auf dem Weg in die Zukunft 
und mitten im Leben

Wie es nicht die Kindheit gibt, so kann auch nicht 
über die Jugend oder den Jugendlichen berichtet 
werden. Da im vorliegenden Bericht die Lebens-
phase Jugend und grundlegende Bedingungen des 
Aufwachsens im Vordergrund stehen, wird eine 
kurze Klärung der Begrifflichkeiten angeboten. 
Dabei wird „Jugend“ mehrdimensional – im Sinne 
von „Jugenden“ – gedacht.

 ■ Jugend ist keine natürliche Tatsache, sondern 
eine soziale Konstruktion: Die Vorstellungen, 
wann ein Mensch nicht mehr Kind und noch 
nicht Erwachsener ist, waren immer schon 
durch historische und regionale Gegebenheiten 
bestimmt. 

 ■ Jugendzeit ist einerseits Lern- und Entwick-
lungszeit: Das Jugendalter ist das Zeitfenster 
für Entwicklung, Ausbildung und Erprobung, 
das die jungen Menschen optimal nutzen müs-
sen, um sich eine soziale und ökonomische 
Basis zu sichern – so die gesellschaftliche Er-
wartung und so empfinden es auch junge Men-
schen in Rheinland-Pfalz. Die Erfahrung von 
Selbstwirksamkeit ist bei der Bewältigung der 
Entwicklungsaufgaben im Jugendalter eine 
wichtige Voraussetzung.

 ■ Jugendzeit ist andererseits Lebenszeit im „Hier 
und Jetzt“: Vor allem die Spannung zwischen 
Abhängigkeit und Autonomie zeigt sich im Ju-
gendalter deutlich. Die emotionale und ökono-
mische Ablösung von den Eltern geht meist ein-
her mit der Zuwendung zu den Gleichaltrigen, 
den Peers. 

 ■ Jugendlichkeit und Jugend sind auch Projek-
tionsflächen für die Hoffnungen und Ängste 
der Erwachsenen: Die heutige  Jugendgeneration 
ist die Erwachsenengesellschaft von morgen 
und damit die zentrale Voraussetzung für die 
gesellschaftliche Reproduktion. Dennoch fürch-
ten Erwachsene auch, dass die Jugendgenera-
tion sich von ihren Erwartungen abweichend – 
und damit negativ – entwickeln könnte. 

 ■ Die Bedingungen und Chancen vieler Jugend-
licher sind in Rheinland-Pfalz so gut wie nie zu-
vor, und zugleich ist die Lage zahlreicher  junger 
Menschen höchst prekär – und beides in den 
Regionen des Landes deutlich  unterschiedlich: 
Der Trend zu höheren Bildungsabschlüssen 
und die rückläufige Zahl Jugendlicher, die eine 
Schule ohne Abschluss verlassen, geben Hin-
weise auf günstige Lebensbedingungen in 
Rheinland-Pfalz. Darauf weisen auch die Selbst-

31



32

Erster Blick (Kapitel 2 und 3)

Daten und Fakten zu Lebenssituationen 
und Bedingungen des Aufwachsens jun-
ger Menschen in Rheinland-Pfalz

Kapitel 2 

Kapitel 2 beschreibt bundesweite sowie rhein-
land-pfälzische Daten zu den Bereichen Demogra-
fie, Lebens- und Familienformen, Einkommen und 
Armut, Bildung und Risikoverhalten und geht da-
bei der Frage nach, inwieweit diese Faktoren das 
Aufwachsen von Kindern und Jugendlichen so-
wie deren Entwicklungschancen beeinflussen.

Hinsichtlich der demografischen Entwicklung 
können für das Land Rheinland-Pfalz bundes-
durchschnittliche Werte festgestellt werden. Ob-
wohl die rheinland-pfälzische Bevölkerung seit 
dem Jahr 1993 um insgesamt rund 2 % gewach-
sen ist, zeigt sich der demografische Wandel vor 
allem bei der Zusammensetzung der  Bevölkerung. 
Insbesondere die Gruppe der unter 18-Jährigen 
hat sich im gleichen Zeitraum um rund 15 % ver-
kleinert. Dabei treten im interkommunalen Ver-
gleich deutliche strukturelle Unterschiede zwi-
schen den rheinland-pfälzischen Städten und 
Landkreisen zutage. Daneben wird die demogra-
fische Entwicklung auch von der Geburtenziffer 
bestimmt, die in Rheinland-Pfalz dem Bundes-
durchschnitt entspricht. Einzig der Anteil kinder-
loser Frauen ist in Rheinland-Pfalz leicht über-
durchschnittlich. Insgesamt jedoch wird die 
Bevölkerungsentwicklung vor allem durch Wan-
derungsbewegungen beeinflusst. Auch hier ist der 
demografische Wandel in den Kommunen unter-
schiedlich stark ausgeprägt: So finden insbeson-
dere im Südwesten des Landes die größten Bevöl-
kerungsrückgänge bei Kindern und Jugendlichen 
statt. Die Gebietskörperschaften entlang der so-
genannten Rheinschiene sind in deutlich geringe-
rem Umfang von den Auswirkungen des demo-
grafischen Wandels betroffen. Die demografische 
Entwicklung in Rheinland-Pfalz verändert das ge-
sellschaftliche Zusammenleben nachhaltig und 

auskünfte der jungen Menschen hin: Gut 70 % 
der befragten Jugendlichen sind zufrieden mit 
dem eigenen Leben und blicken  zuversichtlich 
in die Zukunft. Die guten Bedingungen sind 
aber nicht für alle gleich gegeben. So zeigen 
sich z. T. große regionale und soziale Disparitä-
ten, die eine besondere Herausforderung an die 
Jugendpolitik darstellen. 

Neben Ressourcen und Räumen für ihre Entwick-
lung und Erprobung suchen und erwarten Jugend-
liche vor allem die Anerkennung und den Respekt 
der Gesellschaft, um die anstehenden Aufgaben 
zu bewältigen. Hier obliegt es vor allem der Ju-
gendpolitik, positive Bedingungen für das Auf-
wachsen der jungen Menschen zu schaffen und 
dauerhaft zu gewährleisten. Das in der Hinfüh-
rung entwickelte Modell führt wichtige Dimensio-
nen des Aufwachsens (Familie, Schule und Peers) 
und gesellschaftliche Einflussfaktoren zusammen 
und arbeitet daran zentrale Herausforderungen 
einer Jugendpolitik heraus. 
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die Kinder und Jugendliche in Rheinland-Pfalz vor-
finden, sind jedoch von Kommune zu  Kommune 
sehr unterschiedlich. Obwohl es vielen jungen 
Menschen so gut geht wie nie, gibt es gleichzeitig 
eine Gruppe von Kindern und Jugendlichen, die in 
äußerst prekären Verhältnissen aufwächst. 

Eine zeitnahe und nachhaltige Auseinanderset-
zung mit den erwarteten Folgen des demogra-
fischen Wandels, den veränderten Lebens- und 
Familienformen, in denen junge Menschen auf-
wachsen, sowie den Herausforderungen, die im 
Zuge einer Erwerbstätigkeit von Eltern in einer 
hochkomplexen und globalisierten Arbeitswelt an 
familiäres Zusammenleben gestellt werden, wird 
sich daher auf die Bedingungen des Aufwachsens 
und die Entwicklungschancen von Kindern und 
 Jugendlichen in Rheinland-Pfalz auswirken.

Kapitel 3

In Kapitel 3 werden ausgewählte Trends und Be-
funde zur Kinder- und Jugendhilfe – hier im Be-
sonderen zur Jugendarbeit – in Rheinland-Pfalz 
dargestellt. Die überwiegenden  Leistungsbereiche 
der Kinder- und Jugendhilfe verzeichnen in den 
vergangenen Jahren einen strukturellen Bedeu-
tungszuwachs, was sich im Umfang von Hilfen 
und Angeboten ausdrückt. Für die Bereiche Jugend-
arbeit, Jugendverbandsarbeit und Jugendsozial-
arbeit zeigt sich diese positive Tendenz hingegen 
nicht: Die Jugendarbeit gerät im Zuge des Aus-
baus der Kindertagesbetreuung und angesichts 
der steigenden Ausgaben der Hilfen zur Erziehung 
unter zunehmenden Finanz- und Legitimations-
druck. Der prozentuale Anteil der Jugendarbeit an 
den Jugendhilfeausgaben ist bis 2012 auf 3,4 % 
gesunken (2010: 4,0 %). Unter diesen Rahmen-
bedingungen sind die Offene Jugendarbeit und die 
Jugendverbandsarbeit aber zugleich gefordert, auf 
aktuelle gesellschaftspolitische Herausforderun-
gen zu reagieren:

 ■ Die Zeitfenster von jungen Menschen  haben 
sich durch eine Verdichtung der Bildungsbiogra-
fien und andere gesellschaftliche Wandlungs-

tiefgreifend. Für eine eigenständige Jugendpoli-
tik bedeutet dieser Befund, dass gerade bei einer 
sinkenden Anzahl junger Menschen ein erhöhtes 
Maß an Investitionen in eine kinder-, jugend- 
und familienfreundliche Infrastruktur erforder-
lich ist. Dabei werden die „Geschwindigkeit und 
die Ernsthaftigkeit, mit der dieser Sachverhalt 
zur Kenntnis genommen und in konkretes Han-
deln umgesetzt wird, (…) wesentlich über die Zu-
kunftschancen [der jeweiligen Kommunen und der 
dort lebenden Menschen, d. V.] (…) entscheiden“ 
(Bürger 2012, S. 6). 

Entsprechend dem gesamtgesellschaftlichen Trend 
lässt sich auch in Rheinland-Pfalz eine Pluralisie-
rung der Lebensformen bei gleichzeitiger Domi-
nanz der Familienform „(Ehe-)Paar mit Kindern“ 
feststellen. Bei rund drei Vierteln aller Familien-
formen handelt es sich um Ehepaare mit mindes-
tens einem Kind. Rheinland-Pfalz entspricht damit 
dem Durchschnitt der alten Bundesländer. Gleich-
zeitig nehmen Trennungen und Scheidungen zu, 
ebenso die Anzahl Alleinerziehender sowie der 
Stief- und Patchwork-Konstellationen. 

Im Bereich Schule und Ausbildung vermitteln 
die Befunde für Rheinland-Pfalz ein positives Bild. 
Neben der rückläufigen Anzahl von Schulabgänge-
rinnen und Schulabgängern ohne Abschluss zeigen 
sich im Bundes- und Bundesländervergleich über-
durchschnittliche hohe Ausbildungsquoten und 
ein hoher Stellenwert der Hochschulbildung. 

Neben der demografischen Entwicklung sowie 
den Veränderungen bei den Lebens- und Familien-
formen bestimmen auch ökonomische Faktoren 
die Bedingungen des Aufwachsens von jungen 
Menschen. Obwohl Kinder und Jugendliche seit 
den 1990er Jahren bundesweit die am stärksten 
von Armut betroffene Bevölkerungsgruppe  bilden, 
gilt für Rheinland-Pfalz insgesamt, dass viele Kin-
der und Jugendliche hier unter sehr guten Vor-
aussetzungen aufwachsen. Die Armutsgefähr-
dungsquote in Rheinland-Pfalz liegt leicht unter 
dem Bundesdurchschnitt, der Bezug von Leistun-
gen gemäß SGB II ist sogar deutlich unterdurch-
schnittlich. Die sozioökonomischen Bedingungen, 
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bis 2013 zur Verfügung gestellt wurden1 und 
von diesen u. a. für die Schulsozialarbeit genutzt 
werden konnten, nun aber vor neuen Heraus-
forderungen.2

 ■ Das „jugendforum rlp“ und das Jugendmanifest 
„Unsere Zukunft bestimmen wir“ zeigen in al-
ler Deutlichkeit, dass Jugendliche in Rheinland-
Pfalz mitreden und respektiert werden wollen. 
Die Landesregierung wird die Stimmen der jun-
gen Menschen in ihren politischen Handlungs-
strategien noch sensibler aufgreifen und dabei 
an den unmittelbaren Lebenswelten der jungen 
Menschen ansetzen müssen. 

 ■ Verstöße gegen den Kinder- und Jugendschutz 
in mobilen Kommunikationsdiensten, Kinder-
Apps und reichweitenstarken Communitys 
wurden 2013 vor allem auf besonders beliebten 
Plattformen wie Facebook, YouTube und Twit-
ter registriert. 

Neben der Jugendarbeit, der Jugendsozialarbeit 
und dem erzieherischen Kinder- und Jugendschutz 
sind Beratungen „Grundbausteine im Leistungs-
spektrum der Kinder- und Jugendhilfe für junge 
Menschen selbst, (und) vor allem (…) für deren 
Eltern.“ (BMFSFJ 2013, S. 303) Im Jahr 2013 wur-
den in Rheinland-Pfalz insgesamt 27.012 Beratun-
gen durch die rheinland-pfälzischen Jugendämter 
durchgeführt. Hinzu kommen 23.366 Fälle von 
Beratungen gemäß §§ 16–18, 28, 41 SGB VIII. Da-
bei hat sich vor allem die Zahl der Erziehungsbera-
tungen gem. § 28 SGB VIII im Zeitraum von 2007 
bis 2013 deutlich um 12,0 % erhöht. 

Die Kindertagesbetreuung stellt im Gesamt-
spektrum der Kinder- und Jugendhilfe den  größten 
Leistungsbereich dar. Fast alle Kinder zwischen 

1  Der Bund erhöhte für den Zeitraum 2011 bis 2013 seine Beteili-
gung an den „Kosten der Unterkunft und Heizung“ der Kommunen 
um 2,8 Prozentpunkte.

2  Vgl. dazu de Graaff (Landesinitiative Schulsozialarbeit) sowie 
May/Neuner-Schewior (Jugendamt Ludwigshafen am Rhein) im Hea-
ring „Schulsozialarbeit und Jugendberufshilfe: Bestandsaufnahme und 
Perspektiven in und für Rheinland-Pfalz“ am 18.06.2013.

prozesse verändert. Vielfach sehen sich Ju-
gendverbände gezwungen, die Zeiten ihrer 
Ak tivitäten daran anzupassen. Die Gestaltung 
von Kooperationsstrategien mit den Schulen 
wird dabei auch künftig eine große Rolle spie-
len. 

 ■ Mit Blick auf Jugendliche mit Migrations-
hintergrund gelingt es bereits einem Großteil 
der offenen Einrichtungen der Jugendarbeit in 
Rheinland-Pfalz, sich für diese Zielgruppe zu 
öffnen. Handlungsbedarf besteht aber vor al-
lem in der Implementierung migrationsspezifi-
scher Kooperationsstrukturen und eines diver-
sitätsbewussten Personals. 

 ■ Angestoßen durch den Landesaktionsplan 
„Rheinland-Pfalz unterm Regenbogen – Akzep-
tanz für queere Lebensweisen“ wird künftig die 
Öffnung von Verbänden und Einrichtungen so-
wie die Qualifizierung von Fachkräften für die 
Arbeit mit queeren Jugendlichen eine neue 
Aufmerksamkeit erfahren. 

 ■ Insbesondere die (neuen) sozialen Medien und 
der demografische Wandel stellen Verbände 
und Einrichtungen vor die Aufgabe, sich mit ih-
rem Angebot an den Lebenswelten der Jugend-
lichen zu orientieren und es damit attraktiv zu 
gestalten. Hinweise auf regionale Differenzie-
rungen hinsichtlich der Bedeutung, die einzelne 
Regionen in Rheinland-Pfalz ihrer Jugend und 
entsprechenden Angebotsstrukturen vor Ort 
beimessen, lassen sich über die  Internetauftritte 
der Verbandsgemeinden und gemeindefreien 
Städte erschließen.

 ■ Die Schulsozialarbeit hat in den vergangenen 
zehn Jahren einen erheblichen Bedeutungszu-
wachs erfahren und konnte sich an der Real-
schule plus, den Integrierten Gesamtschulen 
und Berufsbildenden Schulen weitestgehend 
als Regelangebot etablieren. Aus der Sicht vie-
ler Akteure steht die Schulsozialarbeit mit dem 
Wegfall zusätzlicher Bundesmittel, die den 
Kommunen parallel zur Einführung des Bil-
dungs- und Teilhabepakets im Zeitraum 2011 
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rigen, sind folglich etwa neun Kinder und Jugend-
liche pro 1.000 unter 18-Jährige von einer Kinder-
schutzverdachtsmeldung betroffen. Etwa 22,5 % 
aller Verdachtsmeldungen zur Kindeswohlgefähr-
dung betreffen Jugendliche ab dem 12. Lebens-
jahr.

Die Entwicklung der Fallzahlen und die Ausgestal-
tung der Leistungsbereiche der Kinder- und Ju-
gendhilfe stellen sich in den einzelnen rheinland-
pfälzischen Kommunen höchst unterschiedlich 
dar. Diese Disparitäten hängen stark mit den un-
terschiedlichen sozialstrukturellen Belastungen 
sowie den infrastrukturellen Rahmenbedingungen 
in den Kommunen zusammen. 

drei und sechs Jahren sowie ein erheblicher An-
teil der Ein- bis Dreijährigen besuchen regelhaft 
eine Kindertagesstätte. So wurden im Jahr 2013 
145.066 Kinder in einer Kindertagesstätte und 
4.418 Kinder in der Kindertagespflege betreut. 
Insgesamt fließen 64,8 % der Aufwendungen der 
Kinder- und Jugendhilfe im Jahr 2012 in den Be-
reich der Kindertagesbetreuung. 

Der strukturelle Bedeutungszuwachs der Kinder- 
und Jugendhilfe wird auch im Bereich der  Hilfen 
zur Erziehung (§§ 27(2), 29–35, 41 SGB VIII) 
durch einen deutlichen Fallzahlenanstieg und ei-
nen Aus- und Umbau des Hilfespektrums ersicht-
lich. Im Jahr 2013 wurden in Rheinland-Pfalz ins-
gesamt 26.408 erzieherische Hilfen durchgeführt 
(2002 waren es 15.370); dafür wurden rund 365 
Mio. Euro aufgewendet. Dies entspricht einem 
Anstieg um 2,8 % im Vergleich zum Vorjahr und 
einer Steigerung von 57,3 % gegenüber 2005.

Neben den erzieherischen Hilfen gewinnt die Ein-
gliederungshilfe gemäß § 35a SGB VIII in den 
letzten Jahren zunehmend an Bedeutung. Im Jahr 
2013 wurden in Rheinland-Pfalz insgesamt 6.554 
Eingliederungshilfen inklusive der  Frühförderfälle 
gewährt. Im Vergleich zum Jahr 2009 sind die 
Fallzahlen somit landesweit um 22,3 % gestiegen. 
Wurden 2005 noch 21,5 Mio. Euro für Einglie-
derungshilfen aufgewendet, so waren es im Jahr 
2013 bereits 47,5 Mio. Euro.

Der strukturelle Bedeutungszuwachs der  Kinder- 
und Jugendhilfe zeigt sich auch beim Kinder-
schutz. Im Jahr 2013 wurden in Rheinland-Pfalz 
insgesamt 1.213 Kinder und Jugendliche durch 
die Jugendämter in Obhut genommen. Dies ent-
spricht einem Anstieg von 54,7 % gegenüber 
2002. Eine ähnliche Entwicklung zeigt sich beim 
Sorgerechtsentzug. Hier gab es im gleichen Zeit-
raum eine Steigerung von 49,2 %. 

In Rheinland-Pfalz wurden im Jahr 2013 insge-
samt 3.300 Meldungen gemäß § 8a SGB VIII 
registriert, die Daten zu 4.871 Kindern und Ju-
gendlichen lieferten. Setzt man die Meldungen in 
Bezug zur Bevölkerungsgruppe der unter 18-Jäh-
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eine düstere Zukunft blicken und ein Fünftel indif-
ferent ist. 

Durch die subjektorientierte und  partizipative 
Vorgehensweise im Forschungsprozess zeigt sich, 
dass die Jugendlichen Ungerechtigkeiten sich 
selbst gegenüber und gegenüber anderen  sozialen 
Gruppen sowie gesamtgesellschaftliche Problem-
bereiche sehr sensibel wahrnehmen. Zu diesen 
Sachverhalten zählen aus der Perspektive der jun-
gen Menschen vor allem die Schule, der Öffent-
liche Personennahverkehr (ÖPNV) und Diskri-
minierung. 

Das Erleben des Bildungs- und Entwicklungsortes 
Schule wird stark durch Stress und die alles über-
ragende Bedeutung von Noten bestimmt. Auch 
die öffentliche Infrastruktur, die unabdingbar ist, 
damit junge Menschen teilhaben und ein in ihren 
Augen angemessenes Leben führen können, steht 
bei den jungen Leuten in der Kritik. Aus der Per-
spektive der Jugendlichen fehlen Gelegenheits-
strukturen. In diesem Punkt sehen die Jugendli-
chen einen großen Verbesserungsbedarf, seien es 
Vereinsangebote, Projekte von Trägern oder ein-
fach Plätze, um sich ohne weitere Verpflichtungen 
zu treffen. 

Diskriminierung, Mobbing und Rassismus sind 
Themen, die junge Menschen sehr bewegen und 
die Bestandteil ihrer Erfahrungs- und Lebenswel-
ten sind, wie sie in den qualitativen Settings deut-
lich formulieren. Die Mädchen und Jungen regis-
trieren sehr sensibel, wie in der Klasse, in der 
Pause, in der Freizeit, beim Sport etc. miteinander 
umgegangen wird, und sie beklagen mangelnden 
Respekt. Dabei nehmen sie die Respektlosigkeit 
unter Gleichaltrigen, aber auch zwischen Erwach-
senen und Jugendlichen wahr. Die Themen ÖPNV 
und Schule werden von den Jugendlichen eben-
falls unter diesem Aspekt diskutiert. Übervolle 
Busse, sanierungsreife Schulgebäude, Schultoilet-
ten in miserablem Zustand sowie alltägliche Dis-
kriminierungen und Abwertungen werden von den 
jungen Menschen jedenfalls als das Gegenteil von 
Wertschätzung durch die Erwachsenen und die 
Gesellschaft wahrgenommen. 

Zweiter Blick  
(Kapitel 4 und 5)

Lebensbedingungen und Entwicklungs-
chancen junger Menschen in den Regio-
nen des Landes Rheinland-Pfalz

Kapitel 4

Viele Ansätze zur Erfassung des Wohlbefindens 
von Kindern und Jugendlichen verwenden in ers-
ter Linie objektive Daten, während subjektbezoge-
ne Daten zu und von jungen Menschen fehlen. Für 
den zweiten Kinder- und Jugendbericht Rheinland-
Pfalz wurden auf der Grundlage  eines anspruchs-
vollen methodischen Designs die Selbstauskünfte 
Jugendlicher erhoben. Über einen qualitativ-ex-
plorativen Zugang (Zukunftswerkstatt und Grup-
pendiskussion) wurden Themen, die Jugendliche 
bewegen, von den Jugendlichen selbst generiert 
und nicht von der Berichtskommission vorgege-
ben. Mittels eines quantitativ- standardisierten 
Zugangs (Fragebogenerhebung) wurden über 
2.000 junge Menschen in Rheinland-Pfalz zu ihren 
Lebensbedingungen und Einschätzungen der so-
zialräumlichen Umgebung befragt. 

Ein zentrales Ergebnis der empirischen Untersu-
chung ist, dass es einem großen Teil dieser Ju-
gendlichen gut geht und diese ohne große  Sorgen 
in ihre Zukunft blicken. Aber es gibt auch eine 
Gruppe von jungen Menschen, denen es weniger 
gut geht und die sich schwer damit tut, eine po-
sitive Perspektive für sich zu entwickeln. Auf die 
Frage „Alles in allem: Wie zufrieden bist Du mit 
Deinem Leben?“ antworten 71 % der Jugendli-
chen (n = 2.168), dass sie mit ihrem Leben zufrie-
den (39,2 %) oder sogar sehr zufrieden (31,8 %) 
sind. Dieser „zufriedenen“ Gruppe stehen jedoch 
28,9 % junge Menschen in Rheinland-Pfalz ge-
genüber, die ihr Leben nicht positiv oder nur ein-
geschränkt positiv bewerten. Ähnlich wie bei der 
Frage nach der Lebenszufriedenheit zeigt sich, 
dass knapp 70 % der Jugendlichen zuversichtlich 
in die eigene Zukunft schauen, während 8,2 % in 
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jungen Menschen berücksichtigt werden. Die mo-
difizierte Zusammensetzung des Gesamtindex 
WKJ führt im Vergleich zum ersten Kinder- und 
Jugendbericht zu deutlichen Veränderungen der 
Werte, die die einzelnen Kommunen erreichen. 
Dies ist zu einem großen Teil auf die veränderte 
Zusammensetzung der Indikatoren zurückzufüh-
ren Der WKJ-Index berücksichtigt im vorliegenden 
Bericht nicht nur die Bedeutung öffentlich ver-
antworteter Infrastruktur für ein gutes Aufwach-
sen von Kinder und Jugendlichen, sondern greift 
grundlegende Entwicklungen zu demografischen 
 Veränderungen und Kinderarmut auf und integ-
riert darüber hinaus subjektive Selbstauskünfte 
junger Menschen zu ihrem Wohlbefinden und ih-
ren Verwirklichungschancen über  objektivierbare 
Daten. Dadurch werden vor allem Stadt-Land-
Unterschiede sehr viel deutlicher sichtbar. Bereits 
im ersten Kinder- und Jugendbericht  kristallisierte 
sich eine regionale Zugehörigkeit als zentrales 
 Kriterium für gute oder weniger gute Bedingungen 
des Aufwachsens junger Menschen in Rheinland-
Pfalz heraus. Mit Blick auf die öffentlich verant-
worteten Infrastrukturen und demografische Ent-
wicklungen wird dieser Befund im vorliegenden 
Bericht bestätigt und verstärkt.

Insgesamt werden von der Berichtskommission 
die Anregungen zur Überarbeitung des Indikato-
renmodells aus dem ersten Kinder- und Jugend-
bericht durch die beschriebenen Veränderungen 
umgesetzt. Zudem wird dieses in Anlehnung an 
den internationalen Forschungsstand im Bereich 
Kindheitsforschung qualitativ weiterentwickelt 
und stellt so ein geeignetes Modell zur regional-
differenzierten Sozialberichterstattung im Hin-
blick auf das Aufwachsen von Kindern und Ju-
gendlichen in Rheinland-Pfalz dar. 

Durch die Erhebung der Selbstauskünfte wurde 
nicht zuletzt deutlich, dass es die Jugendlichen 
überaus schätzen, befragt zu werden, und dass 
sich jemand für sie und ihre Perspektive interes-
siert. Sie plädieren alle für eine regelmäßige Wie-
derholung eines solchen Teilhabeprojekts.

Kapitel 5

In Kapitel 5 wird das weiterentwickelte Indikato-
renkonzept „Wohlbefinden von Kindern und Ju-
gendlichen“ dargestellt. Im Vergleich zum ersten 
Kinder- und Jugendbericht Rheinland-Pfalz wur-
den vor allem eine Verschlankung des Indikato-
renmodells sowie eine Verbesserung der Gleich-
wertigkeit der Dimensionen vorgenommen. Der 
Grund für die begriffliche Weiterentwicklung des 
Modells zum Index für das Wohlbefinden von Kin-
dern und Jugendlichen (WKJ) war einerseits die 
Fokussierung des zweiten Berichtes auf das  Thema 
Jugend. Zudem wurden die durch den Jugend-
workshop und die Jugendbefragung erhobenen 
subjektiven Selbstauskünfte der jungen Menschen 
in Rheinland-Pfalz für die Überarbeitung und Wei-
terentwicklung des Indikatorenmodells genutzt. 
Auf Basis der subjektiven Selbstauskünfte konnten 
für das Indikatorenmodell zentrale Themen gene-
riert werden, die für das Wohlbefinden der jungen 
Menschen, nach eigener Auskunft, von großer Re-
levanz sind. 

Im Hinblick auf die Verfügbarkeit von Daten, die 
dem Gesamtindex zugrunde liegen, zeigen sich 
zum Teil noch erhebliche Lücken. Folglich konn-
ten einige relevante Aspekte der Bedingungen 
des Aufwachsens von Kindern und Jugendlichen, 
die in Kapitel 2 und 3 analysiert, und einige The-
menkomplexe, die von den Jugendlichen selbst 
als wichtig für ihr Wohlbefinden formuliert wur-
den, nicht in objektive Daten überführt und in den 
WKJ-Index einbezogen werden. Dennoch konn-
ten auf der Basis der von den Jugendlichen im Ju-
gendworkshop und der Befragung selbst generier-
ten Themen in den einzelnen Dimensionen des 
WKJ-Index objektive Bedingungen für Verwirkli-
chungschancen und Handlungsperspektiven der 
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teresses zu rücken; Jugend und ihre ganz eigenen 
Lebenswelten interessieren und beeinflussen poli-
tische Entscheidungsprozesse. Ein solcher Blick 
auf die Jugend bestand aber nicht immer, wie die 
historische Rückschau auf die  Landtagsdebatten 
zeigt. Jugend erfuhr auch hier stets eine doppel-
te Deutung, wobei lange Zeit die Defizite be-
tont wurden und das politische Engagement vor 
 allem aus einer Reaktion auf öffentliche Debat-
ten bestand. Maßnahmen wie die Einrichtung 
einer Enquete-Kommission im Jahr 2004, das 
Partizipationsprojekt „liken, teilen, was bewegen – 
Jugend forum rlp“, der Aktionsplan „Kinderfreund-
liches Rheinland-Pfalz“ und die Implementierung 
eines regelmäßigen Kinder- und Jugendberich-
tes zeigen, dass Jugendpolitik sich im neuen Jahr-
tausend in bisher ungekanntem Maße der Be-
teiligung von Kindern und Jugendlichen an der 
Gesellschaft und in der Politik zuwendet. Der vor-
liegende Bericht mit dem Schwerpunkt „Jugend“ 
steht dafür in besonderer Weise.

Kapitel 7

Neben Familie und Schule bildet die (selbstbe-
stimmte) Freizeit eine der wichtigsten Kategorien 
im Alltag der Jugendlichen. Diese ist auf der ei-
nen Seite durch eine große Vielfalt an Angeboten 
gekennzeichnet, auf der anderen Seite bildet die 
Autonomie und Selbstbestimmung in diesem Le-
bensbereich eine zentrale Rolle. Über die eigene 
Zeit selbst bestimmen zu können ist auch für die 
Jugendlichen von hohem Wert. 

Im Hinblick auf ihre zeitlichen Dispositionsspiel-
räume fühlt sich ein Teil der jungen Menschen in 
Rheinland-Pfalz eingeschränkt – so zeigen es die 
Selbstauskünfte. Deutlich mehr weibliche Jugend-
liche erhalten Nachhilfeunterricht und verbrin-
gen mehr Zeit mit Lernen oder generellem Enga-
gement für die Schule. Mädchen haben daher oft 
weniger Zeit für Hobbys und Lieblingsbeschäfti-
gungen als Jungen. Aber die zeitlichen Spielräume 
zeigen sich nicht nur genderspezifisch, sondern 
auch signifikant schultypisch, d. h., Gymnasiastin-
nen und Gymnasiasten haben deutlich weniger 

Dritter Blick  
(Kapitel 6, 7 und 8):  
Vertiefungen

Rheinland-pfälzische Jugendpolitik 
1947 bis heute, Freizeitverhalten, 
Jugend arbeit und wohnortnahes Kultur-
angebot aus Sicht der Jugendlichen und 
Anforderungen an eine moderne Jugend-
arbeit

Kapitel 6

Ein historischer Rückblick auf die rheinland-pfäl-
zische Landespolitik von 1947 bis heute kann das 
aktuelle Ziel der Landespolitik, eine eigenstän-
dige Jugendpolitik zu implementieren, nur be-
stärken. Eine Analyse der Landtagsprotokolle lässt 
verschiedene politische Schwerpunkte hinsicht-
lich der Jugend erkennen. Von jeher ist sie Gegen-
stand öffentlicher und politischer Debatten, denn 
für ihre Gesellschaft ist die Jugendgeneration so-
wohl zukünftiges Potenzial als auch eine mögliche 
Bedrohung, wenn sie sich anders und – aus der 
Perspektive der Erwachsenengeneration – prob-
lematisch entwickelt. Nicht selten gilt Jugend da-
her auch als gesellschaftliches Frühwarnsystem 
und vieles, was sich zunächst als jugendliche Son-
derform zeigt, manifestiert sich nach und nach als 
gesellschaftliche Normalität. 

Vor allem die Zuschreibungen der älteren Gene-
ration bestimmen, ob das, was die Jugend als ihre 
ganz eigenen Lebenswelten bezeichnet, normal 
und angemessen ist oder aber als Problem dekla-
riert wird. Ist Jugend Thema in der medialen Be-
richterstattung, so sind Themen wie die vermeint-
lich steigende Jugendgewalt, Arbeitslosigkeit, 
Kriminalität und Alkoholmissbrauch bei Jugend-
lichen von primärem Interesse. Zukunftsorientier-
te Themen stehen eher im Hintergrund. 

Gegenwärtig beginnt Jugend wieder stärker in den 
Fokus des politischen und gesellschaftlichen In-



39

Kapitel 8

Es liegt in der Natur der Sache, dass der Jugend-
bericht insbesondere ein beschreibender Text ist. 
Doch ergeben sich in der Interpretation der Auto-
ren auch Schlussfolgerungen, die in der gebote-
nen normativen Zurückhaltung und gleichzeitig 
in analytischer Klarheit formuliert werden sollen. 
Über Jugendarbeit wird hier nicht als pädagogi-
sches Programm gesprochen, sondern sie wird – 
als Teil der Jugendhilfe – als notwendiges Element 
der Infrastruktur verstanden. Als Infrastruktur ist 
sie genauso bedeutsam wie das Bildungssystem 
oder andere essenzielle Grundlagen moderner Ge-
sellschaften. Unter den Bedingungen des demo-
grafischen Wandels wird Jugendarbeit sogar noch 
wichtiger als in Zeiten des Kinderreichtums. 

Heute kommt es – der Zukunftsfähigkeit der Ge-
sellschaft wegen – darauf an, dass alle Jugendli-
chen für ihr zukünftiges Leben persönliche Inte-
grität und eine stabile Qualifikation erwerben, die 
zugleich erfüllend ist. Deshalb ist Jugendarbeit als 
Sozialisationsinstanz in allen ihren Formen so weit 
wie möglich abzusichern und zu finanzieren. Ob 
durch Jugendarbeit lediglich bestimmte oder alle 
Jugendliche erreicht werden, ist weniger relevant 
als vielmehr, dass Gelegenheitsstrukturen für 
die Selbsttätigkeit von Jugendlichen geschaffen 
werden. Dabei unterstützt pädagogische Profes-
sionalität die jungen Menschen bei der Aneignung 
von Räumen, die ihnen wertvolle Gelegenheits-
strukturen bieten. In welchem Umfang die Gele-
genheitsstrukturen unter aktiver Beteiligung der 
Jugendlichen geschaffen werden, ist erneut ein 
Zeichen für den Respekt, den die Gesellschaft ih-
rer Jugend entgegenbringt.

Zeit für ihre Freizeitgestaltung als Jugendliche von 
den Realschulen plus.

Trotz eines heutzutage auch durch das Internet 
und neue Medien vielfältigeren Freizeitangebots 
lassen sich weiterhin Konstanten im jugend-
lichen Freizeithandeln beobachten. Sie hören viel 
Musik, sie chatten und kommunizieren,  treffen 
Freunde, sie surfen im Internet und schauen  Filme. 
Daneben spielt auch die körperliche Betätigung 
eine große Rolle. In diesem Kontext stehen Sport-
vereine ganz oben auf der Agenda. Überhaupt 
zeigt sich in den Daten, dass rund zwei Drittel der 
rheinland-pfälzischen Jugendlichen einen Teil ihrer 
freien Zeit in Vereinen (Sport, Musik etc.) verbrin-
gen. Allerdings wird auch deutlich, dass die Verei-
ne noch stärker an ihrer interkulturellen Öffnung 
arbeiten sollten. Jugendliche mit Migrationshin-
tergrund sind erheblich seltener Mitglieder in Ver-
einen als Jugendliche ohne Migrationshintergrund. 

Die „klassische“ Jugendarbeit ist für knapp ein 
Zehntel der jungen Menschen eine zentrale An-
laufstelle und ist vor diesem Hintergrund unbe-
dingt erhaltenswert. Gleichzeitig ist in den Selbst-
auskünften der Jugendlichen aufgefallen, dass 
viele keinen Zugang zu Jugendtreffs haben, weil 
es in ihrem Ort oder in der Umgebung nichts der-
gleichen gibt. Oder es fehlen die öffentlichen Ver-
kehrsmittel und Verbindungen, um ein solches 
Angebot wahrnehmen zu können. 

Drei Viertel der an der Studie teilnehmenden Ju-
gendlichen sind mit ihrem Wohnort bezüglich 
des jugendspezifischen Kultur- und Freizeitange-
bots nicht zufrieden; dies betrifft vor allem Mäd-
chen und Jugendliche auf dem Land. Öffentliche 
Räume, die von den jungen Menschen häufig ge-
nutzt werden, haben auf den ersten Blick wenig 
mit Freizeit- oder jugendkulturellem Angebot zu 
tun, etwa Einkaufszentren, Bahnhöfe und Bushal-
testellen. Dabei bemängeln nahezu 40 % der Ju-
gendlichen, dass es nicht genügend Räume zum 
Treffen gibt.
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(2) Räume müssen bereitgestellt, Vielfalt er-
möglicht und Orientierung gegeben werden: 
Die Politik im Land und in den Kommunen ist ge-
fordert, allen jungen Menschen in Rheinland-
Pfalz geeignete Räume und Zugänge zum öf-
fentlichen Raum verfügbar zu machen. Jungen 
Menschen Vielfalt von Lebensvorstellungen zu 
ermöglichen ist dabei auch eine zentrale Voraus-
setzung. Bei der Suche nach Orientierung spielt 
die Jugendarbeit eine wichtige Rolle für die jun-
gen Menschen. Gerade deshalb ist Jugendpolitik 
gefordert, attraktive Bedingungen in diesem Ar-
beitsfeld zu schaffen, damit den jungen Menschen 
qualifiziertes hauptamtliches Fachpersonal zur 
Verfügung steht.

(3) Ressourcen für Planung, Berichterstattung 
und Diskurs müssen bereitgestellt werden:  
Eine Jugendpolitik, die den Erhalt und Ausbau ju-
gendspezifischer Infrastruktur und die Stärkung 
einer qualifizierten Jugendarbeit im Blick hat, wird 
ohne eine fundierte Berichterstattung und qua-
lifizierte Planung nicht auskommen. Aufgabe ei-
ner Landes- bzw. Jugendpolitik muss es sein, die 
Jugendhilfeplanung in den Städten und Kreisen 
zu stärken und mit den notwendigen Ressourcen 
auszustatten. 

Die Befunde der Jugendbefragung haben gezeigt, 
dass Jugendliche gefragt werden wollen. Auch 
zeigt sich der geforderte Respekt der Erwachsenen 
gegenüber der Jugend gerade darin, nicht nur über 
die, sondern auch mit den jungen Menschen zu 
sprechen. Mit Blick auf die Selbstauskünfte wur-
den im vorliegenden Kinder- und Jugendbericht 
konzeptionelle und methodische Grundlagen er-
arbeitet, an denen sich künftige Landesberichter-
stattung orientieren kann.

Vierter Teil (Kapitel 9):  
Blick nach vorn

Kapitel 9 – Forderung an alle Erwachse-
nen und Hinweise für die Landespolitik

Auftrag der Landesregierung an den vorliegenden 
Kinder- und Jugendbericht war nicht nur eine dif-
ferenzierte Bestandsaufnahme und Bewertung 
von Lebensbedingungen und Entwicklungschan-
cen junger Menschen in Rheinland-Pfalz – hier 
im Besonderen Jugendlicher –, sondern umfasste 
auch die Erarbeitung zentraler Empfehlungen an 
die Landespolitik.

Junge Menschen in Rheinland-Pfalz erwarten vor 
allem Respekt von den Erwachsenen – sowohl im 
persönlichen Umgang mit Bezugspersonen im All-
tag als auch in der Konzeption und Ausstattung 
öffentlicher Institutionen in ihren Lebenswelten 
– hier vor allem in den Bereichen Schule und Aus-
bildung, Freizeit und Kultur sowie Jugendarbeit 
und ÖPNV. Das haben die Mädchen und Jungen 
in Rheinland-Pfalz sehr deutlich formuliert. Der 
hier vorgelegte Bericht schließt daher mit drei dif-
ferenzierten Hinweisen an die Landespolitik ab, 
die im Wesentlichen auch diese Forderung junger 
Menschen aufgreifen:

(1) Infrastruktur muss erhalten und entwickelt 
werden:  
Darunter werden zunächst vor allem öffentliche 
und gesellschaftliche Infrastrukturen verstanden, 
die im Sinne der Daseinsvorsorge grundsätzlich 
vorgehalten werden müssen (z. B. Schulen, Ver-
kehr, medizinische Versorgung). Solche Infrastruk-
turen benötigen junge Menschen vor allem in drei 
Bereichen:

 ■ Infrastruktur für Bildung 

 ■ Infrastruktur für Jugendarbeit 

 ■ Infrastruktur für Mobilität 



41

Der Pilotbericht markierte den Beginn einer um-
fassenden Bestandsaufnahme materieller und 
struktureller Lebensbedingungen von Kindern und 
Jugendlichen im Land Rheinland-Pfalz. Insbeson-
dere wurde darin ein fundiertes und theoretisch 
begründetes Konzept für eine regional differenzie-
rende Sozialberichterstattung entwickelt, anknüp-
fend an internationale Konzepte des Child Well-
being (vgl. MBWJK 2010a, S. 261 ff.). 

Das theoretische Konstrukt Child Well-being 
wurde für den Untersuchungsauftrag operationa-
lisiert und die Vorgehensweise der Berechnung 
der Indexwerte ausführlich begründet (vgl. ebd., 
S. 273 ff.). Berichtskommission und Landesregie-
rung konstatierten übereinstimmend, dass die 
Datenlage noch lückenhaft und schrittweise zu 
schließen sei. Insbesondere die begrenzte Ver-
fügbarkeit regional differenzierter Daten inner-
halb der drei Dimensionen „Lebensbedingungen“, 
„Wohlfahrt“ und „Handlungsräume“ erwies sich 
als Herausforderung für den Pilotbericht. Das In-
dikatorenkonzept aber hat sich als geeignetes In-
strument erwiesen, mit dem Lebensbedingungen 
junger Menschen regional differenzierend be-
schrieben und vergleichend dargestellt werden 
können, und soll als zentraler Bestandteil künfti-
ger Kinder- und Jugendberichte weiterentwickelt 
werden. Drei wesentliche Empfehlungen konnte 
der erste Kinder- und Jugendbericht dazu ausar-
beiten:

 

1.1 Anlass und Zielsetzung

Der vorliegende Bericht knüpft an eine noch jun-
ge Tradition rheinland-pfälzischer Kinder- und Ju-
gendpolitik an: In der Drucksache vom 01.03.2007 
(15/832) des Landtags Rheinland-Pfalz fordern 
die Fraktionen der FDP, SPD und CDU die Landes-
regierung auf, in jeder Legislaturperiode einen 
Kinder- und Jugendbericht vorzulegen. Die „regel-
mäßige Erhebung solider Daten über die Lebens-
wirklichkeit junger Menschen in Rheinland-Pfalz“ 
soll als „Basis einer kinderfreundlichen Politik“ 
dienen (Landtag Rheinland-Pfalz 2007b). Berichtet 
werden soll über Daten zu Lebenslagen und -be-
dingungen junger Menschen in Rheinland-Pfalz 
sowie über Leistungen und Angebotsstrukturen 
zentraler Bereiche öffentlicher Verantwortung. 
Ferner soll konkreter Handlungsbedarf aufgezeigt 
und sollen Empfehlungen an die Politik  formuliert 
werden. Der nach Landkreisen und kreisfreien 
Städten differenzierte Kinder- und Jugendbericht 
sei durch eine externe Expertenkommission zu er-
arbeiten.

Im Mai 2010 wurde der rund 600 Seiten starke 
erste Kinder- und Jugendbericht Rheinland-Pfalz 
durch eine Arbeitsgruppe der Universitäten Trier, 
Mainz und Koblenz (Federführung) sowie das Ins-
titut für Sozialpädagogische Forschung Mainz e. V. 
(ism) der Landesregierung vorgelegt. Leitthema 
des Berichtes war die Verantwortung von Staat 
und Gesellschaft für das Heranwachsen junger 
Menschen und deren angemessene Förderung im 
Sinne von Chancengerechtigkeit und Chancen-
gleichheit. 

1 EINLEITUNG  
UND KONZEPTION
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durch die subjektive Perspektive junger Men-
schen – in Form von Selbstauskünften – zu er-
weitern.

Die Landesregierung hat diese Empfehlung aufge-
griffen und als wichtige Anforderung an den zwei-
ten Landesbericht formuliert. Die Selbstauskünf-
te junger Menschen aus Rheinland-Pfalz stellen 
folglich einen wesentlichen empirischen Zugang 
des zweiten Kinder- und Jugendberichtes dar. Ei-
nerseits finden sie als eigenständiger Berichtsteil 
Berücksichtigung und durchziehen den Gesamtbe-
richt andererseits als roter Faden. 

Die Beteiligung der Jugendlichen wurde auf zwei 
Ebenen verwirklicht: In einem zweitägigen Jugend-
workshop im Juni 2013 („Jugend – was GEHT?!“) 
erhielten die jungen Teilnehmerinnen und Teilneh-
mer die Gelegenheit, sich für „ihre“ Themen stark 
zu machen: Was bewegt Jugendliche in Rheinland-
Pfalz? Wie sehen und bewerten sie Angebots-
strukturen, Freizeitmöglichkeiten, Bildungsange-
bote, Jugendarbeit und jugendkulturelle Angebote 
in ihren Sozialräumen? Welche Botschaften 
möchten sie an die Erwachsenen und Verantwort-
lichen im Land richten? In Zukunftswerkstätten 
konnten die Jugendlichen für sie relevante Themen 
benennen und diese in Gruppendiskussionen ver-
tiefend bearbeiten. Im Vordergrund standen dabei 
die Fragen, wie die jungen Menschen ihre gegen-
wärtigen Lebensumstände bewerten und was sie 
sich für ihre Zukunft wünschen.

In einem zweiten Schritt wurde auf Grundlage der 
von den Jugendlichen selbst gewichteten Themen 
eine repräsentative Jugendbefragung an 30 rhein-
land-pfälzischen Schulen durchgeführt. Die Stand-
orte der beteiligten Schulen decken die fünf Grup-
pen des Gesamtindex Child Well-being ab, wie sie 
der erste Kinder- und Jugendbericht entwickelt hat 
(vgl. Kap. 4.1.2, S. 164 ff.). Daten von über 2.000 
Jugendlichen liefern wertvolles empirisches Ma-
terial zu jugendspezifischen Themen wie Schule, 
Mitbestimmung, Mobilität, Freizeitaktivitäten und 
Zukunftsperspektiven. 

 ■ „Eine regional differenzierte Betrachtung 
der Bedingungen des Aufwachsens von Kin-
dern und Jugendlichen mindestens auf Basis 
der 36 kreisfreien Städte und Landkreise ist 
dringend erforderlich und muss weiterent-
wickelt werden“ (ebd., S. 302):

 Der überwiegende Teil der ausgewählten Indi-
katoren ließ eine große Bandbreite in den Be-
reichen Lebensbedingungen, wohlfahrtsstaat-
liche Ausgestaltung und Handlungsräume 
innerhalb von Rheinland-Pfalz deutlich werden. 
Die kleinräumige Betrachtung zeigte erhebliche 
regionale Differenzierungen auf, welche sich als 
regionale Disparitäten in den Lebensverhältnis-
sen der jungen Menschen niederschlagen. Als 
Basis für eine kinder- und jugendfreundliche 
Politik kann sich daher nur ein regionalisierter 
Berichtsansatz eignen. 

 ■ „Eine Fortschreibung des Indikatoren-
modells muss eine regional differenzieren-
de Beobachtung und Bewertung der Lebens-
chancen junger Menschen und ihres Child 
Well-being ermöglichen“ (ebd., S. 302):

 Das Indikatorenkonzept als integrierter Be-
standteil künftiger Kinder- und  Jugendberichte 
soll nicht nur gegenwärtige Lebenssituationen 
von Kindern und Jugendlichen erfassen, sondern 
erstmalig empirisch vergleichbare Entwicklun-
gen der Regionen in den Dimensionen Lebens-
bedingungen, Wohlfahrt und Handlungsräume 
aufzeigen können.

 ■ „Selbstauskünfte von Kindern und Jugendli-
chen sind kaum verfügbar, aber unbedingt er-
forderlich, um das Child Well-being der jun-
gen Bevölkerung in Rheinland-Pfalz erfassen 
und einschätzen zu können“ (ebd., S. 303):

 Die subjektive Perspektive von Kindern und Ju-
gendlichen in der Berichterstattung über Kin-
der und Jugendliche gewinnt seit einigen Jahren 
an Bedeutung. Im ersten Kinder- und Jugend-
bericht gelang ein Zugang zum Well-being 
der jungen Menschen in Rheinland-Pfalz aus-
schließlich über objektivierbare Voraussetzun-
gen. Diese indirekten und teilweise vorsich-
tig zu bewertenden Hinweise seien unbedingt 
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Trotz eigener Erhebungen ist die Berichtkommis-
sion nach wie vor auf die Datensammlung bzw. 
-verfügbarkeit „im Feld“ angewiesen. Seit Veröf-
fentlichung des ersten Kinder- und Jugendberich-
tes für das Land Rheinland-Pfalz hat sich die Da-
tenlage zwar verändert, in der Gesamtheit aber 
ergab sich ein vergleichbar lückenhaftes Bild. Da-
mit eine fundierte Weiterentwicklung der rele-
vanten Datenbereiche dennoch realisiert werden 
konnte, wurden Wissenschaftlerinnen und Wis-
senschaftler sowie vor allem Fachkräfte aus der 
einschlägigen Fachszene in Expertinnen- und Ex-
pertenanhörungen beteiligt.3 In Absprache mit 
dem federführenden Ministerium für Integrati-
on, Familie, Kinder, Jugend und Frauen wurden 
im Zeitraum April 2013 bis Februar 2014 insge-
samt sieben Hearings zu nachfolgenden Themen-
schwerpunkten durchgeführt:

 ■ Jugendverbandsarbeit/ehrenamtliches und 
 bürgerschaftliches Engagement

 ■ Offene Jugendarbeit

 ■ Schulsozialarbeit und Jugendberufshilfe

 ■ Jugend zwischen Herausforderung und 
 Gefährdung

 ■ Jugendberichterstattung

 ■ Jugend(arbeit) 2.0 – Funktionen. Kulturen. Sze-
nen

 ■ Jugend heute (Abschlussveranstaltung)

Sechs Referentinnen und Referenten waren in je-
dem Hearing eingeladen, das eigene Tätigkeits- 
bzw. Einrichtungsprofil darzustellen und dabei we-
sentliche Herausforderungen in der Praxis, eigene 
Positionen sowie Forderungen an die Landespo-
litik zu formulieren. Auf jeden Vortrag folgte eine 
Diskussionsrunde im Plenum, dem auch Vertre-
terinnen und Vertreter des Ministeriums für Inte-
gration, Familie, Kinder, Jugend und Frauen, des 

3  Alle Teilnehmerinnen und Teilnehmer der Hearings sind auf der 
Website zum zweiten Kinder- und Jugendbericht aufgeführt,  
www.kinder-und-jugendbericht-rlp.de.

Die Befunde des Jugendworkshops und der Ju-
gendbefragung lieferten aussagekräftige Hinweise 
auf neue Indikatoren, die als objektivierbare Vor-
aussetzungen für subjektives Wohlbefinden ver-
standen werden und auf diese Weise in das Indi-
katorenkonzept einfließen.

Der erste Kinder- und Jugendbericht bescheinigte 
der Landesregierung, dass sie im Ausbau der Frü-
hen Hilfen und der Hilfen zur Erziehung einen vor-
bildlichen Weg beschreite. Dies dürfe jedoch nicht 
zulasten der Kinder- und Jugendarbeit gehen, da 
diese ohne individuellen Rechtsanspruch ganz be-
sonders dem „politischen Willen“ in Kommunen 
und Land unterworfen sei. Jugend dürfe nicht zu-
gunsten der Kindheit und einer sicherlich bedeu-
tungsvollen Kinderpolitik aus dem Blick geraten 
(vgl. ebd., S. 441 f.).

Auch der 14. Kinder- und Jugendbericht des Bun-
des konstatierte eine „Vereinseitigungstendenz 
des sozialinvestiven Ansatzes (…) in seiner Fokus-
sierung auf die ersten Jahre“. Dies habe zwar „zu 
einer starken Bedeutungsaufwertung von Kindheit 
und Kindern, aber zugleich zu einem ‚Verschwin-
den‘ der Jugend aus dem öffentlichen Blickfeld 
beigetragen“ (BMFSFJ 2013, S. 374).

Das Ministerium für Integration, Familie, Kinder, 
Jugend und Frauen Rheinland-Pfalz hat sich, ent-
sprechend aktuellen bundesweiten Bestrebungen, 
die Profilierung einer eigenständigen Jugendpo-
litik auf die Fahne geschrieben. Als wesentliche 
Anforderung an die Erstellung des zweiten Kin-
der- und Jugendberichtes Rheinland-Pfalz gab 
die Landesregierung das Leitthema „Jugend“ 
vor – dies insbesondere mit Blick auf die Bedeu-
tung und Notwendigkeit der Jugend(verbands)
arbeit. Mit der Fokussierung auf das Jugendalter 
leistet der vorliegende Bericht auch Pionierarbeit 
für den 15. Kinder- und Jugendbericht des Bundes, 
der 2017 vorgelegt werden soll: Unter dem Leit-
thema „Zwischen Freiräumen, Familie, Ganztags-
schule und virtuellen Welten – Persönlichkeitsent-
wicklung und Bildungsanspruch im Jugendalter“ 
widmet sich dieser ebenfalls zentral der Lebens-
phase Jugend. 



44

land 2013“6 wird im rheinland-pfälzischen In-
dikatorenkonzept nunmehr das Wohlbefinden 
von Kindern operationalisiert. Darüber hinaus 
werden sowohl theoriegeleitet als auch aus den 
Selbstauskünften relevante Jugendthemen ab-
geleitet und eingebunden; entsprechend er-
fasst das Indikatorenkonzept im Folgenden das 
„Wohlbefinden von Kindern und Jugendli-
chen“ (WKJ).

 ■ „Objektive“ Daten zur Erfassung von Lebens-
lagen junger Menschen in Rheinland-Pfalz wer-
den erstmals in einem Landesbericht durch 
Selbstauskünfte junger Menschen ergänzt. 

 ■ Die Konzeption des zweiten Kinder- und Ju-
gendberichtes erhält eine partizipativ ange-
legte Erweiterung: Expertinnen und Exper-
ten aus Wissenschaft und Fachszene wurden 
maßgeblich an der Exploration grundlegender 
(Querschnitts-)Themen, Herausforderungen 
und Konfliktlinien beteiligt.

6  Vgl. z. B. Andresen/Schneekloth (2014), S. 535 ff.

Landesjugendamts und des Landesjugendhilfeaus-
schusses angehörten.

Die Expertinnen- und Expertenanhörungen liefer-
ten wertvolle Beiträge für die Erstellung des vor-
liegenden Berichtes, und allen Teilnehmerinnen 
und Teilnehmern, Referentinnen und Referenten 
sei an dieser Stelle ein besonderer Dank ausge-
sprochen. 

Die Befunde der Hearings werden in den einzelnen 
Berichtsteilen auszugsweise aufgegriffen. Um-
fassend sind die Ergebnisse auf der begleitenden 
Website des zweiten Kinder- und Jugendberichtes 
dokumentiert.4

Der zweite Kinder- und Jugendbericht Rheinland-
Pfalz schließt im Kern an den ersten rheinland-
pfälzischen Kinder- und Jugendbericht an. Zu-
gleich ist er durch konzeptionelle Neuerungen 
und methodische Weiterentwicklung gekenn-
zeichnet:

 ■ Der erste Kinder- und Jugendbericht war als 
Gesamtbericht materieller und struktureller 
 Lebensbedingungen junger Menschen in Rhein-
land-Pfalz konzipiert. Der vorliegende Bericht 
schreibt zwar grundlegende Daten des Vorgän-
gerberichtes fort, legt seinen Fokus darüber hin-
aus aber auf ein Leitthema: die Lebens phase 
Jugend.

 ■ Das Indikatorenkonzept Child Well-being wird 
als geeignetes Konzept für eine regional diffe-
renzierende Sozialberichterstattung übernom-
men. Die gewachsene wissenschaftlich elabo-
rierte Auseinandersetzung mit dem „Well-being“ 
von Kindern im deutschsprachigen Raum5 lässt 
für den vorliegenden Bericht aber eine begriff-
liche Weiterentwicklung zu: Auch in Anlehnung 
an die World-Vision-Studie „Kinder in Deutsch-

4  Alle Teilnehmerinnen und Teilnehmer der Hearings sind auf der 
Website zum zweiten Kinder- und Jugendbericht aufgeführt,  
www.kinder-und-jugendbericht-rlp.de.

5  www.kinder-und-jugendbericht-rlp.de
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Am Anfang steht eine Hinführung zum Gegen-
stand des Berichtes: Jugend. Mithilfe eines mehr-
dimensionalen Modells „Bedingungen des Auf-
wachsens junger Menschen in Rheinland-Pfalz“ 
wird eine Annäherung an grundlegende Faktoren 
für ein „gelingendes“ Aufwachsen in Rheinland-
Pfalz unternommen.

In einem „ersten Blick“ werden Themenfelder, 
die die Lebenssituation und Lebenslage junger 
Menschen in Rheinland-Pfalz beschreiben, aus 
dem Pilotbericht fortgeschrieben und an geeig-
neter Stelle ergänzt. Der Schwerpunkt liegt hier 
auf einer Betrachtung des Landes Rheinland-Pfalz 

1.2 Aufbau und Inhalte

Der vorliegende Bericht gliedert sich in vier Abschnitte, die als „Blicke“ auf die Lebenssituationen und Le-
benslagen von jungen Menschen und die öffentliche Verantwortung für junge Menschen – und hier im 
Besonderen Jugendliche – verstanden werden.

Abb. 1: Aufbau des Berichts

Erster Blick
Daten und Fakten
a) Lebenssituationen und -bedingungen
b)  Angebote, Leistungen und Aufgaben 

insbes. der Jugendarbeit

Zweiter Blick
a) Selbstauskünfte junger Menschen
b)  Regional differenzierte Sozialbericht- 

erstattung zu Lebenssituationen und 
Lebenschancen junger Menschen

Dritter Blick
a)  Jugend als Thema in politischen Debat-

ten des rheinland-pfälzischen Landtags 
1947 bis heute

b)   Freizeit, Jugendarbeit und wohnort-
nahe Kulturangebote aus Sicht der 
rheinland-pfälzischen Jugendlichen

c)  Wozu heute welche Jugendarbeit? 
Rahmenbedingungen, Anforderungen 
und Entwicklungsperspektiven

Blick nach vorn: Empfehlungen
Empfehlungen für eine Landes- bzw. 
Jugend politik in Rheinland-Pfalz

Erster Blick
Daten und Fakten

Blick nach vorn
Empfehlungen

Dritter Blick
Vertiefungen

Zweiter Blick
Sozialberichterstattung

insgesamt und – soweit möglich – im Bundesver-
gleich bzw. in kleinräumiger Betrachtung auf Ebe-
ne der 36 Kreise und kreisfreien Städte des Landes. 

Weiterhin werden Angebote und Leistungen der 
Kinder- und Jugendhilfe in ihrer Bedeutung für 
das Aufwachsen von Kindern und Jugendlichen in 
Rheinland-Pfalz dargestellt. Der Fokus richtet sich 
dabei auf Jugendarbeit, aber auch weniger „klas-
sische“ Formen jugendkulturellen Ausdrucks sind 
hier Thema. Im Wesentlichen werden  Studien, 
Projekte, Leistungen und Landesförderungen be-
schrieben, zu denen das verfügbare  Datenmaterial 
Auskünfte liefert. Erweitert werden diese durch 
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herausgearbeitet, welche Jugendthemen seit Kon-
stituierung des rheinland-pfälzischen Landtags im 
Plenum debattiert wurden und aktuell werden. 
Aussagen darüber, welche „Tradition“ Jugendpoli-
tik in Rheinland-Pfalz einnimmt, sollen dazu bei-
tragen, das zu entwickelnde Profil einer zukunfts-
tragenden Jugendpolitik zu schärfen. 

In einem zweiten Vertiefungskapitel werden die 
Befunde der Jugendbefragung mit Blick auf ein 
weiteres Themenfeld ausgewertet – den Stellen-
wert der Freizeit für die Entwicklungsmöglichkei-
ten von jungen Menschen. Wie verbringen Jugend-
liche in Rheinland-Pfalz ihre Freizeit und welche 
Rolle spielen dabei die Offene Jugendarbeit und 
die Jugendverbandsarbeit? Wie bewerten die jun-
gen Menschen generell das Freizeit- und Kultur-
angebot am eigenen Wohnort?

Das dritte Vertiefungskapitel beschreibt abschlie-
ßend wesentliche Herausforderungen, Entwick-
lungslinien und notwendige Verortungen der Ju-
gendarbeit. Diese werden angesichts veränderter 
Lebenswelten junger Menschen und struktureller 
Einflussgrößen eingeordnet und zu einem „Zu-
kunftsprofil“ Jugendarbeit weiterentwickelt. 

Der „Blick nach vorn“ führt die im zweiten Kin-
der- und Jugendbericht herausgearbeiteten Hand-
lungsbedarfe für eine nachhaltige und zukunfts-
tragende Jugendpolitik zusammen. Auf dieser 
Basis werden schließlich konkrete Empfehlungen 
an die Landesregierung formuliert. 

Unser Dank gilt neben den Kolleginnen und Kol-
legen der beiden beteiligten Universitäten und 
des Instituts für Sozialpädagogische Forschung in 
Mainz den Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern des 
in der Steuerungsgruppe beteiligten Ministeriums 
für Integration, Familie, Kinder, Jugend und Frauen 
des Landes Rheinland-Pfalz und aus dem Landes-
jugendamt. 

Den Teilnehmerinnen und Teilnehmern sowie Re-
ferentinnen und Referenten unserer Experten-
anhörungen gilt ein besonderer Dank, da sie ihr 
Wissen mit uns geteilt und zu der Entwicklung 

Befunde aus eigenen Erhebungen, welche neue 
Perspektiven auf die Bedeutung von Jugend und 
Jugendarbeit in Rheinland-Pfalz eröffnen. Die 
Selbstauskünfte junger Menschen ergänzen die 
Daten an geeigneter Stelle.

Im „zweiten Blick“ kommen – erstens –  junge 
Menschen aus Rheinland-Pfalz selbst zu Wort. 
Wie beurteilen sie ihre Lebensbedingungen und 
ihre Zukunftsperspektiven? Welche Themen be-
schäftigen sie im Alltag und welche Anforderungen 
entstehen daraus an eine rheinland-pfälzische Ju-
gendpolitik? Das Beteiligungskonzept, das diesen 
Aussagen zugrunde liegt, wird theoretisch und in 
seiner Umsetzung erläutert. Es folgt eine vertie-
fende Darstellung der Themenfelder Schule, Mo-
bilität und Diskriminierung/Respekt. Diese The-
men wurden im Rahmen des Jugendworkshops 
durch die Jugendlichen selbst generiert und mit 
der größten Relevanz für ihre Lebenswelten ge-
wichtet. 

Zweitens richtet sich der Blick auf die Regionen 
des Landes, die 24 Landkreise und zwölf kreisfrei-
en Städte. Hier wird an das Indikatorenkonzept des 
ersten Kinder- und Jugendberichtes angeknüpft, 
die methodische Vorgehensweise aktualisiert 
und der Gesamtindex durch jugendspezifische 
Indika toren und sprachliche  Weiterentwicklung 
zu „Wohlbefinden von Kindern und  Jugendlichen“ 
(WKJ) erweitert. Ferner werden aktuelle Ent-
wicklungen des Well-being betrachtet. Eine aus-
führliche Darstellung der Indexwerte in den 
Dimensionen „Lebensbedingungen“, „Wohlfahrts-
leistungen“ und „Handlungsräume“ zeigt regional-
politische Tendenzen auf. Auswahl und Interpre-
tation der Daten für das WKJ werden in einem 
Anlagenband ausführlich erläutert. 

Im „dritten Blick“ werden jugendspezifische The-
men vertiefend dargestellt. Befunde der einzelnen 
Berichtsteile werden über den Gesamtbericht hin-
weg immer auch in den Kontext einer zu profilie-
renden Jugendpolitik eingeordnet. Das erste Ver-
tiefungskapitel nähert sich der Jugendpolitik in 
einer historischen Betrachtung. Anhand einer 
Dokumentenanalyse der Landtagsprotokolle wird 
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wesentlicher Kernaussagen des Berichtes beige-
tragen haben. 

Dank gilt auch allen Mitarbeiterinnen und Mit-
arbeitern aus den Ministerien, den Statistischen 
Ämtern und den Kolleginnen und Kollegen aus 
Praxis und Wissenschaft, die uns Daten zur Verfü-
gung gestellt haben.

In ganz besonderer Weise danken wir den jungen 
Teilnehmerinnen und Teilnehmern des Jugend-
workshops für ihre offenen Worte, den Schülerin-
nen und Schülern der Jugendbefragung für ihre 
Geduld und sorgfältige Bearbeitung des Fragebo-
gens sowie den Lehrerinnen und Lehrern und den 
Schulleitungen für ihre Zeit und Unterstützung bei 
der Umsetzung der Jugendbefragung. 

Den Masterstudierenden im Fach Erziehungswis-
senschaft der Universität Trier sei herzlich gedankt 
für die Mitwirkung beim Jugendworkshop in Kyll-
burg sowie für die Mithilfe bei der Durchführung 
der Jugendbefragung und der Dateneingabe. Ohne 
ihr Engagement und die kontinuierliche  tatkräftige 
Unterstützung durch das Sekretariat hätte das 
Projekt so nicht umgesetzt werden können. Auch 
für die Mitorganisation des Abschlusshearings in 
Trier gilt ihnen unser Dank. 
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HINFÜHRUNG ZU GEGENSTAND UND 
HERAUSFORDERUNGEN DES ZWEITEN 
KINDER- UND JUGENDBERICHTES FÜR 
DAS LAND RHEINLAND-PFALZ

Jugend: Zwischen Kindheit und Erwachsenenalter, auf dem 
Weg in die Zukunft und mitten im Leben

Jeder hat ganz eigene biografische, familiäre oder 
berufliche Erfahrungen mit Jungsein und Erwach-
senwerden, und doch beziehen wir uns dabei im-
mer auch auf kollektive Bilder und allgemeine 
Konzepte von „Jugend“. Hier wird zum einen mit 
Jugend eine Lebensphase zwischen Kindheit und 
Erwachsenenalter bezeichnet, die von besonderen 
Herausforderungen geprägt ist und junge Men-
schen mit tiefgreifenden biologischen, psycho-
logischen und sozialen Umbrüchen konfrontiert. 
Zum anderen wird betont, dass Jugend eine ei-
genständige Lebensphase geworden ist, die in-
zwischen rund 20 Lebensjahre umfasst und im 
Vergleich zu früheren Generationen zunehmend 
länger dauert. In dieser Lebensphase sind folgen-
reiche Entscheidungen für das gesamte  weitere 
Leben zu treffen. Und zum dritten ist unüber-
sehbar und wird im Bericht gezeigt, dass sich 
 Lebensbedingungen, Zukunftserwartungen und 
Lebenskonzepte junger Menschen auch in Rhein-
land-Pfalz deutlich unterscheiden. Von „der“ Ju-
gend kann also kaum gesprochen werden, viel-
mehr gilt es, verschiedene „Jugenden“ zu sehen 
und zu verstehen. 

Für diesen Bericht soll versucht werden, den Blick 
auf diese „Jugenden“ in fünf Thesen und einem 
Fazit zu klären: 

(1) Jugend ist keine natürliche Tatsache, son-
dern eine soziale Konstruktion.

Natürlich sind biologisches Wachstum bis zur Ge-
schlechtsreife und die körperlichen Veränderun-
gen der „Sturm- und Drang-Zeit“ Pubertät Ein-
stieg und erster Höhepunkt der Jugendzeit. Wie 
unterschiedlich diese biologischen Tatsachen der 
Lebensphase, die etwa vom Anfang der zehner 
bis zum Ende der zwanziger Jahre dauert, aufge-
fasst werden können, zeigt ein kleiner Blick zurück 
und über den Zaun: Noch vor 50 Jahren war es für 
über 80 % aller jungen Menschen auch in Rhein-
land-Pfalz „normal“, mit spätestens 15 Jahren 
eine achtjährige Schulzeit zu beenden, dann eine 
meist dreijährige Berufsausbildung anzutreten 
und schon vor dem 20. Lebensjahr eigenes Geld 
zu verdienen. Das durchschnittliche Heiratsalter 
lag noch in den 1960er Jahren deutlich unter 25 
Jahren und die wesentlichen Statusmerkmale ei-
nes Erwachsenen hatten die meisten jungen Men-
schen spätestens mit Mitte 20 errungen: sowohl 
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(2) Jugendzeit ist Lern- und Entwicklungs-
zeit: Erwartet werden Eigenverantwortung, 
Gemeinschaftsfähigkeit und Leistungsbereit-
schaft 

„Jeder junge Mensch hat ein Recht auf Förderung 
seiner Entwicklung und auf Erziehung zu einer ei-
genständigen und gemeinschaftsfähigen Persön-
lichkeit“, heißt es sehr grundsätzlich im § 1 des 
Sozialgesetzbuchs VIII, dem Kinder- und Jugend-
hilfegesetz. Das Schulgesetz von Rheinland-Pfalz 
bestimmt und konkretisiert den öffentlichen Bil-
dungs- und Erziehungsauftrag, so in § 1: „In Er-
füllung ihres Auftrags erzieht die Schule zu Selbst-
bestimmung und Verantwortung vor Gott und den 
Mitmenschen (...) Sie führt zu selbstständigem Ur-
teil, zu eigenverantwortlichem Handeln und zur 
Leistungsbereitschaft.“ (Schulgesetz Rheinland-
Pfalz v. 22.12.2009). Beide Gesetze bestimmen 
Ziel und Auftrag ihrer „öffentlichen Verantwor-
tung für das Aufwachsen“ in der Spannung, die 
einerseits aus dem Ermöglichen von Autonomie 
sowie andererseits der Einforderung von Leistung 
und Verantwortung erwächst. 

Eine der großen sozialen Errungenschaften der 
letzten 200 Jahre ist zweifellos, das Jugendalter 
als ein Zeitfenster für Entwicklung, Ausbildung 
und Erprobung begreifen und gestalten zu kön-
nen, individuell wie gesellschaftlich. Es ist also 
kein selbstverständlicher „Luxus“, gleichsam frei-
gestellt zu sein von existenzsichernder Arbeit und 
inzwischen mehr als ein Jahrzehnt Lebenszeit zur 
Verfügung zu haben für die Ausbildung von Kennt-
nissen und Fähigkeiten, für die Entwicklung von 
Selbstbewusstsein und Identität sowie die Erpro-
bung von Standort und Teilhabe in der Gesell-
schaft. 

Zugleich war noch nie das Risiko so groß, an diesen 
Herausforderungen der Jugendzeit zu scheitern, 
stehen doch sichere und erprobte Lebensentwür-
fe kaum noch zur Verfügung. Es reicht nicht mehr, 
zu werden und zu leben wie Vater oder Mutter. Zu 
schnell und tiefgreifend haben sich soziale, öko-
nomische und kulturelle Bedingungen und Her-
ausforderungen geändert und tun dies, wie es 

ein selbst verdientes Gehalt als auch die Grün-
dung einer eigenen Familie. Während 1980 noch 
mehr als die Hälfte der Jugendlichen im Alter von 
15 bis unter 20 Jahren erwerbstätig war, sank die 
Erwerbsquote bis 2010 bereits auf 34,8 % (Sta-
tistisches Landesamt Rheinland-Pfalz 2011). Eine 
eigene Familie gegründet haben, soweit dies 
überhaupt noch am Heiratsdatum ablesbar ist, 
Männer 2012 durchschnittlich mit 33,5 Jahren 
und Frauen mit 30,7 Jahren. Rheinland-pfälzische 
Mütter sind heute bei der Geburt ihres ersten Kin-
des im Durchschnitt knapp 29 Jahre alt und damit 
etwas jünger als im Bundesdurchschnitt. 

Vor diesem Hintergrund erscheint es paradox, 
dass noch vor 40 Jahren die gesetzlichen Alters-
grenzen für den Eintritt ins Erwachsenenalter, die 
Volljährigkeit und das Wahlalter, bei 21 Jahren 
festgesetzt waren. Erst seit 1975 gilt hier das 18. 
Lebensjahr und nicht nur in Rheinland-Pfalz wird 
heute für eine weitere Absenkung des Wahlalters 
auf 16 Jahre geworben. Eine Erklärung für diesen 
scheinbaren Widerspruch ist, dass junge Menschen 
heute damit konfrontiert sind, deutlich umfang- 
und folgenreichere Entscheidungen für ihr weite-
res Leben zu treffen, und sich Ausbildung, Arbeit 
und Familie in größerem Maße selbst organisieren 
müssen als noch vor 40 Jahren üblich und not-
wendig. Ausführlicheres zur Vielzahl heutiger Op-
tionen für schulische Qualifikationen und beruf-
liche Ausbildungswege auch in Rheinland-Pfalz 
findet sich in Kapitel 2.4.

Ein Blick in andere Regionen der Welt zeigt, dass 
dort für viele junge Menschen eine geregelte 
Schulzeit bis heute nicht selbstverständlich ist 
und sie stattdessen schon früh durch Arbeit zum 
Unterhalt ihrer Familien beitragen müssen. Ge-
schützte Zeiten für Schule und Ausbildung zu ha-
ben, ein Merkmal, das für uns wesentlich das Ju-
gendalter kennzeichnet, gilt für junge Menschen 
dort nicht oder nur sehr begrenzt. Das  Allermeiste 
also, was Jugend in unserem Verständnis ausmacht, 
ist kulturell bedingt und sozial hergestellt – heute 
und in unserer Gesellschaft anders als früher und 
in anderen Teilen der Welt. 
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Medien, d. h. vor allem der Umgang mit Geld, 
um einen ebenso bedürfnisorientierten wie 
kontrollierten Umgang mit der Vielzahl von An-
geboten und Optionen zu lernen.

 ■ Entwicklung eines ebenso eigenständigen wie 
akzeptierten Werte- und Normensystems ein-
schließlich eines ethischen und politischen Be-
wusstseins, das die Übernahme sozialer Verant-
wortung und die gesellschaftliche Teilhabe im 
kulturellen und politischen Raum ermöglicht 
(vgl. Hurrelmann 2010, S. 27 f.).

Die konkrete Erfahrung, das eigene Leben gestal-
ten zu können, also sich selbst wirksam zu erleben, 
ist dabei immer wieder die grundlegende Voraus-
setzung, diese anspruchsvollen Entwicklungsauf-
gaben erfolgreich bearbeiten zu können.7 Und die 
Bearbeitung der Entwicklungsaufgaben ist nicht 
vorbestimmt, sondern muss als ein aktiv ko-kon-
struktiver und ko-produktiver Prozess begriffen 
werden: Jugendliche sind sowohl Akteurinnen und 
Akteure ihrer Entwicklung als auch angewiesen 
auf Unterstützung, Anregung und Korrektur, vor 
allem aber auf förderliche Bedingungen. 

Die großen Konzepte für die Erklärung und Gestal-
tung dieser enormen Entwicklungsarbeit sind:

 ■ Sozialisation8 als das Gesamt der sozialen Be-
dingungen und Prozesse, die Menschen in einer 
Gesellschaft handlungsfähig werden lassen, 

 ■ Erziehung9 als die Verantwortung der älteren 
Generation, der jüngeren all das zu vermitteln, 
was sie für ein selbstbestimmtes, eigenverant-
wortliches und gemeinschaftsfähiges Leben be-
nötigt, und 

7  Das Konzept der Selbstwirksamkeit besagt, dass ein „stark aus-
geprägtes Kohärenzgefühl bzw. die stark ausgeprägte Überzeugung, 
selbst handlungsfähig zu sein, dazu führen, dass ein Mensch flexibel 
auf Anforderungen reagiert und in der Lage ist, die für diese spezifi-
schen Situationen angemessenen Ressourcen zu aktivieren“ (BMFSFJ 
2009, S. 59).

8 Vgl. dazu Hurrelmann/Quenzel 2012.

9  Vgl. dazu Andresen/Hunner-Kreisel/Fries 2013.

scheint, auch zukünftig mit großer Geschwindig-
keit. Erwartet wird, dass jeder junge Mensch die 
ihm zugestandene Jugendzeit optimal nutzt, sonst 
drohen ein Leben lang Abhängigkeit und Armut. 
So sehen es auch junge Menschen aus Rheinland-
Pfalz mehrheitlich, wenn sie nach ihren Zielen und 
Ängsten gefragt werden. 

Selbstauskünfte junger Menschen in Rhein-
land-Pfalz: 
Nach ihren Ängsten befragt, gaben rund 60 % 
der jungen Menschen an, Angst (25 %) oder 
große Angst (rund 34 %) davor zu haben, kei-
nen Ausbildungs- oder Arbeitsplatz zu finden. 
Neben der Angst vor einer schweren Krankheit 
ist dies die am häufigsten genannte Antwort. 

Anschaulich zeigt das Konzept der Entwicklungs-
aufgaben die Bedeutung der Jugendzeit für die An-
eignung der Fähigkeiten, die für ein Leben in Eigen-
ständigkeit und Verantwortung notwendig sind. 
Nach Robert J. Havighurst (1900–1991), einem 
amerikanischen Entwicklungspsychologen, sind 
im Jugendalter vor allem vier Aufgaben zu bear-
beiten:

 ■ Entwicklung der intellektuellen und sozialen 
Kompetenz, vor allem um selbstverantwortlich 
die schulischen und beruflichen Anforderungen 
meistern zu können, mit dem Ziel, die ökono-
mische Basis für eine selbstständige Existenz 
als Erwachsener zu sichern.

 ■ Entwicklung einer eigenen Vorstellung der Ge-
schlechterrolle, d. h. das Durchlaufen der kör-
perlichen Entwicklungen in der Pubertät, der 
Aufbau sozialer Beziehungen zum eigenen und 
zum anderen Geschlecht und die Vorbereitung 
auf die Herausforderung, einmal eine eigene 
Familie zu gründen oder eine vertrauensvolle 
Partnerschaft einzugehen.

 ■ Entwicklung selbstständiger Entscheidungs- und 
Handlungsmuster für die Nutzung des Konsu-
mentenmarktes, einschließlich der modernen 
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Selbstauskünfte junger Menschen in Rhein-
land-Pfalz: 
82,2 % der Jugendlichen gaben an, ein Taschen-
geld zu erhalten. Knapp ein Drittel der Befrag-
ten (29,1 %) verdient sich durch einen Neben-
job etwas hinzu – Befunde der Shell-Studie 
zeigen, dass bundesweit 34 % (2010; 2002 wa-
ren es 32 %) der Jugendlichen zwischen zwölf 
und 25 Jahren einen Nebenjob haben (vgl. Shell 
Deutschland Holding 2010, S. 86).

und sozial und kulturell deutlich früher selbstän-
dig werden: 

Selbstauskünfte junger Menschen in Rhein-
land-Pfalz: 
Befunde der Jugendbefragung zeigen, dass le-
diglich 1,5 % der Jugendlichen nicht im Besitz 
eines Handys oder Smartphones sind. Mit 86 % 
besitzen die meisten Jugendlichen ein Smart-
phone – die Gebühren werden bei fast 60 % der 
Befragten (zumindest teilweise) von den Eltern 
übernommen. 
98 % der Jugendlichen (bundesweit waren es 
im Jahr 2010 96 %; vgl. Shell Deutschland Hol-
ding 2010, S. 101 f.) haben einen Zugang zum 
Internet und mehr als ein Fünftel von ihnen 
(22,8 %) gibt an, immer online zu sein. 

Diese Spannung zwischen Abhängigkeit und Auto-
nomie kennzeichnet das Jugendalter deutlich, 
nicht einheitlich, sondern in vielen Facetten. 
Und kennzeichnend ist die wachsende Selbst-
bezogenheit im Jugendalter, denn die Aufforde-
rung, seine eigene Position in einer pluralistischen 
Gesellschaft zu finden, ist unausweichlich. Beson-
ders bedeutsam werden die Beziehungen zu den 
Peers11, den Gleichaltrigen und Gleichrangigen. 

11  Peergroup (abgekürzt: Peers): „Aus dem Englischen übernommene 
Bezeichnung für eine Gruppe gleichaltriger Kinder oder Jugendlicher. 
Die Beteiligung an solchen Gruppen ist nach der neueren Forschung 
für den Erwerb alterstypischer Einstellungen und Verhaltensweisen 
junger Menschen sowie für die Ablösung von der Familie wichtig. Da-
mit gewinnen P. Bedeutung für die Entwicklung von Selbstbewusst-
sein, sozialer Identität und Kompetenz.“ (Schaub/Zenke 2007, S. 492)

 ■ Bildung10 als Leistung der Subjekte, eine Idee 
und ein Bild vom eigenen Selbst und der Welt, 
in der sie leben, zu entwickeln und immer wie-
der neu zu erarbeiten. 

Die Familie, die im Regelfall aus den Eltern und 
ggf. Geschwistern besteht, ist auch im Jugendal-
ter Basis, Ausgangspunkt und „Heimathafen“ für 
die Entwicklungsarbeit und Welterkundung junger 
Menschen. Dies begründet auch die immer wieder 
fundamentale Bedeutung familiärer Ressourcen, 
also ihrer ökonomischen, sozialen und kulturel-
len Kapitalien (vgl. Bourdieu 1993, S. 49 ff.) für die 
Entwicklungschancen junger Menschen.

(3) Jugendzeit ist Lebenszeit im „Hier und Jetzt“

Die frühen Lebensphasen Kindheit und Jugend 
werden einerseits als eine wertvolle Entwicklungs-
zeit begriffen – jeder junge Mensch hat ein Recht 
auf Entwicklung, heißt es im SGB VIII und in der 
UN-Kinderrechtskonvention: „die Bildung des Kin-
des [hier 0–18 Jahre, Anm. d. Verf.] [muss] darauf 
gerichtet [sein], die Persönlichkeit, die Begabung 
und die geistigen und körperlichen Fähigkeiten 
voll zur Entfaltung zu bringen“ (Art. 29 des Über-
einkommens über die Rechte des Kindes). Jugend 
ist also auch auf die Ermöglichung von Zukunft 
ausgerichtete Lebenszeit.

Andererseits zeigen eigene Erfahrung und sozial-
wissenschaftliche Forschung, wie eigenständig 
und gegenwärtig schon Kindheit (vgl. Honig 1999) 
und vor allem Jugend verstanden werden  müssen 
und werden wollen. Jugendleben, wie es sich in 
Musik, Mode oder Sport äußert, erscheint vielfäl-
tig und widersprüchlich, vor allem aber „eigen“ 
und manchmal den Erwachsenen fremd. 

Ökonomisch sind junge Menschen heute in der 
Regel länger abhängig von Eltern und Staat, 
gleichwohl viele schon früh „eigenes Geld“ verdie-
nen

10 Vgl. dazu von Hentig 1996 und Borst 2009.
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Bild der Jugend auch im Landtag von Rheinland-
Pfalz über Jahrzehnte hinweg von  Problemthemen 
wie z. B. Jugendkriminalität, Rauschgiftkriminali tät, 
Jugendarbeitslosigkeit oder jugendlichem Rechts-
extremismus geprägt war. Wenn daher über Ju-
gend berichtet werden soll, muss auch über diese 
Sorgen und Probleme berichtet werden, ohne dass 
damit zugleich „die“ Jugend als „Problemjugend“ 
bewertet wird. Deutlich wird aber auch, dass der 
Blick auf die heutige Jugend immer auch ein Blick 
in den Spiegel der Hoffnungen und Ängste der Er-
wachsenengesellschaft ist.

(5) Die Bedingungen und Chancen vieler Ju-
gendlicher sind in Rheinland-Pfalz so gut wie 
nie zuvor und zugleich ist die Lage zahlreicher 
junger Menschen höchst prekär – und beides 
ist in den Regionen des Landes deutlich unter-
schiedlich

Dieser paradoxe Befund ergibt sich aus den ver-
gleichenden Analysen zu Entwicklungsbedingun-
gen und Lebenschancen junger Menschen in 
Rheinland-Pfalz. Die These, dass es vielen jungen 
Menschen sehr gut geht, bestätigt sich auch in 
den Selbstauskünften der jungen Menschen aus 
Rheinland-Pfalz:

Selbstauskünfte junger Menschen in Rhein-
land-Pfalz: 
Gut 70 % der über 2.100 befragten Jugendlichen 
geben an, zufrieden bis sehr zufrieden mit dem 
eigenen Leben zu sein. Ein ähnlich hoher Anteil 
der Jugendlichen blickt zuversichtlich in die Zu-
kunft und fast 74 % der jungen Menschen füh-
len sich in ihrer Familie materiell gut versorgt 
und abgesichert.

Auch der Blick in die Statistiken des Landes zeigt 
hinsichtlich der materiellen Lage junger Menschen 
in Rheinland-Pfalz deutlich positive Entwicklun-
gen: So hat sich der Anteil der unter 15-Jährigen 
im Bezug von Leistungen nach SGB II im Vergleich 
der Jahre 2010 (12,0 %) und 2012 (11,3 %) im 
Landesdurchschnitt leicht reduziert. Im Vergleich 
der Städte und Kreise des Landes zeigen sich je-

Sie sind jetzt die wichtigste soziale Bezugsgrup-
pe, hier gewinnen Mädchen und Jungen Orientie-
rung, hier können sie sich erproben und müssen 
sich bewähren. So schwer es Eltern und Lehrern 
auch fällt, sie spielen oft nur noch „die zweite Gei-
ge“– während sie zugleich unverzichtbar sind als 
Rückhalt und als korrigierende Instanz für die jun-
gen Menschen. 

(4) Jugendlichkeit und Jugend sind auch Pro-
jektionsflächen für die Hoffnungen und Ängste 
der Erwachsenen.

Erwachsene haben zu allen Zeiten großes Inter-
esse an „ihrer“ Jugend und zugleich sind für viele 
Erwachsene die Äußerungs- und Erscheinungsfor-
men junger Menschen unverständlich, teils auch 
bedrohlich und beängstigend. Bündische Jugend 
und Wandervogel, Halbstarke und Hippies, Genera-
tion X und digital-natives sind nur exemplarische 
Zuschreibungen, die zeigen, dass im Blick der Er-
wachsenen auf die Jugend ihrer Zeit junge Men-
schen stets mit einer Mischung aus Faszination 
und Beunruhigung wahrgenommen werden – von 
alters her bis heute. Dies rührt nicht zuletzt aus 
der doppelten Bedeutung, die jede Jugendgenera-
tion für ihre Gesellschaft hat, denn die nachwach-
senden Generationen sind wesentliche Voraus-
setzung für die Reproduktion jeder Gesellschaft, 
Option und Potential für Existenzsicherung und 
Weiterentwicklung – gern in der Formel von der 
„Jugend als Zukunft“ ausgedrückt. Aber diese For-
mel transportiert neben der Hoffnung auch die 
Ungewissheit, denn wer weiß schon, ob die Ju-
gend sich in Zukunft bewährt. Im demografischen 
Wandel verschärft sich diese Ambivalenz, werden 
die nachwachsenden Generationen doch zu einem 
zunehmend „knapperen Gut“.

Vor allem „abweichendes Verhalten“ junger Men-
schen wird bedrohlich erlebt, sodass der Blick auf 
Jugend „als soziales Problem“ vielfach in den Vor-
dergrund rückt. Laute Musikszenen und Genuss-
kulturen, Rausch und Drogen, Verweigerung und 
Protest sind immer wieder Gegenstand sorgen-
voller und aufgeregter Diskurse. Ein historischer 
Rückblick in Kapitel 6 zeigt, dass das öffentliche 
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an jede Jugendpolitik sollen daher skizziert und 
begründet werden, bevor in den folgenden Kapi-
teln die für Rheinland-Pfalz konkreten Bedingun-
gen und Herausforderungen erläutert werden.

Fazit: Junge Menschen brauchen Zeiten und 
Räume für Entwicklung und Erprobung, aber 
vor allem Anerkennung und Respekt für die an-
spruchsvolle Aufgabe, eigenständig erwachsen 
zu werden – ein Modell für die Herausforderun-
gen moderner Jugendpolitik.

Bedingungen und Prozesse, die das Leben und die 
Entwicklung junger Menschen heute prägen, wer-
den in einem theoretisch abgeleiteten Modell dar-
gestellt. So lassen sich die relevanten Aspekte er-
fassen und anschaulich komprimieren. Ziel ist es, 
die besonderen Herausforderungen einer Jugend-
politik herauszuarbeiten, die positive Bedingungen 
für das Aufwachsen junger Menschen schaffen 
und sichern will und allen Mädchen und Jungen in 
Rheinland-Pfalz zu ihrem Recht auf „Entwicklung 
zu einer eigenständigen und gemeinschaftsfähigen 
Persönlichkeit“ (§ 1 SGB VIII) verhilft. 

Das relevante sozialwissenschaftliche Wissen über 
die Bedingungen des Aufwachsens junger Men-
schen kann so zusammengefasst werden:

 ■ Die Familie ist auch für Jugendliche zumeist 
der wichtigste soziale Ort, an dem sowohl ma-
terielle Ressourcen zur Verfügung stehen als 
auch soziale Beziehungen für Leben und Ent-
wicklung zur Verfügung gestellt werden – oder 
nicht. Im Jugendalter, so die Erwartung, unter-
stützt die Familie das Aufwachsen und die Ent-
wicklung idealtypisch im Spannungsfeld von 
Zugehörigkeit und Ablösung, was mit Ausein-
andersetzungen und Ablösungskrisen verbun-
den ist (vgl. Büchner/Brake 2006; Ecarius 2007; 
Rauschenbach 2009); daher Entwicklungsba-
sis Familie.

 ■ Die persönliche Entwicklung und die beruf-
lichen Chancen, also der mögliche Erfolg im 
Erwachsenenalter, hängen in modernen Leis-
tungsgesellschaften wesentlich vom individu-

doch große Differenzen, im günstigsten Fall sind 
weniger als 6 % junger Menschen auf  öffentliche 
Hilfen für ihren Lebensunterhalt angewiesen, im 
ungünstigsten mehr als viermal so viele, über 
25 % (vgl. Kap. 2.3). 

Deutlich positive Bewertungen sind auch für die 
Schulen des Landes berechtigt, gemessen an 
den Bildungsabschlüssen, die junge Menschen in 
Rheinland-Pfalz heute erreichen: Der Trend zu hö-
heren Schulabschlüssen ist deutlich  erkennbar. 
Gegenüber 2002 (22,8 %) ist der Anteil  aller 
Schul abgängerinnen und -abgänger, die die 
Schullaufbahn mit der Allgemeinen Hochschulreife 
beendeten, bis 2012 auf 31,8 % angestiegen (vgl. 
Kap. 2.4). Zugleich ist der Anteil der Schulentlas-
senen, die ihre Schullaufbahn ohne Schulabschluss 
beendet haben, von 2002 (9,1 %) bis 2012 (5,4 %) 
kontinuierlich zurückgegangen. Aber auch hier zei-
gen sich erhebliche Unterschiede zwischen den Re-
gionen des Landes (vgl. ebd.). Diese spiegeln sich 
auch in den Zahlen zur Arbeitslosigkeit der jungen 
Menschen im Alter von 15 bis unter 25 Jahren: Bei 
einem Landesdurchschnitt von 2,8 % im Jahr 2013 
zeigt sich eine enorme Spannweite zwischen den 
Regionen mit dem geringsten (1,5 %; Landkreis) 
und dem höchsten Wert (7,5 %; kreisfreie Stadt). 

Die Zahlen weisen auch hier darauf hin, dass die 
guten Bedingungen nicht für alle jungen  Menschen 
in Rheinland-Pfalz gleichermaßen gegeben sind, 
sondern es ein großes Gefälle z. B. zwischen den 
Landkreisen und kreisfreien Städten im Land gibt 
(vgl. Kap. 2.4). Für eine große Zahl junger Men-
schen sind die Startbedingungen und Chancen für 
ein selbstbestimmtes und eigenverantwortliches 
Leben daher trotz allem denkbar schlecht, vor al-
lem wenn sie „das Pech“ haben, am falschen Ort 
aufwachsen zu müssen. 

Große Aufmerksamkeit für die ebenso turbulente 
wie folgenreiche Lebensphase Jugend muss daher 
deutliche Priorität für eine Landespolitik haben, 
die Gegenwart ebenso verantwortlich  gestalten 
wie Zukunft aussichtsreich ermöglichen will. Gro-
ße Worte, aber kleiner ist das „Jugendthema“ 
nicht zu haben. Grundlegende Herausforderungen 
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Das Ineinandergreifen, Ergänzen oder  Abgrenzen 
der Erfahrungen in Familie, Schule und mit den 
Peers prägt die jeweils besonderen Konstellatio-
nen für das Aufwachsen. Die skizzierten drei Er-
fahrungskreise bilden die Grundstrukturen ju-
gendlicher Lebenswelten ab. Diese Lebenswelten 
werden nochmals in je besonderer Weise beein-
flusst durch zwei gesellschaftliche Rahmen-
bedingungen, die die jeweilige Lage von Familien, 
Bildungseinrichtungen und Gleichaltrigengruppen 
auch in Rheinland-Pfalz bestimmen: 

 ■ die soziale Struktur der Lebensorte, also vor 
allem die ökonomische Lage und die soziale Zu-
sammensetzung der Bevölkerung, sowie

 ■ die räumlichen Bedingungen, also vor allem 
die Infrastruktur für Wohnen, Gesundheit, 
 Bildung, Kultur und Freizeit sowie Verkehr und 
Arbeit

ellen Bildungserfolg ab. Dabei steigt der hierfür 
erforderliche Aufwand an Lebenszeit für  Schule 
und Ausbildung stetig. Die Schule in all ihren 
Formen ist damit ein zentraler Entwicklungs-
raum für Jugendliche (vgl. Fend 2006b; Humm-
rich 2011); daher Entwicklungsort Schule.

 ■ Neben Familie und Schule sind die Beziehun-
gen zu Gleichaltrigen und Gleichrangigen (engl. 
peers) die dritte wesentliche Entwicklungsbe-
dingung für junge Menschen. Hier können Ju-
gendliche auf Augenhöhe soziale Beziehungen 
gestalten, in diesen Beziehungen Anerkennung 
und Respekt „von gleich zu gleich“ einfordern 
und erleben. Als Erfahrungs- und Erprobungs-
raum für die persönliche Identität sind die Be-
ziehungen zu den Peers ebenso unverzichtbar 
wie für die Entwicklung eines demokratischen 
Selbstverständnisses und die Einübung solida-
rischen Verhaltens (vgl. Breyvogel 1998; Fend 
1998b; Krüger/Grunert 2002), daher Entwick-
lungsraum Peers.

Entwicklungsbasis
Familie

Entwicklungs-
raum Peers

Bedingungen
des Aufwachsens

Entwicklungs-
ort Schule

demografische
Entwicklung im Raum

Geschlechter-
verhältnisse

Entwicklungsbasis
Familie

soziale Lage
und Struktur

räumliche
Infrastruktur

Entwicklungs-
raum Peers

Entwicklungs-
ort Schule

Abb. 2: Entwicklungs- und Lebensbereiche 
 junger Menschen 

Abb. 3: Modell gesellschaftlicher Bedingungen 
für das Aufwachsen

Quelle: Eigene Darstellung

Im jeweiligen Zusammenspiel der drei für Leben 
und Entwicklung junger Menschen wesentlichen 
Lebensbereiche Familie, Schule und Peers können 
die spezifischen Bedingungen für das Aufwachsen 
junger Menschen rekonstruiert werden. 

Quelle: Eigene Darstellung

Die räumliche Infrastruktur und die soziale Lage 
bilden den Rahmen für das individuelle Handeln 
und die persönliche Entwicklung junger  Menschen. 
Sie sind nicht völlig festgelegt, aber auch nicht 
beliebig zu überwinden. Im Hinblick auf die Be-
deutung gesellschaftlicher Bedingungen für indi-
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Der Schnittpunkt der Achsen „Raum“ und „Sozia-
les“ ist im Modell in den Überschneidungsbereich 
der Entwicklungschancen junger Menschen ge-
legt. Damit soll verdeutlicht werden, dass die Dy-
namik der individuellen Entwicklung nur rekon-
struiert und verstanden werden kann, wenn man 
mindestens diese grundlegenden Dimensionen 
berücksichtigt.

Obwohl es durchaus differenziertere Modelle der 
Beschreibung und Analyse der jugendlichen Le-
benswelt gibt, wird für den zweiten Kinder- und 
Jugendbericht des Landes Rheinland-Pfalz ein Mo-
dell zugrunde gelegt, das weitgehend mit dem ak-
tuellen sozialwissenschaftlichen Forschungsstand 
übereinstimmt und das zugleich jugendspezifische 
Akzente setzt: So ist die soziale Position der Fa-
milie der finanzielle Rahmen, in dem sich Jugend-
liche entfalten können. Der je spezifische Raum 
bietet ihnen mehr oder weniger Gelegenheiten 
für die Realisierung jugendlicher Bedürfnisse. Die 
Geschlechterordnung gibt ihnen Vorgaben und 
Möglichkeiten für die Entfaltung ihrer Geschlech-
teridentität. Und die demografische Dynamik der 
gegenwärtigen Gesellschaft kann Jugendliche ver-
einzeln und isolieren, doch als zukünftige Arbeits-
kräfte sind Jugendliche besonders begehrt und 
umworben.

Die Kombination der im Modell skizzierten unter-
schiedlich ausgeprägten Bedingungen führt zu je 
spezifischen Konstellationen für Aufwachsen und 
Jugendleben; diese Konstellationen können für In-
dividuen, für mehr oder weniger große Kollektive 
oder für typische Ausprägungen bestimmt werden. 
So werden sich beispielsweise Jugend liche aus be-
lasteten sozialen Lebensverhältnissen, die in einer 
Region mit wenig Ausbildungsangebot und ge-
ringem Freizeitwert vereinzelt aufwachsen, deut-
lich schlechter entfalten können als Jugendliche 
in verdichteten Sozialräumen mit hohem Freizeit-
wert, vielen Bildungs- und Ausbildungseinrichtun-
gen und vielfältigen Peer-Beziehungen. Für männ-
liche und weibliche Jugendliche gestalten sich 
diese Konstellationen wiederum unterschiedlich, 
sowie noch einmal anders, wenn sie einer Minder-
heit angehören.

viduelle Lebenschancen muss von folgenden Ein-
flüssen ausgegangen werden:

 ■ Die soziale Lage junger Menschen und vor al-
lem ihrer Familien, also die Ausstattung mit 
Ressourcen, insbesondere Einkommen, Besitz 
und Prestige, beeinflussen die Entwicklungs-
chancen und Lebensperspektiven erheblich; 
dies bestätigen auch die Studien zum Bildungs-
erfolg (PISA) immer wieder eindrucksvoll (vgl. 
OECD 2014, S. 188). 

 ■ Der soziale Raum von der unmittelbaren Wohn-
umgebung bis zur Region, in der man lebt, ent-
hält bestimmte Gelegenheitsstrukturen, die 
der Entwicklung junger Menschen und ihrer 
Lebenschancen dienen können. Dazu gehören 
zum Beispiel Kultur-, Sport- und Freizeitanlagen 
ebenso wie die Erreichbarkeit von Schulen und 
Ausbildungsinstitutionen.

 ■ Die gesellschaftlich tradierte Geschlechter-
ordnung enthält positive Entwicklungsmodelle 
für Mädchen und Jungen, aber auch spezifische 
Beschränkungen. Insbesondere Minderheiten 
wie z. B. Mädchen und junge Frauen mit Mig-
rationshintergrund oder Mädchen und Jungen 
mit anderer sexueller Orientierung erleben die-
se gesellschaftlichen Zwänge jeweils ganz kon-
kret, was ihre Entfaltungsmöglichkeiten ein-
schränkt.

 ■ Schließlich muss die demografische Dynamik 
der Bevölkerungsentwicklung als eigenständiger 
Parameter für die Analyse der  Lebenssituation 
und Entwicklungsperspektiven junger Menschen 
angesehen werden. Wenn junge Menschen bei-
spielsweise in einem von Jugendlichen weitge-
hend „entleerten Raum“ aufwachsen müssen, 
verändert dies qualitativ ihre objektiven Bedin-
gungen, aber auch ihre Selbst- und Fremdwahr-
nehmung. Die demografische Entwicklung im 
Raum ist daher die vierte bestimmende Ein-
flussgröße. 



56

 ■ Eine starke Aufmerksamkeit und vor allem kon-
zentrierte Förderung richtet sich an Kinder und 
Jugendliche in der ersten Phase ihrer Einreise 
nach Deutschland. Die mit dem Wechsel des 
Lebensmittelpunktes verbundenen Anforderun-
gen und Belastungen sollen durch konzentrier-
te Förderung in den Bildungseinrichtungen und 
durch Unterstützung und Begleitung der Eltern 
gemildert werden. Die Qualität dieser Einwan-
derungsunterstützung entscheidet über spätere 
Entwicklungsmöglichkeiten und Integrations-
prozesse.

 ■ Besondere Aufmerksamkeit wird aktuell unbe-
gleiteten minderjährigen Flüchtlingen zuteil. Sie 
genießen den besonderen Schutz, der sich aus 
internationalen Vereinbarungen und dem Kin-
der- und Jugendhilfegesetz ergibt. Sie bringen 
zu einem erheblichen Teil sehr belastende Er-
fahrungen aus ihrem Heimatland und aus der 
Flucht selbst mit und sollen deshalb auch mit 
besonderer Achtsamkeit aufgenommen und 
unterstützt werden. Ihr Zugang zu Bildung und 
Ausbildung ist formal gesichert und benötigt 
intensive Begleitung. Ihr Zugang zum Arbeits-
markt und ihre zukünftigen Verbleibchancen 
sollen verbessert werden.

Die Transformation unserer Gesellschaft in eine 
tatsächliche Einwanderungsgesellschaft wird ge-
rade an jungen Menschen mit Migrationshinter-
grund unübersehbar deutlich. Aber es gibt auch 
in Teilen der Gesellschaft erhebliche Ablehnung 
dieser Einwanderung gegenüber. Ebenso  richten 
sich ablehnende und rassistische  Bestrebungen 
auf diese Jugendliche, ebenso wie auf andere 
 vermeintliche „Rand-Gruppen“ der Gesellschaft. 
„Gruppenbezogene Menschenfeindlichkeit“ ist ein 
Faktum und es ist eine starke politische und pä-
dagogische Gegenarbeit erforderlich. Nicht die 
 Jugendlichen mit Migrationshintergrund sind pro-
blematisch, sondern der vorurteilsgeladene und 
rassistische Blick auf sie ist das Problem. 

In diesem Zusammenhang ist darauf hinzuweisen, 
dass die Unterscheidung Migration/Nicht-Mig-
ration nicht immer zielführend, z. T. sogar schäd-

Exkurs:  
Jugend in einer Einwanderungsgesellschaft

Für Jugendliche mit nichtdeutscher Herkunft, also 
mit eigenen oder familiären Einwanderungs- und/
oder Fluchterfahrungen, haben darüber hinaus 
spezifische Konstellationen in unserem Modell be-
sondere Bedeutung:

 ■ Für ausländische Jugendliche ist der Rechts-
status eine generelle Beschränkung: Sie dürfen 
über den Ort ihres gegenwärtigen und zukünf-
tigen Lebens nicht so entscheiden wie deutsche 
Jugendliche. Ihre politischen Rechte sind be-
schränkt und nur durch die Anerkennung inter-
nationaler Vereinbarungen sind sie den deut-
schen Jugendlichen weitgehend gleichgestellt. 
Ihre Selbstständigkeit ist durch den Entschei-
dungsspielraum der Ausländerämter einge-
schränkt, auch können ihre Eltern weitreichen-
de Entscheidungen über ihren Aufenthaltsort 
treffen. Das schafft besondere familiale Abhän-
gigkeiten.

 ■ Jugendliche mit Migrationshintergrund sind 
 einer besonderen gesellschaftlichen Aufmerk-
samkeit ausgesetzt. Auch dann, wenn ihnen 
dieser Status, ob sie die deutsche Staatsange-
hörigkeit besitzen oder nicht, nicht wichtig ist 
oder wenn sie es als lästig empfinden, in In-
teraktionen und in der öffentliche Thematisie-
rung immer als besondere Gruppe bezeichnet 
zu werden, dominiert eine „Sonderwahrneh-
mung“. Die Gruppe der Jugendlichen mit Mig-
rationshintergrund ist ebenso heterogen wie 
die Gruppe der Jugendlichen ohne Migrations-
hintergrund, weshalb diese Kategorie gänzlich 
entfallen kann. In vielen Städten sind die bei-
den Gruppen rein quantitativ gleich groß, so-
dass eine besondere Aufmerksamkeit ohnehin 
überflüssig ist. Auch zeigen gerade die  Studien 
zum Bildungserfolg, dass die sozialökonomi-
sche Lage der Eltern die aussagekräftigste Ein-
flussgröße auf den Bildungserfolg darstellt, 
nicht der Migrationshintergrund. Regionale 
oder geschlechtsspezifische Bedingungen wir-
ken ebenfalls auf alle Jugendlichen. 
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 ■ Jugendpolitik ist Infrastrukturpolitik für 
 Leben und Entwicklung:  
Sie ist angewiesen auf ein ressortübergreifendes 
Gesamtverständnis, das die besonderen gesell-
schaftlichen Herausforderungen und Eigenhei-
ten der Lebensphase Jugend als eine Zeit fol-
genreicher Entwicklungsarbeit und Erprobung 
zugleich begreift. Dies ist für die gesamtgesell-
schaftlichen Entwicklungschancen und Zu-
kunftsaussichten von herausragender Bedeu-
tung. 

lich sein kann und nicht zwangsläufig zu einer 
verbesserten oder sensiblen Wahrnehmung so-
zialer Disparitäten beiträgt. Deshalb stellt sich 
 berechtigterweise die Frage, ob Menschen oder 
Jugendliche mit einer Zuwanderungsgeschichte 
als eine gemeinsame soziale Gruppe zu klassifizie-
ren sind. Angesichts dieser schwierigen und kom-
plexen Fragen erscheint ein reflektierter Umgang 
mit dem Begriff „Migration“ notwendig, wie das 
Bundesjugendkuratorium (2013, S. 6) formuliert. 

Umgekehrt kann die De-Thematisierung oder 
auch die Strategie der „Entdramatisierung“ von 
Migration (oder auch von Geschlecht) eine un-
zulängliche Art und Weise des Umgangs mit die-
sen Themen darstellen: „Indem das Merkmal 
‚Migration‘ auf allgemeine Formen der sozialen 
Benachteiligung, auf Fragen der generellen Bil-
dungsungleichheit und der sozialökonomischen 
Unterschiede reduziert wird, besteht die Gefahr, 
dass zusätzliche migrationsbedingte Anteile aus 
dem Blick geraten, in analytischer wie auch in em-
pirischer Hinsicht.“ (ebd., S. 8)

Fazit: Herausforderungen an die Jugendpolitik

Um für den besonderen Zweck des Kinder- und 
 Jugendberichtes die Herausforderungen an die Ju-
gendpolitik deutlich zu machen, wird das Modell 
jugendlicher Lebenslagen und Entwicklungsdimen-
sionen im Bild durch einen Kreis gerahmt, der vor 
allem zweierlei zeigen soll:

 ■ Jugendpolitik ist Fachpolitik für junge 
 Menschen:  
Sie muss sich auf die besonderen Themen und 
Herausforderungen der Lebensphase Jugend 
beziehen und diese vor allem mit Blick auf die 
Chancen für die Entwicklung junger Menschen 
gestalten. Jugendpolitik ist Teil von und einge-
lagert in z. B. Familien-, Bildungs- und Infra-
strukturpolitik. In diesen Politikbereichen und 
Ressorts muss sie jeweils jugendspezifische An-
forderungen herausarbeiten und vertreten – wo 
immer möglich in Abstimmung und wo erfor-
derlich auch in Abgrenzung zu der Politik für 
andere Bevölkerungs- und Altersgruppen. 
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Geschlechter-
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Herausforde-
rungen an die
Jugendpolitik

Entwicklungsbasis
Familie

das Sozial-
ökonomische

räumliche
Infrastruktur

Entwicklungs-
raum Peers

Entwicklungs-
ort Schule

Abb. 4: Modell für die Herausforderungen 
 moderner Jugendpolitik

Quelle: Eigene Darstellung

In den folgenden Kapiteln des zweiten Kinder- und 
Jugendberichtes für das Land Rheinland-Pfalz wer-
den für die Entwicklung und Positionierung einer 
ebenso sachgerechten wie förderlichen Jugendpo-
litik wichtige Befunde zur Lebenssituation Jugend-
licher sowie zu den öffentlichen Aufgaben und 
Leistungen für junge Menschen und ihre Familien 
vorgestellt.

Wesentlicher Baustein dieses Berichtes ist darüber 
hinaus der ernsthafte Versuch, junge Menschen 
aus Rheinland-Pfalz selber zu Wort kommen zu 
lassen. Orientiert an den Befunden des ersten Kin-
der- und Jugendberichtes wurden dazu über 2.000 
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cen sind, so überrascht es, wie deutlich die  erste 
Forderung nach Respekt viele Äußerungen und 
Antworten bestimmt. Es überrascht vor allem, da 
wir den umgekehrten Respekt wie selbstverständ-
lich von jungen Menschen erwarten: Respekt vor 
den Leistungen der älteren Generationen, Respekt 
vor Eltern, Lehrerinnen und Lehrern,  Erwachsenen 
schlechthin. Symbolisch beschreibbar mit der Er-
wartung nach Aufstehen und Freimachen von 
Sitzplätzen in Bus und Bahn, wenn diese knapp 
sind. Aber Respekt zu fordern als junger Mensch 
von den Erwachsenen – was soll das heißen?

Die Ergebnisse der Befragung zeigen, dass die jun-
gen Menschen fehlende Selbstbestimmung und 
mangelnde Beachtung beklagen: nicht wahrge-
nommen und nicht als vollwertig anerkannt zu 
werden. Die Jugendlichen suchen nach Berück-
sichtigung und Anerkennung im Alltag und in ih-
ren Lebenswelten. Die jungen Menschen haben in 
den Zukunftswerkstätten für den Jugendbericht 
herausgearbeitet, dass es nicht nur um den man-
gelnden Respekt gegenüber Erwachsenen geht, 
sondern um respektloses Verhalten unter Jugend-
lichen, vor allem gegenüber den sozial Schwäche-
ren, aber auch fehlende Anerkennung seitens der 
Erwachsenen ihnen gegenüber. Es geht nicht nur 
um den Respekt, den Jugendliche vermissen, son-
dern die Abnahme von respektvollem Verhalten in 
unserer Gesellschaft insgesamt. Insofern nehmen 
die Jugendlichen offensichtlich wie Seismografen 
Bedeutsames wahr, was nicht nur sie betrifft. 

Status, Prestige und Ehre können Begriffe sein, 
die in Zusammenhang mit dem Begriff Respekt 
stehen. Aber es geht der Jugend um Grundlegen-
deres: Für sie ist es wichtig, dass ihre Bedürfnisse 
wahr- und ernstgenommen werden, in ihrer Peer-
gruppe, in der Schule und auch und vor allem in 
der (Erwachsenen-)Gesellschaft. Auch wenn Er-
wachsene und Jugendliche sich oft fremd sind und 
häufig kein Verständnis für das Tun und Handeln 
der jeweils anderen aufbringen, fordern sie Aner-
kennung für das, was sie sind und was sie leisten. 
Dabei geht es vor allem um Anerkennung in der 
Öffentlichkeit.

Jugendliche befragt. In einem Jugendworkshop 
wurde zunächst erkundet, welche Fragen und 
 Themen Mädchen und Jungen heute beschäftigen, 
wenn sie nach ihren Erfahrungen in Familie, Schu-
le und Freizeit, nach ihren Wünschen, Ärgernissen 
und Perspektiven befragt werden. Ihre  Hinweise 
wurden genutzt, um Jugendliche in Rheinland-
Pfalz repräsentativ zu befragen – hier ausgewählt 
nach den fünf Typen regionaler Entwicklungschan-
cen, wie sie im ersten Kinder- und Jugendbericht 
herausgearbeitet wurden. In jeder dieser fünf Re-
gionen wurden dann verteilt auf Städte und Kreise, 
Nord und Süd, Schulen ausgewählt, um möglichst 
viele Jugendliche zu erreichen. So sind diese Be-
fragungsergebnisse repräsentativ für die Entwick-
lungsregionen des Landes, nicht unbedingt für die 
vielfältige Schullandschaft – aber darum ging es 
auch nicht. Ausführlich werden die Befunde in den 
Kapiteln 4 und 7 vorgestellt.

Besonders ins Auge fällt der Tenor dieser Beteili-
gung und Befragung von Mädchen und Jungen 
zwischen 13 und 20 Jahren in Rheinland-Pfalz. 
Neben den überwiegend positiven Bewertungen 
und vielen kritischen Hinweisen kommt eine Bot-
schaft durch; es handelt sich um einen Dreiklang: 

Wir fordern Respekt für unsere Leistung, in dieser 
Gesellschaft anzukommen, unseren Platz zu erar-
beiten und Zukunft zu gewinnen! 

Wir wollen Räume, in denen wir tun können, was 
wir wollen. Räume, wörtlich mit vier Wänden und 
einem Dach, im übertragenen Sinn als Zugang 
und Berechtigung. Hierzu gehört auch der Zugang 
zu Mobilität, um überhaupt dorthin zu kommen, 
wo andere junge Menschen zu treffen sind. 

Wir brauchen Ressourcen, also gute Schulen, 
spannende Jugendarbeit, attraktive Treffpunkte, 
einen ordentlichen Nahverkehr, auch abends und 
an Wochenenden, Angebote für Engagement und 
Sport, für Freizeit und Kultur, für alles, was jeder 
alleine nicht kann.

So wenig überraschend und gleichwohl bedeut-
sam die Forderungen nach Räumen und Ressour-
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 ■ Ein zweiter Zusammenhang ist die Rassis-
musdiskussion. Auch hier gibt es Kampagnen 
und Aktivitäten, die den Begriff des Respekts 
in den Mittelpunkt stellen. Dabei geht es da-
rum, die im Rassismus bestehende Bereit-
schaft zur Unterdrückung von Menschen und 
menschenverachtende Ausbeutung zu kritisie-
ren, ja zu ächten, und Respekt sowohl als ethi-
sche Verpflichtung als auch als Konfliktlösung 
zu begründen. In vielen Situationen, in denen 
Jugendliche mit und solche ohne Migrations-
hintergrund einander als verschieden oder ab-
lehnend identifizieren, verlangen sie wechsel-
seitig Respekt. Wenn Respekt, in welchen 
Formen auch immer, gezeigt wird, erst dann 
sind in der Regel gewaltfreie Konfliktlösungen 
überhaupt möglich. 

Schon diese Zusammenhänge legitimieren die 
vorrangige Verwendung des Begriffs Respekt. Es 
gibt aber eine noch allgemeinere und zugleich für 
den Bericht über die Jugend zutreffendere Begrün-
dung. Von Jugendlichen ist in der Vergangenheit in 
der Regel Respekt gegenüber der älteren Genera-
tion erwartet und vielfach auch durchgesetzt wor-
den. Diese „Nachrangigkeit“ der jüngeren Gene-
ration verliert an Legitimation, weil zunehmend 
Kinder und Jugendliche in unserer Gesellschaft als 
autonome Rechtsträger anerkannt werden. Dieser 
Prozess verändert die kulturellen Grundlagen des 
Generationenverhältnisses und geht langsam vo-
ran. Deshalb glauben Jugendliche (und Erwachse-
nen vice versa) Respektlosigkeiten zu erfahren und 
regen sich darüber auf. In dieser Zeit des Wandels 
verlangen eher Jugendliche den ihnen versagten 
Respekt in der konkreten Interaktion mit Erwach-
senen. „Respekt“ bezieht sich also durchaus auf 
ein Konfliktfeld der Generationen. Kinder und Ju-
gendliche werden im kulturellen und auch recht-
lichen Wandel nicht den Erwachsenen gleich, aber 
in mehr Dimensionen als früher gleichberechtigt.

Respekt, Räume und Ressourcen lautet daher 
der Titel dieses zweiten Kinder- und Jugendberich-
tes für das Land Rheinland Pfalz. Der Bericht wird 
Auskunft geben über die Lage der Jugend in den 
Kreisen und Städten des Landes sowie über wich-

Die Bedeutung von Öffentlichkeit hat sich deut-
lich verändert; gemeinschaftliche Plätze, in der 
ursprünglichen Demokratie das Wichtigste, ver-
öden und verkommen oder werden kommerziell 
ausgebeutet. Es gibt Shoppingcenter, Bahnhöfe 
und öffentliche Plätze, aber die Haltung ihnen ge-
genüber ist grundverschieden. Die Bühne der Welt 
hat sich gewandelt und somit auch das Verständ-
nis von Öffentlichkeit und Respekt. Öffentliche 
Plätze bieten Gelegenheitsstrukturen, Kontakt- 
und Begegnungsmöglichkeiten, d. h., sie bieten 
Lerngelegenheiten im besten Sinne. Die direkte 
Öffentlichkeit zwingt einen geradezu, sich mit der 
Thematik Anerkennung auseinanderzusetzen, weil 
dort die Möglichkeit besteht, dass unterschied-
liche Generationen, Geschlechter, Kulturen etc. 
direkt und unmittelbar aufeinandertreffen. In der 
Öffentlichkeit, hier gedacht als öffentlicher Platz, 
werden Dinge unter Menschen ausgehandelt. Das 
spielt sich jedoch für die Jugend nicht ab, zum 
 einen werden sie aus der Öffentlichkeit verdrängt, 
zum anderen nimmt die Politik, die eine gewisse 
öffentliche Bühne hat und gestaltet, die jungen 
Menschen nicht wahr (vgl. Habermas 2001).  Reale 
öffentliche Räume verlieren an Bedeutung und 
damit wird insbesondere für Kinder und Jugend-
liche der verfügbare Raum knapper.

Somit sind gegenwärtig vor allem zwei Verwen-
dungskontexte bedeutsam, die es rechtfertigen, 
den geforderten Respekt so prominent auf die 
 Titelseite eines Jugendberichtes zu setzen.

 ■ Zum einen wird Respekt heute vor allem im 
Zusammenhang mit der Ächtung von Gewalt, 
in der pädagogischen Arbeit gegen Mobbing 
und andere Formen der Unterdrückung verwen-
det. Er wird als positive Leitformel der Bereit-
schaft zur Gewalt und dem gewalttätigen Ver-
halten entgegengestellt. Den anderen in seiner 
Würde als Mensch und mit seinen Rechten und 
Bedürfnissen zu achten ist die entscheidende 
Forderung, die auch in verschiedenen Kampag-
nen ins Zentrum politisch-pädagogischer Akti-
vitäten rückt.
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tige Leistungen für ein Aufwachsen in öffentlicher 
Verantwortung. Kernstücke dieses Berichtes sind 
zum einen die Jugendbefragung (Kap. 4 und 7) so-
wie zum anderen die Weiterentwicklung des Indi-
katorenkonzeptes für eine regional differenzieren-
de Sozialberichterstattung (Kap. 5). Vertiefende 
Hinweise zu einer modernen Jugendarbeit (Kap. 8) 
sowie grundsätzliche Hinweise für eine Jugendpo-
litik des Landes (Kap. 9) schließen den Bericht ab.
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für das Aufwachsen von Kindern, Jugendlichen 
und jungen Erwachsenen. 

Über die Dimension „Entwicklungsbasis Familie“ 
hinaus werden im folgenden Abschnitt auch die 
gesellschaftlichen Bedingungen des Aufwachsens 
näher bestimmt. So thematisiert die Analyse not-
wendigerweise auch Aspekte des Geschlechterver-
hältnisses, denn die Veränderungen im Bereich von 
Familie sind ohne die Veränderungen im Verhält-
nis der Geschlechter nicht zu verstehen. Zugleich 
sind die Veränderungen im Bereich von Lebensfor-
men und Familienformen nicht ohne eine Analyse 
der demografischen Entwicklungen zu verstehen. 
Diese bilden zentrale Rahmenbedingungen für die 
Ausgestaltung von Lebens- und Familienformen 
und damit für das Aufwachsen von jungen Men-
schen heute. Der demografische Wandel wird das 
Leben der heute geborenen Kinder massiv prägen. 
Die regionalen Unterschiede, die sich insbesondere 
im Bereich demografischer Entwicklungen zeigen, 
haben zwangsläufig auch unterschiedliche Bedin-
gungen und Möglichkeiten für gesellschaftliche 
Teilhabe und Chancengerechtigkeit zur Folge.

Die Vervielfältigung der Lebens- und Familienfor-
men ist aber auch mit einer Polarisierung der Le-
benslagen verbunden, die häufig unter dem Aspekt 
von Armut analysiert wird. Für die Lebenschancen 
der Jugendlichen ist es von Bedeutung, mit wel-

ERSTER BLICK
2   DATEN UND FAKTEN ZU LEBENSBEDINGUN-

GEN UND LEBENSLAGEN JUNGER MEN SCHEN 
UND FAMILIEN IN RHEINLAND-PFALZ

Im folgenden Abschnitt wird das in der Hinfüh-
rung entwickelte Modell „Bedingungen des Auf-
wachsens junger Menschen in Rheinland-Pfalz“ 
mit empirischen Daten gefüllt. Dabei geht es ins-
besondere um jene Aspekte, bei denen die Daten-
lage einen Vergleich mit anderen Bundesländern 
möglich macht. Wo die Daten es zulassen, wird 
ferner auf regionale Unterschiede innerhalb von 
Rheinland-Pfalz hingewiesen. Aufgrund der Kürze 
des Berichtes ist es nicht möglich, alle Daten, die 
später in die Berechnung des Indikatorenmodells 
einfließen, ausführlich bereits in diesem Kapitel 
darzustellen.12

Im Mittelpunkt der folgenden Analysen stehen 
zuerst die familialen Bedingungen als eine von 
drei wesentlichen Dimensionen des Aufwachsens. 
Auch für junge Menschen ist Familie (noch) die 
primäre Basis für Entwicklung und die Ausbildung 
einer autonomen Persönlichkeit. Eine wichtige 
Rolle spielen auch für junge Menschen die Verviel-
fältigung der Familienformen, das Aufbrechen von 
Geschlechter- und Familienleitbildern, aber auch 
damit einhergehende Bewältigungsanforderungen 
für Mütter und Väter. Diese Veränderungen sind 
direkt und indirekt von entscheidender Bedeutung 

12  Eine ausführliche Darstellung der Daten des Indikatorenmodells 
findet sich im Anlagenband dieses Berichtes. 
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Sterbefälle, damit verschiebt sich auch das Ver-
hältnis der Generationen zueinander. 

In Rheinland-Pfalz lebten nach Auswertungen 
des kürzlich erfolgten Zensus im Jahr 2011 exakt 
3.989.808 Personen.13 Damit hat sich die Bevöl-
kerung zwischen 2001 und 2011 nur  geringfügig 
um etwa 1,5 % verringert. Zum Vergleich: Im Bun-
desdurchschnitt beträgt der Bevölkerungsrück-
gang im selben Zeitraum 2,7 % (vgl. Statistische 
Ämter des Bundes und der Länder 2013a). Seit 
1992 bis zum Jahr 2013 hat die Gesamtbevölke-
rung in Rheinland-Pfalz sogar um rund 2,8 % 
zugenommen. Interkommunal fällt diese Be-
völkerungsveränderung allerdings höchst unter-
schiedlich aus (vgl. Abb. 6). 

13  Dies ist der (korrigierte) Bevölkerungsstand am 9. Mai 2011 
gemäß Zensus 2011.

chen sozialen, kulturellen und vor allem ökonomi-
schen Ressourcen ihre Familien ausgestattet sind. 
Vor diesem Hintergrund werden in Abschnitt 2.3 
auch ausgewählte Aspekte von Einkommen und 
Armut als wichtiger Bestandteil der Lebenslage 
von Familie analysiert. Auf die im Modell als „Ent-
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Abb. 5: Modell für Bedingungen des Aufwachsens junger Menschen in Rheinland-Pfalz

2.1 Demografie 

Um die Veränderungen im Bereich der Lebens- 
und Familienformen nachvollziehen zu können, ist 
eine Analyse demografischer Aspekte unabding-
bar. Der demografische Wandel ist in der Bundes-
republik Deutschland und damit auch in Rhein-
land-Pfalz zum einen mit der Verkleinerung und 
zum anderen mit der Alterung der Bevölkerung 
verbunden: „Beide Entwicklungen werden haupt-
sächlich durch den Rückgang und das anhaltend 
niedrige Niveau der Fertilität (…) verursacht. Seit 
etwa 40 Jahren wird die Elterngeneration nur zu 
zwei Dritteln durch Geburten ersetzt. Somit ver-
schiebt sich die Altersstruktur der Bevölkerung in 
das höhere Alter. Eine weitere Ursache der Alterung 
der Bevölkerung ist die Lebensverlängerung durch 
Verschiebung des Sterbens in ein höheres Alter“ 
(Statistisches Bundesamt & Wissenschaftszent-
rum Berlin für Sozialforschung 2013, S. 26). Die 
Zahl der Geburten liegt unterhalb der Zahl der 

wicklungsort Schule“ benannte Dimension geht 
Abschnitt 2.4 näher ein. Dort erfolgt ein detaillier-
ter Blick auf die schulische und sich daran anschlie-
ßende berufliche Bildung im Vergleich mit anderen 
Bundesländern. Abschnitt 2.5 betrachtet abschlie-
ßend Aspekte jugendlichen Risikoverhaltens.

Quelle: Eigene Darstellung
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Abb. 6: Entwicklung der Bevölkerung in Rheinland-Pfalz 1993–201314

 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

 
 
 
 
 

14  Der Bevölkerungsstand 1993 entspricht der Bevölkerungsfortschreibung zum 31.12.1993, der Bevölkerungsstand zum 31.12.2013 basiert auf 
den Ergebnissen des Zensus 2011.

Quelle: Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz 2014 f., eigene Berechnung
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ebd.). Entsprechend ist – vor allem aufgrund der 
gestiegenen Lebenserwartung – der Anteil der 
nicht mehr erwerbsfähigen Personen im Alter von 
65 Jahren und älter im selben Zeitraum deutlich 
gestiegen. Üblicherweise werden zur Beschreibung 
der demografischen Struktur Alten- bzw. Jugend-
quotienten verwendet. Diese beschreiben das 
Verhältnis zwischen der Bevölkerung im sog. er-
werbsfähigen Alter (18 bis 64 Jahre) und der noch 
nicht erwerbsfähigen Bevölkerung (unter 18 Jahre: 
Jugendquotient) bzw. der nicht mehr erwerbsfä-
higen Bevölkerung (65 Jahre und älter: Altenquo-
tient). Die Analyse dieser Indikatoren in  Tabelle 1 
macht deutlich, dass sich insbesondere der Alten-
quotient in Rheinland-Pfalz zwischen 1991 und 
2011 deutlich erhöht hat, während der Jugend-
quotient im selben Zeitraum leicht gesunken ist. 
Insgesamt aber weist Rheinland-Pfalz im Jahr 
2011 im bundesweiten Vergleich durchschnittliche 
Quotienten auf.

Was zeigt eine Analyse der beschriebenen demo-
grafischen Entwicklung? Es wurde bereits darauf 
hingewiesen, dass zumindest ein Teil dieser Bevöl-
kerungsentwicklungen auf die deutlich gestiegene 
Lebenserwartung zurückzuführen ist. Die rückläu-
fige Entwicklung jüngerer Altersgruppen, insbe-
sondere der unter 18-Jährigen, aber wird vor allem 
durch die Zahl der Geburten bestimmt. 

Üblicherweise wird zur Beschreibung der sog. Fer-
tilität die Geburtenziffer je Frau verwendet. Diese 
„gibt die durchschnittliche Kinderzahl an, die eine 
Frau im Laufe ihres Lebens hätte, wenn die alters-
spezifischen Geburtenziffern, die im betrachteten 
Kalenderjahr nachgewiesen wurden, von ihrem 
16. bis zu ihrem 50. Lebensjahr gelten würden. 
Sie wird berechnet, indem die altersspezifischen 
Geburtenziffern des beobachteten Jahres für die 
Frauen im Alter von 15 bis 49 Jahren addiert wer-
den“ (Statistisches Bundesamt 2012a, S. 46). Ana-
lysen zeigen, dass seit Beginn der 1970er Jahre die 
zusammengefasste Geburtenziffer  insbesondere 
auf dem früheren Bundesgebiet auf konstant 
niedrigem Niveau verblieben ist. Den Tiefpunkt 
erreichten die Bundesländer des früheren Bundes-
gebietes Mitte der 1980er Jahre mit 1,28 Kindern 

So weisen einige Landkreise und kreisfreie  Städte 
in diesem Zeitraum deutliche Bevölkerungszu-
wächse auf, darunter insbesondere solche ent-
lang der sog. „Rheinschiene“ (etwa der Landkreis 
Mainz-Bingen, die Stadt Mainz, der Rhein-Pfalz-
Kreis oder der Landkreis Neuwied), aber beispiels-
weise auch die Region rund um Trier (Stadt Trier 
und Landkreis Trier-Saarburg). Auf der anderen 
Seite sind insbesondere Städte und Kreise im Süd-
westen des Landes von einem deutlichen Bevölke-
rungsrückgang betroffen (etwa die Landkreise 
 Kusel, Birkenfeld oder Südwestpfalz und die Stadt 
Pirmasens). 

Im Vergleich einzelner Altersgruppen jedoch wird 
erkennbar, dass sich die Altersgruppe der unter 
18-Jährigen in fast allen Regionen des Landes in 
den letzten Jahren deutlich verkleinert hat. Abbil-
dung 7 macht deutlich, dass diese Bevölkerungs-
gruppe im Zeitraum von 20 Jahren zum Teil deut-
lich kleiner geworden ist – im Landesdurchschnitt 
um 15,2 %. Besonders ausgeprägt ist der Bevölke-
rungsrückgang wie schon zuvor im Südwesten des 
Landes, während die Veränderungen insbesondere 
entlang der bereits angesprochenen Rheinschiene 
wesentlich geringer ausfallen. 

Diese Entwicklung hat im Zusammenwirken mit 
den Veränderungen der Lebenserwartung erheb-
liche Auswirkungen auf die  Bevölkerungsstruktur 
in Rheinland-Pfalz: Bundesweit sind 16,4 % der 
Bevölkerung unter 18 Jahre alt, 63 % befinden 
sich im sog. erwerbsfähigen Alter zwischen 18 und 
64 Jahren. Entsprechend ergibt sich ein Anteil von 
20,6 % der Bevölkerung, der 65 Jahre und älter 
ist (Angaben für 2011, vgl. Statistische Ämter des 
Bundes und der Länder 2013a). Im Vergleich weist 
Rheinland-Pfalz im Jahr 2011 beinahe identische 
Werte auf, wobei der Anteil der unter 18- Jährigen 
hier sogar bei leicht überdurchschnittlichen 16,6 % 
liegt. Trotzdem hat sich infolge dieser demogra-
fischen Entwicklung landesweit der Anteil der Al-
tersgruppe der unter 18-Jährigen an der Gesamt-
bevölkerung im Zeitraum 1991 bis 2011 um 2,3 % 
verkleinert (Deutschland: minus 2,9 %). Dies ist 
im Vergleich der westdeutschen Bundesländer 
sogar ein überdurchschnittlicher Rückgang (vgl. 
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Abb. 7: Entwicklung der unter 18-Jährigen 1993–2013 in %15

15  Der Bevölkerungsstand 1993 entspricht der Bevölkerungsfortschreibung zum 31.12.1993, der Bevölkerungsstand zum 31.12.2013 basiert auf 
den Ergebnissen des Zensus 2011.

Quelle: Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz 2014 f., eigene Berechnung
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zu Beginn der 1970er Jahre in den alten Bundes-
ländern deutlich unterschritten. 

Im Vergleich der Bundesländer zeigt sich, dass 
die Geburtenziffer in Rheinland-Pfalz im Bundes-
durchschnitt liegt. Je 1.000 Frauen im Alter zwi-
schen 15 und 49 Jahren kamen im Kalenderjahr 
2011 in Rheinland-Pfalz rund 1.367 Kinder zur 
Welt; im Bundesdurchschnitt waren es rund 1.364 
Kinder. Damit liegt Rheinland-Pfalz zum Teil über 
den Geburtenziffern der benachbarten Bundes-
länder (Baden-Württemberg, Nordrhein-West-
falen und vor allem Saarland). Zudem ist diese 
zusammengefasste Geburtenziffer nach einem 
zwischenzeitlichen Tiefstand im Jahr 2006 (rund 

je Frau bzw. 1.280 Kindern je 1.000 Frauen. Seit-
dem ist die zusammengefasste Geburtenziffer 
(auch Total Fertility Rate, TFR, genannt) wieder 
geringfügig gestiegen und schwankt in den alten 
Bundesländern zwischen 1,35 und 1,45. Etwa seit 
dem Jahr 2007 liegen zudem die Geburtenziffern 
in den alten und neuen Bundesländern auf einem 
vergleichbaren Niveau, nachdem es  insbesondere 
in den 1990er Jahren als Folge der Wiedervereini-
gung zu einem Rückgang der Geburten in den 
neuen Bundesländern gekommen war. Allerdings: 
Die „magische Schwelle“, die zu erreichen not-
wendig ist, damit sich jede Generation selbst er-
setzt, liegt bei einer zusammengefassten Gebur-
tenziffer von 2,1 Kindern je Frau. Sie wurde schon 

Tabelle 1: Jugend-, Alten- und Gesamtquotient 1991 – 2011 nach Ländern

Jugendquotient (JQ) Altenquotient (AQ) Gesamtquotient (GQ)

Land 1991 2001 2011
Rang 
2011

1991 2001 2011
Rang 
2011

1991 2001 2011
Rang 
2011

Baden-Württemberg 29,4 31,0 28,1 2 21,5 25,3 30,8 13 50,9 56,3 58,9 5

Bayern 28,9 30,2 26,8 5 22,9 25,7 30,7 14 51,8 55,9 57,5 10

Berlin 27,5 23,6 22,8 11 20,8 21,8 29,3 15 48,3 45,5 52,1 16

Brandenburg 36,4 25,9 21,6 13 19,1 24,5 35,5 4 55,5 50,4 57,1 12

Bremen 24,3 25,8 23,9 9 26,2 29,1 33,3 9 50,5 54,9 57,2 11

Hamburg 23,1 24,0 24,0 8 25,9 25,5 29,1 16 49,0 49,6 53,1 15

Hessen 26,9 28,4 26,6 6 23,2 26,1 31,2 12 50,1 54,5 57,7 9

Mecklenburg-Vorpommern 39,2 26,6 20,7 14 17,4 24,2 34,3 7 56,6 50,8 55,0 14

Niedersachsen 28,7 31,3 28,2 1 24,2 27,5 33,6 8 52,9 58,8 61,8 2

Nordrhein-Westfalen 28,2 30,5 27,1 4 22,9 27,4 32,3 10 51,0 57,9 59,4 4

Rheinland-Pfalz 28,9 30,9 26,4 7 24,4 28,3 32,3 10 53,3 59,2 58,7 7

Saarland 26,5 28,0 23,6 10 23,7 29,7 35,0 6 50,3 57,7 58,6 8

Sachsen 34,1 24,5 21,7 12 25,4 29,7 40,1 1 59,5 54,2 61,8 2

Sachsen-Anhalt 34,0 25,1 20,2 16 22,4 27,9 38,6 2 56,3 53,0 58,8 6

Schleswig-Holstein 27,2 29,9 27,8 3 24,1 27,1 35,4 5 51,3 57,0 63,2 1

Thüringen 35,3 24,9 20,6 15 21,9 26,5 36,5 3 57,2 51,3 57,1 12

Deutschland 29,4 29,0 26,0 X 22,8 26,5 32,7 X 52,3 55,6 58,7 X

nachrichtlich:

 Stadtstaaten 25,9 24,0 23,3 X 22,9 23,7 29,7 X 48,7 47,7 53,0 X

 Flächenländer 29,7 29,4 26,2 X 22,8 26,8 32,9 X 52,5 56,2 59,1 X

Quelle: Statistische Ämter des Bundes und der Länder 2013a, S. 24
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bundesweit 20,7 % der Frauen als kinderlos  gelten 
können, dies allerdings mit deutlichen Unterschie-
den zwischen Ost- und Westdeutschland. Wäh-
rend der Anteil in den alten Bundesländen 22,4 % 
beträgt, bleiben derzeit nur 10,7 % der ostdeut-
schen Frauen kinderlos.16 Unter westdeutschen 
Akademikerinnen fällt die Kinderlosigkeit sogar 
noch höher aus: Das Bundesinstitut für Bevölke-

16  Zugrunde liegen Daten für Frauen der Geburtskohorte 1964 bis 
1968 aus dem Mikrozensus 2008, also Frauen im Alter von 40 bis 44 
Jahren. Die Kinderlosigkeit wurde erstmals im Mikrozensus 2008 er-
hoben, dort wurden Frauen nach der Zahl ihrer insgesamt geborenen 
Kinder befragt. Diese Fragen wurden in der Mikrozensus-Erhebung 
des Jahres 2012 wiederholt (vgl. BiB 2013).

1.326 Kinder je 1.000 Frauen) wieder leicht an-
gestiegen (vgl. Statistisches Bundesamt 2014a). 
 Allerdings stellt die zusammengefasste Geburten-
ziffer nur eine Schätzung dar, „weil die tatsäch-
lichen durchschnittlichen Geburtenzahlen je Frau 
(endgültige Kinderzahl) erst dann festgestellt wer-
den können, wenn die Frauen das gesamte gebär-
fähige Alter durchlaufen haben (…). In Deutsch-
land wird in den letzten Jahren die tatsächliche 
Fertilität der Frauen mit der zunehmenden Zahl 
von Geburten im höheren Alter unterschätzt“ (BiB 
2013, S. 26). Aus diesem Grund sollte diese Kenn-
ziffer durch eine Analyse kinderloser  Frauen er-
gänzt werden. Analysen des Bundesinstituts für 
Bevölkerungsforschung (BiB) zeigen nun, dass 
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im früheren Bundesgebiet und erreichte 1975 mit 
26,7 Jahren den niedrigsten Stand in der Bundes-
republik (vgl. BiB 2013). Seitdem ist dieses durch-
schnittliche Alter kontinuierlich angestiegen und 
lag im Jahr 2012 bei rund 30,7 Jahren (Angaben 
für Deutschland, vgl. Statistisches Bundesamt 
2014d). So konstatiert etwa das Bundesinstitut 
für Bevölkerungsforschung (2013) eine Verlage-
rung der Geburten in die Altersphase nach dem 
28. Lebensjahr, die gleichzeitig durch einen Auf-
schub in früheren Lebensjahren wie durch das 
Nachholen in späteren Lebensjahren gekennzeich-
net ist. Allerdings zeigen sich im Vergleich vor al-
lem Unterschiede zwischen alten und neuen Bun-
desländern. In Letzteren findet die Geburt des 
ersten Kindes früher statt, auch ist die Familien-

rungsforschung geht davon aus, dass etwas mehr 
als ein Drittel der Jahrgänge 1965 bis 1969 kinder los 
bleibt (vgl. BiB 2012). Im Vergleich der Bundes-
länder fällt auf, dass die Zahl kinderloser Frauen 
in Rheinland-Pfalz geringfügig über dem Bundes-
durchschnitt liegt (vgl. Abb. 8), im Wesent lichen 
aber dem Durchschnitt der westdeutschen Länder 
entspricht. 

Aber nicht nur der Anteil kinderloser Frauen hat 
Einfluss auf die Struktur der Lebens- und Familien-
formen, sondern auch das durchschnittliche  Alter 
der Mütter bei Geburt ihrer Kinder. Dieses hat 
sich im Zeitverlauf immer weiter nach hinten 
verschoben. Bis Mitte der 1970er Jahre sank das 
durchschnittliche Alter bei Geburt eines Kindes 
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Das Bundesinstitut für Bevölkerungsforschung 
kommt in Bezug auf die Zahl der Geburten zu fol-
gender Gesamteinschätzung: „Der Geburtenrück-
gang hat sich (…) mit einem Rückgang der Ferti-
lität in den jüngeren Altersjahren vollzogen, der in 
der späteren Altersphase nicht mehr ausgeglichen 
wurde. Inzwischen ist nur noch ein Aufschieben 
der Geburten zu beobachten, allerdings werden 
die Fertilitätsrückgänge im Alter unter 30 Jahre 
durch Anstiege nach dem 30. Lebensjahr nachge-
holt. Ein Ende dieses Prozesses ist für Deutschland 
gegenwärtig nicht in Sicht.“ (BiB 2013, S. 17) 

Im Rahmen einer Analyse der Geburten in 
Deutschland sollte auch der Anteil der nicht ehe-
lichen Geburten betrachtet werden. So zeigt bei-

entwicklung in diesen Bundesländern früher abge-
schlossen (vgl. Abb. 9).17 In Rheinland-Pfalz liegt 
das durchschnittliche Alter bei Geburt eines Kin-
des bei 30,5 Jahren im Jahr 2012 und damit an-
nähernd im Bundesdurchschnitt. Hinsichtlich des 
Alters der Mutter bei der Geburt des ersten Kindes 
liegt Rheinland-Pfalz im Jahr 2012 mit 29,9  Jahren 
allerdings erkennbar über dem Bundesdurchschnitt 
(29,2 Jahre).

17  2010 lag das Durchschnittsalter der Mütter bei Geburt in den 
alten Bundesländern bei 30,5 und in den neuen Bundesländern bei 
29,6 Jahren (vgl. BiB 2013). Dies ist vor allem darauf zurückführen, 
dass der zeitliche Abstand zwischen dem ersten und zweiten Kind in 
den alten Bundesländern größer ist. 
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deutlich sinkenden Anteil unverheirateter Eltern-
paare bei der Geburt des zweiten Kindes (vgl. Abb. 
10). 

Das Bundesinstitut für Bevölkerungsforschung 
(2013) sieht darin den Ausdruck eines  universellen 
Modernisierungsprozesses, der sich in einer Ab-
schwächung des Zusammenhangs zwischen Ehe 
und Elternschaft zeigt. Ein Beleg dafür kann auch 
im gestiegenen Heiratsalter gesehen werden. So 
ist das Heiratsalter der Frauen in Rheinland-Pfalz 
bei der ersten Ehe von 22,6 Jahren im Jahr 1980 
auf 30,0 Jahre im Jahr 2012 angestiegen, dasjeni ge 
der Männer von 25,4 auf 33,3 Jahre. Damit liegt 
das Heiratsalter bei Erst-Ehen in Rheinland-Pfalz 
im Jahr 2012 nur geringfügig unter dem Durch-
schnitt der alten Bundesländer (vgl. Abb. 11). 

Die gesamte Bevölkerungsentwicklung aber wird 
durch die Geburtenentwicklung nur in geringem 
Ausmaß bestimmt, wie Abbildung 12 veranschau-
licht: Zum einen wird deutlich, dass die  Geburten 
im Verhältnis zu den Sterbefällen geringer aus-
fallen, im Resultat also ein sog. Sterbeüberschuss 
oder auch Geburtendefizit zu verzeichnen ist, das 
seit dem Jahr 1991 kontinuierlich gewachsen ist. 
Zum anderen zeigt sich aber, dass die Bevölke-
rungsdynamik etwas stärker durch den Wande-
rungssaldo bestimmt wird – also die Differenz 
zwischen den Zuzügen nach Rheinland-Pfalz und 
den Fortzügen aus Rheinland-Pfalz.  Insbesondere 
in der ersten Hälfte der 1990er Jahre konnte 
Rheinland-Pfalz von der innerdeutschen  Migration 
profitieren, verzeichnete also einen deutlichen 
Wanderungsüberschuss. Auch über weite Teile der 
2000er Jahre sind mehr Personen in das Bundes-
land Rheinland-Pfalz gezogen als weggezogen. 
Nach einem zwischenzeitlichen  Wanderungsdefi zit 
um das Jahr 2008 ist der Wanderungssaldo  wieder 
deutlich angestiegen. In den Jahren 2005 bis 2012 
aber konnte der Wanderungsüberschuss das Ge-
burtendefizit nicht mehr kompensieren – die 
Folge waren zumindest leichte Bevölkerungs-
rückgänge. 2013 gab es aufgrund des weiterhin 
steigenden Wanderungssaldos erstmals seit 2004 
wieder ein leichtes Bevölkerungswachstum. Dies 
sind allerdings nur landesweite durchschnittliche 

spielsweise Abbildung 10 einen deutlich gestie-
genen Anteil nicht ehelicher Geburten allein im 
Zeitraum 1998 bis 2010. Im Bundesdurchschnitt 
wurde im Jahr 2010 jedes dritte Kind außerhalb 
einer Ehe geboren, noch 1998 lag dieser Anteil 
bei exakt 20 %.18 Auch in den einzelnen Bundes-
ländern – und damit ebenfalls in Rheinland-Pfalz 
– zeigt sich in diesem Zeitraum ein gestiegener 
Anteil nicht ehelicher Geburten. So ist der Anteil 
nicht ehelicher Geburten in Rheinland-Pfalz von 
14,4 % im Jahr 1998 auf 26,6 % im Jahr 2010 an-
gestiegen. Rheinland-Pfalz liegt damit nur knapp 
unter dem Durchschnitt der alten Bundesländer 
(27 %). Allerdings sollte vom gestiegenen Anteil 
nicht ehelicher Geburten nicht automatisch auf 
eine Auflösung der Verbindung von Ehe und Fa-
milie geschlossen werden: So weisen Jurczyk und 
Klinkhard (2014) darauf hin, dass die Nichtehe-
lichkeit sehr häufig als Vorstufe zur Ehe betrachtet 
werden kann, und begründen dies u. a. mit dem 

18 Wiederum zeigen weitergehende Analysen deutliche Unterschie-
de zwischen den alten und neuen Bundesländern. Der Anteil nicht 
ehelicher Geburten ist in den alten Bundesländern kontinuierlich 
niedriger als in den neuen Bundesländern und lag im Jahr 2010 bei 
27 % im Vergleich mit etwa 58 % der Geburten in den neuen Bundes-
ländern (vgl. Jurczyk & Klinkhard 2014).
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(mit und ohne Migrationshintergrund), trotz  eines 
Rückgangs der Fortzüge, kontinuierlich  einen Wan-
derungsverlust. Im Jahr 2012 zogen 1.191 Perso-
nen mehr fort, als es Zuzüge gab. Dagegen ergibt 
die Betrachtung der Wanderungsbewegungen von 
Menschen mit ausländischer Staatsangehörig keit 
für das Land Rheinland-Pfalz seit dem Jahr 2008 
eine deutliche und kontinuierliche Steigerung der 
Zuzüge. Insgesamt zeigt sich dadurch im Jahr 2012 
ein positiver Wanderungssaldo von etwa 17.000 
Personen (vgl. ebd., S. 3 f.) (vgl. Tabelle 2). 

Die skizzierten demografischen Veränderungen 
durch Zuwanderung zeigen sich neben den Wan-
derungsbewegungen auch in weiteren Bevölke-
rungsmerkmalen. Im Jahr 2012 hatten 19,6 % 
der rheinland-pfälzischen Gesamtbevölkerung 
einen Migrationshintergrund.19 Ihr Anteil ist seit 

19 Der im Mikrozensus verwendete Begriff des „Migrationshinter-
grundes“ liegt vor, wenn (a) eine Person eine ausländische Staats-
angehörigkeit besitzt oder (b) der Geburtsort der Person außerhalb 
der heutigen Grenzen der Bundesrepublik Deutschland liegt und eine 
Zuwanderung in das heutige Gebiet der Bundesrepublik Deutschland 
nach 1949 erfolgte oder (c) der Geburtsort mindestens eines Eltern-
teiles der Person außerhalb der heutigen Grenzen der Bundesrepublik 
Deutschland liegt und die Zuwanderung dieses Elternteiles nach 
1949 erfolgte.

Entwicklungen. Im regionalen Vergleich zeigen 
sich deutliche Unterschiede zwischen den Kom-
munen: So finden sich auf der einen Seite Städ-
te bzw. Landkreise mit einem deutlichen Wande-
rungsüberschuss im Beobachtungszeitraum, der 
das Geburtendefizit kompensiert. Auch finden sich 
Kommunen mit einem ausgeglichenen Verhält-
nis zwischen Geburten und Sterbefällen und einer 
Bevölkerungszunahme infolge eines Wanderungs-
überschusses. Auf der anderen Seite lassen sich 
aber auch Städte und Landkreise erkennen, die im 
Beobachtungszeitraum sowohl ein Geburtende-
fizit also auch einen negativen Wanderungssaldo 
aufweisen. 

Insgesamt zeigt sich bei der Betrachtung des Lan-
des Rheinland-Pfalz, dass die durch Wanderungen 
hervorgerufenen Veränderungen die demografi-
sche Entwicklung maßgeblich bestimmen. Das Mi-
nisterium für Integration, Familie, Kinder,  Jugend 
und Frauen Rheinland-Pfalz verweist in diesem 
Zusammenhang auf die Bedeutung der demogra-
fischen Veränderungen durch Zuwanderung (Mi-
nisterium für Integration, Familie, Kinder, Jugend 
und Frauen Rheinland-Pfalz 2014c). In den Jahren 
2008 bis 2012 ergibt die Auswertung der Wande-
rungsstatistik in Rheinland-Pfalz für Deutsche 
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Abb. 12: Geburtendefizit, Wanderungssaldo und Gesamtsaldo Rheinland-Pfalz 1991 – 2013

Quelle: Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz 2014a, eigene Berechnung



74

Tabelle 2: Gesamtbevölkerung, Bevölkerung mit Migrationshintergrund und ausländische Bevöl-
kerung in den Jahren 2008 bis 2012 in Rheinland-Pfalz

Jahr1 Gesamtbevölkerung2 Bevölkerung mit Migrationshintergrund3 Ausländische Bevölkerung4

Anzahl Anzahl in % Anzahl in %

2008 4.028.351 734.000 18,2 290.037 7,2

2009 4.012.675 745.000 18,5 288.614 7,2

2010 4.003.745 747.000 18,7 289.023 7,2

2011 3.990.033 764.000 19,1 296.246 7,4

2012 3.990.278 784.500 19,6 308.686 7,7

1 Gesamtbevölkerung und ausländische Bevölkerung jeweils am 31.12.
2 für die Jahre 2008 bis 2010 Fortschreibung des Bevölkerungsstandes auf Grundlage der Volkszählung 1987, für die Jahre 2011 und 2012 

Fortschreibung des Bevölkerungsstandes auf Grundlage des Zensus 2011
3 Bevölkerung mit Migrationshintergrund als Jahresdurchschnittswert

Quelle: Ministerium für Integration, Familie, Kinder, Jugend und Frauen Rheinland-Pfalz 2014c, S. 12

Anteil an der jeweiligen Gesamtbevölkerung
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Abb. 13: Anteil der Bevölkerung mit Migrationshintergrund an der Gesamtbevölkerung in den 
 Jahren 2007 und 2011 nach regionalen Einheiten.

Quelle: Ministerium für Integration, Familie, Kinder, Jugend und Frauen Rheinland-Pfalz 2014c, S. 16. 

der Gesamtbevölkerung auf. Die Region Trier ver-
zeichnet dabei den größten Anstieg (3,5 %) seit 
dem Jahr 2007. Im Jahr 2011 ist der Anteil der 
Menschen mit Migrationshintergrund an der Ge-
samtbevölkerung in der Vorderpfalz (23,9 %) und 
in Rheinhessen (22,0 %) am höchsten. 

dem Jahr 2008 kontinuierlich gestiegen (insge-
samt plus 1,4 %). Dabei zeigt sich, wie in Abbil-
dung 13 ersichtlich, eine deutliche regionale Dif-
ferenzierung. Alle rheinland-pfälzischen Regionen, 
mit Ausnahme der Region Nahe (minus 1,4 %), 
weisen seit dem Jahr 2007 einen Anstieg des An-
teils der Menschen mit Migrationshintergrund an 
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Während im Jahr 2011 9,2 % der Menschen mit 
Migrationshintergrund 65 Jahre oder älter waren, 
betraf dies in der entsprechenden Bevölkerungs-
gruppe ohne Migrationshintergrund jeden Vierten 
(vgl. Ministerium für Integration, Familie, Kinder, 
Jugend und Frauen Rheinland-Pfalz 2014, S. 18). 

Der skizzierte Befund, dass in den älteren Bevöl-
kerungsgruppen der Anteil von Personen mit Mig-
rationshintergrund stetig abnimmt, verdeutlicht 
sich noch einmal in Abbildung 15. Dabei ist der 
Anteil der unter Fünfjährigen mit Migrationshin-
tergrund in Rheinland-Pfalz mit 35,1 % am höchs-
ten. 

Mit diesen Daten wird noch einmal gezeigt, dass 
ohne kontinuierliche Zuwanderung von Auslände-
rinnen und Ausländern die starke Schrumpfung 
der Bevölkerung nicht aufgehalten werden kann. 
Insbesondere für die produktiven Altersklassen 
und für die zukünftige Bevölkerungsentwicklung 
bzw. das Generationenverhältnis ist die Zuwan-
derung zentral. Gleichzeitig wird deutlich, dass für 
die Bildung der jungen Bevölkerung mit Migra-
tionshintergrund verstärkte Anstrengungen erfor-
derlich sind. Die Fachkräfte der Zukunft müssen 
nicht angeworben werden – sie sind schon hier. 
Sie müssen allerdings auch qualifiziert werden. 
Angesichts dieser Notwendigkeiten ist es gerade-
zu beschämend, wenn eine neue Studie20 zeigt, 
dass Bildungserfolg für junge Türkinnen und Tür-
ken in der Regel „gegen die Schule“ erreicht wird 
und nur mit Unterstützung der Eltern/Familien 
oder einzelner Förderinnen und Förderer möglich 
ist.

20  Vgl. dazu: Pathways to Success. Erfolgreiche Einwanderer kinder 
und ihre Aufstiegskarriere im urbanen und internationalen Vergleich. 
Policybrief des Instituts für Migrationsforschung und  Interkulturelle 
Studien (IMIS) an der Universität Osnabrück. Zu finden in der Gesamt-
veröffentlichung: Crul, Maurice/Schneider, Jens/Lelie, Frans (Hg.)
(2012): The European Second Generation Compared: Does the 
Integration Context Matter? Amsterdam University Press. Oder im 
Web: www.ELITESproject.eu.

Im Hinblick auf die zuvor dargestellte Verringerung 
der Altersgruppe der unter 18-Jährigen in Rhein-
land-Pfalz ist in diesem Zusammenhang die Be-
trachtung der Altersstruktur der Bevölkerung mit 
Migrationshintergrund aufschlussreich. 

Die Analyse ausgewählter Altersgruppen in Bezug 
auf einen Migrationshintergrund zeigt zunächst 
wenige Unterschiede zwischen Rheinland-Pfalz 
und dem gesamten Bundesgebiet. Einzig in der Al-
tersgruppe der 18- bis unter 25-Jährigen fällt der 
Anteil der Personen mit Migrationshintergrund in 
Rheinland-Pfalz etwas unterdurchschnittlich aus 
(vgl. Abb. 14). Entscheidend ist jedoch der Befund, 
dass – in Übereinstimmung mit bundesweiten 
Vergleichszahlen – der Anteil der Einwohnerinnen 
und Einwohner mit Migrationshintergrund umso 
höher ausfällt, je jünger die betrachtete Alters-
gruppe ist. Waren im Jahr 2011 in der Bevölkerung 
ohne Migrationshintergrund 11,0 % der Personen 
unter 15 Jahre alt, so lag ihr Anteil in der entspre-
chenden Vergleichsgruppe mit Migrationshinter-
grund doppelt so hoch (22,1 %). Dieser Befund 
findet seine Entsprechung in der Bevölkerungs-
gruppe der Personen, die 65 Jahre und älter sind. 
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Quelle: Statistische Ämter des Bundes und der Länder 2013b, eigene 
Zusammenstellung
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dings werden auch die Einschränkungen in der 
persönlichen Freiheit und im materiellen und be-
ruflichen Bereich wahrgenommen, die mit einer 
Elternschaft einhergehen“ (Statistisches Bundes-
amt & Wissenschaftszentrum Berlin für Sozial-
forschung 2013, S. 67). Insgesamt bescheinigt der 
Datenreport der bundesdeutschen Bevölkerung 
(trotz dieser Ambivalenzen) einen besonders ho-
hen Stellenwert für zwischenmenschliche Bezie-
hungen: „Eine eigene Familie und Kinder stehen 
in der Wichtigkeitsrangfolge bei der (…) Bevöl-
kerung an erster Stelle“ (ebd., S. 65). Im Längs-
schnitt zeigt sich für junge Erwachsene sogar eine 
deutlich gestiegene Bedeutung von Familie und 
Kindern vor allem seit Beginn der 1990er Jahre 
(vgl. Abb. 16). Allerdings geht nur etwa ein Viertel 
dieser Personen in West-Deutschland davon aus, 
dass Verheiratete glücklicher sind (vgl. Statisti-
sches Bundesamt & Wissenschaftszentrum Berlin 
für Sozialforschung 2013). 

2.2 Lebens- und Familienformen 
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Abb. 15: Bevölkerung nach dem Anteil von Personen mit und ohne Migrationshintergrund in 
 verschiedenen Altersgruppen in Rheinland-Pfalz

Quelle: Ministerium für Integration, Familie, Kinder, Jugend und Frauen Rheinland-Pfalz 2014c, S. 19.

Der vorangehende Abschnitt hat sich im Rahmen 
der Analyse demografischer Indikatoren insbeson-
dere mit den Veränderungen des generativen Ver-
haltens beschäftigt, die wiederum eine wesentliche 
Grundlage für Veränderungen im Bereich von Le-
bens- und Familienformen darstellen. Zu diesen 
Veränderungen passt die im Rahmen von repräsen-
tativen Umfragen gewonnene Erkenntnis, dass 
Kinder nicht mehr selbstverständlich als  Quelle 
von Zufriedenheit und Lebensfreunde  verstanden 
werden: „Nicht einmal die Hälfte (…) der kinder-
losen Deutschen zwischen 18 und 50 Jahren glaubt, 
dass sich ihre Lebensfreude und ihre  Zufriedenheit 
verbessern würden, wenn sie ungeachtet aller 
Umstände in den nächsten drei Jahren ein Kind 
bekommen würden“ (BiB 2013, S. 41). Dies   deutet 
auf Ambivalenzen hin, die zu einem selbstverständ- 
lichen Bestandteil der heutigen  Lebensverläufe 
geworden sind: „Eigene Kinder werden überwie-
gend mit positiven emotionalen Aspekten für das 
eigene Leben (…) in Verbindung gebracht, aller-
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Datenbasis: Allbus 1980 – 2008; Allbus 2012.

ten Jugendlichen nach  einer Partnerschaft und 
Kindern groß, andererseits ist man verunsichert 
darüber, wann der richtige Zeitpunkt für Familien-
planung ist, wenn eine  stabile Anstellung nicht ge-
währleistet werden kann“ (ebd., S. 42). Allerdings 
weist das Sinus-Institut auf Unterschiede zwischen 
den einzelnen Lebenswelten hin: Während ein Teil 
der Jugendlichen zunächst für gesicherte Verhält-
nisse sorgen möchte, bevor Fragen der Familien-
planung thematisiert werden, gibt es auf der ande-
ren Seite auch Jugendliche, die zunächst noch auf 
Entdeckungsreise gehen möchten: „Sie wirken et-
was unbedarfter in der Familienfrage. Wenn sie an 
Erwachsensein denken, kommen ihnen zunächst 
Unabhängigkeit, Freiheit und das Erfüllen von 
Wünschen in den Sinn und erst etwas nachgeord-
net Familie“ (ebd., S. 42). 

Ein Blick auf das Familienverständnis in der Bevöl-
kerung zeigt deutliche Erweiterungen in den letz-
ten Jahren: Ein Vergleich der Jahre 2000 und 2012 

Analysen der Einstellungen von Jugendlichen zu 
Familie und Kindern sind demgegenüber deut-
lich seltener zu finden, lassen allerdings ebenfalls 
auf die angesprochenen Ambivalenzen schließen. 
Dies zeigt etwa eine qualitative Studie des Sinus-
Instituts zu den Lebenswelten von Jugendlichen: 
„Jugendliche besinnen sich (…) in unsicheren Zei-
ten zwar auf ‚traditionelle‘ Werte wie Sicherheit, 
Pflichtbewusstsein, Familie und Freundschaft. Vor 
allem in den modernen Lebenswelten  werden die-
se vergleichsweise konservativen Werte jedoch  
umgedeutet bzw. symbolisch aktualisiert und von 
hedonistischen, ich-bezogenen  Entfaltungswerten 
und einem individualistischen Leistungsethos flan-
kiert. Die post-modern-flexible Wertekonfigurati-
on ist die dominante Werthaltung unter Jugend-
lichen. Nur für einen kleinen Teil der Jugend lichen 
ist ein überholter Traditionalismus kennzeichnend“ 
(Calmbach et al. 2011, S. 40). Diese Ambivalenz 
gilt auch für den Bereich von Partnerschaft und 
Kindern: „Einerseits ist der Wunsch bei den meis-

Abb. 16: Anteil der jungen Erwachsenen, dem eine eigene Familie und Kinder sehr wichtig ist, Anga-
ben in %

Quelle: Statistisches Bundesamt & Wissenschaftszentrum Berlin für Sozialforschung 2013, S. 64.
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Insbesondere Lebensformen jenseits von Ehepaa-
ren mit Kindern im gemeinsamen Haushalt haben 
in den letzten 20 Jahren an Bedeutung gewonnen 
– hier vor allem die Alleinstehenden und die Al-
leinerziehenden. Aber auch die Zahl der Lebensge-
meinschaften mit Kindern und ohne Kinder hat in 
den letzten Jahren zugenommen. 

In der vergleichenden Analyse der familialen Le-
bensformen (vgl. Abb. 17) zeigen sich keine syste-
matischen Unterschiede zwischen Rheinland-Pfalz 
und den alten Bundesländern. Entgegen der häu-
fig geäußerten Vermutung des Zerfalls von Fami-
lie stellt die Familienform „Ehepaar mit Kind(ern)“ 
sowohl in den alten Bundesländern als auch in 
Rheinland-Pfalz die dominante Familienform dar. 
Beinahe drei Viertel aller Lebensformen entfal-
len auf diese Kategorie. Bei etwas mehr als einem 
Fünftel der familialen Lebensformen handelt es 
sich um Alleinerziehende – zumeist alleinerzie-
hende Frauen. Einzig in Bezug auf Familiengröße 
fällt in Rheinland-Pfalz der geringfügig höhere An-
teil von Ein-Kind-Familien im Vergleich mit den 
alten Bundesländern auf. 

Tabelle 3 zeigt im Hinblick auf die familialen Le-
bensformen, in denen Kinder und Jugendliche mit 
Migrationshintergrund in Rheinland-Pfalz im Jahr 
2011 aufwachsen, dass auch hier der größte Teil 
der jungen Menschen in der dominierenden Fami-
lienform „Ehepaar mit Kind(ern)“ lebt. Insgesamt 
zeigt sich jedoch, dass der Anteil der Paare mit 
Kindern, die als Ehepaar zusammenleben, unter 
der Bevölkerung mit Migrationshintergrund etwa 
10 % höher ausfällt, als bei der Bevölkerung ohne 
Migrationshintergrund. Dagegen ist der Anteil der 
Kinder, die in Rheinland-Pfalz in der familialen Le-
bensform „Alleinerziehende“ leben, unter der Be-
völkerung ohne Migrationshintergrund annähernd 
doppelt so hoch, wie in der  Bevölkerungsgruppe 
mit Migrationshintergrund. Kinder mit Migrations-
hintergrund wachsen also überproportional in 
„traditionellen“ Familienformen auf – wie auch 
dort die Familien- und Erziehungsarbeit einen hö-
heren Stellenwert genießt. Dies kommt der Erzie-
hung zu Gute.

belegt, dass unter Familie im Jahr 2012 neben ei-
nem verheirateten Paar mit Kindern auch deutlich 
häufiger unverheiratete und zusammenlebende 
Paare mit Kindern verstanden werden, alleiner-
ziehende Frauen oder Männer oder sog. Regenbo-
genfamilien (vgl. BMFSFJ 2012). Auch in der theo-
retischen Perspektive werden Lebensformen und 
insbesondere Familienformen mittlerweile über-
einstimmend unter dem Aspekt der sozialen Be-
ziehungen betrachtet. So gilt als Familie  diejenige 
Lebensform, „die mindestens ein Kind und ein El-
ternteil aufweist und einen dauerhaften und im 
Inneren durch Solidarität und persönliche Verbun-
denheit charakterisierten Zusammenhang auf-
weist“ (Peuckert 2007, S. 36). Das Kriterium des 
gemeinsamen Wohnens ist dabei nicht zwingend: 
Eltern-Kind-Beziehungen bestehen in dieser Pers-
pektive lebenslang und enden selbstverständlich 
nicht mit dem Auszug der Kinder aus dem elter-
lichen Haushalt. 

In statistischer Perspektive hingegen muss not-
gedrungen eine engere Definition von Familie zu-
grunde gelegt werden: Zur Unterscheidung ver-
schiedener – auch familialer – Lebensformen wird 
in Deutschland üblicherweise der Mikrozensus 
verwendet. Dieser orientiert sich als haushalts-
bezogene Erhebung an den sozialen Beziehun-
gen zwischen den verschiedenen Mitgliedern von 
Haushalten. Lebensformen werden im Mikrozen-
sus anhand von zwei Kriterien erfasst: zum einen 
entlang des Kriteriums der Elternschaft, zum an-
deren entlang des Kriteriums der Partnerschaft.21

21  Der Mikrozensus versteht unter Familie alle Eltern-Kind-Gemein-
schaften. Dies sind im Einzelnen Ehepaare, Lebensgemeinschaften 
sowie alleinerziehende Mütter und Väter (vgl. Statistisches Bundes-
amt 2013a). Als Alleinerziehende gelten dabei alle Mütter und Väter, 
die ohne Ehe- oder Lebenspartner mit ledigen Kindern im Haushalt 
zusammenleben. Alleinstehende sind Personen, die unabhängig vom 
Familienstand ohne Lebenspartner und ohne Kinder in Haushalt 
leben. Dies ist nicht gleichbedeutend mit dem Führen eines Einper-
sonenhaushaltes. Alleinlebende schließlich sind Personen, die allein 
in einem Einpersonenhaushalt wohnen (vgl. Statistisches Bundesamt 
& Wissenschaftszentrum Berlin für Sozialforschung 2013). Stief- und 
Patchworkfamilien können mit Hilfe des Mikrozensus nicht erfasst 
werden.
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Abb. 17: Familienformen im Mikrozensus in Rheinland-Pfalz im Vergleich zum alten Bundesgebiet 
im Jahr 2011, Angaben in %

Quelle: Statistisches Bundesamt 2014b; Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz 2014b, eigene Berechnung 

Tabelle 3: Kinder nach Migrationshintergrund, Geschlecht und Lebensform im Jahr 2011 in 
 Rheinland-Pfalz

Bevölkerung
ohne Migrationshintergrund

Bevölkerung
mit Migrationshintergrund

Kinder bei in 1.000 in % in 1.000 in %

Ehepaaren  510,9 73,1 232,2 84,5

Lebensgemeinschaften 38,9 5,6 9,0 3,3

Alleinerziehenden 149,0 21,3 33,6 12,2

Insgesamt 698,9 100 274,8 100

Quelle: Ministerium für Integration, Familie, Kinder, Jugend und Frauen Rheinland-Pfalz 2014c, S. 20



80

an  familiales Zusammenleben gestellt werden – 
wie z. B. der Vereinbarkeit von Familie und Erwerbs-
tätigkeit oder eines mitunter erhöhten Armuts-
risikos bei bestimmten familialen Konstellationen.

2.3 Einkommen und Armut 

Im Folgenden werden Aspekte von Einkommen 
und Armut im Überblick dargestellt, die geeignet 
sind, die sozioökonomische Lage von Jugendlichen 
und ihren Familien zu beschreiben. Der Fokus rich-
tet sich vor allem auf mögliche Anhaltspunkte 
für soziale Ungleichheit. Materieller Wohlstand 
gilt nach wie vor als wichtigster Indikator für so-
ziale Ungleichheit. Armut kann dabei als das Ge-
genteil von materiellem Wohlstand verstanden 
werden. Üblicherweise wird Armut in der Bundes-
republik als relationaler Begriff verwendet, „der 
nur im Verhältnis zu jener Gesellschaft einen Sinn 
ergibt, in der ein davon Betroffener lebt“ (Butter-
wegge 2009, S. 13). Von relativer Armut kann 
dann gesprochen werden, wenn „der Lebensstan-

Die bisherigen – (vorwiegend) auf dem Mikrozen-
sus basierenden – Analysen können aber einen Teil 
der Modernisierung familialer Lebensformen nicht 
abbilden. Dies gilt insbesondere für sog. Stieffami-
lien. Der Familienreport des Bundesministeriums 
für Familie, Senioren, Frauen und Jugend (BMFSFJ 
2012) geht davon aus, dass es sich bei 10 bis 14 % 
aller Familien um Stieffamilien handelt, dies et-
was häufiger in den neuen Bundesländern (15 %) 
im Vergleich zu den alten Bundesländern (10 %). 
Dabei überwiegen Konstellationen mit einem so-
zialen Vater („Stiefvater“). Diese Familien sind 
häufig die Folge einer vorangegangenen Trennung 
und Scheidung. Kernfamilien bieten insgesamt ein 
etwas günstigeres Entwicklungsmilieu für Kinder 
als Stieffamilien (und auch Alleinerziehende), al-
lerdings wird davon ausgegangen, dass die Effekte 
eher gering ausfallen. Zudem geben „Stiefkinder 
ein unerwartet positives Selbstbild an, das sogar 
das Selbstwertgefühl Gleichaltriger aus Kernfami-
lien übertrifft“ (Walper/Wendt 2005, S. 212). 

Bundesweite Analysen zeigen, dass Stiefelternkon-
stellationen im Vergleich mit sog. Kernfamilien 
kleiner sind: So beträgt der Anteil der Ein-Kind-
Familien in Stieffamilien 44 %, der Anteil von 
Zwei-Kind-Familien 38 %. Zum Vergleich: In Kern-
familien handelt es sich bei 38 % um Ein-Kind-Fa-
milien, aber bei 49 % um Zwei-Kind-Familien (vgl. 
 BMFSFJ 2012).22 Auch in Bezug auf die Erwerbs-
arrangements der Partner unterscheiden sich 
Stief- und Kernfamilien.

Die vorgestellten Daten zur Veränderung der Le-
bens- und Familienformen veranschaulichen noch 
einmal die Bedeutung der eingangs erläuterten 
Modelldimension „Entwicklungsbasis Familie“. Ver-
änderungen im familialen Zusammenleben können 
Auswirkungen auf die Bedingungen des Aufwach-
sens junger Menschen haben, vor allem bezüg-
lich der vielfältigen Bewältigungsaufgaben, die 

22  Für das Bundesland liegen diesbezüglich keine eigenständigen 
Analysen vor, daher wird auf bundesweite Ergebnisse  zurückgegriffen. 
Vor dem Hintergrund der bisherigen Analysen kann aber davon aus-
gegangen werden, dass bundesweite Erkenntnisse auf Rheinland-Pfalz 
übertragbar sind. 
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Quelle: BMFSFJ 2012, S. 21
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dard und die Lebensbedingungen von Menschen 
zu weit unter dem durchschnittlichen Lebensstan-
dard und den durchschnittlichen Lebensbedingun-
gen in einem Land liegen“ (ebd., S. 19). Relative 
Armut besteht also dann, wenn ein vorher defi-
niertes soziokulturelles Existenzminimum unter-
schritten wird. Schließlich wird relative Einkom-
mensarmut üblicherweise im Haushaltskontext 
in Form des verfügbaren Haushaltsnettoeinkom-
mens erhoben: Zur Berücksichtigung unterschied-
licher Haushaltsgrößen werden Äquivalenzskalen 
berechnet und darauf basierend bedarfsgewichte-
te Pro-Kopf-Einkommen. „Die Haushalts- Netto-
Äquivalenzeinkommen werden jeweils allen Haus-
haltsmitgliedern zugeordnet und geben so die 
individuelle Wohlfahrtsverteilung in der Bevölke-
rung wieder. Für die Betrachtung der daraus abge-
leiteten Armutsrisikoquoten bedeutet dies, dass 
die Berechnungen von bedarfsgerechten Umver-
teilungen innerhalb des Haushaltes ausgehen, 
sodass alle Haushaltsmitglieder dasselbe Wohl-
standsniveau aufweisen“ (BMFSFJ 2013, S. 92 f.). 
Von Armut bzw. einem Armutsrisiko wird vor die-
sem Hintergrund üblicherweise dann gesprochen, 
wenn das verfügbare und äquivalenzgewichtete 
Nettoeinkommen einer Person 60 % des Einkom-
mensmittelwertes (Median) unterschreitet. Wie-
derum ist es vor allem der Mikrozensus, der dies-
bezüglich nach Bundesländern differenzierende 
Analysen ermöglicht. Ergänzt werden können sol-
che Analysen um Transferleistungen der sozialen 
Mindestsicherungssysteme. Damit werden finan-
zielle Transfers gekennzeichnet, die der Sicherung 
des grundlegenden Lebensunterhaltes dienen.

Vor diesem Hintergrund kann der Bezug solcher 
Leistungen als ein weiterer bzw. ergänzender In-
dikator für materielle Armut verstanden werden. 
Zu den Leistungen der sozialen  Mindestsicherung 
gehören u. a. Leistungen nach SGB II, insbeson-
dere das sog. Arbeitslosengeld II und das Sozial-
geld. Dies ist auch die Grundlage der Analyse sog. 
Armutsquoten, die seit mehreren Jahren vom 
Deutschen Paritätischen Gesamtverband auf der 
Grundlage von Mikrozensus-Daten im regionalen 
Vergleich erstellt werden. Im Gegensatz zu ande-
ren Autoren spricht der Paritätische Gesamtver-

band in seinen Publikationen dezidiert von der 
Armutsquote und begründet dies folgenderma-
ßen: „Angesichts der Tatsache, dass die Hartz-IV-
Regelsätze in 2012 keinesfalls bedarfsdeckend, 
sondern (…) um rund 30 % zu niedrig bemes-
sen waren, stellt daher die 60-%-Armutsgefähr-
dungsgrenze eine in ihrer Höhe plausible Kennzif-
fer zur Bestimmung von Einkommensarmut dar. 
Auch aus diesem Grunde sprechen wir (…) der 
Einfachheit halber nicht von ‚Armutsgefährdungs-
quoten‘, sondern von ‚Armutsquoten‘“ (Der Pari-
tätische Gesamtverband 2013, S. 2)23. Im Länder-
ranking (vgl. Abb. 19) zeigt sich nach Ansicht der 
Studie insbesondere eine größer werdende Kluft 
zwischen „armen“ und „reichen“ Ländern, da vier 
Bundesländer im Jahr 2012 eine „positive Ent-
wicklung im Sinne abnehmender Armutsquoten 
(Bayern, Baden-Württemberg, Rheinland-Pfalz, 
Sachsen) aufweisen und Nordrhein-Westfalen un-
verändert ist, dass aber gleich elf Länder schlech-
tere Werte als im Vorjahr haben“ (Der Paritätische 
Gesamtverband 2013, S. 5). Ausweislich dieser 
Analysen liegt Rheinland-Pfalz darüber hinaus mit 
einer Armutsquote von 14,6 % unter dem Bundes-
durchschnitt (15,2 %).

Im Zeitverlauf zwischen 2005 und 2012 und im 
Vergleich mit der Bezugsquote von Leistungen 
nach SGB II zeigt sich darüber hinaus, dass die Ar-
mutsquote in Rheinland-Pfalz mehr oder weniger 
den Schwankungen im Bund folgt. Darüber hinaus 
zeigt Abbildung 20 jedoch, dass die Bezugsquote 
von Leistungen nach SGB II deutlich unter der Ar-
mutsquote liegt – sehr deutlich sogar gilt dies für 
Rheinland-Pfalz.

23 Im Gegensatz dazu haben zuletzt sowohl das Bundesverfassungs-
gericht als auch das Bundessozialgericht in mehreren Entscheidungen 
die Verfassungsmäßigkeit der Regelsätze bestätigt. Die Leistungen 
zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem Zweiten Buch des 
Sozialgesetzbuches sind derzeit noch verfassungsgemäß. Dies hat 
zuletzt der Erste Senat des Bundesverfassungsgerichts mit Beschluss 
vom 23. Juli 2014 (1 BvL 10/12, 1 BvL 12/12, 1 BvR 1691/13) ent-
schieden. Die Anforderungen des Grundgesetzes, tatsächlich für eine 
menschenwürdige Existenz Sorge zu tragen, werden nach Auffas-
sung des Gerichts im Ergebnis nicht verfehlt. Insgesamt sei die vom 
Gesetzgeber festgelegte Höhe der existenzsichernden Leistungen 
tragfähig begründbar.
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Abb. 19: Armutsquote – Ranking nach Bundesländern24

Der Bezug von Leistungen nach SGB II kann für 
Rheinland-Pfalz über die bisherigen Analysen hin-
aus auch interkommunal vergleichend dargestellt 
werden. Dabei zeigen sich deutliche interkommu-
nale Unterschiede (vgl. Abb. 21). Etwa 6 % der Be-
völkerung im Alter von 15 bis unter 65 Jahren ha-
ben im Jahr 2013 Leistungen nach SGB II bezogen. 
Allerdings reicht die Spannbreite von 25 je 1.000 
Einwohner in den Landkreisen Trier-Saarburg bzw. 
Eifelkreis Bitburg-Prüm bis hin zu mehr als 100 je 
1.000 Einwohner in den Städten Worms, Kaisers-
lautern, Ludwigshafen oder Pirmasens. Tendenziell 
weisen die Landkreise niedrigere Eckwerte als die 
kreisfreien Städte auf. 

24  „Bei der Berechnung der ‚relativen Armutsquoten‘ werden (…) 
Personen in Haushalten gezählt, deren Einkommen bei weniger als 
60 Prozent des mittleren (Median) bedarfsgewichteten Einkommens 
in Deutschland liegt (…). 2012 lag die so errechnete (…) Armuts-
gefährdungsschwelle für einen Singlehaushalt bei 869 Euro. Für 
Familien mit zwei Erwachsenen und zwei Kindern unter 14 Jahren lag 
sie bei 1.826 Euro“ (Der Paritätische Gesamtverband 2013, S. 5).
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Kinder und Jugendliche mit Migrationshintergrund 
in Rheinland-Pfalz alarmierend. Ihre Chancen sind 
aus mehreren Gründen eingeschränkt: Insbeson-
dere durch die ökonomische Benachteiligung, den 
niedrigen Status der Familien und durch die Erfah-
rung von Diskriminierung. 

Die Einschränkung von Bildungs- und Sozialchan-
cen durch Armut ist die größte Belastung im Auf-
wachsen. Deshalb liegt der Fokus in einem  Kinder- 
und Jugendbericht auf der Armut von Kindern und 
Jugendlichen, auf die im Folgenden detailliert ein-
gegangen wird. So weist beispielsweise der 14. 
Kinder- und Jugendbericht darauf hin, dass Armut 
im Kindes- und Jugendalter spätestens seit Ende 
der 1990er Jahre ein bedeutsames Forschungs-
feld geworden ist. Dies gilt insbesondere für die 
Möglichkeiten der Operationalisierung und Mes-
sung von Kinder- und Jugendarmut. „Kinder wer-
den nun als eigenständige Subjekte wahrgenom-
men (…), was zur Folge hatte, dass die kindliche 
Wahrnehmung der Lebenslage und die kindlichen 
Deutungs-, Bewältigungs- und  Handlungsmuster 
verstärkt zum Thema gemacht wurden“ (Holz 
2010, S. 88). Neben der Operationalisierung die-
ser Form von Armut über das Konzept der  relativen 
Einkommensarmut – also das äquivalenzgewich-
tete Nettoeinkommen einer Person oder den Be-
zug von Transferleistungen – dominieren der-
zeit Lebenslagenkonzepte und die Erforschung 
von kindspezifischen Ressourcen die Diskussion 
und Forschung. „Allen Ansätzen ist gemein, dass 
sie Armut bei Kindern mehrdimensional definie-
ren, komplexe Folgen der Unterversorgung und 
sozialen Ausgrenzung belegen, auf eine differen-
zierte Betrachtung der Wahrnehmung und Be-
wältigungsmöglichkeiten durch Kinder sowie auf 
komplexe handlungsfeld- und ressortübergreifen-
de Präventionsmaßnahmen hinweisen“ (ebd., 
S. 89). Allerdings weist u. a. der 14. Kinder- und Ju-
gendbericht darauf hin, dass  „Einkommensarmut 
weiterhin das am weitesten verbreitete und zu-
gleich am einfachsten  operationalisierbare Kinder-
armutskonzept“ darstellt (BMFSFJ 2013, S. 92), 
da diese als Indikator für Einschränkungen in 
zentralen Lebensbereichen von Kindern und 
 Jugendlichen angesehen werden kann. „Obgleich 

Eine weiter differenzierende Perspektive ergibt 
sich neben der interkommunalen Betrachtung für 
Rheinland-Pfalz auch im Hinblick auf die Armuts-
gefährdungsquote nach Migrationshintergrund 
und Erwerbsbeteiligung. 

Abbildung 22 verdeutlicht, dass das Risiko, von 
Armut betroffen zu sein, im Jahr 2011 bei der Be-
völkerung mit Migrationshintergrund mit 27,5 % 
mehr als doppelt so hoch ausfällt wie bei der Be-
völkerung ohne Migrationshintergrund (12,1 %). 
Zudem zeigt sich, dass Personen mit Migrations-
hintergrund sowohl unter den Erwerbslosen als 
auch in der Gruppe der Nichterwerbstätigen hin-
sichtlich des Armutsrisikos deutlich überrepräsen-
tiert sind. Darüber hinaus wird aus Abbildung 25 
ersichtlich, dass die Armutsgefährdung für Men-
schen mit Migrationshintergrund auch bei beste-
hender Erwerbsbeteiligung mehr als doppelt so 
häufig besteht wie in der entsprechenden Bevöl-
kerungsgruppe ohne Migrationshintergrund. Im 
Zusammenhang mit der zuvor gezeigten deutlich 
jüngeren Altersstruktur der Bevölkerung mit Mig-
rationshintergrund ist dieser Befund im Hinblick 
auf Armutserfahrungen und Teilhabechancen für 

Bevölkerung mit Migrationshintergrund
Bevölkerung ohne Migrationshintergrund

Nichterwerbs-
personen

ErwerbsloseErwerbstätigeInsgesamt

27,5
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6,1

64,5

49,6

35,1
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Quelle: Ministerium für Integration, Familie, Kinder, Jugend und 
Frauen Rheinland-Pfalz 2014c, S. 41 

Abb. 22: Armutsgefährdungsquoten nach Migra-
tionshintergrund und Erwerbsbeteiligung im Jahr 
2011 in Rheinland-Pfalz
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Einkommenslage ihrer Eltern bestimmen lässt: „Es 
gibt (…) keine armen Kinder ohne arme Eltern“ 
(Der Paritätische Gesamtverband 2012, S. 4). 

In einer umfangreichen Analyse kommt der 14. 
Kinder- und Jugendbericht in einer längsschnitt-
lichen Betrachtung zu der Einschätzung, dass seit 
den 1990er Jahren „Kinder und Jugendliche die 
am stärksten von Armut betroffene Bevölkerungs-
gruppe sind. Als Problemgruppe kristallisiert sich 
die Gruppe der Jugendlichen und  insbesondere 
der jungen Erwachsenen heraus, die besonders 
im letzten Jahrzehnt einem stark gestiegenen Ar-
mutsrisiko ausgesetzt sind. Demgegenüber hat 

die verschiedenen Merkmale einer Lebenslagen-
zugehörigkeit miteinander verknüpft sind und 
sich gegenseitig bedingen, wird die ökonomische 
Ausstattung eines Haushalts als  zentraler Erklä-
rungsfaktor im Lebenslagenkonzept  herangezogen. 
Dies geschieht mit der Begründung, dass sich 
das Vorhandensein oder der Mangel an ökono-
mischen Ressourcen mit hoher Wahrscheinlich-
keit auf andere Bereiche der sozialen Lage aus-
wirkt“ (Jurczyk/Klinkhard 2014, S. 92 f.). Wird die 
Betrachtung der Armutslagen von Kindern und 
Jugendlichen auf ökonomische Aspekte konzen-
triert, zeigt sich darüber hinaus, dass sich die Ar-
mutsgefährdung von Kindern nur im Kontext der 
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Trotzdem lassen sich im interkommunalen Ver-
gleich wiederum deutliche Unterschiede erkennen 
(vgl. Abb. 24): So haben landesweit rund 12 % al-
ler Kinder und Jugendlichen in Rheinland-Pfalz 
 Sozialgeld bezogen, allerdings reicht auch hier die 
Spannbreite von unter 60 je 1.000 in den Land-
kreisen Bitburg-Prüm und Trier-Saarburg bis hin zu 
Werten von über 250 in den Städten  Ludwigshafen 
und Pirmasens. Die Rangfolge der Kommunen 
entspricht damit weitestgehend derjenigen von 
Empfängerinnen und Empfängern von ALG II in 
der Altersgruppe von 15 bis unter 65 Jahren. Auch 
der Eckwert der jugendlichen Empfängerinnen 
und Empfänger von Leistungen nach SGB II fällt in 
den kreisfreien Städten tendenziell deutlich höher 
aus als in Landkreisen des Landes Rheinland-Pfalz 
(vgl. Abb. 24).

Die bisherigen Analysen geben aber noch keine 
Antwort auf die Frage, ob bestimmte Familien-
typen besonders häufig von einem Armutsrisiko 
betroffen sind. Abbildung 25 gibt erste  Hinweise 
auf die Frage: Wird das bereits erwähnte äquiva-
lenzgewichtete Nettoeinkommen bzw. Haushalts-
nettoeinkommen zugrunde gelegt, weisen Allein-
erziehende das größte Armutsrisiko auf. Es sind 
rund 42 % der Alleinerziehenden, die über weni-
ger als 60 % des durchschnittlichen äquivalenz-

sich die vormals überproportional hohe Armuts-
betroffenheit bei (jüngeren) Kindern in den letz-
ten Jahren nicht mehr weiter verstärkt“ (BMFSFJ 
2013, S. 99). 

Zur Einschätzung der Frage, inwieweit Kinder und 
Jugendliche von einem Leben in Armut betroffen 
sind, kann der Bezug von Leistungen nach SGB II 
(auch Hartz IV genannt) auch auf die  Altersgruppe 
der unter 15-jährigen Kinder und  Jugendlichen 
eingegrenzt werden. So zeigt Abbildung 23 den 
Anteil dieser Leistungsempfänger nach SGB II 
(auch Sozialgeld genannt) an der  entsprechenden 
Altersgruppe. Bundesweit waren im Jahr 2012 
14,8 % aller unter 15-jährigen Kinder und Jugend-
lichen Leistungsempfänger nach SGB II – dies aller-
dings mit deutlichen Unterschieden zwischen den 
alten und neuen Bundesländern. In Letzteren liegt 
deren Anteil mit 24 % beinahe doppelt so hoch 
wie in den alten Bundesländern (12,8 %). Aller-
dings hat sich der Anteil in dieser Altersgruppe 
im Vergleich der Jahre 2010 zu 2012 in allen Bun-
desländern reduziert. In Rheinland-Pfalz wieder-
um sind Kinder und Jugendliche deutlich seltener 
von Armut betroffen. Mit einem Anteil von 11,3 % 
weisen einzig die Bundesländer Baden-Württem-
berg und Bayern im Jahr 2012 niedrigere Anteile 
auf (vgl. Abb. 23). 

0%

5%

10%

15%

20%

25%

30%

35%

40%

45%

Paar mit 3 und mehr KindernPaar mit 2 KindernPaar mit 1 KindAlleinlebendAlleinerziehend

201320122011201020092008200720062005

Äquivalenzgewichtetes Haushaltsnettoeinkommen (neue OECD-Skala) < 60 Prozent des Medians der Einkommen aller Personen

Abb. 25: Einkommensarmutsrisiko verschiedener Haushaltstypen in Deutschland 2005–2011
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samen Haushalt, liegt die Armutsrisikoquote der 
Kinder sogar bei über 60 %. Deutlich geringer ist 
demgegenüber die Armutsrisikoquote von maxi-
mal zwei Kindern in Paarhaushalten (10,5 % bei 
einen Kind, 7,1 % bei zwei Kindern); sie steigt erst 
wieder bei Paarhaushalten mit mindestens drei 
Kindern. „Dabei mag die rückläufige Armutsrisi-
koquote beim Übergang von Einkindfamilien zu 
Zweikindfamilien zunächst erstaunen… Jedoch ist 
zu beobachten, dass sich diese Familien oftmals in 
einer Lebensphase befinden, in der sie in ihrer be-
ruflichen Entwicklung spürbare Einkommenszu-
wächse erfahren. Dieser Effekt überkompensiert 
dann die finanziellen Mehrbelastungen durch ein 
zweites Kind“ (BMAS 2013, S. 112). Damit wird 
deutlich: Der Familientyp ist ein wesentlicher Be-
stimmungsfaktor für das Armutsrisiko. Eine weite-
re Einflussgröße stellt die Erwerbsbeteiligung der 
Eltern dar (vgl. ebd. 2013). 

Voranstehende Analysen sind Anlass genug, noch 
einen weiteren Blick auf die Familienform zu wer-
fen, die besonders häufig von Armut betroffen ist: 

gewichteten Nettoeinkommens aller Personen 
verfügen. Seit 2005 (rund 39 %) ist zudem ein 
Anstieg der Armutsgefährdungsquote von Allein-
erziehenden zu verzeichnen. Auch Paare mit min-
destens drei Kindern weisen noch eine Armuts-
risikoquote von etwa 23 % auf – wie im Übrigen 
auch Alleinlebende. Im Vergleich der in Abbildung 
28 abgebildeten Lebensformen weisen die  Paare 
mit einem oder zwei Kindern das geringste Ar-
mutsrisiko auf. Darüber hinaus weisen noch Fa-
milien mit Migrationshintergrund ein überpro-
portionales Armutsrisiko auf (alle Angaben nach 
Jurczyk/Klinkhard 2014).

Weitergehende Analysen des vierten Armuts- und 
Reichtumsberichtes der Bundesregierung  ergänzen 
und bestätigen diese Analysen u. a. aus der Per-
spektive der von Armut betroffenen Kinder: Nicht 
nur die Haushalte von Alleinerziehenden  weisen  
im Vergleich das höchste Armutsrisiko auf (vgl. 
Abb. 25), sondern auch die Kinder von Alleinerzie-
henden (vgl. Abb. 26). Lebt eine alleinerziehende 
Person mit mindestens zwei Kindern im gemein-
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25 Jahren gelingt es darüber hinaus seltener, die 
Hilfebedürftigkeit zu überwinden, was u. a. auf die 
unzureichende oder fehlende berufliche Qualifika-
tion der Mutter zurückgeführt wird (vgl. ebd.). 

die Gruppe der Alleinerziehenden. „So kommen 
bei Alleinerziehenden sowohl familiäre als auch 
finanzielle Faktoren zusammen. Das höhere Ar-
mutsrisiko für Alleinerziehende und ihre Kinder 
ergibt sich zunächst durch das Fehlen eines Part-
ners. Das bewirkt, dass sie weitgehend allein für 
die Existenzsicherung und die Kinderbetreuung 
zuständig sind. Bei kleinen Kindern sowie unzu-
reichenden Kinderbetreuungsangeboten ergeben 
sich zudem geringe Erwerbs- und Einkommens-
chancen. Darüber hinaus erleben Alleinerziehende 
oftmals finanzielle Engpässe, weil die ehemaligen 
Partner – falls vorhanden – ihre Unterhaltsleistun-
gen nicht (regelmäßig) erbringen“ (Jurczyk/Klink-
hard 2014, S. 101). 

Weitergehende Analysen auf der Basis von Daten 
der Bundesagentur für Arbeit (2014) zeigen, dass 
es sich im Jahr 2012 bei 8,7 % aller Arbeitslosen 
in Rheinland-Pfalz um Alleinerziehende handel-
te (alte Bundesländer: 9,4 %). Rund 38 % dieser 
Personengruppe sind zwischen 35 und 44 Jahre 
alt, rund 25 % sind älter als 44, etwa 37 % jünger 
als 35 Jahre. Noch deutlicher wird das Armutsri-
siko von Alleinerziehenden bei differenzierter Be-
trachtung der Bedarfsgemeinschaften (vgl. Abb. 
27): Bei etwa jeder fünften Bedarfsgemeinschaft 
handelte sich im Jahr 2012 um eine sog. „Alleiner-
ziehenden-Bedarfsgemeinschaft“. Rheinland-Pfalz 
entspricht damit im Vergleich dem Durchschnitt 
der alten Bundesländer. Alleinerziehende sind so-
mit insgesamt im Hinblick auf den Bezug von So-
zialleistungen deutlich überrepräsentiert. 

Im Detail zeigt sich, dass es sich bei diesen Allein-
erziehenden-Bedarfsgemeinschaften zum über-
wiegenden Teil um Konstellationen mit einem 
Kind handelt, während die Konstellation mit drei 
und mehr Kindern nur etwa 11 % aller Alleinerzie-
henden-Bedarfsgemeinschaften ausmacht. Die-
ser vergleichsweise niedrige Anteil täuscht aber 
darüber hinweg, dass sich über 70 % der Allein-
erziehenden mit drei und mehr Kindern im Leis-
tungsbezug befinden. Zudem verbleiben Allein-
erziehende länger im Leistungsbezug als andere 
Bedarfsgemeinschaften (vgl. BMAS 2013). Insbe-
sondere jüngeren Alleinerziehenden im Alter unter 
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Quelle: Bundesagentur für Arbeit 2014, eigene Zusammenstellung

Was aber bedeutet Armut für das Aufwachsen 
und die späteren Lebenschancen von Kindern? 
Auf der einen Seite gilt: „Materielle Benachteili-
gung von Kindern kann auch in einer insgesamt 
wohlhabenden Gesellschaft mit einem ausge-
bauten Schulsystem, einem für alle frei zugängli-
chen Gesundheitssystem und der Absicherung ei-
nes sozio-kulturellen Existenzminimums negative 
Auswirkungen auf ihr Leben, auf ihren Bildungs-
erfolg und ihre Persönlichkeitserfahrung haben“ 
(BMAS 2013, S. 108). Auf der anderen Seite ver-
fügen Kinder über umfangreiche Resilienz- und 
Kompensationsfaktoren (vgl. Alt/Bayer 2012), das 
Aufwachsen in benachteiligten Lebenslagen führt 
nicht automatisch zu Defiziten. Eine aktuelle Ana-
lyse zeigt nun, dass u. a. die Dauer der Armuts-
erfahrung von Bedeutung dafür ist, welche Aus-
wirkungen Armut auf das Leben von Kindern und 
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beitsmarkt eine entscheidende Rolle für das Her-
anwachsen von Kindern“ (ebd., S. 108). In einer 
Zusammenstellung entsprechender Forschungser-
gebnisse machen die Autorinnen auf weitere Fak-
toren aufmerksam, die für das Aufwachsen in pre-
kären Lebenslagen bedeutend sein können: 

 ■ Positive soziale Beziehungen in der Familie sind 
von großer Bedeutung zur Bewältigung von Ar-
mut.

 ■ Freundschaftsbeziehungen haben einen stärke-
ren Einfluss auf das Wohlbefinden als die öko-
nomische Situation. Allerdings haben Kinder 
mit einer längerfristigen Armutserfahrung häu-
figer weniger Freunde als andere Kinder. 

 ■ Kinder in ökonomisch benachteiligten Lebens-
lagen zeigen ein ungünstigeres Gesundheits-
verhalten und entsprechend einen schlechteren 
Gesundheitszustand. 

Jugendlichen hat. Kohl (2013) analysiert u. a. den 
Zusammenhang von Armutserfahrungen und Le-
benszufriedenheit und belegt, dass in Deutschland 
37,5 % der Kinder bzw. Jugendlichen unter 18 Jah-
ren in ihrem bisherigen Leben Erfahrungen mit ei-
ner Einkommenssituation unterhalb der Armuts-
risikoschwelle gemacht haben, rund 10 % dieser 
Kinder bzw. Jugendlichen sogar für einen Zeitraum 
zwischen sieben und 17 Jahren. 

Noch entscheidender ist aber das Ergebnis der 
Studie, dass ihre subjektiv eingeschätzte Lebens-
zufriedenheit umso geringer ist, je länger sie in 
solchen Armutssituationen aufgewachsen sind. In 
der Unterscheidung von verschiedenen Gruppen 
(vgl. Abb. 28) wird deutlich, dass diese Lebens-
situation unterschiedlich gut verarbeitet wird und 
sich vor allem dann negativ auf die Lebenszufrie-
denheit auswirkt, wenn sie mindestens ein  Drittel 
der Kindheit ausmacht. Armut kann sich somit 
– laut Studie – auf die späteren Teilhabechancen 
auswirken, da die Lebenszufriedenheit entschei-
dend für das Selbstbild und die späteren Problem-
lösungsfähigkeiten sein kann. Die Autoren sprechen 
auch von einer stark verschleierten Form der Re-
produktion sozialer Ungleichheit: „Diese ist vor 
allem dadurch gekennzeichnet, dass sie bereits 
im Kindesalter angelegt ist und ihre Wirkungen in 
das Erwachsenenalter hinein entfaltet. Wenn sich 
die negativen Wirkungen im weiteren Lebensver-
lauf dann zeigen, werden die Gründe für die ent-
standenen Nachteile zuerst bei dem erwachsenen 
Individuum gesucht und weniger bei den ökono-
mischen und sozialen Bedingungen des Aufwach-
sens“ (Kohl 2013, S. 90). 

Der Forschungsüberblick von Jurczyk und Klink-
hard (2014) geht abschließend davon aus, „dass 
sich die Erfahrung von Armut zwar nicht unbe-
dingt negativ auf kindliche Erfahrungszugänge 
und die kindliche Entwicklung auswirken muss, 
das Risiko von ungünstigen Bedingungen des Her-
anwachsens jedoch für Kinder in benachteiligten 
Familien erhöht ist. Dabei spielen nicht nur die fi-
nanzielle Situation in der Familie, sondern auch 
andere Risikofaktoren wie das Bildungsniveau der 
Eltern oder aber deren soziale Einbindung am Ar-
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 ■ Zuletzt machen die Autorinnen darauf auf-
merksam, dass arme Kinder häufiger in famili-
äre Aufgaben und Pflichten eingebunden sind 
und daher über weniger Eigenzeit verfügen. 

 ■ Einkommensarmut kann dazu führen, dass teu-
re außerschulische Angebote im Bereich von 
Freizeit, Bildung und Kultur seltener in An-
spruch genommen werden können.

2.4 Schule und Ausbildung

Nachdem in den vorangehenden Abschnitten Kin-
der und Jugendliche vor allem im Kontext ihrer 
Familien betrachtet wurden – etwa in der  Analyse 
von familialen Lebensformen –, richtet sich der 
Blick nun stärker auf ihre eigenen Lebenswelten. 
Diese werden vor allem durch die Schule und die 
nachfolgende Berufsausbildung bestimmt. 

Rund 34.600 Schülerinnen und Schüler wechsel-
ten im Schuljahr 2013/14 in Rheinland-Pfalz von 
den Grundschulen an weiterführende Schulen. 
Davon wechselte der überwiegende Anteil (vier 
von zehn Kindern) an Gymnasien, etwa jeder drit-
te Übergang fand an die neugeschaffenen Real-
schulen plus statt. Etwa jeder sechste Schüler 
wechselte an eine Integrierte Gesamtschule, rund 
9 % an die schulartübergreifenden Orientierungs-

stufen, die eine spätere Festlegung der Schulart 
erlauben. 

Damit hat sich das Übergangsverhalten im Zeit-
raum seit 2001/02 deutlich verändert: Insbeson-
dere der Anteil der Übergänge an Gymnasien und 
Integrierte Gesamtschulen hat sich stark erhöht 
(vgl. Abb. 29).

In der Betrachtung von Kindern mit Migrations-
hintergrund im Hinblick auf die Zugänge aus 
Grundschulen zeigt sich ein verändertes Bild. 
 Abbildung 30 zeigt eine deutliche Entwicklung: 
Die Zugänge auf Gymnasien sind im Vergleich der 
Schuljahre 2009/10 und 2012/13 von 19,8 % um 
6,2 % auf 26,0 % deutlich angestiegen. Eine Stei-
gerung der Zugänge zeigt sich ebenfalls bei den 
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Quelle: Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz 2013a; Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz 2014c,  
eigene Berechnung und eigene Darstellung
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(Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz 2013a, 
S. 43; Angaben für 2011). 

Auch die Zahl der Schulabsolventinnen und -ab-
solventen mit Hauptschulabschluss ist aufgrund 
der Veränderungen im Schulsektor deutlich zu-
rückgegangen. Auf der anderen Seite macht sich 
der Trend zu höheren Schulabschlüssen bemerk-
bar: So stieg der Anteil der Schulabgängerinnen 
und -abgänger mit qualifiziertem Sekundarab-
schluss von etwa 35 % auf annähernd 42 % im 
Jahr 2013. Schließlich haben etwa 34 % der rund 
44.300 Schulabgängerinnen und -abgänger im 
Jahr 2013 die Schule mit einer Hochschulreife ver-
lassen – zehn Jahre zuvor waren dies noch rund 
24 %. Auch hier gilt: Weibliche Absolventen erlan-
gen häufiger die Hochschulreife als männliche Ab-
solventen (38 % im Vergleich zu 29 %, vgl. Statis-
tisches Landesamt 2013a; Angaben für 2011). 

Abbildung 32 zeigt, ebenso wie bei den Übergän-
gen von den Grundschulen, auch bei den Schul-
entlassenen mit Migrationshintergrund eine po-
sitive Entwicklung. Der Anteil der Schülerinnen 
und Schüler, die die Schule mit der (Fach-)Hoch-
schulreife abschließen, ist seit dem Jahr 2007 in 
Rheinland-Pfalz moderat, aber kontinuierlich auf 

Integrierten Gesamtschulen (plus 6,9 %). Zeit-
gleich hat sich der Anteil der jungen Menschen, 
die eine Realschule plus besuchen, annähernd ver-
doppelt. Im Vergleich der Zugänge von der Grund-
schule auf weiterführende Schulen bei jungen 
Menschen mit und ohne Migrationshintergrund 
zeigt sich, dass der Anteil der Schülerinnen und 
Schüler ohne Migrationshintergrund, die nach der 
Grundschule direkt in das Gymnasium wechseln, 
weiterhin deutlich höher ist als bei jungen Men-
schen mit Migrationshintergrund.

Erfreulicherweise ist der Anteil derjenigen Schü-
lerinnen und Schüler, die die Schullaufbahn nicht 
mindestens mit einem Hauptschulabschluss be-
endet haben, in den letzten Jahren kontinuierlich 
zurückgegangen: Ihr Anteil an allen Schulentlasse-
nen ist von 9,1 % im Jahr 2002 auf nunmehr 5,3 % 
im Jahr 2013 gesunken. „Mit 60 Prozent stammte 
die Mehrheit der Schulentlassenen ohne Haupt-
schulabschluss aus Förderschulen bzw. entspre-
chenden Bildungsgängen an Regelschulen. Von 
den insgesamt 2.469 Schulentlassenen ohne 
Hauptschulabschluss hatten 37 Prozent ein Ab-
schlusszeugnis mit dem Förderschwerpunkt 
Lernen und 15 Prozent eines mit dem Förder-
schwerpunkt ganzheitliche Entwicklung erlangt“ 

* Nicht abgebildet sind aufgrund 
der sehr kleinen Anteile die 
Zugänge in die Förderschule 
(2009/10: 0,7 %, 2012/13: 0,8 %). 
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RealschuleRealschule plusHauptschule

2012/2013

2009/2010 25,3 %15,3 %
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Abb. 30: Zugänge von Schülerinnen und Schülern mit Migrationshintergrund aus Grundschulen 
in die fünfte Klassenstufe weiterführender Schulen in den Schuljahren 2009/10 und 2012/13 nach 
Schulart in Rheinland-Pfalz

Quelle: Ministerium für Integration, Familie, Kinder, Jugend und Frauen Rheinland-Pfalz 2014c, S. 27 



93

Schülern mit Migrationshintergrund. Ähnliche 
Unterschiede gelten auch für die Abschlussarten 
„Hauptschulabschluss“ und „ohne Hauptschulab-
schluss“, die bei jungen Menschen mit Migrations-
hintergrund vergleichsweise häufiger zu finden 
sind. Der Anteil junger Menschen, die einen quali-
fizierten Sekundarabschluss I erwerben, ist im Jahr 
2012 jedoch in beiden Vergleichsgruppen etwa 
gleich hoch. 

Nach Abschluss der Sekundarstufe I steht den jun-
gen Menschen eine Vielzahl von weiterführenden 
Bildungsangeboten und -wegen offen. Allerdings 
sind diese verschiedenen Bildungswege in Bezug 
auf Zugangsvoraussetzungen, Bildungsziele und 
Zielgruppen relativ unübersichtlich. Das Ausbil-

16,1 % aller Schulentlassenen mit Migrations-
hintergrund im Jahr 2012 gestiegen. Eine  weitere 
deutliche Steigerung um 10,0 % auf im Jahr 2012 
41,6 % zeigt sich im Bereich des qualifizierten Se-
kundarabschlusses I, während sich der Anteil jun-
ger Menschen, die die Schule ohne einen Haupt-
schulabschluss verlassen, seit dem Jahr 2007 
kontinuierlich gesunken ist. Trotz dieser erfreuli-
chen Entwicklung lassen sich auch in Bezug auf 
den Schulabschluss Unterschiede zwischen den 
Gruppen der Schulabgängerinnen und - abgänger 
mit und ohne Migrationshintergrund ausmachen. 
Insgesamt ist der Anteil der jungen Menschen 
ohne Migrationshintergrund, der die Schule mit 
der Hochschulreife im Jahr 2012 beendet, annä-
hernd doppelt so hoch wie bei Schülerinnen und 
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 Abb. 31: Schulentlassene allgemeinbildender Schulen 2001–2013 nach Abschlussart

Quelle: Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz 2013a; Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz 2013b,  
eigene Berechnung und eigene Darstellung
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der dualen Berufsausbildung, aber auch schuli-
sche Berufsausbildungen im Gesundheits-, Er-
ziehungs- und Sozialwesen oder die Beamten-
ausbildung im mittleren Dienst. 

 ■ Der Sektor II, „Übergangsbereich“, umfasst 
Bildungsgänge, „die es unversorgten Jugend-
lichen ermöglichen, ggf. der (Teilzeit-)Schul-
pflicht nachzukommen, allgemeinbildende 
Schulabschüsse nachzuholen und sich beruf-
lich zu orientieren“ (ebd., S. 10). Dazu  gehören 
beispielsweise allgemeinbildende  Programme 
an Berufsfachschulen, berufsvorbereitende 
Programme an beruflichen Schulen, berufs-
vorbereitende Bildungsmaßnahmen der Bun-
desanstalt für Arbeit oder Praktika vor der Er-
zieherausbildung. „Hier sollen Jugendlichen 
ohne Ausbildungs- oder Arbeitsverhältnis Kom-
petenzen vermittelt werden, die deren Chancen 

dungsverhalten von Jugendlichen im Anschluss 
an die Sekundarstufe I lässt sich im Vergleich der 
Bundesländer seit wenigen Jahren aber im Rahmen 
der integrierten Ausbildungsberichterstattung 
darstellen. Diese „systematisiert die allgemein-
bildenden und beruflichen Bildungsangebote, die 
sich nach der Sekundarstufe I anschließen, auf der 
Ebene der Bundesländer nach ihrem vorrangigen 
Bildungsziel“ (Statistische Ämter des Bundes und 
der Länder 2012, S. 9). Insgesamt werden vier Bil-
dungssektoren unterschieden:25

 ■ Der Sektor I, „Berufsausbildung“, beinhaltet alle 
Bildungsgänge, die zu einem Berufsabschluss 
führen. Darunter fallen vor allem Ausbildungen 

25  Für weitere Details vgl. Statistische Ämter des Bundes und der 
Länder 2012.
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Abb. 33: Anfängerinnen und Anfänger in den Bildungssektoren im Jahr 2010, Angaben in %27

27 Die Daten der Schulstatistik wurden nach dem Schulstandort 
erhoben, die Daten der Hochschulstatistik nach dem Hochschul-
standort, die Daten der Bundesagentur für Arbeit nach dem Wohnort 
(Vgl. Statistische Ämter des Bundes und der Länder 2012). 

Pfalz eingeschrieben. Etwa 18 % der Anfängerin-
nen und Anfänger finden sich im Übergangsbe-
reich von Sektor II. Damit weist Rheinland-Pfalz 
im Jahr 2010 im Vergleich mit Westdeutschland 
leichte Unterschiede auf: Der Anteil der Anfänge-
rinnen und Anfänger im Bereich der Berufsausbil-
dung fällt in Rheinland-Pfalz erkennbar höher aus, 
demgegenüber entscheiden sich in Rheinland-
Pfalz nach Abschluss der Sekundarstufe I weniger 
junge Menschen für den Erwerb einer Hochschul-
zugangsberechtigung. Der Anteil der Studienan-
fängerinnen und -anfänger fällt indessen in Rhein-
land-Pfalz leicht überdurchschnittlich aus. 

auf eine Beschäftigung oder eine Berufsaus-
bildung verbessern“ (Statistisches Landesamt 
Rheinland-Pfalz 2013a, S. 49).

 ■ Der Sektor III, „Erwerb einer Hochschulzugangs-
berechtigung“, umfasst insbesondere die Sekun-
darstufen II an allgemeinbildenden Schulen, 
daneben aber auch weitere Bildungsgänge an 
Fachoberschulen, Fachgymnasien oder Berufs-
fachschulen, die eine Hochschulzugangsbe-
rechtigung vermitteln. 

 ■ Sektor IV, „Studium“, schließlich umfasst Bil-
dungsgänge an Hochschulen, Fachhochschulen, 
Verwaltungsfachhochschulen oder Berufsaka-
demien. 

Von den rund 100.000 sog. Anfängerinnen und 
Anfängern26 im Jahr 2010 in Rheinland-Pfalz ha-
ben rund 40 % eine Berufsausbildung begonnen, 
etwa 21 % haben sich für den Erwerb einer Hoch-
schulzugangsberechtigung entschieden, 22 % 
haben sich an einer Hochschule in Rheinland-

26  „Als Anfänger werden (…) die Bildungsteilnehmer bezeichnet, 
die im Berichtsjahr erstmalig in einem Bildungsgang unterrichtet 
wurden. Es werden auch Bildungsteilnehmer als Anfänger gezählt, 
die direkt in die zweite Jahrgangsstufe eintreten.“ (Statistische Ämter 
des Bundes und der Länder 2012, S. 70)
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Im Vergleich mit 2005 zeigen sich allerdings deut-
liche Verschiebungen zwischen den einzelnen Sek-
toren, die nur zum Teil auf demografische Ent-
wicklungen zurückzuführen sind. Rheinland-Pfalz 
verzeichnet in diesem Zeitraum einen Zuwachs 
der Anfängerinnen und Anfänger in den Kernbe-
reichen der Ausbildung um rund 7 %. Den größ-
ten Anstieg der Anfängerzahlen gab es in diesem 
Zeitraum bundesweit und im Durchschnitt der 
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Tabelle 4: Anfängerinnen und Anfänger in den Bildungssektoren, Veränderung 2010 gegenüber 
2005, Angaben in % 

Bundesland Insgesamt

Sektor I  
„Berufsaus- 

bildung“

Sektor II  
„Übergangs- 

bereich“

Sektor III  
„Erwerb  

einer HZB“
Sektor I V  
„Studium“

Baden-Württemberg 5,5 -3,5 -12,6 32,1 19,8

Bayern 4,6 -0,6 -36 22,5 28,2

Berlin 3,8 6,4 -34,6 -13,4 39,3

Brandenburg -27,8 -32,2 -50,1 -37,5 25,8

Bremen 11,9 12,9 -17,7 25,4 23,2

Hamburg 13,3 22,8 -32,7 14 33,5

Hessen 10,2 0,4 -28,8 47,1 22,5

Mecklenburg- Vorpommern -31,4 -38,7 -51,9 -34,2 14

Niedersachsen 3 8,1 -25,5 24,7 18,4

Nordrhein-Westfalen 19,4 11,1 -12,2 50,9 20,7

Rheinland-Pfalz 6,7 16,8 -27,6 15,6 26,4

Saarland 8,3 12,1 -17,1 4,2 41

Sachsen -30,1 -29,1 -62,2 -39,2 1,9

Sachsen-Anhalt -27,1 -27,4 -46,3 -42,9 15,1

Schleswig-Holstein 19 14,4 20,8 25,4 19,8

Thüringen -26,9 -30 -47,2 -40,7 19,8

Westdeutschland 10,3 5,8 -18,9 35,4 23

Ostdeutschland -22,1 -24,6 -49,4 -33,4 19,6

Deutschland 3,8 -1,3 -23,3 22,1 22,3

Quelle: Statistische Ämter des Bundes und der Länder 2012, S. 23, eigene Darstellung;  
Prozentuierungsbasis ist die Zahl aller Anfängerinnen und Anfänger in den Sektoren im Jahr 2005

westdeutschen Länder bei den Studienanfängerin-
nen und -anfängern (Sektor IV) und den Anfänge-
rinnen und Anfängern im Sektor III (Erwerb einer 
Hochschulzugangsberechtigung), während die 
Anfängerzahlen im Sektor II (Übergangsbereich) 
deutlich rückläufig waren. Der Sektor I der Berufs-
ausbildung weist in diesem Zeitraum im Bundes-
durchschnitt und in den westdeutschen Ländern 
die geringsten Veränderungen auf. Besonders auf-
fällig ist aber die Steigerungsrate in Sektor IV: „Im 
Gegensatz zu den anderen Sektoren stiegen in 

Sektor IV in allen Bundesländern die Anfängerzah-
len. Zum einen gehören die Studienanfängerinnen 
und -anfänger vergleichsweise älteren, zahlenmä-
ßig stärker besetzten Geburtsjahrgängen an. Zum 
anderen erhöhte sich die Zahl der Studienberech-
tigten insgesamt in den letzten Jahren überpro-
portional stark, z. T. auch weil Sachsen-Anhalt, 
Mecklenburg-Vorpommern, das Saarland und 
Hamburg aufgrund der G8-Umstellung  doppelte 
Abiturjahrgänge meldeten“ (Statistische Ämter 
des Bundes und der Länder 2012, S. 22). 
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Diese Entwicklungen zeigen sich auch in der Ge-
samtstruktur in Rheinland-Pfalz im Jahr 2010: 
Rund 39 % aller Bildungsteilnehmerinnen und 
-teilnehmer befanden sich im Jahr 2010 in Rhein-
land-Pfalz im Studium, das sind etwas mehr als im 
Durchschnitt der westdeutschen Länder. Auch die 
Bildungsteilnehmerinnen und -teilnehmer im Sek-
tor „Berufsausbildung“ fallen mit weiteren 36 % 
leicht überdurchschnittlich aus, während die Bil-
dungsteilnehmerinnen und -teilnehmer im Sektor 
III (Erwerb einer Hochschulzugangsberechtigung) 
im Vergleich einen unterdurchschnittlichen An-
teil aufweisen. Vergleichbar der Situation in den 
westdeutschen Ländern, befinden sich etwa 6 % 
der Bildungsteilnehmerinnen und -teilnehmer im 
Übergangsbereich in Sektor II.

Im Vergleich mit den westdeutschen Bundeslän-
dern weist die Entwicklung in Rheinland-Pfalz im 
Zeitraum 2005 bis 2010 Veränderungen auf: Auch 
in Rheinland-Pfalz erlebt der Sektor IV der Studien-
anfängerinnen und -anfänger mit etwa 26 % den 
größten Zuwachs. 

Den zweitgrößten Zuwachs hat Rheinland-Pfalz 
im Gegensatz zu den anderen westdeutschen Län-
dern im Bereich der Berufsausbildung (Sektor I): 
Dieser Bereich ist um 16,8 % gewachsen. Entspre-
chend niedriger fällt der Zuwachs im Bereich von 
Sektor III (Erwerb einer Hochschulzugangsberech-
tigung) aus. Auch der Rückgang im Übergangsbe-
reich (Sektor II) fällt im Vergleich deutlich über-
durchschnittlich aus. 

Abb. 34: Bildungsteilnehmerinnen und -teilnehmer in den Sektoren in Deutschland, West- und 
Ostdeutschland und Rheinland-Pfalz 2010 nach Sektoren, Angaben in %
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Quelle: Statistische Ämter des Bundes und der Länder 2012, eigene Berechnung

Auffällig ist darüber hinaus der überdurchschnitt-
liche Anteil weiblicher Bildungsteilnehmer im Sek-
tor IV „Studium“ im Vergleich mit den westdeut-
schen Bundesländern. Auch im Sektor III, dem 
Erwerb einer Hochschulzugangsberechtigung, fin-
det sich in Rheinland-Pfalz analog der Situation 
im Durchschnitt der westdeutschen Bundeslän-
der ein überdurchschnittlicher Anteil von Frauen. 

Auf der anderen Seite entscheiden sich sowohl im 
Durchschnitt der westdeutschen Länder als auch 
in Rheinland-Pfalz mehr junge Männer als junge 
Frauen für eine Berufsausbildung (Sektor I). Auch 
im sog. Übergangsbereich von Sektor II finden sich 
aufgrund der z. T. schlechteren schulischen Vorbil-
dung mehr junge Männer als Frauen. 
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von etwa 7 % über dem bundesdeutschen Durch-
schnitt (5,7 %). Einzig Schleswig-Holstein und Nie-
dersachsen weisen höhere Ausbildungsquoten auf. 

Etwa jeder vierte Ausbildungsvertrag wurde im 
Jahr 2011 aber auch wieder vorzeitig gelöst (vgl. 
Abb. 37).28 „Etwa ein Viertel der Jugendlichen hat 
also eine Berufsausbildung vorzeitig beendet, um 
danach entweder einen neuen Ausbildungsver-
trag zu schließen, eine schulische Ausbildung oder 
ein Studium zu beginnen, einer ungelernten Tätig-
keit nachzugehen oder nicht erwerbstätig zu sein“ 
(Statistisches Bundesamt 2013b, S. 28). Die Lö-
sungsquote sinkt dabei mit höherem Schulab-
schluss: Begründet wird dies damit, dass die Kom-

28 Die Lösungsquote gibt an, „wie viele der neu abgeschlossenen 
Ausbildungsverträge – bezogen auf die gesamte Ausbildungs-
zeit – vorzeitig gelöst wurden. (…) Dabei werden die Lösungen in 
2011 nach Vertragsbeginn differenziert und auf die Anzahl der im 
jeweiligen Jahr neu abgeschlossenen Ausbildungsverträge bezogen. 
Die Lösungsquote setzt sich demnach aus vier Teilquoten für das 
Berichtsjahr und drei Vorjahre zusammen“ (Statistisches Bundesamt 
2013b, S. 28). Die Lösungsquote ist nicht automatisch mit einer 
Abbrecherquote gleichzusetzen, da die Gründe für eine vorzeitige 
Lösung auch die Insolvenz des Ausbildungsbetriebs oder der Wechsel 
des Ausbildungsberufs sein können. 

Es wurde bereits darauf hingewiesen, dass der 
Sektor der Berufsausbildung im Zeitraum zwischen 
2005 und 2010 im Gegensatz zu den westdeut-
schen Ländern einen deutlichen Zuwachs aufweist. 
Nachfolgende Indikatoren sollen daher einen wei-
teren Blick auf diesen Sektor der nachschulischen 
Bildung werfen (vgl. Abb. 36). Die Ausbildungs-
betriebsquote zeigt den Anteil derjenigen Betrie-
be an allen Betrieben, die ausbilden. Die Ausbil-
dungsquote bedeutet demgegenüber den Anteil 
aller Auszubildenden an allen sozialversicherungs-
pflichtig Beschäftigten. 

Bundesweit lag die Ausbildungsbetriebsquote im 
Jahr 2011 bei rund 22 % (vgl. Abb. 36) – mehr als 
ein Fünftel aller Betriebe hat sich also in diesem 
Jahr an der Berufsausbildung beteiligt. Im Vergleich 
der Bundesländer weisen dabei die alten Bundes-
länder – mit Ausnahme von Hessen und Hamburg 
– überdurchschnittliche Ausbildungsbetriebsquoten 
auf. Rheinland-Pfalz hat nach dem Saarland und 
Niedersachsen bundesweit sogar die dritthöchste 
Ausbildungsbetriebsquote.

Auch in Bezug auf die Ausbildungsquote liegt 
Rheinland-Pfalz im Jahr 2011 mit einem Anteil 

Abb. 35: Weibliche Bildungsteilnehmer in den Sektoren 2010 in %
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ren kann somit auch ein aufgelöstes Ausbildungs-
verhältnis sein. Von Bedeutung sind dabei die in 
Abbildung 38 dargestellten interkommunalen Un-
terschiede. Im landesweiten Durchschnitt waren 
nur rund 28 von 1.000 jungen Menschen in dieser 
Altersgruppe im Jahr 2013 arbeitslos, dies aller-
dings mit zum Teil erheblichen Unterschieden zwi-
schen den kreisfreien Städten und Landkreisen in 
Rheinland-Pfalz. Die Kommunen mit einer hohen 
Quote von jungen Arbeitslosen sind darüber hin-
aus mehr oder weniger großen soziostrukturellen 
Belastungen ausgesetzt (etwa die Städte Pirma-
sens, Worms, Ludwigshafen oder Kaiserslautern). 
Insgesamt weisen die kreisfreien Städte im Land 
Rheinland-Pfalz deutlich höhere Anteile an jungen 
Arbeitslosen auf. Ausnahmen bilden insbesondere 
die Städte Landau, Mainz und Trier. 

petenzen der Auszubildenden mit niedrigerem 
Schulabschluss häufiger nicht den Anforderungen 
entsprechen oder sie Berufe ergreifen müssen, die 
ihnen weniger liegen (vgl. ebd. S. 29). 

Mit einer Lösungsquote von 26,5 % liegt Rhein-
land-Pfalz im Jahr 2011 nur knapp über dem bun-
desdeutschen Durchschnitt. Insgesamt sind die 
regionalen Unterschiede nach Ansicht des Statis-
tischen Bundesamts „auf die Wirtschafts- und Be-
rufsstrukturen und die wirtschaftliche Lage, ver-
bunden mit einem gegebenenfalls geringeren 
Aus bildungsplatzangebot, in den jeweiligen Regio-
nen zurückzuführen“ (ebd., S. 29). 

Ein möglicher Grund für die Arbeitslosigkeit jun-
ger Erwachsener im Alter von 15 bis unter 25 Jah-

Abb. 36: Ausbildungsbetriebsquote und Ausbildungsquote 2011
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Abb. 37: Lösungsquote29 nach Bundesländern 2011, Angaben in %

29  Die Lösungsquote gibt an, „wie viele der neu abgeschlossenen Ausbildungsverträge – bezogen auf die gesamte Ausbildungszeit –  vorzeitig 
gelöst wurden. (…) Dabei werden die Lösungen in 2011 nach Vertragsbeginn differenziert und auf die Anzahl der im jeweiligen Jahr neu ab-
geschlossenen Ausbildungsverträge bezogen. Die Lösungsquote setzt sich demnach aus vier Teilquoten für das Berichtsjahr und drei Vorjahre 
zusammen“ (Statistisches Bundesamt 2013b, S. 28). Die Lösungsquote ist nicht automatisch mit einer Abbrecherquote gleichzusetzen, da die 
Gründe für eine vorzeitige Lösung auch die Insolvenz des Ausbildungsbetriebs oder der Wechsel des Ausbildungsberufs sein können. 

Quelle: Statistisches Bundesamt 2013b, S. 29
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Quelle: Bundesagentur für Arbeit 2014, eigene Berechnung
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dazu insbesondere den Kommunenvergleich 
des Statistischen Landesamtes) ausschließlich 
vor dem Hintergrund eines (zunehmenden) ver-
antwortungslosen Umgangs der Jugend lichen 
mit Alkohol zu bewerten. Ein wichtiger Ansatz 
in der Suchtprävention sei gerade auch die För-
derung eines achtsamen Umgangs mit Gefähr-
dungssituationen, wozu auch die (frühzeitige) 
Anforderung und Wahrnehmung ärzt licher Ver-
sorgung zähle.

Die Zahlen zu alkoholbedingten stationären Be-
handlungsfällen bilden lediglich die Spitze des Eis-
bergs ab und sagen wenig über den alltäglichen 
Umgang der Mehrheit der jungen Menschen in 
Rheinland-Pfalz mit Suchtmitteln aus. Da eine 
entsprechende Datenlage auf Länderebene für 
Rheinland-Pfalz nicht zur Verfügung steht, bezie-
hen sich nachfolgende Befunde vor allem auf bun-
desweite Untersuchungen der Bundeszentrale für 
gesundheitliche Aufklärung (BZgA). Diese werden 
vereinzelt durch Bezüge zu den Selbstauskünften 
der jungen Menschen in Rheinland-Pfalz ergänzt.

Der Anteil der Kinder und Jugendlichen im  Alter 
von zwölf bis 17 Jahren, die mindestens einmal 
im Leben Alkohol probiert haben, liegt 2012 bei 
70 %, nur 30 % der jungen Menschen haben schon 
einmal geraucht (2011; 2001: 40,5 %).

Selbstauskünfte junger Menschen in Rhein-
land-Pfalz: 
Auch 71,1 % der befragten jungen Menschen in 
Rheinland-Pfalz (n = 2.125) gaben an, Nikotin 
nie als Suchtmittel ausprobiert zu haben. 

Alkohol spielt für diese Altersgruppe offensicht-
lich eine größere Rolle als das Rauchen, dennoch 
haben immerhin 59 % der Zwölf- bis 17-Jährigen 
in den letzten 30 Tagen vor der Befragung gar kei-
nen Alkohol konsumiert. 13,6 % der Befragten in 

Abschließend wird ein Blick auf Formen jugend-
lichen Risikoverhaltens geworfen. Die zu diesem 
Zweck analysierten Daten ermöglichen eine An-
näherung, die folgende Übersicht kann jedoch 
nicht vollständig sein und richtet sich überwiegend 
nach der Verfügbarkeit der Daten. Aus dem Be-
reich der Risiken werden dargestellt:

 ■ Sucht und Konsumverhalten

 ■ Straßenverkehrsunfälle

 ■ Vorsätzliche Selbstschädigung/Suizide

 ■ Jugendkriminalität

Sucht und Konsumverhalten 

Befunde zum Umgang junger Menschen mit 
Suchtmitteln wie Alkohol, Tabak und illegalen Dro-
gen beschränken sich für Rheinland-Pfalz auf die 
alkoholbedingten stationären Behandlungs-
fälle. So wurden nach Angaben des Statistischen 
Landesamtes im Jahr 2012 1.746 Kinder und Ju-
gendliche im Alter von zehn bis 19 Jahren wegen 
akutem Alkoholmissbrauch stationär behandelt. 
Der Anteil der männlichen Jugendlichen liegt mit 
1.117 Behandelten deutlich höher als der der weib-
lichen Jugendlichen (629). Knapp 48 % der jungen 
Patientinnen und Patienten waren zwischen 15 
und 18 Jahre alt.30

Hearing „Jugend zwischen Herausforderung 
und Gefährdung“: 
Nina Roth vom Büro für Suchtprävention der 
Landeszentrale für Gesundheitsförderung in 
Rheinland-Pfalz e. V. warnt davor, wachsende 
Zahlen der stationären Behandlungsfälle (vgl. 

30  Vgl. http://www.statistik.rlp.de/no_cache/staat-und-gesellschaft/ 
gesundheit/pressemitteilungen/einzelansicht/archive/2013/december/ 
article/geburt-haeufigster-grund-fuer-krankenhausaufenthalt/?Fsize
=4&cHash=7e186492c58ae13ee78607ab280cc744.

2.5 Risikoverhalten junger Menschen
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Regelmäßig konsumieren in dieser Altersgruppe 
3,7 %. In beiden Altersgruppen ergeben sich bei 
den Männern signifikant höhere Werte als bei den 
weiblichen Befragten (Ausnahme ist hier die Regel-
mäßigkeit des Konsums, vgl. ebd., S. 47). 

Erfahrungen mit dem Konsum von Cannabis sind 
bei Jugendlichen und jungen Erwachsenen in 
Deutschland nicht ungewöhnlich: „Jeder vierzehn-
te Jugendliche im Alter von zwölf bis 17 Jahren 
und knapp 40 Prozent der jungen Erwachsenen 
im Alter von 18 bis 25 Jahren haben Cannabis zu-
mindest schon einmal probiert. Bei vielen jungen 
Menschen mit Konsumerfahrung bleibt es aber 
beim einmaligen, gelegentlichen oder nur episodi-
schen Gebrauch“ (vgl. ebd., S. 60). Auch zeigt sich, 
dass ein erster Kontakt mit der Droge vielfach erst 
nach Erreichen des 18. Lebensjahrs erfolgt.

Selbstauskünfte junger Menschen in Rhein-
land-Pfalz: 
89 % der befragten Jugendlichen (n = 2.132) 
gaben an, noch nie Cannabis probiert zu haben. 
11 % der jungen Menschen haben gemäß eige-
nen Angaben bereits Cannabis konsumiert, da-
von 2,3 % mehrmals die Woche oder täglich. 

Bundesweite Untersuchungen belegen, dass be-
sonders in der Zielgruppe der 16- bis 17-jähri-
gen (männlichen) Jugendlichen und der jungen 
(männlichen) Erwachsenen im Alter von 18 bis 
25 Jahren weiterhin besondere Bedarfe im Be-
reich der Suchtprävention liegen. Datenbasierte 
Erkenntnisse über den Umgang der jungen Men-
schen mit Suchtmitteln auf möglichst kleinräu-
miger Ebene sind für die Umsetzung bedarfsge-
rechter Präventionsmaßnahmen vor Ort hilfreich. 
Zielführend für Rheinland-Pfalz wäre daher eine 
kontinuierliche Repräsentativuntersuchung auf 
Länderebene, wie sie im Jahr 2011 erstmals im Be-
reich der Glücksspielsucht umgesetzt wurde.

Die Studie „Problematisches Glücksspielverhalten 
bei Kindern und Jugendlichen in Rheinland-Pfalz“ 
untersuchte die Prävalenz von problematischem 

dieser Altersgruppe trinken regelmäßig (d. h. min-
destens einmal in der Woche), 5,1 % konsumieren 
Alkoholmengen, die bereits für Erwachsene ge-
sundheitlich riskant sind. Die Verbreitung des ge-
sundheitlich bedenklichen Alkoholkonsums steigt 
vom frühen bis ins späte Jugendalter stark an, wo-
bei der regelmäßige Konsum und das Rauschtrin-
ken bei den 16- und 17-Jährigen bereits ähnlich 
ausgeprägt sind wie bei jungen Erwachsenen (vgl. 
BZgA 2014, S. 64). Der Anteil trinkender Jugend-
licher in der Altersgruppe der Zwölf- bis 15-Jähri-
gen hat sich seit 2001 bzw. 2004 kontinuierlich 
reduziert. Auch der Anteil rauchender Jugendlicher 
in der Altersgruppe der Zwölf- bis 17-Jährigen hat 
sich seit 2001 mehr als halbiert (vgl. BZgA 2012, 
S. 39), 2011 liegt er bei 11,7 %. Während sich beim 
Tabakkonsum in beiden Altersgruppen keine sig-
nifikanten Geschlechterunterschiede zeigen, bil-
den sich diese im regelmäßigen Konsum von Alko-
hol, in den konsumierten Alkoholmengen und im 
Rauschtrinken in der Altersgruppe der 16- und 
17-Jährigen deutlich heraus: „Männliche 16- und 
17-Jährige trinken häufiger, mehr und praktizieren 
eher Rauschtrinken als weibliche 16- und 17-Jäh-
rige. Diese Unterschiede setzen sich ins Erwachse-
nenalter fort“ (BZgA 2014, S. 65). Der insgesamt 
positive Trend beim Rauchen und beim Alkohol-
konsum in der Altersgruppe der Zwölf- bis 17-Jäh-
rigen ist in der Gruppe der 18- bis 25-jährigen jun-
gen Erwachsenen weniger deutlich. Die Zahl der 
Raucherinnen und Raucher sank hier weniger kon-
tinuierlich, stagnierte vielmehr im Zeitraum 2001 
bis 2008 (bei etwa 44 %) und sank bis 2011 auf 
36,8 % (vgl. BZgA 2012, S. 41).

Die Lebensprävalenzzeit31 des Konsums  illegaler 
Drogen fällt mit 7,2 % in der Altersgruppe der 
Zwölf- bis 17-Jährigen deutlich geringer aus. Bei 
jungen Erwachsenen zwischen 18 und 25 Jahren 
beträgt die Lebensprävalenz 39,8 %, bei über der 
Hälfte dieser jungen Menschen liegt der letzte 
Drogengebrauch aber länger als ein Jahr zurück. 

31  Lebensprävalenz: Anteil derjenigen, die die Substanz in ihrem 
Leben schon mindestens einmal konsumiert haben.
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um Geld (11 %), Kartenspiele (7 %) oder Geldspiel-
automaten (6 %) genutzt. Die Hoffnung auf 
Geld gewinne spielt in der Nutzung der Glücks-
spielangebote die größte Rolle (46,8 %; Mehr-
fachnennungen möglich), gefolgt von Neugier 
(42,0 %) und der Tatsache, dass Freunde Glücks-
spiele nutzen (36,8 %). Immerhin 33,7 % der Be-
fragten benennen Langeweile als Motiv. Bei den 
bevorzugten Orten der Spielteilnahme fällt v. a. 
eine hohe Nutzungsfrequentierung von Gaststät-
ten durch einen großen Anteil der jungen Men-
schen auf (ca. 30 %; vgl. ebd., S. 10). 2,2 % der 
befragten Kinder und Jugendlichen wurden als 
problematische Spieler klassifiziert, 3,7 % als ge-
fährdete Glücksspieler. 

Glücksspiel im Kindes- und Jugendalter sowie ver-
schiedene Einflussfaktoren auf das Glücksspiel-
verhalten (vgl. Klinik und Poliklinik für Psychoso-
matische Medizin und Psychotherapie. Ambulanz 
für Spielsucht o. J., S. 5). Demnach hat ein Groß-
teil der rheinland-pfälzischen Jugendlichen im Al-
ter von zwölf bis 18 Jahren (64,3 %) mindestens 
einmal im Leben Glücksspielangebote genutzt. 
41,2 % der Befragten haben in den vergangenen 
zwölf Monaten Glücksspielangebote genutzt. Die 
Nutzungsprävalenzen zeigen dabei eine besonde-
re Beliebtheit von Kartenspielen (23,7 %), Rubbel-
losen (15,8 %) und Spielen an Geldspielautoma-
ten (14,2 %; vgl. ebd., S. 7). Täglich bzw. mehrmals 
in der Woche wurden wiederum Browsergames 
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Abb. 39: Trends des Cannabiskonsums bei den 18- bis 25-jährigen Erwachsenen insgesamt 
1993 – 2011

Quelle: BZgA 2012, S. 55
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Für junge Menschen steigt das Unfallrisiko mit zu-
nehmendem Alter und wachsender Mobilität. Der 
Schulweg sowie Entfernungen zu Freunden und 
Orten der Freizeitgestaltung werden zunehmend 
eigenständig zurückgelegt. Vor allem die begin-
nende Motorisierung der 15- bis unter 18-Jährigen 
trägt dazu bei, dass das Unfallrisiko gegenüber der 
Altersgruppe der unter 15-Jährigen um ein Mehr-
faches ansteigt. Abbildung 41 zeigt die Verteilung 
der Hauptverursacher bei Unfällen mit Personen-
schaden nach „typischen“ Verkehrsmitteln bzw. 
Formen der Verkehrsbeteiligung von 15- bis unter 
18-Jährigen in Rheinland-Pfalz. Nach dieser Auf-
stellung waren 70 % der Hauptverursacher im 
Jahr 2013 Fahrzeugführer von Motorrädern und 
Mofas bzw. Mopeds.

In der Altersgruppe der 18- bis unter 21-Jährigen 
ändert sich diese Verteilung: 88 % der Hauptver-
ursacher waren Fahrzeugführer von Pkws, das Mo-
torrad als Unfallverursacher ging auf einen Anteil 

Straßenverkehrsunfälle 

Im Jahr 2013 sind auf rheinland-pfälzischen Stra-
ßen 6.038 junge Menschen unter 25 Jahren ver-
unglückt, das sind rund 500 Verunglückte weniger 
als 2012. Auch die Zahl der Unfälle mit tödlichem 
Ausgang hat sich gegenüber dem Vorjahr deutlich 
reduziert (2013: 27; 2012: 49; vgl. Statistisches 
Landesamt 2014e, S. 38, und Statistisches Landes-
amt 2013d, S. 38). Abbildung 40 zeigt, dass die 
Anzahl verletzter und getöteter junger Menschen 
im Straßenverkehr seit Jahren tendenziell rück-
läufig ist, dabei aber sowohl bundesweit als auch 
in Rheinland-Pfalz jährlichen Schwankungen un-
terliegt. 2012 waren in Rheinland-Pfalz 62,7 % 
der verunglückten jungen Menschen im Alter von 
18 bis unter 25 Jahren. Das Unfallrisiko für  diese 
Altersgruppe – ausgedrückt als Verunglückte je 
100.000 Einwohner dieser Altersgruppe – liegt im 
Jahresvergleich konstant über dem Bundesdurch-
schnitt. Diese Tendenz zeigt sich etwas schwächer 
auch für die Altersgruppe der 15- bis unter 18-Jäh-
rigen. 

Quelle: Statistisches Landesamt und Statistisches Bundesamt, Sonderauswertung
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Vorsätzliche Selbstschädigung/Suizide

Nach den tödlichen Verkehrsunfällen sind  Suizide 
die zweithäufigste Todesursache beispielsweise 
in der Altersgruppe der 15- bis unter 20-Jährigen. 
Zudem sind Jungen deutlich häufiger betroffen als 
Mädchen (vgl. Statistisches Bundesamt 2013d). 
Die Zahl der Suizide steigt insbesondere mit der 
beginnenden Pubertät stark an. Über die Zahl der 
Suizidversuche hingegen gibt es keine genauen 
Informationen, es wird davon ausgegangen, dass 
sich Mädchen dreimal so häufig wie Jungen das 
Leben nehmen wollen, während die Suizidversu-
che bei Jungen dreimal häufiger zum Tode  führen 
(vgl. Bojack 2010). In weitergehenden  Analysen 
der Suizide durch das Statistische Bundesamt 
zeigt sich für die Altersgruppe von 15 bis unter 
25 Jahren, dass der überwiegende Teil der Suizide 
durch Erhängen oder Strangulieren erfolgt, durch 
das Sich-Legen bzw. Sich-Werfen vor ein sich be-

von 5 % zurück. 13 junge Menschen im Alter von 
18 bis unter 25 Jahren starben 2013 als Fahrzeug-
führer eines Pkws, das macht fast die Hälfte aller 
tödlichen Verkehrsunfälle der unter 25-jährigen 
jungen Menschen in Rheinland-Pfalz aus (bei ei-
nem Bevölkerungsanteil dieser Altersgruppe von 
33,7 %). Durch Einführung des Begleiteten Fah-
rens ab 17 (BF 17) sollten ab 2005 zunächst in ei-
nem Modellversuch Gefährdungen für Fahranfän-
gerinnen und Fahranfänger reduziert werden. Eine 
Evaluation der Bundesanstalt für Straßenwesen 
bestätigte den Erfolg des Modells, sodass das Be-
gleitete Fahren ab 17 zum 01. Januar 2011 gesetz-
lich eingeführt wurde. Nach Auskünften des Mi-
nisteriums des Innern, für Sport und Infrastruktur 
Rheinland-Pfalz nahmen 2014 über 50 % der Füh-
rerscheinneulinge dieses Angebot wahr.

Kinder im Alter von sechs bis unter 15 Jahren be-
wegen sich vor allem als Fußgänger und Radfah-
rer im Straßenverkehr. Eine nach Tageszeit diffe-
renzierte Darstellung der Unfälle für das Jahr 2013 
zeigt, dass Kinder in Rheinland-Pfalz auf dem Weg 
zur Schule und auf dem Heimweg sowie im Freizeit-
bereich besonders gefährdet sind (vgl. Abb. 42). 
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Abb. 41: Beteiligte an Straßenverkehrsunfällen 
2013 in Rheinland-Pfalz, Hauptverursacher bei 
Unfällen mit Personenschaden in der Alters-
gruppe der 15- bis unter 18-Jährigen

Abb. 42: Verunglückte Kinder im Alter von 
sechs bis unter 15 Jahren in Rheinland-Pfalz 
2013, nach Tageszeit

Quelle: Statistisches Landesamt 2014e, eigene Zusammenstellung 
und Darstellung

Quelle: Statistisches Landesamt 2014e, eigene Zusammenstellung 
und Darstellung
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 ■ Freundschaftskonflikte, Einsamkeit oder 
 Außen seitertum

 ■ Bruch einer Liebesbeziehung

Bundesweit verzeichnete im Jahr 2012 das Statis-
tische Bundesamt bei den unter 20-Jährigen 204 
Suizide, davon alleine 188 im früheren Bundesge-
biet (einschließlich Berlin-Ost). Der überwiegende 
Teil dieser Suizide wurde von jungen Männern ver-
übt (150 im gesamten Bundesgebiet, 139 im frü-
heren Bundesgebiet). 13 dieser Suizide entfallen 
auf Rheinland-Pfalz (davon sieben auf männliche 
Jugendliche; vgl. Statistisches Bundesamt 2014e). 

Die Zunahme der Suizide mit dem Alter zeigt sich 
in Abbildung 43 im Vergleich des früheren Bundes-
gebiets (einschließlich Berlin-Ost) und Rheinland-
Pfalz (Angaben für 2012; vgl. Statistisches Bun-
desamt 2014e). Bezogen auf jeweils 100.000 
Personen der entsprechenden Altersgruppe und 
im Zeitraum 2000 bis 2012 ist der Eckwert bei 
den 15- bis unter 20-Jährigen in den alten Bun-
desländern von 6,4 auf 4,6 gesunken, auch der 

wegendes Objekt oder den Sturz in die Tiefe (An-
gaben für 2012 für Deutschland; vgl. Statistisches 
Bundesamt 2014e). „Männliche Jugendliche wäh-
len ‚härtere‘ Mittel, wie z. B. erhängen, erschießen 
oder sich vor den Zug werfen. Sie wollen den Sui-
zid ‚durchziehen‘, reine Versuche sind seltener. Su-
izidversuche von Mädchen und Frauen hingegen 
weisen oft einen deutlicheren Appellcharakter auf 
und sollen nicht zwangsläufig zum Tod führen“ 
(Bojack 2010, S. 5). 

Die Ursachen für Suizide lassen sich nach Ein-
schätzung von Bojack (2010) u. a. auf die folgen-
den Ursachen zurückführen: 

 ■ Gestörte Familienverhältnisse, Trennung oder 
Scheidung der Eltern

 ■ Mangel an Zuwendung und Geborgenheit

 ■ Gewalt, Missbrauch, Misshandlung, Vernach-
lässigung

 ■ Schulische Probleme, Ausbildungsprobleme 
oder Arbeitslosigkeit

Quelle: Statistisches Bundesamt 2014e, eigene Zusammenstellung
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lässt sich damit in diesem Zeitraum erfreulicher-
weise ein Rückgang bei den Suiziden erkennen. 

Jugendkriminalität

Die Polizei hat in Rheinland-Pfalz im Jahr 2013 
24.442 Tatverdächtige unter 21 Jahren  ermittelt 
(einschließlich der unter 8-Jährigen), die Gesamt-
zahl dieser Tatverdächtigen hat sich somit im Zeit-
raum 2012 bis 2013 um rund 3 % verringert, seit 
2004 sogar um rund 22,5 %. Damit fällt dieser 
Rückgang deutlich stärker als der Bevölkerungs-
rückgang der entsprechenden Altersgruppe aus.

Der Anteil an allen Tatverdächtigen ist damit auf 
den niedrigstem Stand seit 1997 gefallen (21,6 %; 
vgl. Abb. 46). Die Abnahme der Jungtäterinnen 
und -täter ist vor allem auf rückläufige Zahlen 
bei Körperverletzungsdelikten, Ladendiebstählen 
ohne erschwerende Umstände sowie Sachbeschä-
digungen zurückzuführen. Zunahmen verzeichnet 
die Kriminalstatistik hingegen bei Rauschgiftdelik-
ten, Straftaten gegen das Aufenthalts-, das Asyl-
verfahren- und das Freizügigkeitsgesetz. 

Eckwert bei den 20- bis unter 25-Jährigen ist in 
diesem Zeitraum von 9,7 auf 7,4 gesunken. In 
Rheinland-Pfalz zeigen sich vergleichbare Ent-
wicklungen – insbesondere die Rückgänge –, aller-
dings sind die Schwankungen aufgrund der nur 
sehr geringen Anzahl von Suiziden deutlich größer 
(15 bis unter 25 Jahre: von 9 auf 4,6; 20 bis unter 
25 Jahre: 8,9 auf 7; vgl. Statistisches Bundesamt 
2014e). 

In Abbildung 44 zeigen sich ein weiteres Mal die 
Unterschiede zwischen den Altersgruppen, hier 
werden aber auch die bereits angesprochenen Un-
terschiede zwischen jungen Männern und Frauen 
deutlich: Letztere weisen bezogen auf die jeweils 
relevante Bevölkerungsgruppe deutlich geringere 
Suizidraten auf. So schwankt der Anteil der Suizide 
bei jungen Frauen in der Altersgruppe 15 bis unter 
20 Jahre im Zeitraum 2000 bis 2012 zwischen 2,8 
und 4,7, derjenige in der Altersgruppe 20 bis unter 
25 Jahre zwischen 1,9 und 3,4. Zum Vergleich: Der 
Anteil der Suizide bei jungen Männern von 15 bis 
unter 20 Jahren schwankt zwischen 1,5 und 4,5, in 
der Altersgruppe 20 bis unter 25 Jahre zwischen 
15,7 und 10,4. Zumindest bei den jungen Männern 

Quelle: Statistisches Bundesamt 2014e, eigene Zusammenstellung
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Werden die Zahlen der Tatverdächtigen in Bezie-
hung zu den relevanten Altersgruppen gesetzt, 
zeigen sich ebenfalls die bereits angesprochenen 
Rückgänge (vgl. Abb. 47): Die sog. Tatverdächti-
gungsbelastungszahl der unter 21-Jährigen ist zwi-
schen 2012 und 2013 um 0,6 % auf 4.628 zurück-
gegangen. Sie erreicht damit im Jahr 2013 in der 
Altersgruppe der Kinder sowie Jugendlichen den 
niedrigsten Wert der letzten zehn Jahre (Rückgang 
um 4,9 % bzw. 1,9 % seit 2012). Bei Heranwach-
senden ist der Wert im Vergleich zum Vorjahr um 
1,6 % gestiegen, insgesamt aber ebenfalls gesun-
ken. Der kurzfristige Anstieg erklärt sich insbeson-
dere durch vermehrte Ermittlungen in Rauschgift- 
sowie Vermögenswerte- und Fälschungsdelikten. 78,41 %

2,97 %

9,17 %

9,45 %

Heranwachsende
10 700 TV (9,45 %)

2012: 9,82 % Jugendliche
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2012: 9,68 %
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Abb. 45: Verteilung der Tatverdächtigen in 
Rheinland-Pfalz nach Altersgruppen

Quelle: Landeskriminalamt Rheinland-Pfalz 2014, S. 108

Quelle: Landeskriminalamt Rheinland-Pfalz 2014, S. 109
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Abb. 46: Tatverdächtige (TV) unter 21 Jahren in Rheinland-Pfalz 2004–2013

Insgesamt ist die  Tatverdächtigungsbelastungszahl 
bei Männern mehr als dreimal so hoch wie bei 
Frauen (4.564 zu 1.453). Bei den weiblichen Tat-
verdächtigen weist die Altersgruppe der 16- bis 
unter 18-Jährigen mit 3.776, bei den männlichen 
Tatverdächtigen die Altersgruppe der Heranwach-
senden mit 11.950 die höchste Kriminalitätsbelas-
tung auf. 
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32  Bei Tatverdächtigungsbelastungszahlen handelt es sich um die 
Zahl der ermittelten Tatverdächtigen je 100.000 Einwohner des 
entsprechenden Bevölkerungsanteils.

tersstruktur liegt zum einen in der Verlängerung 
der Lebenserwartung, zum anderen aber in der ge-
sunkenen Geburtenziffer. Insgesamt entspricht die 
Geburtenziffer in Rheinland-Pfalz dem Bundes-
durchschnitt, einzig der Anteil kinderloser Frauen 
ist in Rheinland-Pfalz leicht überdurchschnittlich.

Allerdings können die Geburten die Sterbefälle 
nicht mehr kompensieren, in der Folge lässt sich 
für Rheinland-Pfalz seit Beginn der 1990er  Jahre 
ein Geburtendefizit konstatieren. Insgesamt je-
doch wird die Bevölkerungsentwicklung (also auch 
der Bevölkerungszuwachs seit Beginn der 1990er 
Jahre) vor allem durch Wanderungsbewe gungen 
bestimmt. Allerdings handelt es sich hierbei um 
durchschnittliche Ergebnisse für ganz Rheinland-
Pfalz, der demografische Wandel ist in den ver-
schiedenen Regionen unterschiedlich stark aus-
geprägt: So ist insbesondere der Südwesten des 
Landes vom demografischen Wandel betroffen, 

2.6  Für viele gut, für zu viele belastet: Aufwachsen 
und  Entwicklungschancen von jungen Menschen in 
 Rheinland-Pfalz

Quelle: Landeskriminalamt Rheinland-Pfalz 2014, S. 113

Die voranstehenden Analysen haben auf eine Viel-
zahl von unterschiedlichen Lebenslagen aufmerk-
sam gemacht, die abschließend im Hinblick auf 
das Aufwachsen von Kindern und Jugendlichen 
und ihre Entwicklungschancen zusammengefasst 
werden sollen. 

Im Jahr 2012 lebten in Rheinland-Pfalz knapp vier 
Millionen Menschen – dies entspricht einem Zu-
wachs von rund 3 % seit 1992. Die Altersgruppe 
der unter 18-Jährigen ist in diesem Zeitraum aller-
dings um etwa 12 % kleiner geworden. Dies hat 
Auswirkungen auf die Bevölkerungsstruktur: So 
hat sich der Altersquotient in diesem Zeitraum 
deutlich vergrößert. Der demografische Wandel 
lässt sich damit auch in Rheinland-Pfalz beobach-
ten. Der Grund für die Verschiebungen in der Al-
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dort sind die größten Bevölkerungsrückgänge – 
vor allem bei Kindern und Jugendlichen – zu be-
obachten. Auf der anderen Seite sind die Gebiets-
körperschaften entlang der sog. Rheinschiene in 
deutlich geringerem Umfang von den Auswirkun-
gen des demografischen Wandels betroffen. Dies 
hat vor allem Auswirkungen auf das Verhältnis der 
Generationen zueinander bzw. auf die Alten- oder 
Jugendquotienten in den unterschiedlichen Regio-
nen und damit auch auf die Lebenswelten von 
Kindern, Jugendlichen und jungen Erwachsenen:

Der demografische Wandel wirkt sich zum einen 
auf das Verhältnis der Generationen zueinander 
aus und legt die Frage nahe, ob ein funktionieren-
des Miteinander von Generationen überhaupt 
noch gewährleistet ist, wenn eine Region sehr 
stark von der demografischen Alterung betroffen 
ist. Diese Frage stellt sich vor allem vor dem Hin-
tergrund von Verteilungsfragen, wenn die Interes-
sen einer kleiner werdenden Gruppe von Kindern 
und Jugendlichen mitunter konträr zu den Belan-
gen eines größer werdenden Anteils der älteren 
Bevölkerung stehen. Der demografische Wandel 
trägt zudem in Form sinkender Zahlen von Kin-
dern und Jugendlichen auf der anderen Seite aber 
ausgesprochen deutlich zu einer Verkleinerung 
der Möglichkeitsspielräume junger Menschen bei, 
da die Zahl der (potenziellen) Peers kleiner wird. 
Die Beziehungen zu Peers sind u. a. notwendig für 
die Entwicklung eines demokratischen Selbstver-
ständnisses und die Einübung solidarischen Ver-
haltens. Es muss also die Frage gestellt werden, 
welche Schwierigkeiten sich für die Gestaltung so-
zialer Beziehungen zu Altersgleichen „auf Augen-
höhe“ ergeben, wenn die Zahl potenzieller Peers 
im sozialen Umfeld immer kleiner wird. In Bezug 
auf die Familienformen kann in Rheinland-Pfalz 
von einer Pluralisierung der Lebensformen bei 
gleichzeitiger Dominanz der Familienform „(Ehe-)
Paar mit Kindern“ gesprochen werden. Bei rund 
drei Vierteln aller Familienformen handelt es sich 
in Rheinland-Pfalz um Ehepaare mit mindestens 
einem Kind, rund 20 % aller Familienformen sind 
Alleinerziehende; Rheinland-Pfalz entspricht da-
mit dem Durchschnitt der alten Bundesländer. 

Diese scheinbare Konstanz verdeckt jedoch Ver-
änderungen in den Lebens- und Familienformen: 
Das Erleben von Trennung und Scheidung ist häu-
figer geworden, in der Folge lässt sich neben der 
Zunahme der Alleinerziehenden auch eine Zunah-
me von Stiefeltern- bzw.  Patchworkkonstellationen 
feststellen. Auch in Anbetracht der intensiver ge-
wordenen Enkel-Großeltern-Beziehungen wird 
daher heute häufig von der multilokalen Mehrge-
nerationenfamilie gesprochen. Die entscheidend s-
te Veränderung im Familienleben aber betrifft die 
„Erosion des Ernährermodells“ (Jurczyk/Klinkhard 
2014): Geschlechterrollen und Familienleitbilder 
haben sich verändert, deutlich wird dies vor allem 
an der gestiegenen Erwerbsbeteiligung von  Frauen 
und Müttern auf der einen Seite und dem Aufga-
benzuwachs, den die „neuen Väter“ in den  letzten 
Jahren erfahren haben. Diese Entwicklungen brin-
gen Komplikationen mit sich. Die  Veränderungen 
im Erwerbsbereich und in der Familien werden 
von Jurczyk und Szymenderski (2012) auch als 
doppelte Entgrenzung bezeichnet: „Da die Ent-
grenzungen in den verschiedenen Bereichen nicht 
aufeinander abgestimmt sind und nicht zu einem 
neuen Gesamtmodell von Arbeit und Leben und 
zu neuen Geschlechterverhältnissen geführt ha-
ben, erfordert die Erosion der bisherigen Arbeits-
teilung zwischen Familie und Erwerb von den 
Beschäftigten ein permanentes Ausbalancieren 
zwischen den jeweiligen Bereichen im Alltag und 
im Lebensverlauf“ (ebd., S. 91). In der Folge gera-
ten immer mehr Eltern unter Druck: „Sie sind oft 
erschöpft und fühlen sich überfordert, bemühen 
sich aber dennoch, den Bedürfnissen ihrer  Kinder 
gerecht zu werden“ (Jurczyk/Klinkhard 2014, 
S. 195). Der durch die Individualisierung ausgelös-
te Handlungsdruck kann ermüden, die Folge kön-
nen „erschöpfte Familien“ sein (Lutz 2012) – mit 
deutlichen Auswirkungen auf die Bedingungen des 
Aufwachsens für Kinder und Jugendliche. 

Insgesamt sind die Entwicklungen im Bereich des 
generativen Verhaltens nicht nur mit Ambivalen-
zen in den Lebensverläufen verknüpft, die häufig 
unter dem Stichwort der „Individualisierung der 
Lebensverläufe“ beschrieben werden. Auch bei 
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kung des familialen Umfeldes, die Unterstützung 
und Entlastung der Familien sind deshalb  zentrale 
sozial politische Aufgaben, damit sie Kinder auch 
ins Jugendalter hinein aktiv begleiten können. Dies 
gilt dann auch für Familien mit Migrationshinter-
grund, wobei die jeweils neu nach Rheinland-Pfalz 
kommenden Ausländerinnen und Ausländer be-
sondere Beratung und Begleitung benötigen. Die 
rasche Integration in die Schulen und die  intensive 
Sprachförderung können dann die Belastungen der 
Migration ausgleichen und Bildungschancen si-
chern. 

Einen ganz unmittelbaren Bezug zu den (späteren) 
Verwirklichungschancen hat die schulische und 
nachfolgende berufliche Ausbildung. Hier zeigen 
sich erfreulicherweise Rückgänge bei den Schul-
abgängerinnen und -abgängern ohne Hauptschul-
abschluss bzw. insgesamt ein Trend zu höhe ren 
Schulabschlüssen. Im Vergleich hat die Berufs-
ausbildung (vor allem die sog. duale Ausbildung) 
in Rheinland-Pfalz eine besondere Bedeutung: 
Rheinland-Pfalz weist sowohl in Bezug auf die 
Ausbildungsbetriebsquote als auch die Ausbil-
dungsquote im Vergleich der Bundesländer deut-
lich überdurchschnittliche Werte auf. Auch das 
Studium besitzt im Land im Vergleich der Bundes-
länder einen hohen Stellenwert, insbesondere für 
weibliche Bildungsteilnehmer. Auf der anderen 
Seite kann die Störung der beruflichen Ausbildung 
zu Arbeitslosigkeit bereits im jungen Erwachsenen-
alter führen. Eine Analyse zeigt in Bezug auf die 
Jugendarbeitslosigkeit deutliche interkommunale 
Unterschiede. 

Zusammenfassend verdeutlicht die starke Abnah-
me der Bevölkerungsgruppe der unter 18-Jährigen 
in Rheinland-Pfalz, dass im Zuge des demogra-
fischen Wandels Kinder und Jugendliche zuneh-
mend zu einem „knappen Gut“ und einer Minder-
heit in der Bevölkerung werden. Dieser Befund 
ist vor allem im Hinblick auf die zukunftssichern-
de Funktion von Kinder und Jugendlichen für das 
Gemeinwesen unserer Gesellschaft sehr ernst zu 
nehmen. Der programmatische Leitsatz der Kin-
der- und Jugendhilfe „Keiner darf verloren gehen“ 
gewinnt vor dem Hintergrund des demografischen 

jungen Menschen zeigen sich bereits Ambivalen-
zen: So konnte gezeigt werden, dass Familie und 
Kinder insgesamt bei jungen Menschen eine hohe 
und sogar gestiegene Bedeutung besitzen. Auf der 
anderen Seite aber deutet die Herausbildung unter-
schiedlicher Milieus (vgl. Calmbach et al. 2011) 
bereits bei Jugendlichen eine spätere Polarisierung 
von Lebensformen mit Kindern bzw. ohne Kinder 
an.

Eine weitere Folge ist auch die „Polarisierung der 
Lebenslagen“ im Hinblick auf ökonomische Aspek-
te (vgl. Jurczyk/Klinkhard 2014), die sich darin äu-
ßert, dass nicht alle Familien und Kinder gleiche 
Lebens- und Verwirklichungschancen haben. Vor 
allem Familienformen außerhalb der Konstellation 
„(Ehe-)Paar mit Kindern“ sind von Armut bedroht: 
Kinder und Jugendliche sind seit den 1990ern die 
am stärksten von Armut betroffene Bevölkerungs-
gruppe (vgl. BMFSFJ 2013). Zugleich gilt aber, dass 
es keine armen Kinder ohne arme Eltern gibt (vgl. 
Jurczyk/Klinkhard 2014). Analysen zeigen im Ver-
gleich, dass die Armutsgefährdungsquote in Rhein-
land-Pfalz leicht unter dem Bundesdurchschnitt 
liegt, der Bezug von Leistungen nach dem SGB II 
sogar deutlich. Allerdings weist auch der Bezug 
von ALG II und Sozialgeld deutliche interkommu-
nale Unterschiede auf: Es ist also diesbezüglich von 
unterschiedlichen Lebensbedingungen in den Re-
gionen von Rheinland-Pfalz auszugehen. Im Ver-
gleich der Lebens- und Familienformen tragen ne-
ben den kinderreichen Familien insbesondere die 
Alleinerziehenden das größte Armutsrisiko, dies 
zeigt sich unter anderem am überdurchschnittli-
chen Anteil der Alleinerziehenden an allen Bedarfs-
gemeinschaften. Insgesamt aber wirken sich lang-
andauernde Armutserfahrungen in der Kindheit 
negativ auf die subjektiv eingeschätzte Lebenszu-
friedenheit aus. Diese wiederum ist entscheidend 
für Selbstbild und Problemlösungsfähigkeiten und 
kann sich somit auf die späteren  Teilhabechancen 
auswirken. Allerdings ist die Forschungslage an 
dieser Stelle nicht eindeutig: Auch wenn sich Ar-
mut auf die Entwicklung von Kindern und Jugend-
lichen generell negativ auswirken kann, weist die 
Forschung auf die enorme Bedeutung von Resi-
lienzfaktoren auf Seiten der Kinder hin. Die Stär-
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(mit und ohne Migrationshintergrund) beitragen, 
eine sozialpolitische und volkswirtschaftlich wich-
tige Bedeutung für die Zukunft von Rheinland-
Pfalz. Vor dem Hintergrund aktueller weltpoliti-
scher Ereignisse, von Kriegen und gewaltsamen 
Konflikten und in ihrer Folge einer Zunahme von 
schutzbedürftigen Menschen, die auf der Flucht 
in Deutschland ankommen, ist der gesamtgesell-
schaftliche Umgang mit Migration insgesamt neu 
zu diskutieren. Dies gilt vor allem für begleitete 
oder unbegleitete minderjährige Flüchtlinge, für 
die ein besonderer Schutzauftrag besteht. 

Eine zeitnahe und nachhaltige Auseinanderset-
zung mit den erwarteten Folgen des demogra-
fischen Wandels, den veränderten Lebens- und 
Familienformen, in denen junge Menschen auf-
wachsen, sowie den Herausforderungen, die im 
Zuge einer Erwerbstätigkeit von Eltern in einer 
hoch komplexen und globalisierten Arbeitswelt an 
familiäres Zusammenleben gestellt werden, wird 
sich daher auf die Bedingungen des Aufwachsens 
und die Entwicklungschancen von Kindern und Ju-
gendlichen in Rheinland-Pfalz auswirken. 

Wandels eine neue und weitergehende Bedeu-
tung. Dies gilt insbesondere für den Bereich von 
Bildung und Ausbildung, in welchem weitere An-
strengungen zur Verwirklichung von Teilhabechan-
cen vor allem von Kindern und Jugendlichen mit 
prekärem sozioökonomischen Hintergrund not-
wendig sind. Die Auseinandersetzung mit den 
Veränderungen der demografischen Zusammen-
setzung unserer Bevölkerung sollte daher jetzt be-
ginnen. Dies stellt die Politik in Rheinland-Pfalz 
aufgrund der gezeigten großen regionalen Dispa-
ritäten im Hinblick auf die zur Verfügung zu stel-
lende Infrastruktur vor enorme Herausforderun-
gen. Der Befund, dass die Wanderungsbewegung 
und hier vor allem Zuwanderung als entschei-
dende Variable die Bevölkerungsentwicklung be-
einflusst, verweist zudem auf die Bedeutung für 
Konzepte einer migrationssensiblen und sozialver-
träglichen Zukunftsgestaltung des gesellschaft-
lichen Zusammenlebens in Rheinland-Pfalz. Dabei 
hat die Kinder- und Jugendhilfe mit ihren sozial 
und infrastrukturellen Angeboten und Leistungen, 
die entscheidend zur Bereitstellung und Verwirk-
lichung von Teilhabechancen für junge Menschen 
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Hilfe und Sicherstellung eines verlässlichen Kinder-
schutzes bis hin zur Verbesserung der Bildungsbe-
dingungen junger Menschen und der Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf reichen können. 

Die Kinder- und Jugendhilfe erfährt einen deutli-
chen funktionalen und strukturellen Bedeutungs-
zuwachs. Ihre Aufgaben und Leistungen sowie 
der Personenkreis, der ihre Angebote in Anspruch 
nimmt, differenzieren sich immer weiter aus. Von 
einem anfänglichen „Reparaturbetrieb“ für spezi-
fische Randgruppen avanciert die Kinder- und Ju-
gendhilfe zu einer anerkannten und gefestigten 
Institution für alle Kinder, Jugendlichen und Fami-
lien in den Kommunen des Landes. Ihre Angebote 
und Leistungen, wie z. B. die Kindertagesbetreu-
ung, Beratungen, aber auch die (schulbezogene) 
Jugendsozialarbeit und die Hilfen zur Erziehung, 
sind mittlerweile fester Bestandteil der sozialen 
Infrastruktur und eine „biografische Selbstver-
ständlichkeit“ (BMFSFJ 2013, S. 251) im Lebens-
lauf. Die Kinder- und Jugendhilfe leistet somit ei-
nen wichtigen Beitrag zur Gestaltung positiver 
Bedingungen des Aufwachsens junger Menschen 
in öffentlicher Verantwortung. Dies bestätigt 
auch der 14. Kinder- und Jugendbericht des Bun-
des und zeigt, dass die Kinder- und Jugendhilfe im 
Zentrum der Gesellschaft angekommen und fak-
tisch eine dritte Sozialisationsinstanz neben Fa-
milie und Schule geworden ist: „Die Kinder- und 
Jugendhilfe ist zu einem zentralen gesellschaftli-
chen Akteur zur Förderung des Aufwachsens ge-
worden, und ihre Angebote und Leistungen errei-
chen nahezu alle Kinder und Jugendlichen. Damit 
steht die Kinder- und Jugendhilfe in der Mitte der 
Gesellschaft und leistet einen nachhaltigen, öf-
fentlich verantworteten Beitrag zum Aufwachsen 
junger Menschen in Deutschland.“ (BMFSFJ 2013, 
S. 5).

Entsprechend vielfältig sind ihre Aufgaben und 
Funktionen, die von der Betreuung und Beratung, 

3   DIE STELLUNG DER JUGENDARBEIT IM 
GESAMT DER KINDER- UND JUGENDHILFE 

III. Begleitung und Hilfen zur Erziehung

Hilfen zur Erziehung, Erziehungsberatung

IV. Krisenintervention

Kinderschutz, Inobhutnahme,
JGH, FGH 

II. Beratung, Entlastung, Unterstützung

Familienbildung, Frühe Hilfen, 
Jugendschutz, Jugendsozialarbeit

I. Infrastruktur für Bildung und Erziehung

Kindertagesbetreuung, Jugendarbeit

Abb. 48: Jugendhilfe wirkt nur als Ganzes gut

 Quelle: in Anlehnung an Schrapper 2004, S. 65

Abbildung 48 steht unter der Überschrift „Jugend-
hilfe wirkt nur als Ganzes gut“. In der Tat  werden 
die einzelnen Angebote und Leistungen der Kinder- 
und Jugendhilfe nur im Zusammenspiel wirksam. 
Dabei zeichnet sich die Kinder- und Jugendhilfe 
vor allem durch die Kombination von einzelfall-
orientierten Hilfen in akuten Not- und Krisensitu-
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lich verantwortete soziale Infrastruktur, die Be-
nachteiligungen ausgleicht und Teilhabechancen 
eröffnet. 

Überall dort, wo eine qualifizierte und  vielseitige 
Kinder- und Jugendhilfe Teil der sozialen Infra-
struktur ist, können die Bedingungen des Auf-
wachsens junger Menschen verbessert werden. 
Dies ist jedoch nur der erste Schritt. In Zukunft 
wird es darum gehen, nicht nur  Teilhabechancen 
zu verbessern, sondern tatsächlich auch mehr 
Teilhabegerechtigkeit zu erzeugen. Nach wie vor 
entscheidet die soziale Herkunft eines jungen 
Menschen mit einer hohen Wahrscheinlichkeit 
darüber, wie seine Teilhabechancen im Bildungs-
system, am Arbeitsmarkt und entsprechend in 
weiteren Lebens- und Gesellschaftsbereichen aus-
sehen. Um dies zu verändern, ist eine bessere Ver-
netzung von individuellen Rechtsansprüchen und 
Unterstützungsbedarfen mit einer gut ausgebau-
ten sozialen Infrastruktur erforderlich. Es bedarf 
nicht nur weiterer Investitionen in die Infrastruk-
tur, sondern darüber hinaus einer konzeptionellen 
Weiterentwicklung der Angebote und Dienste mit 
einer stärkeren Beteiligung von Familien und jun-
gen Menschen. 

Im Folgenden werden ausgewählte Leistungen 
und Angebote der Kinder- und Jugendhilfe vor-
gestellt.33 Vorrangig steht dabei die Jugendarbeit 
im Fokus. Für den Berichtszweck des zweiten Kin-
der- und Jugendberichtes wird das am SGB VIII 
angelehnte Verständnis dieses Leistungsspek-
trums weiter ausgelegt, wenn auch die Bedeu-
tung von Gelegenheitsstrukturen und Formen der 
Selbstaneignung des öffentlichen Raums einbezo-
gen werden. Um die Stellung der Jugendarbeit im 
 „Gesamt“ der Kinder- und Jugendhilfe zu verdeut-
lichen, werden schließlich weitere ausgewählte 
Leistungsbereiche der Kinder- und Jugendhilfe be-

33  Die im Folgenden dargestellten Trends und Ergebnisse beruhen, 
wenn nicht anders vermerkt, auf Daten der Erhebung des Instituts 
für Sozialpädagogische Forschung Mainz e. V., aus dem Projekt 
„Qualitätsentwicklung durch Berichtswesen. Planung, Steuerung und 
Controlling im Bereich der Hilfen zur Erziehung in Rheinland-Pfalz“ 
aus dem Berichtsjahr 2013. 

ationen von Kindern, Jugendlichen und deren 
Familien und der Bereitstellung von möglichst 
niedrigschwellig zugänglicher öffentlicher Infra-
struktur wie bspw. der Kindertagesbetreuung und 
Angeboten der Familienbildung aus, die bei elter-
lichen Versorgungs-, Betreuungs- und Bildungs-
aufgaben entlasten und unterstützen können. 

Im Hinblick auf die Fülle und Vielfältigkeit der 
Aufgaben der Kinder- und Jugendhilfe wird ihr 
Funktions- und Bedeutungswandel vor allem an 
den Schnittstellen zu anderen gesellschaftlichen 
Teilsystemen deutlich. Aus unterschiedlichsten 
Bereichen – dazu zählen vor allem die Bildungs-, 
Familien-, Sozial-, Arbeitsmarkt- und Gesund-
heitspolitik – werden neue Anforderungen an die 
Kinder- und Jugendhilfe herangetragen. Die Kin-
der- und Jugendhilfe ist somit nicht mehr nur eine 
personenbezogene Dienstleistung, sondern ein 
Infrastrukturangebot für alle jungen Menschen 
und Familien sowie Institutionen, die es mit dieser 
Gruppe zu tun haben. 

Die Expansion der Kinder- und Jugendhilfe wirft 
Fragen der fachlichen Ausrichtung auf und stellt 
vor allem die Kommunen vor neue Herausforde-
rungen. Der Aufgabenzuwachs der Kinder- und Ju-
gendhilfe spiegelt sich auch in einem deutlichen 
Anstieg der Ausgaben wider. Während im Jahr 
1992 die Ausgaben für die Kinder- und  Jugendhilfe 
in Deutschland noch bei umgerechnet 15 Mrd. 
Euro lagen, wurden im Jahr 2010 bereits 29 Mrd. 
Euro aufgewendet. Diese Verdopplung der Ausga-
ben erfolgte bei gleichzeitigem Rückgang der rele-
vanten Bevölkerungsgruppe der unter 27-Jährigen 
(vgl. BMFSFJ 2013, S. 47). Ein kostenminimieren-
der Effekt stellt sich durch die Auswirkungen des 
demografischen Wandels in der Kinder- und Ju-
gendhilfe nicht ein. Da die Ausgaben zu mehr als 
70 % von den Kommunen getragen werden, wird 
im 14. Kinder- und Jugendbericht der Bundesre-
gierung eine Neuregelung der Kostenverteilung 
zwischen Bund, Ländern und Kommunen ange-
regt. In Anbetracht des Bedeutungswandels der 
Kinder- und Jugendhilfe und ihrer veränderten ge-
sellschaftlichen Funktion stehen die Ausgaben in 
diesem Bereich für eine Investition in eine öffent-
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Für das in diesem Bericht besonders betrachtete 
Aufgabenfeld der Jugendarbeit heißt es an ande-
rer Stelle in den Landesgesetzen noch: „Die ört-
lichen Träger der öffentlichen Jugendhilfe haben 
in ihrem Zuständigkeitsbereich zu gewährleisten, 
dass die erforderlichen Einrichtungen, Dienste und 
Veranstaltungen der Jugendarbeit und der Jugend-
sozialarbeit zur Verfügung stehen.“ (§ 5 Jugend-
förderungsgesetz Rheinland-Pfalz vom 21. Dezem-
ber 1993)

Damit bestimmen drei zentrale Akteure, was als 
Leistungen und Aufgaben der Kinder-und Jugend-
hilfe gelten soll, wie diese organisiert werden und 
wer für die Finanzierung verantwortlich ist:

 ■ Der Bund gibt in Rahmengesetzen grundsätz-
lich Aufgaben und Leistungen sowie grund-
legende Organisationsregeln vor – zur Finan-
zierung allerdings trägt er nur im Rahmen von 
Sonderprogrammen bei, aktuell z. B. für den 
Kita-Ausbau, den Aufbau Früher Hilfen oder die 
Hilfen für Flüchtlinge; 

 ■ das Land konkretisiert und ergänzt diese Vorga-
ben mit eigenen Regelungen und Programmen 
und trägt wesentliche Lasten der Finanzierung 
durch den kommunalen Finanzausgleich und 
durch spezielle Programme wie den Landes-
jugendplan; 

 ■ die Kommunen, insbesondere die kreisfreien 
Städte und Landkreise, konkretisieren die Bun-
des- und Landesvorgaben durch eigene Sat-
zungen und sind vor allem „operativ“ zustän-
dig, haben konkret zu planen, zu gestalten und 
zu gewährleisten. Im Rahmen der  kommunalen 
Selbstverwaltung obliegt ihnen dabei eine 
durch die Verfassung geschützte „Organisations-
hoheit“, sie bestimmen eigenverantwortlich, 
wie sie die Rahmungen und Vorgaben von Bund 
und Land konkret ausgestalten. Dafür tragen 
sie aber auch die finanzielle „Letztverantwor-
tung“; in ihren Haushalten müssen die Ein-
nahmen aus unterschiedlichen Quellen und 
die konkreten Ausgaben zur Deckung gebracht 
werden. 

trachtet. Aufgrund der Fokussierung des Berichtes 
auf das Thema Jugend werden die Bereiche Fami-
lienbildung und familienorientierte Dienste sowie 
der Aspekt der Frühen Hilfen in der Analyse aus-
gespart, wenngleich sie zentrale  Leistungsbereiche 
der Kinder- und Jugendhilfe sind und ihre Entwick-
lung auch in Rheinland-Pfalz in den letzten Jahren 
entscheidend mitprägten. 

Komplexe Verantwortungen und 
 Zuständigkeiten für die Kinder- und 
 Jugendhilfe

Verantwortung und Zuständigkeiten für die Leis-
tungen und Aufgaben der Kinder- und Jugend-
hilfe sind nur auf den ersten Blick eindeutig: „Die 
Träger der öffentlichen Jugendhilfe haben für die 
Erfüllung der Aufgaben nach diesem Buch die Ge-
samtverantwortung einschließlich der Planungs-
verantwortung“, so heißt es in § 79 (1) SGB VIII. 
Wer diese Träger der öffentlichen Jugendhilfe sind, 
die zu planen, zu gestalten und zu bezahlen haben, 
steht vorher bereits in § 69 (1) SGB VIII: „Die Trä-
ger der öffentlichen Jugendhilfe werden durch das 
Landesrecht bestimmt.“ Für Rheinland-Pfalz hat 
der Landesgesetzgeber bestimmt: „Örtliche Träger 
der öffentlichen Jugendhilfe sind die Landkreise 
und die kreisfreien Städte sowie die nach Absatz 2 
Satz 1 und 2 zu örtlichen Trägern bestimmten gro-
ßen kreisangehörigen Städte. Sie erfüllen die ih-
nen obliegenden Aufgaben als Pflichtaufgaben der 
Selbstverwaltung.“ (§ 2 AG-KJHG Rheinland-Pfalz 
vom 20.12.2013) 

Zur „kommunalen Selbstverwaltung“ bestimmt 
unser Grundgesetz in Art. 28: „Den Gemeinden 
muss das Recht gewährleistet sein, alle Angele-
genheiten der örtlichen Gemeinschaft im Rahmen 
der Gesetze in eigener Verantwortung zu regeln.“ 
(Art 28 (2) GG) In einschlägigen Kommentaren 
wird konkretisiert: „Zum Kernbereich der kommu-
nalen Selbstverwaltung gehört auch die Gewähr-
leistung einer aufgabenbezogenen Mindestfinanz-
ausstattung.“ (Höhlein/Neutz 2015)
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Vorgaben wie zuletzt der neue § 79 a SGB VIII 
zur Qualitätsentwicklung und vor allem eine 
Fülle von Modellen, Projekten und Program-
men von Bund und Land zur Unterstützung 
und Förderung der örtlichen Jugendhilfe, aber 
auch die Kontroversen um dramatische Kinder-
schutzfälle zeigen den Entwicklungsbedarf, aber 
auch die Streitpunkte einer kommunalen Orga-
nisationshoheit für die Leistungen und Aufgaben 
der Kinder- und Jugendhilfe. 

Nicht zufällig muss der Verfassungsgerichtshof 
Rheinland-Pfalz bereits zum zweiten Mal in den 
letzten Jahren einen Streit zwischen Land und 
Kommunen um den kommunalen Finanzaus-
gleich auch wegen der Aufgaben der Kinder- und 
Jugendhilfe entscheiden. In diesem Kontext gerät 
jede Berichterstattung über Aufgaben und Leis-
tungen der Kinder- und Jugendhilfe schnell in die 
Kritik, der einen oder anderen Seite Material für 
ihre Argumente zu liefern. Angesichts der skizzier-
ten komplexen Konstruktion der Zuständigkeiten 
sowie der begründeten Streitfragen um die Aus-
gestaltung und Finanzierung der Kinder- und Ju-
gendhilfe scheint einer Berichterstattung nur die 
Wahl zu bleiben zwischen ungefährlichen Allge-
meinplätzen oder dem Risiko, sich Vorwürfen ein-
seitiger Positionierung auszusetzen. Ein dritter 
Weg soll hier versucht werden: Ausgehend von der 
grundsätzlichen Anerkennung eines „Aufwach-
sens in öffentlicher Verantwortung“ (1. Kinder- 
und  Jugendbericht Rheinland-Pfalz, 2010, und 12. 
Kinder- und Jugendbericht des Bundes, 2005) soll 
so berichtet werden, dass Leistungen und Erfolge 
ebenso erkennbar werden wie Probleme und Kon-
troversen. Nur so wird es hoffentlich möglich, die-
se Berichterstattung zu nutzen für die immer not-
wendige Kontrolle und Weiterentwicklung eines 
für alle jungen Menschen in Rheinland-Pfalz so 
bedeutsamen Aufgabenfeldes wie der Kinder- und 
Jugendhilfe. 

Die möglichen Streitpunkte dieser gewollt kom-
plexen föderalen Konstruktion liegen damit auf 
der Hand; vor allem drei Aspekte sind immer wie-
der kontrovers: 

 ■ die Finanzausstattung der Kommunen für die 
Aufgaben. Abhängig von örtlichen Wirtschafts- 
und Sozialstrukturen ist die Finanzkraft der 
Kommunen auch in Rheinland-Pfalz deutlich 
unterschiedlich und doch sollen und müssen 
den Bürgerinnen und Bürgern in allen Städten 
und Kreisen die durch Rechtsansprüche zu-
gesicherten Leistungen gewährt werden. Der 
Streit um die sog. Konnexität von Leistungszu-
sagen und Finanzierungpflicht, um die Finanz-
ausstattung der Kommunen und  grundsätzlich 
um die Finanzierungskonzeption der Kinder 
und Jugendhilfe (hierzu ausführlich im 14. Kin-
der- und Jugendbericht der Bundesregierung, S. 
264 – 273 und 381 – 383) bricht daher immer 
wieder auf, auch in Rheinland-Pfalz.

 ■ die Gesetzgebungskompetenz des Bundes und 
der Verfassungsauftrag, für vergleichbare Le-
bensbedingungen in der gesamten Republik 
zu sorgen. Im Kontext der Föderalismusreform 
vielleicht grundlegender geklärt, ist bisher im-
mer wieder strittig, wie neue gesellschaftliche 
Herausforderungen in dieser komplizierten Ba-
lance zwischen Bund, Ländern und Kommunen 
angemessen und vergleichbar geregelt werden 
können. Gerade ist dieser Konflikt einigermaßen 
ausgestanden in Bezug auf den Ausbau der Kin-
dertagesbetreuung und wieder aktuell in Bezug 
auf die Finanzierung der Flüchtlingsarbeit.

 ■ Und nicht zuletzt ist die Organisationshoheit 
der Kommunen und die Qualität ihrer Aufgaben-
wahrnehmung ein strittiges Thema, nicht 
grundsätzlich, aber durchaus konkret. Wenn die 
Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe einer-
seits so bedeutsam für Entwicklung, Förderung 
und Schutz der nachwachsenden Generationen 
und andererseits so teuer sind, dann ist sehr 
bedeutsam, wie diese Leistungen konkret durch 
jedes Jugendamt fachlich qualifiziert  gestaltet 
und effektiv organisiert werden. Gesetzliche 
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Durch den Referenzrahmen Peers gewinnt die 
Jugendarbeit eine besondere Relevanz als Ent-
wicklungsraum für junge Menschen. Dieser ist 
neben den familiären Bedingungen und dem 
Entwicklungsort Schule eine grundlegende Ein-
flussgröße im Sozialisationsprozess (vgl. Abb. 49).

Selbstauskünfte junger Menschen in Rhein-
land-Pfalz: 
Als Top-Antwort auf die Frage „Was macht ei-
nen Jugendtreff interessant?“ kreuzten 77,9 % 
(n = 2.082) der jungen Menschen „Nette Leute 
treffen“ an. Gegenüber der am zweithäufigsten 
genannten Antwort („Abhängen, nichts tun“) 
besteht dabei eine Differenz von über 500 
Nennungen.

Die Ablösung junger Menschen vom Elternhaus 
und ihre Hinwendung zu den Peers wird als eine 
der zentralen Entwicklungsaufgaben der Lebens-
phase Jugend begriffen. Der Kinder- und Jugend-
arbeit kommt in diesem Prozess eine bedeutsame 
Funktion zu, da sie jungen Menschen Gelegen-
heitsstrukturen für die soziale Begegnung mit 
Gleichaltrigen im öffentlichen Raum bereitstellt. 
Jugendarbeit bezieht sich dabei nicht nur auf die 
sozialen Bedürfnisse der Jugendlichen, sondern 
soll sie vielmehr umfassend in ihrer Entwicklung 
fördern, „(…) sie zur Selbstbestimmung befähigen 
und zu gesellschaftlicher Mitverantwortung und 
zu sozialem Engagement anregen und hinführen“ 
(§ 11 SGB VIII). § 12 SGB VIII betont darüber hin-
aus das Prinzip der Selbstorganisation durch die 
jungen Menschen selbst.

3.1  Jugendarbeit, Jugendsozialarbeit, erzieherischer    
Kinder- und Jugendschutz

demografische
Entwicklung im Raum

Geschlechter-
verhältnisse

das Sozial-
ökonomische

räumliche
Infrastruktur

Entwicklungsbasis
Familie

Entwicklungs-
raum Peers

Entwicklungs-
ort Schule

Abb. 49: Modell für Bedingungen des Aufwachsens junger Menschen in Rheinland-Pfalz – der Ent-
wicklungsraum Peers

Quelle: Eigene Darstellung

Der erste Kinder- und Jugendbericht Rheinland-
Pfalz konstatierte, dass wenig aussagekräftige Da-
ten über reale Angebote, Maßnahmen und Teil-
nehmerzahlen der Jugendarbeit in Rheinland-Pfalz 

vorliegen. Auch die bis 2008 vierjährlich erhobe-
ne Bundesstatistik zu Maßnahmen und Teilneh-
menden der Jugendarbeit wurde 2012 ausgesetzt, 
da ihr nur eine grobe Annäherung an die Wirklich-
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nisierten Formen (verbandliche Jugendarbeit und 
Offene Jugendarbeit) – soll im vorliegenden Be-
richt aber durch eine weiter gefasste Auslegung 
ergänzt werden. Auf den engen Begriff organisier-
ter Jugendarbeit reduziert würde der zweite Kin-
der- und Jugendbericht nur einen geringen Teil 
der gesellschaftlichen Aktivitäten abbilden, die 
für junge Menschen in Rheinland-Pfalz bedeut-
sam sind. So weisen aktuelle Jugendstudien über-
einstimmend einen Anteil junger Menschen von 
weniger als 9 % aus, die Angebote organisierter 
Jugendarbeit nutzen.35 Das weiter gefasste Ver-
ständnis von Jugendarbeit berücksichtigt hinge-
gen auch Gelegenheitsstrukturen bzw. nicht päd-
agogisch aufgeladene Orte, die jungen Menschen 
zur Verfügung gestellt werden (müssen), wenn 
sie die anstehenden Entwicklungsaufgaben (vgl. 
Hinführung) bewältigen und Selbsttätigkeit üben 
bzw. erfahren sollen. Der Blick geht daher über 
„traditionelle“ Formen der Jugendarbeit hinaus 
und umfasst so z. B. auch informelle Formen ju-
gendlicher Vergemeinschaftung und die Selbstan-
eignung des öffentlichen Raums. 

3.1.1 Finanzierung der Jugendarbeit

In Rheinland-Pfalz wurden im Jahr 2012 etwa 
1,5 Mrd. Euro für die Kinder- und Jugendhilfe auf-
gewendet. Wie Abbildung 50 zeigt, werden die 
Gesamtausgaben vor allem durch einen deutli-
chen Ausgabenzuwachs im Kindertagesstätten-
bereich beeinflusst. Auch bei den Hilfen zur Erzie-
hung (§§ 27 ff. SGB VIII) wachsen die Ausgaben 
kontinuierlich an. Im Zeitraum von 2004 bis 
2012 haben sich die Ausgaben für Jugendarbeit 
in Rheinland-Pfalz im Vergleich zu den Ausgaben 
für die Hilfen zur Erziehung (§§ 27 – 41 sowie § 42 
SGB VIII) und den Kita-Ausgaben kaum verändert 
(siehe Abb. 50).36 Der prozentuale Anteil der Ju-

35 Vgl. dazu die Jugendbefragung Rheinland-Pfalz (8,7 %; siehe dazu 
Kap. 7.2), die niedersächsische Landjugendstudie 2010 (Stein 2013; 
2,3 %) und die Shell Jugendstudie 2010 (5 %).

36  Die enorme Schwankung der Kita-Ausgaben (ein Minus von 
20 %) ist zurückzuführen auf eine einmalige Umstellung der Melde- 
bzw. Erfassungsmethodik.

keit gelingen konnte und vorhandene Strukturen 
der Jugendarbeit vor Ort nur unvollständig erfasst 
wurden. Diese Statistik wird derzeit  überarbeitet 
und soll erstmals im Jahr 2016 rückwirkend für 
das Jahr 2015 in den Bundesländern erhoben wer-
den (vgl. AKJStat 2014, S. 76). Sie wird träger-
bezogene Angebote der Kinder- und Jugendarbeit 
nach § 11 SGB VIII sowie  Fortbildungsmaßnahmen 
für ehrenamtliche Mitarbeiterinnen und Mitarbei-
ter anerkannter Träger der Kinder- und  Jugendhilfe 
differenziert nach „Offenen Angeboten“, „gruppen-
bezogenen Angeboten“ und „Veranstaltungen und 
Projekten“ sowie nach den Merkmalsbereichen 
Art und Rechtsform des Trägers, Art des  Angebots, 
Teilnehmende und Besucher, Kooperation mit 
Schule sowie den tätigen Personen erfassen (vgl. 
ebd.). „Die nach diesem Konzept zukünftig alle 2 
Jahre zu erhebenden Daten können für Forschung, 
den politischen Raum sowie Praxisentwicklung 
eine wichtige empirische Grundlage für die Weiter-
entwicklung des Arbeitsfeldes darstellen.“ (ebd.)

Dass die Datenbasis in diesem Bereich bisher lü-
ckenhaft bleibt, wird nicht zuletzt durch die hete-
rogenen Strukturen und das Prinzip der Offenheit 
mitbedingt.34 Vor den genannten  Hintergründen 
können auch im zweiten Kinder- und Jugend-
bericht Rheinland-Pfalz nur Ausschnitte, Facetten 
und Teilbereiche eines sehr bunten und  vielfältigen 
Leistungsbereichs der Kinder- und Jugendhilfe – 
dem Feld der Jugendarbeit – dargestellt und ana-
lysiert werden.

Berichtet wird daher vor allem über aktuelle He-
rausforderungen, Entwicklungsbedarfe und The-
menschwerpunkte von Jugendarbeit sowie über 
konkrete Angebote der Beteiligung und des Enga-
gements junger Menschen in Rheinland-Pfalz. Da-
bei ist auch zu berücksichtigen, ob und in welcher 
Form Jugend(arbeit) ein Thema in den einzelnen 
Regionen ist. Das Verständnis von Jugendarbeit im 
„klassischen Sinne“ – hier verstanden als die orga-

34 Vgl. dazu auch das Hearing „Jugendverbandsarbeit/ehrenamt-
liches und bürgerschaftliches Engagement“,  
www.kinder-und-jugendbericht-rlp.de.
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gesetzt, (…) auf der anderen Seite entsteht der 
gleiche Druck durch die deutlich steigenden Aus-
gaben für die Hilfen zur Erziehung.“ (BMFSFJ 2013, 
S. 318) Verschärft wird diese Entwicklung, wenn 
die Jugendarbeit nicht hinreichend als Pflichtauf-
gabe begriffen wird.37 

37  Siehe dazu auch die Stellungnahme des LSJV (2012): „Jugend-
arbeit ist Pflichtaufgabe der Kommunen.“ 

gendarbeit an den dargestellten Jugendhilfeaus-
gaben ist unter die Fünf-Prozent-Grenze gesunken 
und macht 2012 gerade noch 3,7 % aus (2009 
waren es noch 4,6 %). Der Anteil der Ausgaben 
für Jugendarbeit an den Jugendhilfeausgaben ins-
gesamt ging 2012 auf 3,4 % zurück, 2010 waren 
es 4,0 %. Der im ersten Kinder- und  Jugendbericht 
angedeutete „Abwärtstrend“ hat sich damit kon-
tinuierlich fortgesetzt. Abbildung 51 zeigt eine 
ähnliche Entwicklung im Bundestrend.

Angesichts der ohnehin angespannten  Finanzlage 
der Kommunen droht die Jugendarbeit eine „Sand-
wichposition“ einzunehmen: „Auf der einen Seite 
wird sie von den Ausgaben für den Ausbau der Ein-
richtungen zur Kindertagesbetreuung unter Druck 

Quelle: Statistisches Bundesamt: Kinder- und Jugendhilfestatistiken – Ausgaben und Einnahmen der öffentlichen Jugendhilfe 2004–2012  
und eigene Berechnungen
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parentere Darstellung der Fördermittel im Lan-
desjugendplan herzustellen. 

Die absolute Höhe der Fördermittel im Bereich 
Jugendarbeit hat sich in der Mehrheit der Einzel-
posten auch im Zeitraum 2010 bis 2013 kaum 
verändert. Unter Berücksichtigung der Kostenstei-
gerung ist eine negative Entwicklung des Finanzie-
rungsvolumens vieler Einzelposten zu konstatieren. 
Exemplarisch verdeutlicht dies Tabelle 5.

Struktur und Fördermittel der 
 Landesjugendpläne

Auskünfte darüber, welche Fördermittel auf Lan-
desebene für Aufgaben der Jugendarbeit zur Ver-
fügung gestellt werden, geben die Landesjugend-
pläne. Der Landesjugendplan enthält Haushalts-
mittel der Staatskanzlei und der Ministerien (der 
Landesjugendplan 2012/2013 besteht aus nun-
mehr acht Einzelplänen) und setzt sich aus den 
jugendspezifischen Haushaltsansätzen der einzel-
nen Ressorts zusammen. Hier spiegeln sich vor al-
lem die Förderschwerpunkte der einzelnen Minis-
terien wider. Eine als Querschnittspolitik gedachte 
Jugendpolitik könnte dazu beitragen, eine trans-

Quelle: Statistisches Bundesamt: Kinder- und Jugendhilfestatistiken – Ausgaben und Einnahmen der öffentlichen Jugendhilfe 2004–2012  
und eigene Berechnungen

Abb. 51: Entwicklung von Jugendhilfeausgaben im Land Rheinland-Pfalz und im Bund 2004 – 2012, 
Angaben in %
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Abbildung 52 zeigt die Entwicklung der über das 
Jugendministerium geförderten Maßnahmen38 
im Zeitraum 2009 bis 2013.39 Dabei wird vor al-
lem ein Anstieg von Tagesveranstaltungen (gem. 
Nr. 2.7 VV-JuFöG) erkennbar. Ihre Zunahme um 
knapp 42 %40 gegenüber 2009 deutet einen 
Nachfragewandel auf Seiten der Verbände und 
jungen Menschen an: Ein geringerer Organisa-
tionsaufwand (keine Übernachtung) dürfte insbe-

38  Die Gesamtzahlen sind u. a. in Abhängigkeit von Schwankungen 
einzelner (v. a. großer) Verbände, von Mitgliederzahlen, veränderten 
personellen Ressourcen oder der Ausrichtung inhaltlicher Schwer-
punkte zu bewerten.

39  Über den Landesjugendplan geförderte Bildungsmaßnahmen 
bilden dabei nur den über öffentliche Haushalte geförderten Teil der 
Aktivitäten der verbandlichen und Offenen Jugendarbeit ab.  Aussagen 
über Gesamttendenzen der Maßnahmen- und Teilnehmendenstruktur 
lassen sich auf dieser Datenbasis daher nur begrenzt treffen. Eine An-
näherung an bisher „verdeckte“ Angebots- und Mitgliederstrukturen 
soll durch eine Überarbeitung der Bundesstatistik erreicht werden.

40  Auch bei den Tagesveranstaltungen sind jedoch jährliche 
Schwankungen zu berücksichtigen.

Tabelle 5: Förderung der Jugendarbeit 2007 – 2013 gemäß Landesjugendplan, Beträge in Euro

Förderbereiche 2007 2008 2009 2010 2011 2012 2013

Jugendbildungsreferentinnen und 
-referenten

903.000 903.000 903.000 903.000 903.000 903.000 903.000

Fachkräfte in Häusern der offenen 
Tür freier Träger

1.022.600 1.022.600 1.022.600 1.022.600 1.022.600 1.022.600 1.022.600

Personalkosten von Fachkräften 
für die Jugendarbeit  im ländlichen 
Raum 

561.300 561.300 561.300 561.300 561.300 561.300 561.300

Anerkannte Jugendverbände 143.200 143.200 143.200 143.200 143.200 143.200 143.200

Politische Bildung (z. B. staats-
bürgerliche, gesellschaftliche, 
 musisch-kulturelle, ökologische 
 Bildung)

384.000 384.000 384.000 384.000 384.000 382.000 382.000

Ehrenamtliche Tätigkeit 227.500 227.500 220.000 220.000 220.000 220.000 220.000

Sportpflege in den Jugend-
verbänden/Projektmittel  für die 
Sportjugend

160.000 160.000 160.000 160.000 160.000 153.300 153.300

Internationale Jugendarbeit 80.000 80.000 80.000 80.000 80.000 80.000 80.000

Quelle: MBWJK 2007, S. 30 ff.; MBWJK 2009, S. 40 ff.; Ministerium für Integration, Familie, Kinder, Jugend und Frauen 2011, S. 27 ff.  
sowie 2012a, eigene Darstellung

sondere vor dem Hintergrund einer zeitlichen Ver-
dichtung der Jugendphase für Ehrenamtler und 
Adressaten relevant geworden sein (vgl. auch Lan-
ge/Wehmeyer 2014).

Hearing „Jugendverbandsarbeit/ehrenamt-
liches und bürgerschaftliches Engagement“: 
Die Zunahme projektgebundener Förderung 
auf Landesebene bedingt einen  kurzfristigen 
Charakter der Angebotsstruktur vor Ort. Für 
den Aufbau nachhaltiger Strukturen in der 
rheinland-pfälzischen Jugend(verbands)arbeit 
ist eine flächendeckende Regelförderung – und 
sind vor allem Mittel für Personal – notwendig.
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liche haben nicht genug Zeit, sich zu engagieren“ 
– so fassen Lange und Wehmeyer die Wahrneh-
mung der Jugendverbände auf Grundlage ihrer 
Studie zusammen (ebd., S. 108). Auch für Rhein-
land-Pfalz zeigt sich dieses Bild: So empfindet der 
Großteil der befragten Verbands-Funktionäre, dass 
junge Menschen in Rheinland-Pfalz nicht genug 
Zeit haben, sich zu engagieren (68 %; vgl. Abb. 
53) oder an Aktivitäten der Verbände teilzunehmen 
(74 %). 80 % der Befragten gaben an, dass der 
zeitliche Umfang der Teilnahme und des Engage-
ments der Jugendlichen in den letzten Jahren be-
reits abgenommen hat. 

3.1.2 Veränderte Zeitfenster junger 
Menschen

Eine empirische Studie des Forschungsverbunds 
DJI/TU Dortmund (Keine Zeit für  Jugendarbeit!?) 
ging für den Zeitraum 2011 bis 2013 der Frage 
nach, wie sich veränderte (zeitliche) Bedingungen 
des Aufwachsens junger Menschen auf Jugend-
verbände in der Bundesrepublik auswirken und 
wie Jugendverbände darauf reagieren (vgl. Lange/
Wehmeyer 2014, S. 77).41 Eine quantitative On-
line-Befragung wurde auf lokaler Ebene in zehn 
Bundesländern42 durchgeführt. Ihre Ergebnisse 
liefern auch Hinweise auf die Lage der verband-
lichen Jugendarbeit in Rheinland-Pfalz.43 „Jugend-

41  Dabei wurde sowohl die Perspektive von hauptberuflichen und 
ehrenamtlichen Verbands-Funktionären als auch die der Ehren-
amtlichen erhoben, die regelmäßig Aktivitäten für ihren Verband 
durchführen.

42  Baden-Württemberg, Bayern, Berlin, Hamburg, Hessen, Nie-
dersachsen, Nordrhein-Westfalen, Rheinland-Pfalz, Sachsen und 
Sachsen-Anhalt, vgl. Lange/Wehmeyer 2014, S. 83 f.

43  Rücklauf der Online-Befragung für Rheinland-Pfalz: n = 239 
(davon 48 Hauptberufliche, 182 Ehrenamtliche und neun „Sonstige 
Mitarbeitende“); für Angaben zur Gesamt-Stichprobe vgl. Lange/
Wehmeyer 2014, S. 94 ff. 
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Abb. 52: Maßnahmenförderung des Jugend-
ministeriums (nach Landesjugendplan)
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Abb. 53: Umfang des ehrenamtlichen Enga-
gements von Jugendlichen im Verband: Haben 
Jugendliche nicht mehr genug Zeit, sich zu en-
gagieren? Angaben in %

Quelle: Nach Auskünften des Forschungsverbundes Deutsches Ju-
gendinstitut/Technische Universität Dortmund, eigene Darstellung

Für ihr ehrenamtliches Engagement im Verband 
bringen die jungen Menschen in der Woche etwa 
sechs bis sieben Stunden ihrer Freizeit auf. 54 % 
der 14- bis unter 18-Jährigen würden gern mehr 
Zeit in ihrem Verband verbringen, bei den 18- bis 
unter 22-Jährigen sind es fast 66 %.
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Hearing „Jugendverbandsarbeit/ehrenamt-
liches und bürgerschaftliches Engagement“: 
Die Attraktivität des Ehrenamts ist in nicht 
unerheblichem Maße auch abhängig von der 
Vereinbarkeit vorlesungsfreier Zeiten mit den 
Schulferien. Lösungsansätze werden z. B. in ent-
sprechenden Anpassungsbestrebungen der Uni-
versitäten gesehen.

Abbildung 56 zeigt gesellschaftliche Wandlungs-
prozesse, die aus Sicht der Verbände die oben be-
schriebenen Auswirkungen in besonderer Weise 
bedingen. Die Dortmunder Studie fragt in diesem 
Zusammenhang nach konkreten Ideen, die im 
Umgang mit einer zeitlichen Verdichtung der Ju-
gendphase durch die Verbände entwickelt wurden. 
Knapp 43 % der befragten rheinland-pfälzischen 
Hauptberufler bzw. Funktionäre gaben an, dass im 
Verband dazu noch keine Strategie ausgearbeitet 
wurde. Nur in 17,5 % der Fälle (n = 120) konnten 
bereits konkrete Ideen umgesetzt werden.

Selbstauskünfte junger Menschen in Rhein-
land-Pfalz: 
Nur knapp 6 % (n = 2.161) der über die Frage-
bogenerhebung erreichten Jugendlichen gaben 
an, Teile ihrer Freizeit in einem Jugendverband 
zu verbringen.

Die Schwierigkeiten schlagen sich nach  Empfinden 
der Verbände insbesondere auf der formalen Ebe-
ne nieder. Vor allem die Terminfindung wird in den 
letzten fünf Jahren zunehmend als problematisch 
erlebt (vgl. Abb. 54).

0 % 20 % 40 % 60 % 80 % 100 %

eher & voll und ganz
gar nicht & eher nicht

Allgemein
(n = 2.098)

Rheinland-Pfalz
(n = 144)

8 92

9 91

Quelle: Nach Auskünften des Forschungsverbundes Deutsches Ju-
gendinstitut/Technische Universität Dortmund, eigene Darstellung

Abb. 54: Schwierigkeiten bei der Terminfindung 
für Aktivitäten des Verbandes, Angaben in %

Dass die Verbände sich nun notwendigerweise an 
den „freien Zeiten“ der jungen Menschen orientie-
ren, führt zu einer starken Konzentration der Akti-
vitäten auf die Abendstunden und das Wochen-
ende (vgl. Abb. 55). Daraus sind v. a. veränderte 
Anforderungen an die Arbeitszeit und Flexibilität 
der hauptberuflich und ehrenamtlich Tätigen ab-
zuleiten.

Auskünfte zur Kooperation mit den Schulen zei-
gen, dass fast die Hälfte der befragten Verbände 
ihre Angebote zwar zeitlich mit den Schulen ab-
stimmt oder diese als Pool zur Anwerbung von 
Teilnehmenden und Ehrenamtlichen nutzt. Um-
gesetzt werden Angebote im Ganztagsbetrieb hin-
gegen nur in etwa 20 % der Fälle. Weitere 20 % 
geben an, Schulen überhaupt nicht als Plattform 
für ihre Aktivitäten zu berücksichtigen. 

Diese Befunde bestätigen sich in den bundeswei-
ten Ergebnissen der Studie zur Entwicklung von 
Ganztagsschulen in einer Schulleitungsbefragung 
2012: Ein Großteil der Ganztagsschulen lässt sein 
Ganztagsangebot teilweise von außerschulischen 
Kooperationspartnern durchführen – im Durch-
schnitt haben die einzelnen Schulen etwa vier 
oder fünf Kooperationspartner. Über alle Schul-
gruppen hinweg ist der Sport (Sportverein, -schule, 
-verband) häufigster Partner (Sek. I45: 62 %; Gym-
nasium: 66,5 %; Primar: 85,9 %). Zum Teil deut-

45  Ohne Gymnasium.
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Quelle: Nach Auskünften des Forschungsverbundes Deutsches Jugendinstitut/Technische Universität Dortmund, eigene Darstellung

Abb. 55: Zu welchen Zeiten in der Woche finden die Verbandsaktivitäten statt? Mehrfach nen-
nungen, nur Rheinland-Pfalz, n = 153, Angaben in %

Abb. 56: Welche gesellschaftlichen Wandlungsprozesse haben Auswirkungen auf den Verband? 
 Gesamtstudie und Rheinland-Pfalz im Vergleich44, Angaben in %

44 Hier wurden die Kategorien „eher“ und „voll und ganz“ zusam-
mengefasst.

lich geringer ist der Anteil der Ganztagsschulen 
aller Schulgruppen, die mit Kooperationspartnern 
aus der Kinder- und Jugendhilfe  zusammenarbei ten 

(Gymnasium: 42 %; Primar: 55,2 %; Sek.I: 59,4 %). 
„Die Schulen mit Sekundarstufe I (ohne Gymna-
sien) kooperieren zu je rund einem Viertel mit Ju-
gendzentren oder Wohlfahrtsverbänden. Jugend-
sozialarbeit findet man hier – möglicherweise 
gerade mit Blick auf Berufsübergänge und beson-
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3.1.3 Interkulturelle Öffnung in der 
Jugendarbeit

Nicht zuletzt wegen des hohen Anteils von Kin-
dern und Jugendlichen mit Migrationshintergrund 
sieht sich die Kinder- und Jugendhilfe vor die Auf-
gabe gestellt, „diese Bevölkerungsgruppe syste-
matisch einzubinden und zu fördern“ (Bundes-
jugendkuratorium 2013, S. 21). So wird auch die 
Jugendarbeit ihre Attraktivität und Zugänglichkeit 
für diese Zielgruppe kontinuierlich überprüfen und 
weiterentwickeln müssen. Ein differenzierter Blick 
auf junge Menschen mit Migrationshintergrund in 
diesem Leistungsbereich der Kinder- und Jugend-
hilfe fällt jedoch schwer, da die Datenlage noch 
unzureichend ist: „Für qualifizierte Aussagen ist 
eine Verbesserung des Erhebungskonzeptes und 
der verfügbaren amtlichen Datensätze unerläss-
lich“ (ebd., S. 38).

In Rheinland-Pfalz zeigen sich aktuelle Ansätze, 
diese Datenlücke aufzuarbeiten. So untersucht 
ein auf drei Jahre angelegtes Praxisforschungspro-
jekt des Instituts für Sozialpädagogische Forschung 
Mainz (ism)47, wie sich Vielfalt und Diversität in 
der Offenen Jugendarbeit in Rheinland-Pfalz zei-
gen und wie Jugendliche und Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter damit umgehen. Über einen standardi-
sierten Fragebogen wurden etwa 300 Einrichtun-
gen der Offenen Jugendarbeit in Rheinland-Pfalz 
angeschrieben. Auf der Grundlage des Rücklaufs 
(134 Fragebögen) liegen bereits erste Hinweise zur 
„interkulturellen Öffnung“ offener Einrichtungen 
der Jugendarbeit in Rheinland-Pfalz vor:48

Der Anteil der Besucherinnen und Besucher mit 
Migrationshintergrund (MH) an den offenen Ange-
boten stellt sich nach Angaben der befragten Ein-
richtungen – Häuser der offenen Tür sowie Offene 
Treffs (OT) – in einer enormen Bandbreite dar:

47 „Praxisentwicklung der interkulturellen Offenen Jugendarbeit 
in Häusern der offenen Tür bzw. Offenen Treffs (OT)“, Laufzeit: 
11/2012 – 10/2015; vgl. dazu auch Jagusch/Michel-Schilling 2014, 
S. 67 ff.

48 Stand: 28.05.2013.

dere pädagogische Förderbedarfe – häufiger als 
an Schulen der anderen Schulgruppen. Jugendver-
bände hingegen sind generell kein häufiger  Partner 
von Ganztagsschulen.“ (StEG 2013, S. 31).

Die Kooperation der befragten Verbände mit den  
Schulen bedarf der strategischen Weiterentwick-
lung: Einerseits müssen Jugendverbände und 
Ein richtungen der Offenen Jugendarbeit neue 
Strukturen im Umgang mit der Ganztagsschule 
schaffen. Die Schule hingegen muss nicht-schu-
lische Entwicklungsräume zulassen und sich auf 
diese einstellen. 

In Rheinland-Pfalz wurden erstmals 2002 Koope-
rationsvereinbarungen von Ganztagsschulen mit 
außerschulischen Partnern getroffen. Die über 
das rheinland-pfälzische Ausbauprogramm ein-
gerichteten Ganztagsschulen in Angebotsform 
im Bereich der allgemeinbildenden Schulformen 
(im Schuljahr 2014/15 waren es 604) wertet das 
Ministerium für Bildung, Wissenschaft, Weiter-
bildung und Kultur als Signal für den bildungspo-
litischen Aufbruch mit vielfältigen neuen Koopera-
tionsmöglichkeiten von Jugendarbeit und Schule.46

Hearing „Offene Jugendarbeit“: 
Die Kooperation mit Schule „auf Augenhöhe“ 
wird von den Fachkräften vor Ort noch vielfach 
als unbefriedigend erlebt. Eine „partnerschaft-
liche Kooperation mit dem Ziel einer am Sozial-
raum orientierten sozialpädagogischen Schule 
als Teil einer kommunalen Bildungs- und Erzie-
hungslandschaft“ wird dabei als zielführend er-
achtet (Krüdener 2013, S. 7).

46  Nach Auskünften des MBWWK (Stand: 09/14).
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verankert ist“ (Jagusch/Michel-Schilling 2014, 
S. 68).

Migrationsspezifische Kooperationsstrukturen be-
stehen, wie die Befragung zeigt, nur in etwa 20 % 
der Fälle mit Jugendmigrationsdiensten und in 
11 % der Fälle mit Vereinen von Jugendlichen mit 
Migrationshintergrund. Hier zeigt sich außerdem 
ein erkennbares Stadt-Land-Gefälle.

Interkulturalität ist in den befragten Offenen 
Treffs schon aufgrund der Besucherstruktur viel-
fach Realität, aber kaum explizit Thema bzw. Be-
standteil einrichtungsinterner Konzepte. Einrich-
tungen der Offenen Jugendarbeit haben mit einer 
Vielzahl weiterer Differenzlinien (z. B. jugendkul-
turelle Zugehörigkeiten, sexuelle Vielfalt, Milieu-
zugehörigkeiten) zu tun. Vor dem Hintergrund 
dieser „Gemengelage“ bescheinigen die Ergebnis-
se des Praxisforschungsprojekts jedoch, „dass es 
in den OT gelingt, die starren Grenzen der Her-
kunft zu überwinden und sich tatsächlich nur an 
den Zugehörigkeitsfragmenten zu orientieren, die 
im jeweiligen Augenblick für die Jugendlichen von 
Relevanz sind“ (ebd., S. 72). Die o.g. diversitätsbe-
zogenen Handlungsbedarfe gilt es dennoch weiter 
herauszuarbeiten und auch konzeptionell stärker 
in den Einrichtungen zu verankern.

Ein Förderprojekt „Traditionsgebundene musli-
mische Mädchen im Sportverein“49 der Sport-
jugend des Landessportbundes Rheinland-Pfalz 
setzt im Sportbereich Akzente: „Das Förderprojekt 
der Sportjugend soll sensibilisieren und Sportver-
eine motivieren, sich für die Bewegungsbedürfnis-
se der muslimischen Mädchen einzusetzen. Dem 
Sport soll dabei innerhalb der ethnischen  Gruppe 
der Mädchen eine höhere Akzeptanz zukommen. 
Die gemeinschaftliche und individuelle Integra-
tionsbereitschaft sowie die Situation der Mäd-
chen und Frauen in ihrem eigenethnischen Um-
feld sollen sich verbessern“ (Sportjugend des 
Landessportbundes Rheinland-Pfalz 2012, S. 7). 

49  Gefördert durch das Ministerium für Integration, Familie, Kinder, 
Jugend und Frauen.

 ■ 11 % geben an, dass ihre Einrichtung nicht von 
Jugendlichen mit MH besucht wird,

 ■ 27 % der Befragten geben an, dass bis zu einem 
Viertel ihrer Besucherinnen und Besucher einen 
MH hat,

 ■ 22 % schätzen, dass bis zur Hälfte der Besuche-
rinnen und Besucher einen MH haben,

 ■ bei 26 % sind dies bis zu Dreiviertel der auf-
suchenden Kinder und Jugendlichen und

 ■ 14 % geben an, dass der Anteil der Jugendlichen 
mit MH bei über Dreiviertel der Besucherinnen 
und Besucher liegt.

Der jeweilige Anteil der Kinder und Jugendlichen 
mit Migrationshintergrund spiegelt dabei aus Sicht 
der Einrichtungen weitestgehend das Verhältnis 
der Bevölkerungsstruktur im jeweiligen Einzugs-
gebiet wider (39 %) oder liegt eher höher (34 %; 
vgl. Jagusch 2013). „Im Hinblick auf die Differenz-
linie Migrationshintergrund zeigt die Befragung, 
dass es rein quantitativ in Rheinland-Pfalz in einem 
großen Teil der OT gelingt, diese für junge Men-
schen mit Migrationshintergrund zu öffnen, und 
dass der Trend zu einer hohen Repräsentanz von 
Jugendlichen mit Migrationshintergrund deutlich 
wird.“ (vgl. Jagusch/Michel-Schilling 2014, S. 71).

Hinsichtlich der Personalstruktur zeigt die Befra-
gung, dass

 ■ in 51 % der Einrichtungen Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter mit Migrationshintergrund beschäf-
tigt sind (diese Angaben umfassen aber ins-
besondere auch geringfügig Beschäftigte und 
Ehrenamtliche);

 ■ mehr als ein Drittel der Einrichtungen keine 
 pädagogischen Fachkräfte mit Migrationshinter-
grund beschäftigt;

 ■ mit Blick auf den Anteil der Kinder und Jugend-
lichen mit Migrationshintergrund an den Be-
sucherinnen und Besuchern der OT (insgesamt 
über 80 %) „noch deutlicher Veränderungsbe-
darf [besteht, d. V.], bis die Maxime eines diver-
sitätsbewussten Kollegiums flächendeckend 
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3.1.4 Queere Jugendliche52 in der 
 Jugendarbeit

„Rheinland-Pfalz unterm Regenbogen – Akzep-
tanz für queere Lebensweisen“ heißt der als 
Querschnittsthema von allen Ressorts  getragene 
Landesaktionsplan, der im Rahmen des Koalitions-
vertrags bis 2016 umgesetzt werden soll. Die För-
derung der Akzeptanz sexueller Vielfalt und die 
Bekämpfung von Ausgrenzungserfahrungen  stehen 
dabei mit im Fokus (vgl. Ministerium für Integra-
tion, Familie, Kinder, Jugend und Frauen 2013e, 
S. 3).

Studien belegen, dass lesbische, schwule, bisexu-
elle, trans- und intergeschlechtliche Jugendliche 
aufgrund ihrer sexuellen Orientierung bzw. ihrer 
Geschlechtsidentität einem erhöhten Risiko an 
Ausgrenzungs- und Mobbingerfahrungen ausge-
setzt sind. Eine enorme psychosoziale Belastung 
erleben queere Jugendliche vor allem dann, wenn 
sie sowohl in der Familie als auch in der Schule 
Diskriminierung, Ausgrenzung und Abkehr erfah-
ren (vgl. Kugler 2014). Etwa 60 % der Jugendlichen 
durchleben ihr inneres „Coming out“ zwischen 
dem 11. und 15. Lebensjahr (vgl. ebd.), also in der  
Lebensphase, in der die Kinder- und  Jugendarbeit 
vielfach einen wichtigen Bezugspunkt darstellt. 
Die Sozialpädagoginnen und Sozialpädagogen 
brauchen daher besondere Kompetenzen, um 
queeren Jugendlichen als potenzielle Ansprech-
partner begegnen zu können. In der  Interaktion 
mit queeren und nicht-queeren Jugendlichen 
muss die Fachkraft in der Lage sein, eine zuge-
wandte und vorurteilsfreie Beziehungsqualität 
zwischen den jungen Menschen zu fördern. 

Auf Initiative von QueerNet e. V., dem rheinland-
pfälzischen Netzwerk für LSBTTI53, und gefördert 
durch das Land Rheinland-Pfalz, startete 2009 ein 
landesweites Aufklärungsprojekt für Schulen 

52  Die sexuelle Orientierung oder Geschlechtsidentität von queeren 
Jugendlichen unterscheidet sich von der der Mehrheitsgesellschaft.

53  Lesben, Schwule, Bisexuelle, Transsexuelle, Transgender und Inter-
sexuelle

Sportvereinen werden konkrete Hinweise und 
Empfehlungen zum Aufbau von Sportangeboten 
mit traditionsgebundenen muslimischen Mäd-
chen bereitgestellt (vgl. ebd., S. 9). Die Gründung 
integrativer Mädchensportangebote durch  Vereine 
wird durch die Sportjugend bezuschusst.50 Der 
Sportverein schließt dazu einen Kooperationsver-
trag mit einer Einrichtung der Jugendhilfe und einer 
muslimischen Organisation bzw. einer Organisa-
tion unter ständiger Mitarbeit von Muslimen ab. 
Mit dieser Jugendarbeit soll „ein Beitrag zum Ab-
bau der Diskriminierung von Kindern und Jugend-
lichen mit Migrationsbiografie und Basisarbeit für 
ein friedliches interkulturelles Zusammenleben 
geleistet“ werden (ebd., S. 7).

Hearing „Jugendverbandsarbeit/ehrenamt-
liches und bürgerschaftliches Engagement“: 
Zur Mitgliederverteilung und der stark disku-
tierten „Mittelstandslastigkeit“ der Jugendver-
bände mangelt es noch an empirisch abgesi-
cherten Untersuchungen. Bekannt ist jedoch, 
dass neue Mitglieder oft aufgrund eines „Fami-
lienhabitus“ beitreten und die Verbände vor-
rangig auf die eigenen Mitglieder ausgerichtet 
bleiben (gemäß § 12 SGB VIII). Das lässt darauf 
schließen, dass die Mehrheit der Verbände noch 
keine klare Strategie für eine interkulturelle 
Öffnung verfolgt. 

Im Rahmen eines Projektes der Arbeitsgemein-
schaft der Beiräte für Migration und Integration 
Rheinland-Pfalz (agarp) – „Wege in eine demo-
kratische Vielfalt – Qualifizierung und Empow-
erment der Migrantenorganisationen“ – stehen 
Beiräten für Migration und Integration sowie Mig-
rantenorganisationen (MO) im Zeitraum 2013 bis 
2016 bei Unterstützungsbedarf Ansprechpartne-
rinnen zur Verfügung, die entsprechend dem Be-
darf z. B. regionale Workshops konzipieren und bei 
der Vernetzung von Beiräten und MO vor Ort un-
terstützen.51

50  Der Förderzeitraum beträgt zunächst ein Jahr.

51  http://agarp.de/html/0003_projekte.html
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3.1.5 Teilhabe und Engagement junger 
Menschen

Landesprojekte

Der erste Kinder- und Jugendbericht befasste sich 
ausführlich mit konkreten  Partizipationsangeboten, 
-maßnahmen und -projekten in Rheinland-Pfalz. 
Vor allem das Aktionsprogramm „Kinderfreund-
liches Rheinland-Pfalz – Politik für Kinder mit 
Kindern“ wurde dabei in den Blick genommen 
(vgl. MBWJK 2010a, S. 235 ff.). Maßnahmen des 
Aktions programms, die in der Zwischenzeit ihre 
Umsetzung fanden und dabei auch konkrete Par-
tizipationsangebote für Jugendliche umfassen, 
sind u. a. (vgl. MBWJK 2010b):

 ■ Die Broschüre „Leitlinien zur kinder- und 
jugendfreundlichen Dorfentwicklung“, die 
2010 durch das Innen- und Jugendministerium 
herausgegeben wurde. Dort wurden u. a. kon-
krete Erwartungen von Kindern, Jugendlichen 
und Eltern an eine kinder- und jugendfreund-
liche Dorfentwicklung aufgenommen.

 ■ Die Spielleitplanung als kommunales Betei-
ligungs- und Gestaltungskonzept jugendlicher 
Lebensräume wurde bis 2014 durch das Jugend-
ministerium und das Umweltministerium ge-
fördert. Bis dahin konnte die Spielleitplanung 
in 39 Gemeinden (Rheinland-Pfalz besteht aus 
über 2.300 politisch selbstständigen Städten 
und Gemeinden) verankert werden;  weitere 
 sieben Gemeinden arbeiteten noch an der Um-
setzung des Beteiligungskonzeptes.58  Relevante 
Bereiche der Spielleitplanung für Jugendlichen 
wurden vor allem in der Schaffung von Treff-
punkten im öffentlichen Raum sowie der Ein-
richtung von Aktionsflächen wie z. B. Skater-
anlagen oder Ballspielplätzen gesehen (vgl. 
MBWJK 2010b, S. 6).

58  Nach Auskünften des MULEWF, Stand 04/2014.

(SchLAu RLP54). Durch Begegnung und autobio-
grafisches Erzählen will das Projekt unter dem 
Motto „Damit nicht mehr über uns geredet wird, 
sondern mit uns!“ Vorurteile bei jungen Menschen 
abbauen und LSBTTI-Jugendliche unterstützen.55 
Die ehrenamtlichen Teams der Standorte Mainz, 
Trier, Koblenz und Kaiserslautern richten ihr An-
gebot an Schulen sowie an Jugendeinrichtungen, 
Jugendverbände und Sportvereine. Die Nachfrage 
der außerschulischen Bereiche kann bisher wegen 
begrenzter Ressourcen der ehrenamtlichen Teams 
nur bedingt erfüllt werden, soll langfristig aber 
auch einen Schwerpunkt des Aufklärungsprojekts 
ausmachen.56 

Durch die Landesregierung wurde im Zeitraum 
Juni bis September 2013 eine Online- Umfrage 
zur Lebenssituation von Lesben, Schwulen, 
 Bisexuellen, Transsexuellen, Transgender und 
Intersexuellen durchgeführt.57 Diese enthielt u. a. 
Fragen „zur geschlechtlichen und sexuellen Iden-
tität, zur gesellschaftlichen Akzeptanz im Lebens-
umfeld, zu Bildung und Schule, zu Akzeptanz in 
der Arbeitswelt und der Ausbildung“ (Ministerium 
für Integration, Familie, Kinder, Jugend und Frauen 
2013). Wünschenswert und zielführend wäre es, 
wenn auf Grundlage der Umfrage auch Unterstüt-
zungsbedarfe für die Jugendarbeit konkretisiert 
und in geeignete Handlungsstrategien umgesetzt 
würden.

 

54  Schwul Lesbisch Bi Trans* Aufklärung in Rheinland-Pfalz.

55  Vgl. http://www.schlau-rlp.de/uber-schlau.

56  Nach Auskünften von QueerNet e. V.

57  Die Online-Umfrage befindet sich nach Auskünften des Ministe-
riums für Integration, Familie, Kinder, Jugend und Frauen noch in der 
Auswertungsphase, die Ergebnisse werden unter www.regenbogen.
rlp.de veröffentlicht.
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dem Demenzcafé in Hechtsheim (DRK) umge-
setzt. 16 Mädchen betreuten dort Demenzpatien-
tinnen und -patienten, planten Projekte und Ak-
tionen, die im Demenzcafé mit den betroffenen 
Menschen durchgeführt wurden.60 Die Jugendkir-
che livingroom wiederum führte in  Kooperation 
mit der IGS Anna Seghers ein Nachhilfe-Projekt 
für Schülerinnen und Schüler der 9. und 10. Klas-
sen durch. Die Modellstandorte sollen künftig 
anderen Einrichtungen und Kommunen bei der 
Entwicklung eigener Strukturen der Engagement-
förderung als Vorbild dienen. 

Aus der Initiative „jungbewegt – dein Einsatz 
zählt!“ ist im Jahr 2012 auch das „jugendforum 
rlp“ unter dem Motto „liken, teilen, was bewe-
gen“ hervorgegangen. Das Kooperationsprojekt 
der Bertelsmann Stiftung und der Staatskanzlei 
ermöglichte Jugendlichen und jungen Erwachse-
nen in Rheinland-Pfalz eine Plattform für ihre ak-
tive politische Beteiligung. Im Rahmen einer vier-
wöchigen Online-Diskussion im Diskussionsforum 
(www.jugendforum.rlp.de) und einer  zweitägigen 
Jugendkonferenz in Mainz konnten junge  Menschen 
sich für „ihre“ Themen stark machen und dabei 
konkrete Forderungen an die Landesregierung for-
mulieren. Diese wurden in einem  Jugendmanifest 
(„Unsere Zukunft bestimmen wir!“) konkreti-
siert und der Landesregierung im November 2012 
übergeben.

Selbstauskünfte junger Menschen in Rhein-
land-Pfalz: 
Zwischen den Selbstauskünften junger Men-
schen und den Forderungen aus dem „jugend-
forum rlp“ sind Schnittmengen v. a. im Bereich 
ÖPNV und dem Zustand der Schultoiletten 
deutlich geworden. Im Bereich dieser Themen 
stellten die Jugendlichen in den Zukunftswerk-
stätten einen besonderen politischen Hand-
lungsbedarf fest (vgl. Kap. 4). 

60  Vgl. http://net-part.rlp.de/fileadmin/netpart/Jungbewegt/ 
jungbewegt_Plakate_Einrichtungen_Mainz_Maerz_2013.pdf.

 ■ Die Veranstaltungsreihe „Engagierte Jugend 
in Rheinland-Pfalz“ suchte im Jahr 2010 den 
Dialog mit jungen Menschen. Jugendliche aus 
Rheinland-Pfalz waren zu Gast in der Staats-
kanzlei und durften dort die Formen ihres per-
sönlichen Engagements präsentieren. 

Über die Leitstelle Partizipation wird die Beteili-
gung von jungen Menschen landesweit strukturell 
verankert. In diesem Rahmen geschieht auch eine 
„konstante fachliche Unterstützung und Qualifizie-
rung sowie die Vernetzung der kommunalen Ju-
gendvertretungen in Rheinland-Pfalz“.59 So wurde 
im Juni 2014 bereits zum 12. landesweiten Treffen 
der kommunalen Jugendvertretungen eingeladen. 

Im Jahr 2008 wurde das bundesweite Projekt 
„jungbewegt – dein Einsatz zählt!“ zur Engage-
ment förderung junger Menschen durch die 
Bertels mann Stiftung ins Leben gerufen. In Rhein-
land-Pfalz wurde das Projekt mit einer Auftakt-
veranstaltung im Sommer 2011 und in einer etwa 
zweijährigen Laufzeit in der Stadt Mainz (Modell-
standort) umgesetzt. Grundlage war eine Koope-
rationsvereinbarung der Bertelsmann Stiftung mit 
dem Ministerium für Integration, Familie, Kinder, 
Jugend und Frauen und der Stadt Mainz. Bis 2013 
beteiligten sich vier Mainzer Schulen, fünf Kinder-
tagesstätten, das Kinder-, Jugend- und Kulturzen-
trum Mainz-Hechtsheim/Ebersheim sowie die Ju-
gendkirche livingroom in Mainz am Modellprojekt 
(vgl. Ministerium für Integration, Familie, Kinder, 
Jugend und Frauen 2013 f.). Während der Projekt-
laufzeit sollten in Mainz „gute Voraussetzungen 
für freiwilliges Engagement geschaffen, die vielfäl-
tig vorhandenen Ansätze zusammengebracht und 
in Kindertagesstätten, Schulen und Jugendeinrich-
tungen neue Wege der Engagementförderung er-
probt werden“ (Ministerium für Integration, Fami-
lie, Kinder, Jugend und Frauen 2012b, S. 4).

Im Rahmen der Mädchenarbeit hat das Jugend- 
und Kulturzentrum Hechtsheim dabei die Idee 
von Demenzpatenschaften in Kooperation mit 

59  http://mifkjf.rlp.de/kinder-und-jugend/jugendpolitik/beteiligung/
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Daten, die im Rahmen des Antragsverfahrens ge-
neriert werden, zu den Jugendleiterin- und -leiter-
cards zusammen.63 Auf dieser Datengrundlage 
wird auch ein differenzierter Blick auf die Jugend-
leiterinnen und Jugendleiter in Rheinland-Pfalz 
möglich. 2013 wurden in Rheinland-Pfalz 1.312 
 Juleicas ausgestellt. Abbildung 57 bildet ab, wie 
sie sich auf die Kreise und kreisfreien Städte ver-
teilen.64 Gegenüber 201165 zeigt sich eine leichte 
Zunahme der ausgestellten Juleicas (2011: 1.288). 

Abbildung 58 zeigt die Verteilung der  Juleicas nach 
dem Alter der Antragstellerinnen und Antragsteller. 
Den höchsten Anteil der unter 20-Jährigen bilden 
dabei die 16- und 17-Jährigen (27,4 %). Inhaber 
der Juleica sind in Rheinland-Pfalz vor allem Schü-
lerinnen und Schüler (42,1 %), Studierende stellen 
mit 17,4 % die drittgrößte Personengruppe dar. 
Die Gruppe der Jugendleiterinnen und Jugendleiter 
setzt sich stärker als im Bundesdurchschnitt vor 
allem aus Schülerinnen und Schülern des Gymna-
siums bzw. Personen mit Abitur zusammen. Anga-
ben der Jugendleiterinnen und Jugendleiter zu ih-
ren Tätigkeiten zeigen auf, dass sie sich vor allem 
bei der Organisation und Durchführung von Frei-
zeiten engagieren (78 %) oder die pädagogische 
Betreuung und Anleitung einer Gruppe überneh-
men (57 %).

63  Vgl. http://www.akjstat.uni-dortmund.de/index.php?id=406.

64  Für 334 im Jahre 2013 ausgestellte Juleicas ist eine Zuordnung 
nach Kreis oder kreisfreier Stadt nicht möglich. Hier ist lediglich klar, 
dass es sich um Juleicas handelt, die Rheinland-Pfalz zuzuordnen 
sind. Diese 334 Fälle werden beim Insgesamtwert für die Kreise und 
kreisfreien Städte nicht berücksichtigt.

65  Die Vergleichbarkeit der ausgestellten Juleicas in den Jahren 2011 
bis 2013 ist durch die Umstellung auf ein einheitliches Online-An-
tragsverfahren 2011 gegeben.

Nachfolgender Auszug einer Stellungnahme der 
Landesregierung zum Jugendmanifest des „jugend-
forums rlp“ konkretisiert Entwicklungsbedarfe für 
eine an den unmittelbaren Lebenswelten der jun-
gen Menschen orientierten Jugendpolitik: „Außer-
dem gibt es Punkte, die nicht in der Zuständigkeit 
der Landesregierung liegen, wie beispielsweise 
die Verbesserung des Zustands der Schultoiletten 
(Zuständigkeit des kommunalen Schulträgers), die 
Tarifstrukturen im Öffentlichen Personennahver-
kehr oder Busverbindungen in der Nacht (kom-
munale Zuständigkeit).“61 

Beide  Kooperationsprojekte des Landes und der 
Bertelsmann Stiftung sind Ansätze innovativer Be-
teiligungsstrukturen junger Menschen in Rhein-
land-Pfalz. Diese Potenziale gilt es nun aus ihrem 
bisherigen Modellcharakter zu lösen und sie in ei-
ner sowohl  flächendeckenden als auch verstetig-
ten Beteiligungsstruktur zu verankern. 

Die Jugendleiterin- und Jugendleiter-
Card (Juleica)

Die Kinder- und Jugendarbeit sowie die Jugend-
verbandsarbeit werden wie kein anderes Feld der 
Kinder- und Jugendhilfe durch das Engagement 
von Ehrenamtlichen getragen. Das  bundesweite 
Antragsverfahren zur Jugendleiterin- und Jugend-
leiter-Card (Juleica) liefert empirische Daten zur 
„Bedeutung und (...) Akzeptanz der Juleica als 
Qualifikationsnachweis und Anerkennung für frei-
williges/ehrenamtliches Engagement“ (vgl. Deut-
scher Bundesjugendring 2011, S. 9).62

Die Dortmunder Arbeitsstelle Kinder- und Jugend-
hilfestatistik (AKJStat) stellt im Rahmen einer Ko-
operation mit dem Deutschen Bundesjugendring 
regelmäßig die aktuell verfügbaren nicht- amtlichen 

61 http://mifkjf.rlp.de/aktuelles/einzelansicht/archive/2014/ 
february/article/landesregierung-nimmt-vorschlaege-ernst-und-
festigt-den-dialog/

62  Verbunden mit der Beantragung einer Juleica werden seit April 
1999 Grunddaten zu dieser Personengruppe abgefragt.
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 Universität Dortmund, eigene Darstellung
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Abb. 59: Personen mit einer Juleica nach höchstem erreichtem Schulabschluss 2013, nur 
 Jugendleiterinnen und -leiter im Alter von 20 Jahren und älter

Quelle: Datenbank des Deutschen Bundesjugendringes zu Jugendleiterinnen und -leitern mit einer Juleica (Stand 31.12.2013), nach Auskunft 
der Arbeitsstelle Kinder- und Jugendhilfestatistik (AKJStat) des Forschungsverbundes Deutsches Jugendinstitut/Techn. Universität Dortmund

Quelle: Datenbank des Deutschen Bundesjugendringes zu den Jugendleiterinnen und -leitern mit einer Juleica (Stand 31.12.2013),  
nach Auskünften der AKJStat des Forschungsverbundes Deutsches Jugendinstitut/Technische Universität Dortmund
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 ■ Popcorn im Maisfeld richtet sich ausschließ-
lich an kinolose Regionen und Gemeinden im 
ländlichen Raum von Rheinland-Pfalz und er-
möglicht in Kooperation mit der kommunalen 
Jugendpflege, mit Jugendverbänden und Ver-
einen Filmvorführungen und begleitete Film-
arbeit vor Ort. In den vergangenen Jahren zeigt 
sich jedoch zunehmend, dass Jugendliche als 
Zielgruppe für diese Projektform kaum erreicht 
werden.69 

„maps – Mediale Aktionsprojekte gegen Rechts-
extremismus“ hieß ein Medienprojekt des Lan-
des  amtes für Soziales, Jugend und  Versorgung 
– Landesjugendamt – und des Instituts für Medien-
pädagogik (Landesfilmdienst Rheinland-Pfalz e. V.), 
das im Zeitraum 2011 bis 2014 umgesetzt wurde. 
In 23 Filmprojekten hatten insgesamt 227 Jugend-
liche aus Schulen, Jugendzentren, der Jugendstraf-
vollzugsanstalt und einem Berufsorientierungs-
projekt die Möglichkeit, eigenes Filmmaterial 
herzustellen. „Das Medium Film schafft (...) Pro-
bleme des Alltags der jungen Menschen an die 
Oberfläche, darunter auch Aspekte gruppenbezo-
gener Menschenfeindlichkeit, die das Substrat für 
rechtsextremistische Orientierungen abgeben. Sie 
lassen sich bei der Produktion und im Film selbst 
bearbeiten. Mobbing und Gewalt werden so zum 
Thema, Abwertung, Feindseligkeit (...)“. 70 Die Er-
kenntnisse des Projektes sollen in die weitere Zu-
sammenarbeit der Projektpartner einfließen. Die 
Verbreitung der maps-Projekte wird vor allem auf 
die Bereitstellung langfristig gesicherter Ressour-
cen angewiesen sein.

3.1.7 Jugendhilfe an der Schnittstelle 
zwischen Schule, Ausbildung und Beruf 

Seit der PISA-Studie besteht eine hohe Überein-
stimmung darüber, dass die Bildungsbedingungen 
von jungen Menschen in Deutschland verbessert 

69  Nach Auskünften des Landesfilmdienstes Rheinland-Pfalz e. V.

70  http://lsjv.rlp.de/einzelansicht/archive/2014/may/article/maps-
mediale-aktionsprojekte-gegen-rechtsextremismus/

3.1.6 Medienbildung in der Jugendarbeit

Ein Zugang zum Internet und andere Medienan-
gebote zählen seit Jahren zum festen Bestandteil 
der Einrichtungen. Jugendarbeit bietet eine geeig-
nete Plattform für die fachliche und kompetente 
Begleitung der jungen Menschen im Umgang mit 
den (neuen) Medien. Um die Medienbildung in 
der Jugendarbeit zu stärken, hat das Ministerium 
für Integration, Familie, Kinder, Jugend und Frau-
en 2012 ein Fortbildungsprogramm („Medienbil-
dung in der Jugendarbeit“66) initiiert, das in einer 
eineinhalbjährigen Pilotphase vom Landesfilm-
dienst Rheinland-Pfalz und der medien+bildung.
com gGmbH umgesetzt wurde. Bis April 2014 ha-
ben 124 haupt- und ehrenamtliche Fachkräfte der 
Jugendarbeit das entsprechende Zertifikat erwor-
ben. Darüber hinaus werden zukünftig Fördermit-
tel für medienpädagogische Maßnahmen bereit-
gestellt, die von Einrichtungen beantragt werden 
können, bei denen eine Zertifikatsinhaberin oder 
ein Zertifikatsinhaber beschäftigt ist.67

Zudem werden landesweit zahlreiche Medienpro-
jekte angeboten, wie z. B. folgende Projekte des 
Instituts für Medienpädagogik/Landesfilmdienst 
Rheinland-Pfalz:

 ■ lokal-global.de ist mit fünf mobilen Internet-
Cafés in Rheinland-Pfalz unterwegs und bietet 
in Einrichtungen der Jugendarbeit Workshops, 
Projekte, Weiterbildung und Internet-Events an 
(vgl. Abb. 60).68

 ■ DiG.iT – Digitale Medienproduktion in der 
Jugendarbeit unterstützt Jugendliche und 
Fachkräfte bei Projekten der Medienprodukti-
on, u. a. durch die technische Ausrüstung und 
Beratung (vgl. ebd.).

66  Vgl. http://mifkjf.rlp.de/aktuelles/einzelansicht/archive/2014/
april/article/medienbildung-in-der-jugendarbeit-zertifikatskurs-geht-
in-die-zweite-runde/.

67  Vgl. http://www.lokal-global.de/medienbildungjugendarbeit.
html.

68  Vgl. http://www.lokal-global.de.
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ment nimmt Bezug auf die soziale Dimension von 
Bildung, die auch die Bearbeitung der Folgen eines 
hoch selektiven Bildungssystems einschließt. Spä-
testens an dieser Stelle zeigt sich die Verknüpfung 
der Kinder- und Jugendhilfe mit dem Bildungs-
system. In zahlreichen Untersuchungen ist hinrei-
chend analysiert und beschrieben worden, wie ein 
erweitertes und gemeinsames Bildungsverständ-
nis von Jugendhilfe und Schule aussehen könnte 
und dass über eine Kooperation die Schule zur Le-
benswelt geöffnet und zugleich die Kinder- und 
Jugendhilfe stärker im schulischen Raum integ-

werden müssen. Neben einer Weiterentwicklung 
des Schulsystems bedarf es auch der Umsetzung 
eines über formale Bildung hinaus erweiterten Bil-
dungsverständnisses sowie sozialpolitischer Inter-
ventionen zur Verbesserung der familialen Bedin-
gungen des Aufwachsens von Kindern, die nach-
weislich mit dem voraussichtlichen Bildungserfolg 
korrelieren. 

Das Bundesjugendkuratorium verwies im Jahr 
2002 darauf, dass Bildung mehr ist als Schule (vgl. 
Bundesjugendkuratorium 2002). Dieses State-

lokal-global.de

DiG.iT

Abb. 60: Projektstandorte des Landesfilmdienstes Rheinland-Pfalz e. V. 2013

Quelle: Landesfilmdienst Rheinland-Pfalz e. V. (2013), eigene Darstellung 
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beit ging im Jahr 2011 parallel mit der Einführung 
des Bildungs- und Teilhabepakets einher, als den 
Kommunen begrenzt bis 2013 zusätzliche  Mittel 
durch den Bund71 zur Verfügung gestellt wurden, 
die für das gemeinschaftliche Hortmittagessen 
von Schülerinnen und Schülern oder/und für die 
Schulsozialarbeit genutzt werden konnten. In Re-
aktion darauf wurden in vielen deutschen Kom-
munen neue Stellen bei öffentlichen und freien 
Trägern eingerichtet. Das Ziel war, über die Schul-
sozialarbeit vor allem die Bildungsbedingungen 
benachteiligter junger Menschen zu verbessern. In 
Rheinland-Pfalz wurden diese Mittel häufig in den 
Auf- und Ausbau der Schulsozialarbeit an Grund-
schulen investiert. 

Im Jahr 2013 wurden in Rheinland-Pfalz insgesamt 
369,4 Personalstellen für die schulbezogene Ju-
gendsozialarbeit/Schulsozialarbeit gemäß § 13 
SGB VIII erfasst. Dies entspricht einem Eckwert 
von 4,95 Personalstellen pro 10.000 junger Men-

71  Der Bund erhöhte für den Zeitraum 2011 bis 2013 seine Beteili-
gung an den „Kosten der Unterkunft und Heizung“ der Kommunen 
um 2,8 Prozentpunkte.

riert werden müsste. Strukturelle Fragen sind indes 
nicht geklärt. So herrscht Uneinigkeit darüber, ob 
der Ausbau von Jugendhilfeangeboten an Schulen 
eher die schulische Selektion noch befördert, ob 
das Schulsystem stabilisiert und ihre Indienstnah-
me noch vergrößert wird oder ob nicht doch ein 
Schulkulturwandel und eine Öffnung von Schule 
zur Lebenswelt einsetzt.

Die Schulsozialarbeit steht dabei als Synonym 
für die Kooperation von Jugendhilfe und  Schule. 
Dieser Leistungsbereich der Kinder- und Jugend-
hilfe hat in den vergangenen zehn Jahren einen er-
heblichen Bedeutungszuwachs erfahren. Die Nor-
malisierung der Kinder- und Jugendhilfe zeigt sich 
auch in diesem Bereich. Die noch in den 1980er 
Jahren als Unterstützungsstruktur für „problema-
tische“ Schülerinnen und Schüler angedachte 
Schulsozialarbeit stellt heute weitgehend ein Re-
gelangebot für alle Schultypen dar. Der derzei-
tige Schwerpunkt der Schulsozialarbeit findet 
sich zwar noch an Realschulen plus, Integrierten 
Gesamtschulen und Berufsbildenden Schulen, 
der Trend des Ausbaus von Schulsozialarbeit an 
Grundschulen und Gymnasien zeigt sich jedoch 
bundesweit. Eine Aufwertung der Schulsozialar-
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Abb. 61: Personalstellen § 13 SGB VIII schulbezogene Jugendsozialarbeit/Schulsozialarbeit 
 (einschließlich Jugendsozialarbeit BVJ ohne Jugendberufshilfe) in Rheinland-Pfalz 2006 – 2013

Quelle: Integrierte Berichterstattung Rheinland-Pfalz 2013; Erhebung des ism, eigene Berechnung und Darstellung
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Im Übergang zwischen Schule und Ausbildung 
oder Beruf werden Jugendliche durch Angebote 
der Jugendberufshilfe als Teil der Jugendsozialar-
beit nach § 13 SGB VIII unterstützt, deren Ziel ihre 
soziale und berufliche Integration ist. Ergänzend 
zu kommunalen Angeboten der  Jugendberufshilfe 
sieht das rheinland-pfälzische ESF74-Programm 
mehrere rechtskreisübergreifend ausgerichtete In-
strumente zur Unterstützung von Jugendlichen im 
Übergang vor, darunter die folgenden75:  
Mit präventiven, arbeitsweltorientierten Angebo-
ten helfen sozialpädagogische Fachkräfte unter 
der Bezeichnung „Jobfux“ dabei, „Grenzen zwischen 
Schulsystem, Jugendhilfe und Berufssystem zu 
überwinden“ (MSAGD 2013, S. 76). Insbesondere 
Schülerinnen und Schüler der Abgangsklassen von 
Schulen mit Berufsreifeabschluss sind Zielgruppe 
des Programms. Im Schuljahr 2013/14 wurden in 
Rheinland-Pfalz 32 Jobfux-Projekte in 19 Landkrei-
sen bzw. kreisfreien Städten gefördert. Über diese 
Projektform wurden etwa 7.500 Schülerinnen und 
Schüler erstmals erreicht (ebd.).

Im gleichen Zeitraum wurden in 18 Landkreisen 
bzw. kreisfreien Städten in 22 Projekten „Kommu-
nale Jugendscouts“ gefördert. Diese unterstützen 
Jugendliche, die „wegen persönlicher Merkmale 
vorhandene Angebote zur beruflichen Eingliede-
rung nicht oder nicht mehr in Anspruch nehmen 
oder mit diesen noch nicht eingegliedert werden 
konnten, (…) beim Zugang zu angemessenen Ak-
tivierungs-, Beschäftigungs- und Qualifizierungs-
angeboten, um ihre Chancen auf Eingliederung 
in den ersten Arbeitsmarkt zu verbessern“76. Über 
die Jugendscouts konnten im Jahr 2013 etwa 
3.800 Jugendliche und junge Erwachsene erreicht 
werden. Die Zahl der Neueintritte lag bei knapp 
2.500 (MSAGD 2013, S. 78). 

74  Europäischer Sozialfonds (ESF).

75  Diese Projekte werden aus Mitteln des Europäischen Sozialfonds 
(ESF) und des Landesarbeitsministeriums Rheinland-Pfalz finanziert.

76  http://esf.rlp.de/esf-foerderung-2007-2013/rahmenbedingungen/

schen unter 21 Jahren in Rheinland-Pfalz. Die Stel-
len im Bereich der Schulsozialarbeit verteilen sich 
jedoch sehr unterschiedlich über die einzelnen 
Kommunen. Die Spannbreite des Eckwertes inner-
halb der rheinland-pfälzischen  Jugendamtsbezirke 
reicht dabei von 2,23 bis 10,47 Personalstellen pro 
10.000 unter 21-Jährigen. Seit dem Jahr 2006 sind 
die Personalstellen im Bereich der Schulsozial-
arbeit um 210,6 % gestiegen. Im Jahresvergleich 
2011/2012 ergab sich eine deutliche Steigerung 
um 35,7 %.Im Jahresvergleich 2012/2013 fiel die 
Steigerung mit 0,6 % deutlich geringer aus.

Mit dem Wegfall der zusätzlichen  Bundesmittel 
zum 31.12.2013 steht die Schulsozialarbeit  erneut 
vor großen Herausforderungen. Zwar hat das Land 
die eigenen Fördermittel wieder auf den Stand von 
2011 (rund 5,1 Mio Euro72) angehoben, doch ist 
aus der Sicht der Akteure vor Ort für viele der rund 
178 neu geschaffenen Personalstellen (vgl. Land-
tag Rheinland-Pfalz 2013, S. 1) eine Weiterführung 
nicht gesichert.73 Im Mai 2013 hat die rheinland-
pfälzische Landesregierung einen gemeinsamen 
Gesetzesantrag zur Weiterfinanzierung von Schul-
sozialarbeit und Mittagessen in Horten in den 
Bundesrat eingebracht. Diesen lehnte die Bundes-
regierung unter Verweis auf die Entlastung der 
Kommunen bei der Grundsicherung im Alter ab 
(vgl. ebd.). Das Land wird die Förderung der Schul-
sozialarbeit im Bereich der Realschulen plus, Inte-
grierten Gesamtschulen und der Berufsbildenden 
Schulen auf dem Niveau von 2011 weiterfördern. 
Über 230 Schulen und rund 165  landesgeförderte 
Stellen bekommen damit Planungssicherheit (vgl. 
Ministerium für Integration, Familie, Kinder, Jugend 
und Frauen 2013d). Die Weiterführung der Schul-
sozialarbeit an Grundschulen und Gymnasien 
hängt vom neuen Schuljahr 2014 an jedoch vor-
rangig von politischen und finanziellen Spiel- und 
Handlungsräumen der Kommunen ab. 

72  Nach Auskünften des Ministeriums für Integration, Familie, 
Kinder, Jugend und Frauen (04/2013).

73  Vgl. dazu de Graaff (Landesinitiative Schulsozialarbeit) sowie 
May/Neuner-Schewior (Jugendamt Ludwigshafen am Rhein) im 
Hearing „Schulsozialarbeit und Jugendberufshilfe: Bestandsaufnah-
me und Perspektiven in und für Rheinland-Pfalz“ am 18.06.2013.
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Über den Förderansatz „Fit für den Job“ sollen 
schließlich Jugendliche erreicht werden, „denen 
es aufgrund ihrer persönlichen Voraussetzungen 
bisher nicht gelungen ist, einen Ausbildungs- oder 
Arbeitsplatz zu finden und die auch nicht für eine 
Berufsvorbereitung im Rahmen einer berufsvor-
bereitenden Maßnahme geeignet sind und denen 
keine andere arbeitsmarktpolitische Integrations-
maßnahme von Bund, Land oder Kommune ange-
boten wurde“ (ebd. S. 81). Gefördert wurden über 

Jugendberufsagentur

Kompetenzagenturen

Jugendmigrationsdienste

Abb. 62: Beratungsdienste der Jugendsozialarbeit in Rheinland-Pfalz

Quelle: http://www.jugendberufsagentur-mainz.de/; http://www.jugendmigrationsdienste.de/; http://www.kompetenzagenturen.de/,  
eigene Darstellung (Kartenmaterial: GfK GeoMarketing)

diesen Ansatz im Jahr 2013 24 Projekte mit etwa 
1.400 Teilnehmerinnen und Teilnehmern. Bislang 
stehen jedoch nicht die erforderlichen Ressourcen 
für den Aufbau einer flächendeckenden Angebots-
struktur zur Verfügung (ebd. S. 79).

Das Angebot der Jugendsozialarbeit wird in Rhein-
land-Pfalz durch weitere Beratungsdienste er-
gänzt, die Abbildung 62 im Ausschnitt zeigt (vgl. 
auch MBWJK 2010a, S. 168 ff.).
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 eigenen Spielmobils oder eines Jugend- bzw. 
Ruftaxis80 präsentiert?81

Abbildung 63 fasst die Ergebnisse der Inhalts-
analyse zusammen und bildet die „Jugend-Web-
präsenz“ in den Landkreisen und kreisfreien 
Städten sowie auf Anhieb ersichtliche Angebots-
formate der Verbandsgemeinden und verbands-
freien Gemeinden und Städte ab.

Für die Berechnung der „Jugend-Webpräsenz“ wur-
den die Ergebnisse der einzelnen Verbandsgemein-
den und verbandsfreien Gemeinden verrechnet 
(Webpräsenz: ja oder nein) und daraus der Prozent-
satz vorhandener Webpräsenz für den Landkreis 
insgesamt errechnet. Die kreisfreien Städte erhal-
ten automatisch einen Wert von 100 %, wenn Fra-
ge 1 erfüllt ist. Die Kategorisierung der Webpräsenz 
(vgl. Abb. 63) wurde dann wie folgt vorgenommen:

 ■ oberes Drittel „Webpräsenz“: Mittelwert zwi-
schen 80 % und 100 %,

 ■ mittleres Drittel „Webpräsenz“: Mittelwert zwi-
schen 41 % und 79 %,

 ■ unteres Drittel „Webpräsenz“: Mittelwert zwi-
schen 0 % und 40 %.

Über die kleinräumliche Betrachtung der „Jugend-
Webpräsenz“ zeichnet sich eine regionale Diffe-
renzierung der (öffentlich ersichtlichen) Bedeu-
tung von Jugend ab. Während für viele Regionen 
in Rheinland-Pfalz auf dem beschriebenen Weg 
kaum oder keine Informationen über jugendspezi-
fische Angebotsstrukturen zugänglich werden, 
präsentieren sich vor allem die nord-östlichen 
Landkreise sehr jugendfreundlich.

Die konkrete Umsetzbarkeit jugendspezifischer 
Angebote ist immer auch in Abhängigkeit von der 

80  Hier wurden nur solche Ruftaxis berücksichtigt, für die ein kon-
kreter Hinweis auf den Einsatz in den späten Abend- und Nachtstun-
den ersichtlich war.

81  Nicht berücksichtigt sind hier die Webauftritte der Landkreise 
und kreisfreien Städte.

Hearing „Schulsozialarbeit/Jugendberufs-
hilfe“: 
Es gibt in Rheinland-Pfalzzwar eine Vielzahl an 
Maßnahmen (und Fördermodellen) in der Ju-
gendberufshilfe, aber einen großen Bedarf an 
Vernetzungsstrukturen.

3.1.8 Ist Jugend(-pflege) ein Thema in 
den Gemeinden und Städten? 

Ein Blick in die Regionen des Landes gibt Hinwei-
se auf die Bedeutung der Jugendgeneration und 
ihrer spezifischen Angebotsstrukturen vor Ort: 
Längst präsentieren sich Verbandsgemeinden und 
verbandsfreie Gemeinden und Städte mit einem 
eigenen Webauftritt im World Wide Web. Alle 
bürgerrelevanten Informationen und Angebots-
strukturen werden dort aufbereitet und spiegeln 
Schwerpunkte des (politischen) Gemeindelebens 
wider. Eine inhaltliche Analyse der Webauftritte 
der Gemeinden und Städte77 ermöglicht eine An-
näherung an folgende Fragestellungen:78

 ■ Wird Jugend als eigenständige Zielgruppe des 
Internetangebots angesprochen bzw. werden 
Angebote für die Jugend bzw. der Jugendpflege 
auf Anhieb sichtbar präsentiert? 

 ■ Welche Räume für Jugendliche (z. B. Jugend-
treff, Jugendzentrum, Jugend-Café) werden auf 
Anhieb sichtbar präsentiert?79

 ■ Vor allem in ländlichen Regionen ist Mobilität 
ein großes Thema für Jugendliche. Wo wird das 
konkrete Angebot bzw. die Verfügbarkeit eines 

77  Auf Ebene der Verbandsgemeinden und kreisfreien Städte (nicht 
berücksichtigt sind hier die übergeordneten Webauftritte der Land-
kreise selbst); Stand: 03/2014.

78  Damit wird nicht das tatsächliche Vorhandensein bestehender 
Angebote beschrieben, sondern die Form der Präsentation und 
Zugänglichkeit.

79  Nicht berücksichtigt sind hier die Webauftritte der Landkreise 
und kreisfreien Städte.
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Selbstauskünfte junger Menschen in Rhein-
land-Pfalz: 
Fast 56 % der Jugendlichen bewerteten das 
Freizeit- und Kulturangebot ihres Wohnorts als 
schlecht oder sehr schlecht. 6,6 % bewerteten 
es als sehr gut und 12,1 % als gut.

finanziellen Ausstattung der Kommune und dem 
landespolitischen „Rückenwind“ zu bewerten. Ins-
besondere vor dem Hintergrund des fortschreiten-
den demografischen Wandels und der räumlichen 
Neuorientierung von heranwachsenden Men-
schen – der Frage, ob sie in der Region bleiben 
oder gehen – müssen sich vor allem ländliche Ge-
meinden zunehmend mit ihrer Attraktivität für die 
junge Generation auseinandersetzen und diese of-
fensiv weiterentwickeln.

Oberes Drittel „Webpräsenz“

Mittleres Drittel „Webpräsenz“

Unteres Drittel „Webpräsenz“

Spielmobil

Jugendtaxi/Ruftaxi

Jugendräume

Abb. 63: Jugend-Webpräsenz in den Landkreisen und kreisfreien Städten in Rheinland-Pfalz sowie 
ausgewählte Angebotsformate der Verbandsgemeinden und verbandsfreien Gemeinden und Städte

Quelle: Eigene Erhebung und Darstellung (Kartenmaterial: GfK GeoMarketing)
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zur Nutzung von Orten der Freizeitgestaltung in 
Rheinland-Pfalz (vgl. Kap. 7.3)82.

Hearing „Offene Jugendarbeit“: 
McDonald’s – die erfolgreichste Einrichtung Of-
fener Jugendarbeit?!

Formen der Raumaneignung und Vergemeinschaf-
tung junger Menschen gehen aber auch über die 
Grenzen und Orte der eigenen Peergroup hinaus. 
Besonderer Beliebtheit als „situative Eventgemein-
schaft“ (Gebhardt 2013 im Hearing „Jugend heu-
te“) erfreuen sich dabei Flashmobs. Diese zeichnen 
sich durch einen hohen kreativen Grad der Selbst-
organisation aus und sind dabei nicht auf die Ju-
gendgeneration beschränkt. Organisiert werden die 
situativen Zusammenkünfte meist über das Inter-
net oder andere Zugänge der modernen Medien. 
Für Rheinland-Pfalz besteht beispielsweise ein ei-
genes Forum, in dem die geplanten Aktionen ange-
kündigt und angeworben werden.83 Die beteiligten 
Personen kennen sich meist nicht oder nur verein-
zelt. Neben künstlerischen Performances oder klei-
nen Demonstrationen mit politischem Charakter 
sind Flashmobs oft reine Spaß-Aktionen (vgl. ebd.).

Flashmobs werden nicht systematisch erfasst, 
von den beteiligten Personen aber vielfach me-
dial aufgezeichnet und auf Videoplattformen in 
das Internet hochgeladen. Eine Recherche über 
die Plattform „youtube“ ermöglicht die regiona-
le Abbildung rheinland-pfälzischer Flashmobs im 
Zeitraum 2010 bis 02/2014 (vgl. Abb. 64). So er-
schließt sich eine erweiterte Sichtweise auf „die“ 
Jugend und ihre Lebenswelten.84

82  Ähnlich wie bei den Angeboten der Jugendarbeit ist auch hier ein-
schränkend zu berücksichtigen, dass Fast-Food-Ketten und Einkaufs-
zentrum nur einer Teilmenge der jungen Menschen im Nahraum zur 
Verfügung stehen, und vor allem Jugendliche in ländlichen Regionen 
weniger davon profitieren können.

83  http://www.flash-mob.de/rheinland-pfalz/

84  Die Recherche auf „youtube“ berücksichtigte im Suchraster 
alle Gemeinden und Städte mit mindestens 1.000 Einwohnern und 
ergab auf dieser Grundlage 54 Flashmobs für Rheinland-Pfalz (Stand: 
Februar 2014).

3.1.9 Informelle Formen jugendlicher 
Vergemeinschaftung und Selbstaneig-
nung des öffentlichen Raums – Oder: 
Jugendarbeit im weiteren Verständnis 

Mit der Offenen und verbandlichen Jugendarbeit 
sowie der Jugend- und Schulsozialarbeit wurde 
bislang v. a. die institutionelle „Angebotspalette“ 
des Entwicklungsraums Peers in den Blick genom-
men. Das Spektrum jugendlicher Vergemeinschaf-
tungsformen im öffentlichen Raum geht jedoch 
weit über diese „formalen Gelegenheitsstruktu-
ren“ hinaus. Tatsächlich werden Einrichtungen 
und Angebotsformen der klassischen Jugendarbeit 
von einer zahlenmäßig kleinen Zielgruppe in An-
spruch genommen.

Selbstauskünfte junger Menschen in Rhein-
land-Pfalz: 
Danach befragt, welche Freizeit- und Kulturan-
gebote die jungen Menschen in ihrer Umgebung 
nutzen, gaben 73,8 % (n = 2.122) der Jugend-
lichen an, nie, und 13,2 %, selten in ein Jugend-
haus zu gehen (zusammen: 87 %). Als Gründe 
dafür, kein Jugendzentrum zu besuchen, wur-
den vor allem eine geringe Attraktivität des An-
gebots („Dort gibt es nichts, was mich interes-
siert“; 56,2 %) und andere Interessen (47,5 %) 
benannt.

Anders als Busbahnhöfe und Spielplätze haben 
sich Einkaufszentren und Fast-Food-Ketten „un-
ter dem Schutz der Konsumentenrolle“ (Deinet 
2013 im Hearing „Offene Jugendarbeit“) als ge-
sellschaftlich akzeptierte Treffpunkte für Jugend-
cliquen im öffentlichen Raum etablieren können. 

Ganz nebenbei geschieht an diesen Orten ein ho-
her Grad der „Durchmischung“ von Altersgruppen 
sowie sozialen und kulturellen Milieus. Auch durch 
ihre attraktiven Öffnungszeiten (z. T. 24 Stunden 
geöffnet) sind diese „kommerziellen (Frei-)Räu-
me“ zuverlässige Gelegenheitsstrukturen für die 
jungen Menschen geworden. Ihre Beliebtheit zeigt 
sich auch in den Ergebnissen der Jugendbefragung 
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„(...) die globale Erwärmung durch die Begrenzung 
der Treibhausgasemissionen aus Stromgewinnung 
und Verkehr zu bekämpfen und jungen Menschen 
ein angemessenes Mitspracherecht bei langfristigen 
politischen Entscheidungen zu gewähren“.85

85  http://rlp.bundjugend.de/scp/

Auch die Silent Climate Parade, die im Jahr 2014 
zum dritten Mal in Folge von der BUNDjugend 
und dem Freiwilligen Ökologischen Jahr Rhein-
land-Pfalz (FÖJ RLP) in Mainz organisiert wur-
de, steht sinnbildlich für die Selbstaneignung des 
 öffentlichen Raums durch die junge Generation. 
Mit Kopfhörern bestückt tanzten etwa 200 junge 
Menschen durch die Mainzer Straßen – mit einer 
klaren Botschaft an die Politik. So forderten sie, 

Massenbestellung

Instrumental

Information

Wasserschlacht

Harlem-Shake

Sonstiges

„Sinnfreie“ Handlungen

Symbolische Handlungen

Gesang

Freeze

Tanzchoreographie

Abb. 64: Flashmobs in regionaler Verteilung in Rheinland-Pfalz im Zeitraum 2010 – 02/2014

Quelle: Eigene Darstellung anhand von Videoauswertungen auf der Plattform „youtube“; http://www.youtube.com  
(Kartenmaterial: GfK GeoMarketing)
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Besonders die Ultras erfreuen sich einer hohen At-
traktivität bei den Jugendlichen: In vielen  Städten 
sind sie die örtlich größte Jugendsubkultur (vgl. 
Gabriel im Hearing „Jugend(arbeit) 2.0“). Vor die-
sem Hintergrund könnten auch Fanprojekte im 
weiteren Verständnis von Jugendarbeit zu den 
größten „Jugendhäusern“ der Stadt gezählt wer-
den.

3.1.10 Erzieherischer Kinder- und 
 Jugendschutz

Der erzieherische Kinder- und Jugendschutz zielt 
vor allem darauf ab, „die Lebenskompetenz von 
jungen Menschen [zu, d. V.] fördern, indem Ange-
bote und Maßnahmen zur Verfügung gestellt wer-
den, die Kinder und Jugendliche dazu befähigen 
sollen, sich vor gefährdenden Einflüssen zu schüt-
zen, kritik- und entscheidungsfähig zu werden 
sowie Eigenverantwortung und Verantwortung 
 gegenüber Mitmenschen zu übernehmen“ (www.
jugend.rlp.de). Auch sollen Fachkräfte, Eltern und 
andere Erziehungsberechtigte befähigt werden, 
junge Menschen gegenüber gefährdenden Einflüs-
sen stark zu machen. Anders als der  gesetzliche 
und der strukturelle Kinder- und Jugendschutz 
stellt der erzieherische Kinder- und Jugendschutz 
dabei den Präventionsgedanken in den Vorder-
grund. Inhaltlich umfasst er ein breites Themen-
spektrum (vgl. ebd.):

 ■ Medienpädagogik und Jugendmedienschutz

 ■ Kriminalitätsprävention

 ■ Sucht und Suchtprävention

 ■ Politischer Extremismus

 ■ Neureligiöse Bewegungen

 ■ Jugendarbeitsschutz

 ■ Gewalt, Aggression und Jugenddelinquenz

 ■ Sexueller Missbrauch, Kindesmisshandlung und 
-vernachlässigung

 ■ Gesundheitserziehung

 ■ Sexualpädagogik

Ein im weiteren Verständnis in besonderer Weise 
an den Lebenswelten junger Menschen orientierter 
Ansatz der Jugend- und Sozialarbeit findet sich in 
der Arbeit von Fanprojekten: „Fanprojekte  nehmen 
die jugendlichen Fans individuell in ihrer spezifi-
schen Lebenssituation ernst und tragen dazu bei, 
die vielen positiven Potenziale der Fankultur zu 
aktivieren und für die Gesellschaft nutzbar zu ma-
chen. Der Fußball insgesamt, aber besonders die 
Fankultur, stellen eine sehr große Kraft im Kampf 
gegen Rechtsextremismus und Rassismus dar“ 
(Koordinationsstelle Fanprojekte (KOS) bei der 
Deutschen Sportjugend 2012a, S. 7). Eines der 
Leitziele der Fanprojekte ist daher die Sensibilisie-
rung der jungen Menschen im Kampf gegen Ras-
sismus und Diskriminierung. Des Weiteren steht 
vor allem ihr präventiver Ansatz im Vordergrund. 
Grundlage für die Arbeit der Fanprojekte bildet 
das Nationale Konzept Sport und Sicherheit. In-
haltlich begleitet und beraten werden die bundes-
weit 55 Fanprojekte an 50 Standorten durch die 
Koordinationsstelle Fanprojekte (vgl. Gabriel 
2014). Auch in Rheinland-Pfalz haben sich an den 
Standorten Mainz (1994), Trier (2009) und Kaisers-
lautern (2007) Fanprojekte in der öffentlichen 
 Jugendhilfe etablieren können. Das Finanzierungs-
modell sieht dabei die Beteiligung der jeweiligen 
Kommune, des Landes und des zuständigen Fuß-
ballverbands vor. 

Fanprojekte erreichen über das attraktive  Medium 
„Fußball“ vor allem auch Jugendliche, die von Re-
geleinrichtungen und Angeboten der  Jugendhilfe 
nicht mehr oder nur schwer erreicht werden. Dies 
bedingen der niedrigschwellige Zugang, das Ge-
fühl von Solidarität und Zusammenhang unter 
den Fans sowie die Teilhabe an Aktivitäten im öf-
fentlichen Raum (vgl. Gabriel im Hearing „Ju gend 
(arbeit) 2.0“). 

Die Fanprojekte arbeiten darüber hinaus zum 
Großteil mit den Arbeitsagenturen vor Ort zusam-
men: So werden z. B. die Projekte „Pro Ausbildung“ 
in Kaiserslautern oder „Projekt Arbeit?!“ in Mainz 
in Kooperation durchgeführt (vgl. Koordinations-
stelle Fanprojekte (KOS) bei der Deutschen Sport-
jugend 2012b, S. 39, 47).
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das Vorfeld sexuellen Missbrauchs von Kindern, 
politischer Extremismus und Selbstgefährdung. 
Rund 8.100 Verstöße registrierte jugendschutz.
net im Jahr 2013, „76 % auf Plattformen des Web 
2.0. Das Gros fand sich bei ausländischen Diens-
ten wie Facebook, YouTube und Twitter“ (Glaser/ 
Özkilic/Schindler 2013), also auf Plattformen, die 
besonders intensiv von jungen Menschen genutzt 
werden.

Zur Stärkung der Medienkompetenz junger Men-
schen in Rheinland-Pfalz hat die  Landesregierung 
im Jahr 2007 das Zehn-Punkte-Programm „Me-
dienkompetenz macht Schule“88 initiiert. Im 
Rahmen des Bausteins „Jugendmedienschutz“ 
wurden im Zeitraum 2008 bis 2013 über 2.000 
Lehrkräfte für die Aufgabe einer Jugendmedien-
schutzberaterin bzw. eines -beraters qualifiziert. 
Einen weiteren Fokus bildet die Ausbildung von 
Schülerinnen und Schülern zu Medienscouts: 
„Sie dienen anderen Schülerinnen und Schülern 
als niederschwelliges Vor-Ort-Angebot der Ver-
mittlung von Informationen sowie der Vermitt-
lung professioneller zusätzlicher Unterstützung 
und Beratung im Bedarfsfall“.89 Mit dem „Medi-
enkomp@ss“ setzt das Land Rheinland-Pfalz seit 
dem laufenden Schuljahr 2014/15 die Förderung 
der Medienkompetenzen von Schülerinnen und 
Schülern der Klassenstufen 1–6 fort.90 Über den 
Medienkomp@ss wird festgehalten, welche Fort-
schritte die Kinder in fünf definierten Kompetenz-
bereichen erzielt haben. Für die Lehrerinnen und 
Lehrer bildet das Kompetenzraster zugleich die 
Grundlage für die Unterrichtsplanung. Etwa 200 
Schulen in Rheinland-Pfalz nehmen dieses Ange-
bot der medienpädagogischen Arbeit wahr.91

Der erzieherische Kinder- und Jugendschutz ist 
vielfach Querschnittsaufgabe in der alltäglichen 

88  Vgl. http://medienkompetenz.rlp.de/gehezu/startseite.html.

89  http://medienkompetenz.rlp.de/10-punkte-programm/  
medienschutz/medienscouts.html

90  Das Konzept wurde in einer Pilotphase im Schuljahr 2013/2014 
getestet.

91  http://medienkompass.bildung-rp.de/

Die Netzwerk-Kommunen des Arbeitskreises Ju-
gendschutz Nord veranstalteten im Zeitraum Ap-
ril bis Juni 2013 in Kooperation mit dem Landes-
jugendamt erstmalig Projektwochen zu 
aus gewählten aktuellen Themen des Kinder- 
und Jugendschutzes. Sechs Jugendämter  initiierten 
themenspezifische Veranstaltungen u. a. zu Rechts-
extremismus, Prävention gegen sexualisierte Ge-
walt, Mobbing, Glücks- und Computerspielsucht, 
Social Communitys und Medienkompetenz. Sie 
wenden sich an Schulklassen und Eltern, vor allem 
aber an Fachkräfte der außerschulischen Jugend-
arbeit sowie an Schulsozialarbeiterinnen und 
Schulsozialarbeiter. Diese neue Form der kommu-
nalen Zusammenarbeit wurde im Jahr 2014 gefes-
tigt und weitergeführt. 

Die rheinland-pfälzische Woche der K inderrechte 
findet seit 2007 als regelmäßiger Impuls zum Auf-
greifen von Themen des erzieherischen  Kinder- und 
Jugendschutzes statt. An dieser Themenwoche be-
teiligen sich jährlich etwa 20 Jugendamtsbezirke 
mit jeweils landesweit rund 70 Maßnahmen  freier 
und öffentlicher Träger der Kinder- und Jugend-
hilfe86, die durch das Ministerium für Integration, 
Familie, Kinder, Jugend und Frauen gefördert wur-
den. Die Aktionen und Projekte wurden vielfach 
auch in Kooperation mit Schulen durchgeführt.

Durch das Internet und im Besonderen die sozia-
len Netzwerke ist die „Welt“ für junge Menschen 
kleiner und greifbarer geworden, die individuellen 
Handlungsmöglichkeiten verschwimmen vielfach 
ins Diffuse und bergen dabei ernstzunehmendes 
Gefährdungspotenzial. Jugendschutz.net unter-
stützt seit 1997 die obersten Landesjugendbehör-
den bei der Durchsetzung des Jugendschutzes 
im Internet.87 Im Jahr 2013 wurden verstärkt die 
Risiken in mobilen Kommunikationsdiensten, 
Kinder-Apps und reichweitenstarken Communi-
tys untersucht. Inhaltliche Schwerpunkte waren 

86  Nach Auskünften des Ministeriums für Integration, Familie, 
 Kinder, Jugend und Frauen Rheinland-Pfalz (Stand: 09/14).

87  Vgl. http://www.jugendschutz.net/jugendschutz_net/Auftrag/
index.html.
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stellen, Jugendämter, Gesundheitsämter, Schule, 
Jugendarbeit, Kindertagesstätten, Polizei, Staats-
anwaltschaft und einschlägige Landesbehörden) 
konkrete Angebote koordinieren und bereithal-
ten.  

Arbeit von Schulen, Verbänden und Einrichtungen 
der Offenen Jugendarbeit. Darüber hinaus haben 
sich themenspezifische Arbeitskreise bzw. Zusam-
menschlüsse gebildet, die an den Schnittstellen 
zu und mit anderen Teilsystemen (z. B. Beratungs-

3.2  Weitere Leistungen und Angebote der Kinder- und 
 Jugendhilfe

Im Folgenden werden weitere ausgewählte Leis-
tungen und Angebote der Kinder- und  Jugendhilfe 
vorgestellt, um die Jugendarbeit im Gesamt der 
Kinder- und Jugendhilfe besser verorten zu können. 

3.2.1 Förderung der Erziehung in der 
Familie

Neben der Jugendarbeit, der Jugendsozialarbeit 
und dem erzieherischen Kinder- und Jugendschutz 
sind Beratungen „Grundbausteine im Leistungs-
spektrum der Kinder- und Jugendhilfe für junge 
Menschen selbst, (und) vor allem (…) für deren 
Eltern“ (BMFSFJ 2013, S. 303). Im Jahr 2013  wurden 

in Rheinland-Pfalz insgesamt 27.012  Beratungen 
durch die rheinland-pfälzischen Jugendämter 
durchgeführt. Hinzu kommen 23.366 Fälle von 
Beratung zur allgemeinen Förderung der Erzie-
hung in der Familie gem. § 16 SGB VIII, Beratung 
in Fragen der Partnerschaft, Trennung und Schei-
dung gem. § 17 SGB VIII, Beratung und Unterstüt-
zung bei Ausübung der Personensorge gem. § 18 
SGB VIII, Erziehungsberatung gem. § 28 SGB VIII 
und Beratung für junge Volljährige gem. § 41 SGB 
VIII sowie sonstige Beratungen. 

Dabei hat sich vor allem die Zahl der Erziehungs-
beratungen gem. § 28 SGB VIII im Zeitraum von 
2007 bis 2013 deutlich um 12,0 % erhöht.
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Abb. 65: Entwicklung der Beratungen nach §§ 17/18 und § 28 SGB VIII in Rheinland-Pfalz in den 
Jahren 2007 – 2013 

Quelle: Integrierte Berichterstattung Rheinland-Pfalz 2013; Erhebung des ism, eigene Berechnung und eigene Darstellung
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In den letzten Jahren ist in Rheinland-Pfalz ein 
kontinuierlicher Anstieg der Betreuungsplätze zu 
verzeichnen. Im Jahr 2013 (Stichtag 1. März) be-
suchten landesweit insgesamt 145.066 Kinder 
eine Kindertagesstätte. Im Vergleich zum Jahr 
2012 ist dieser Wert noch einmal um 1,1 % (1.503 
Kinder) angestiegen (vgl. Ministerium für Integ-
ration, Familie, Kinder, Jugend und Frauen 2013c, 
S. 1). 137.383 dieser Kinder sind zwischen null und 
sechs Jahre (94,7 %), die übrigen 7.683 Kinder 
(5,3 %) zwischen sieben und 13 Jahre alt. Knapp 
ein Drittel der Kinder (31,4 %) in Kindertages-
stätten stammt aus einer Familie, in der mindes-
tens ein Elternteil ausländischer Herkunft ist (vgl. 
ebd.). 

Ein Ausbau der Platzzahlen zeigt sich auch im Be-
reich der Kindertagespflege, in der eine  Person 
eine kleine Gruppe von Kindern vorrangig in Privat-
räumen betreut. Im Jahr 2013 wurden in Rhein-
land-Pfalz insgesamt 4.418 Kinder in  Angeboten 
der Kindertagespflege betreut. Damit ist die Platz-
zahl seit dem Jahr 2006 von 1.761 Plätzen um 
150,9 % gestiegen. Etwa die Hälfte der im Jahr 
2013 betreuten Kinder in der Kindertagespflege 
ist unter drei Jahre alt. Die Anzahl der unter Drei-
jährigen, die in der Kindertagespflege betreut wer-
den, ist seit dem Jahr 2006 stetig angestiegen 
(plus 258,6 %; vgl. Ministerium für Integration, 
Familie, Kinder, Jugend und Frauen 2013a, S. 1).

Auch im Bereich der Kindertagesstätten ist der 
Ausbau der Betreuungsplätze für unter dreijährige 
Kinder in den letzten Jahren weiter vorangeschrit-
ten und stellt das am stärksten wachsende Hand-
lungsfeld dar. Dies erklärt sich auch durch den seit 
dem Jahr 2010 bestehenden Rechtsanspruch auf 
einen beitragsfreien Betreuungsplatz in Rheinland-
Pfalz. Im Jahr 2014 (Stand Februar 2014) werden 
in Rheinland-Pfalz insgesamt 37.053 Plätze für 
Kinder unter drei Jahren in Kindertageseinrichtun-
gen in unterschiedlichen institutionellen Formen 
angeboten. Dies entspricht einer Versorgungs-
quote von etwa 39 % bei der Gruppe der unter 
Dreijährigen. Damit überschreitet das Land Rhein-
land-Pfalz den Richtwert der Versorgungsquote 
für unter dreijährige Kinder nach eigenen Angaben 

3.2.2 Förderung von Kindern in Tages-
einrichtungen und in der Kindertages-
pflege

Die Kindertagesbetreuung stellt im Gesamtspekt-
rum der Kinder- und Jugendhilfe den größten Leis-
tungsbereich dar. Fast alle Kinder zwischen drei 
und sechs Jahren sowie ein erheblicher Anteil der 
Kinder zwischen ein und drei Jahren besuchen re-
gelhaft eine Kindertagesstätte. 

Gesetzlich untermauert wird diese Veränderung 
durch den in den 1990er Jahren verabschiedeten 
Rechtsanspruch auf eine Betreuung des Kindes ab 
dem dritten Lebensjahr und den Rechtsanspruch 
auf eine Betreuung des Kindes ab dem  vollendeten 
ersten Lebensjahr (Kinderförderungsgesetz), wel-
cher seit dem Jahr 2013 gilt (vgl. BMFSFJ 2013, 
S. 306 ff.). Dabei lässt sich die Veränderung, die 
sich in den letzten Jahren vollzogen hat, zusammen-
fassend mit den Schlagworten Ausweitung des 
Betreuungsangebotes vor allem im Bereich für 
Kinder unter drei Jahren, Zunahme der Betreuungs-
zeiten sowie deren zeitliche Flexibilisierung, Be-
deutungszunahme von Bildung in der Kindertages-
betreuung, z. B. in Form von Bildungsplänen, 
Stärkung der Zusammenarbeit an institutionellen 
Schnittstellen wie z. B. der Grundschule und zu-
nehmender Erweiterung von Kindertagesstätten 
zu Familien- bzw. Eltern-Kind-Zentren skizzieren 
(vgl. ebd., S. 307). 

Diese elementaren Veränderungen im Bereich der 
Kindertagesbetreuung sind gesellschaftspolitisch 
motiviert. Eine verlässliche Kindertagesbetreuung 
soll die Entscheidung für Kinder positiv beeinflus-
sen und zu einer Verbesserung der Vereinbarkeit 
von Familie und Erwerbstätigkeit für Mütter und 
Väter beitragen. Andererseits soll eine stärker bil-
dungsorientierte Kinderbetreuung eine gezielte 
Förderung in frühen Lebensjahren bieten und Teil-
habechancen verbessern. Dies gilt insbesondere 
für Kinder aus sozialstrukturell belasteten Familien 
und für Kinder, die von einer Behinderung betrof-
fen sind (vgl. ebd.). 
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der Wert seit dem Jahr 2007 um 14,8 % angestie-
gen ist (vgl. Ministerium für Integration, Familie, 
Kinder, Jugend und Frauen 2013c, S. 1). 

Der Ausbau von Betreuungszeiten sowie deren 
Flexibilisierung zeigen sich auch in Rheinland-
Pfalz. Im Jahr 2014 (Stand Februar 2014) gibt es 
landesweit in Kindertagesstätten 72.884 Ganz-
tagsplätze. Dieser Wert hat sich seit dem Jahr 
2005 (25.513 Plätze) beinahe verdreifacht (plus 
185,7 %; vgl. Ministerium für Integration, Familie, 
Kinder, Jugend und Frauen 2014b, o. S.). Im Jahr 
2013 besucht über die Hälfte der Kinder in Kinder-
tagesstätten (57 %) ihre Betreuungseinrichtung 
36 Stunden oder mehr pro Woche. Das Ministe-
rium für Integration, Familie, Kinder, Jugend und 
Frauen in Rheinland-Pfalz geht davon aus, dass 
vor dem Hintergrund des demografischen Wandels 

um 4 %. Im Jahr 2005 lag die Anzahl der Betreu-
ungsplätze für unter Dreijährige noch bei 6.427 
Plätzen. Die Steigerungsrate im Jahresvergleich 
der Jahre 2005 bis 2014 beträgt damit 476,5 % 
(vgl. Ministerium für Integration, Familie, Kinder, 
Jugend und Frauen 2014b, o. S.; Ministerium für 
Integration, Familie, Kinder, Jugend und Frauen 
2014a, o. S.). 

Die im Vorfeld skizzierte Normalisierung der Kin-
der- und Jugendhilfe zeigt sich vor allem in den 
Besuchsquoten in Kindertagesstätten bei den 
Drei- bis unter Sechsjährigen. Diese liegt im Jahr 
2013 bei 97,7 %. Betrachtet man nur die Gruppe 
der fünfjährigen Kinder, erreicht die  Besuchsquote 
sogar einen Wert von 99,5 %. Dagegen liegt die 
Inanspruchnahme der Betreuungsplätze der unter 
Dreijährigen im Jahr 2013 nur bei 26,1 %, obwohl 
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Quelle: Ministerium für Integration, Familie, Kinder, Jugend und Frauen Rheinland-Pfalz 2014a, aus: http://www.kita.rlp.de/fileadmin/ 
dateiablage/Service/Downloads/VQ122014Keyfacts_Versorgungssituation_Seite_1.pdf 
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3.2.3 Hilfen zur Erziehung

Der strukturelle Bedeutungszuwachs der  Kinder- 
und Jugendhilfe wird auch im Bereich der  Hilfen 
zur Erziehung (§§ 27.2, 29 – 35, 41 SGB VIII) durch 
einen deutlichen Fallzahlenanstieg und einen 
Aus- und Umbau des Hilfespektrums  ersichtlich. 
So steigt die Anzahl der gewährten Hilfen in ganz 
Deutschland von 252.875 Hilfen im Jahr 1999 
(vgl. Baas/de Paz Martinez/Lamberty/Müller/
Schwamb 2013, S. 56) auf 434.266 Hilfen im Jahr 
2012 (vgl. Statistisches Bundesamt 2013 f., S. 59), 
was einem Fallzahlenanstieg von 71,7 % entspricht. 

Im Jahr 2013 wurden in Rheinland-Pfalz insgesamt 
26.408 erzieherische Hilfen (§§ 27.2, 29 – 35,  
41 SGB VIII) durchgeführt. Im Vergleich zum Jahr 
2002, in dem noch 15.370 Hilfen gewährt  wurden, 
lässt sich ein kontinuierlicher und deutlicher An-
stieg der Fallzahlen beobachten. Im Jahresvergleich 
2012/2013 beträgt die Steigerungsrate in Rhein-
land-Pfalz nur 0,6 %. Dies lässt eine Konsolidie-
rung der Fallzahlen auf einem relativ hohen Niveau 
erwarten. Jedoch muss darauf hingewiesen wer-
den, dass sich die Entwicklung der Fallzahlen in 
den einzelnen rheinland-pfälzischen Kommunen 
höchst unterschiedlich darstellt. 

Abbildung 68 zeigt die Verteilung der Fallzahlen 
der erzieherischen Hilfen auf die einzelnen Hilfe-
segmente. Im Jahr 2013 wurden 13.850 Hilfen 
zur Erziehung und damit über die Hälfte des ge-
samten Leistungsspektrums im ambulanten Be-
reich durchgeführt. Dabei wird deutlich, dass auf 
die gestiegene Nachfrage im Bereich der erziehe-
rischen Hilfen in den Jahren 2002 bis 2013 vor al-
lem mit einem Ausbau der Hilfen im ambulanten 
Bereich reagiert wurde, während die stationären 
Hilfen sowie die Vollzeitpflege im gleichen Zeit-
raum deutlich geringere Steigerungsraten auf-
weisen. Dagegen sind die teilstationären  Hilfen 
im Vergleichszeitraum leicht rückläufig. In Rhein-
land-Pfalz wurden im Jahr 2013 59,6 % der er-
zieherischen Hilfen ambulant oder teilstationär 
durchgeführt, während in nur knapp 23 % der Fäl-
le eine stationäre Unterbringung eingeleitet oder 
in 17,6 % der Fälle eine Vollzeitpflege gewährt 

der Bedarf an Ganztags-Betreuungsplätzen weiter 
steigen wird (vgl. Ministerium für Integration, Fa-
milie, Kinder, Jugend und Frauen 2013c, S. 2). 

Der erhebliche Ausbau der Kindertagesstätten 
und der Betreuungsplätze in der  Kindertagespflege 
geht mit einer deutlichen Kostensteigerung ein-
her. Die Ausgaben im Bereich der Kindertagesbe-
treuung steigen seit dem Jahr 1990  kontinuierlich 
an und haben vor allem seit dem Jahr 2005 noch 
einmal deutlich zugenommen. Dies kann auf die 
zuvor erwähnten gesetzlichen Änderungen zurück-
geführt werden. Im Jahr 2012 wurden in Rheinland-
Pfalz insgesamt knapp 1,1 Mrd. Euro für die Kinder-
tagesbetreuung aufgewendet. Der größte Teil 
aller Aufwendungen im Bereich der Kinder- und 
Jugendhilfe (64,8 %) wird für diesen Leistungs-
bereich ausgegeben (vgl. Statistisches Landes-
amt Rheinland-Pfalz 2013c, S. 37). Die Kinder-
tagesbetreuung stellt somit einen wichtigen Teil 
der öffentlich-sozialen Infrastruktur dar, deren An-
gebote annähernd alle Kinder in Rheinland-Pfalz 
in Anspruch nehmen. Auch das Bundesjugend-
kuratorium verweist in seiner Stellungnahme 
noch einmal auf die Bedeutung der Kindertages-
betreuung vor allem im Hinblick auf junge Men-
schen mit Migrationshintergrund und konstatiert 
ihr eine wesentliche Rolle bei der Gewährung von 
Teilhabechancen. So könne die Kindertagesbe-
treuung einen entscheidenden Beitrag bei einem 
möglichen Ausgleich von Bildungs- und Entwick-
lungsnachteilen vor allem im Hinblick auf sprach-
liche und sozialemotionale Entwicklungen  leisten 
(vgl. Bundesjugendkuratorium 2013, S. 22 ff.). 
Dennoch zeigt sich in diesem Bereich auch ein 
Weiterentwicklungsbedarf. „Dabei ist für die Kin-
dertagesbetreuung festzuhalten, dass neben den 
Fragen eines uneingeschränkten, bedarfsorientier-
ten Zugangs zu dem vorhandenen Platzangebot 
vor allem die ethnische bzw. sprachbezogene Se-
gregation in Kindertageseinrichtungen eine Her-
ausforderung für die pädagogische Praxis dar-
stellt.“ (ebd., S. 37). 
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Abb. 68: Hilfen zur Erziehung (§§ 27.2, 29 – 35, 41 SGB VIII) nach Hilfesegmenten in Rheinland-
Pfalz in den Jahren 2002, 2005 – 2013

Quelle: Integrierte Berichterstattung Rheinland-Pfalz 2013; Erhebung des ism, eigene Berechnung und eigene Darstellung

Quelle: Integrierte Berichterstattung Rheinland-Pfalz 2013; Erhebung des ism, eigene Berechnung und eigene Darstellung
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sich hilfeartspezifische Unterscheide feststellen. 
Dabei sind Mädchen im Hinblick auf Fremdunter-
bringungen am häufigsten vertreten, am gering-
sten dagegen bei der Sozialen Gruppen arbeit 
und der Erziehungsbeistandschaft (vgl. Baas/de 
Paz Martinez/Lamberty/Müller/Schwamb 2013, 
S. 76 f.). Allerdings ist mit zunehmendem Alter 
eine deutliche Reduzierung der geschlechtsspe-
zifischen Inanspruchnahme festzustellen (vgl. 
 AKJStat  2014, S. 18). 

Eine weitere Differenzierung der Inanspruchnah-
me erzieherischer Hilfen ergibt sich bei Betrach-
tung des Merkmals Migrationshintergrund. Der 
im Jahr 2014 veröffentlichte „Monitor Hilfen zur 
Erziehung“ kommt bundesweit diesbezüglich zu 
folgenden Ergebnissen: Im Bereich der Hilfen zur 
Erziehung ist der Anteil junger Menschen mit Mig-
rationshintergrund im Verhältnis zu ihrem Anteil 
an der Gesamtbevölkerung leicht  überproportional. 
Ihr Anteil variiert zudem stark in Abhängigkeit 
von der jeweiligen Hilfeart (vgl.  AKJStat  2014, 
S. 23 f.). 

Betrachtet man die Inanspruchnahme der erziehe-
rischen Hilfen im Hinblick auf die Bevölkerungs-
gruppe der jungen Menschen mit Migrationshin-
tergrund in Rheinland-Pfalz, so zeigt sich, dass sie 
in diesem Bereich deutlich geringer repräsentiert 

wurde. Die Inanspruchnahme der erzieherischen 
Hilfen unterscheidet sich jedoch nicht nur im Hin-
blick auf die einzelnen Hilfesegmente. Eine diffe-
renziertere Betrachtung ergibt sich auch über 
die Berücksichtigung der Merkmale Alter, Ge-
schlecht und Migrationshintergrund. Bundesweit 
steigt die Inanspruchnahme erzieherischer Hilfen 
mit zunehmendem Alter an und ist im Jahr 2012 
bei Kindern und Jugendlichen in der  Altersgruppe 
der Neun- bis 15-Jährigen am höchsten (vgl. 
 AKJStat 2014, S. 16). Das Land Rheinland-Pfalz 
liegt diesbezüglich im Bundestrend und weist 
die höchste Inanspruchnahmequote in derselben 
 Altersgruppe auf (vgl. Baas/de Paz Martinez/Lam-
berty/Müller/Schwamb 2013, S. 72). Allerdings 
ist im Zuge der Einführung des § 8a SGB VIII und 
der bundesweiten Kinderschutzdebatte auch in 
Rheinland-Pfalz in den letzten Jahren ein Anstieg 
der unter Dreijährigen in den Hilfen zur Erziehung 
zu verzeichnen (vgl. ebd.).

Die Betrachtung der geschlechtsspezifischen Inan-
spruchnahme der erzieherischen Hilfen verdeut-
licht, dass im Jahr 2012 bundesweit die Mehrheit 
(55 %) der Hilfeadressatinnen und  -adressaten 
männliche junge Menschen waren (vgl.  AKJStat 
2014, S. 18). Im Land Rheinland-Pfalz liegt der An-
teil männlicher Hilfeadressaten im Jahr 2011 mit 
58 % nur leicht über diesem Wert. Zudem lassen 

§ 35§ 34§ 33§ 32§ 31§ 30§ 29
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Abb. 69: Anteil der jungen Menschen mit Migrationshintergrund in den im Jahr 2011 beendeten und 
am 31.12.2011 laufenden Hilfen zur Erziehung und Hilfen für junge Volljährige nach §§ 29 – 35 SGB 
VIII in Rheinland-Pfalz

Quelle: Ministerium für Integration, Familie, Kinder, Jugend und Frauen Rheinland-Pfalz 2014c, S. 42 
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tionshintergrund überrascht dieser Befund auch 
bei näherer Betrachtung.“ (Bundesjugendkurato-
rium 2013, S. 30). Zudem wird in der Stellung-
nahme jedoch darauf verwiesen, dass gerade be-
züglich der Hilfegewährungspraxis spezifische 
institutionelle Perspektiven und selektive Wahr-
nehmungsmuster des pädagogischen Fachperso-
nals bei der Einschätzung familialer Problem- und 
Risikolagen sowie mögliche Zugangsbarrieren zu 
Angeboten und Leistungen für junge Menschen 
mit Migrationshintergrund und ihre Familien be-
stehen. Die Kinder- und Jugendhilfe muss sich 
diesbezüglich fragen, ob und inwieweit sie selbst 
selektiv und mitunter diskriminierend wirkt. Der 
Bedarf einer weiteren Stärkung von migrations-
sensiblen Handlungsstrategien sowie interkultu-
reller Öffnung innerhalb der Hilfen zur Erziehung 
wird dadurch noch einmal deutlich (vgl. Bundes-
jugendkuratorium 2013, S. 7 f.). 

Der skizzierte Bedeutungszuwachs im Bereich der 
Hilfen zur Erziehung spiegelt sich neben der ver-
änderten Inanspruchnahmequote auch in den 
Ausgaben für erzieherische Hilfen wider. 

sind, als es ihrem Anteil an der Gesamtbevölke-
rung entspricht. Vergleicht man die einzelnen Hilfe-
formen, so verdeutlicht Abbildung 69, dass junge 
Menschen mit Migrationshintergrund im Jahr 
2011 vor allem die Soziale Gruppenarbeit (§ 29 
SGB VIII), die Tagesgruppen (§ 32 SGB VIII) sowie 
die sozialpädagogische Einzelbetreuung (§ 35 SGB 
VIII) in Anspruch genommen haben. Der vergleichs-
weise geringste Anteil zeigt sich im Bereich der 
Vollzeitpflege (§ 33 SGB VIII). Die geringe Inan-
spruchnahmequote kann dabei auf einen mögli-
chen niedrigeren Hilfebedarf, aber auch auf mög-
liche Zugangsbarrieren zur sozialen Infrastruktur 
zurückgeführt werden (vgl. Ministerium für Integ-
ration, Familie, Kinder, Jugend und Frauen Rhein-
land-Pfalz 2014c, S. 42).

Das Bundesjugendkuratorium stellt zu diesem 
sich auch bundesweit abzeichnenden Befund fest: 
„Gleichwohl bleibt unter dem Strich bemerkens-
wert, dass Familien mit Migrationshintergrund in 
den Hilfen zur Erziehung insgesamt weder deut-
lich über- noch unterrepräsentiert sind. Gemessen 
an den (...) teilweise erheblichen Entwicklungs-
risiken von Kindern und Jugendlichen mit Migra-
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Abb. 70: Ausgaben für die Hilfen zur Erziehung (§§ 27.2, 29 – 35, 41 SGB VIII) in Rheinland-Pfalz in 
den Jahren 2005 – 2013, Angaben in Mio. Euro

Quelle: Integrierte Berichterstattung Rheinland-Pfalz 2013; Erhebung des ism, eigene Berechnung und eigene Darstellung
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3.2.4 Eingliederungshilfe gem. § 35a 
SGB VIII

Die Eingliederungshilfe gem. § 35a SGB VIII ge-
winnt in den letzten Jahren zunehmend an Bedeu-
tung. Das Statistische Bundesamt weist in diesem 
Bereich im Zeitraum von 2008 bis 2011 bundes-
weit einen Anstieg der Fallzahlen um etwa 40 % 
aus (vgl. Statistisches Bundesamt 2012c). Der 
Fallzahlenanstieg korrespondiert mit dem Einsatz 
von Integrationshilfen in Kindertagesstätten und 
Schulen, sodass auch hinsichtlich der Umsetzung 
der UN-Behindertenrechtskonvention in Zukunft 
mit einem weiteren Anstieg der Fallzahlen in die-
sem Bereich zu rechnen ist. 

Im Jahr 2013 wurden in Rheinland-Pfalz  insgesamt 
6.554 Eingliederungshilfen gem. § 35a SGB VIII 
inklusive der Frühförderfälle gewährt. Im  Vergleich 
zum Jahr 2009 sind die Fallzahlen somit landes-
weit um 22,3 % angestiegen. Bei der reinen 

Im Jahr 2013 wurden in Rheinland-Pfalz rund 365 
Mio. Euro für erzieherische Hilfen aufgewendet. 
Dies entspricht einem Anstieg von 10 Mio. Euro 
(plus 2,8 %) im Vergleich zum Vorjahr. Verglichen 
mit 2005 beträgt der Anstieg der Ausgaben 133 
Mio. Euro (plus 57,3 %). Entsprechend den Ge-
samtausgaben für erzieherische Hilfen stiegen 
auch die Pro-Kopf-Ausgaben für Kinder und Ju-
gendliche unter 21 Jahren seit 2005 um 76,7 % 
auf durchschnittlich 463 Euro pro jungem Men-
schen im Jahr 2013. Die Gesamtausgaben sowie 
die Pro-Kopf-Aufwendungen für erzieherische Hil-
fen unterliegen in den rheinland-pfälzischen Kom-
munen einer großen Spannbreite. Die Abweichun-
gen zwischen den Kommunen hängen in diesem 
Bereich stark mit den divergierenden sozialstruk-
turellen Belastungsfaktoren sowie den infrastruk-
turellen Rahmenbedingungen zusammen. 
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3.2.5 Vorläufige Maßnahmen zum 
Schutz von Kindern und Jugendlichen

Der bereits erwähnte strukturelle Bedeutungs-
zuwachs der Kinder- und Jugendhilfe zeigt sich 
auch im Bereich des Kinderschutzes, der eine zen-
trale Kernaufgabe der Kinder- und Jugendhilfe 
darstellt. Fälle tragischer Kindestötungen führten 
in den letzten Jahren zu einer fachlichen und fach-
politischen Diskussion im Hinblick auf die  Frage, 
wie Kinder und Jugendliche besser vor  Gefahren 
geschützt und ihr Wohlergehen sichergestellt 
werden kann. Im Jahr 2005 erfolgte in Reaktion 
auf eine breite öffentliche Debatte die Einführung 
des § 8a SGB VIII im Rahmen der Modifizierung 
des Kinder- und Jugendhilfeweiterentwicklungs-
gesetzes sowie im Jahr 2012 die Ratifizierung 
des Bundeskinderschutzgesetzes. In Rheinland-
Pfalz wurde bereits im Jahr 2008 das Gesetz zum 
Schutz von Kindeswohl und Kindergesundheit er-
lassen. Zudem bieten die rheinland-pfälzischen 
Kinderschutzdienste eine Anlaufstelle und Unter-
stützungsstruktur für Kinder und Jugendliche, die 
von Gewalt oder Misshandlung betroffen oder be-
droht sind. 

Ein wirksamer Kinderschutz basiert auf einer 
ganzheitlichen Kinder- und Jugendhilfe. Sie steht 
im präventiven Bereich in der Verantwortung, alle 
Familien und Eltern bei der Wahrnehmung ihrer 
Erziehungsverantwortung zu unterstützen. Wie 
wichtig dieser Leistungsaspekt im System der Kin-
der- und Jugendhilfe ist, zeigen die zahlreichen 
Angebote im Bereich der Frühen Hilfen, der Fami-
lienbildung, der familienorientierten Dienste, der 
Kindertagesbetreuung und -pflege sowie der Be-
ratungen in Fragen der Erziehung, Partnerschaft, 
Trennung und Scheidung und der Ausübung der 
Personensorge. Neben den  Präventionsangeboten 
sind ebenso Interventionsmaßnahmen Teil des 
Kinderschutzes. Dazu zählen z. B. Inobhutnahmen 
gem. § 42 SGB VIII sowie der Entzug der elterlichen 
Sorge gem. § 1666 BGB. Diese Maßnahmen grei-
fen in Fällen, in denen das Wohl des Kindes nicht 
mehr ausreichend durch Eltern oder sorgeberech-
tigte Personen gewährleistet werden kann. Nicht 

Ein gliederungshilfe gab es im Jahresvergleich 
2012/2013 einen Anstieg um 6,7 %,  wohingegen 
die Frühförderfälle um 7,8 % zurückgegangen 
sind. Somit wurden im Jahr 2013 pro 1.000  Kinder 
und Jugendliche unter 21 Jahren in Rheinland-Pfalz 
im Durchschnitt 8,3 Eingliederungshilfen (inkl. 
Frühförderfälle) vorrangig in ambulanter Form ge-
währt. 

Auch im Bereich der Eingliederungshilfe gem. 
§ 35a SGB VIII spiegelt sich die Steigerung der 
Fallzahlen in einem Anstieg der Kosten. Wurden 
2005 noch 21,5 Mio. Euro für Eingliederungshilfen 
gem. § 35a SGB VIII (inkl. Frühförderfälle) aufge-
wendet, so waren es im Jahr 2013 47,5 Mio. Euro. 
Auch im Jahresvergleich 2012/2013 ergibt sich 
eine Steigerung der Aufwendungen von 3,5 Mio. 
Euro (plus 8,1 %).

Im Hinblick auf die Eingliederungshilfe zeigen sich 
in den rheinland-pfälzischen Kommunen deutliche 
Unterschiede. Anders als bei den erzieherischen 
Hilfen lässt sich bei der Eingliederungshilfe jedoch 
kein Zusammenhang zwischen Inanspruchnahme-
quote und sozialstrukturellen Belastungsfaktoren 
feststellen. Hier spielen Verweisungspraxen, An-
gebotsspektren in der jeweiligen Kommune sowie 
Diagnose- und Hilfegewährungsprozesse eine be-
deutsame Rolle. 

Aktuell wird wieder intensiv über die „Große Lö-
sung“, also die Integration der Leistungen für alle 
jungen Menschen auch mit Behinderungen im 
SGB VIII und damit in die Zuständigkeit der Kinder- 
und Jugendhilfe diskutiert. Weniger  grundsätzlich 
als in den Fragen der Umsetzung auch auf der 
kommunalen Ebene besteht noch viel Klärungs-
bedarf. Auch Rheinland-Pfalz ist aktiv an diesen 
Entwicklungen beteiligt. Über die zukünftigen 
Strukturen dieser Inklusion und vor allem die 
Umsetzung in Rheinland-Pfalz wird in den kom-
menden Kinder- und Jugendberichten des Landes 
zu berichten sein.
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Während im Jahr 2002 durch die rheinland-pfälzi-
schen Familiengerichte noch insgesamt 455 Sorge-
rechtsentzüge durchgesetzt wurden, erfolgten 
im Jahr 2013 insgesamt 679 Maßnahmen gem. 
§ 1666 BGB. Dies entspricht einer Steigerung um 
49,2 %.

In Rheinland-Pfalz wurden im Jahr 2013 insgesamt 
3.300 Meldungen gem. § 8a SGB VIII registriert, 
die Daten zu 4.871 Kindern und Jugendlichen lie-
ferten. Setzt man die Meldungen in Bezug zur Be-
völkerungsgruppe der unter 18-Jährigen, ergibt 
sich ein Eckwert von 8,64. Insgesamt sind folglich 
etwa neun Kinder und Jugendliche pro 1.000  unter 
18-Jährigen von einer Kinderschutzverdachtsmel-
dung betroffen. Dabei zeigen sich innerhalb der 
einzelnen rheinland-pfälzischen Kommunen deut-
liche Unterschiede. Im Durchschnitt sind in den 
Städten junge Menschen etwas häufiger von Mel-
dungen gem. § 8a SGB VIII betroffen als in den 
rheinland-pfälzischen Landkreisen. In etwa einem 
Viertel der Fälle wurde eine latente Gefährdung 
(25,9 %) und in 14,7 % eine akute Kindeswohl-
gefährdung festgestellt. In vielen weiteren Fällen 
war zwar keine Kindeswohlgefährdung erkennbar, 

nur die Leistungen in den Bereichen der Frühen 
Hilfen und der Familienbildung erfahren in den 
letzten Jahren einen Bedeutungszuwachs, auch die 
Interventionsleistungen steigen an. So verzeich-
nen die Inobhutnahmen bundesweit einen konti-
nuierlichen Anstieg seit dem Jahr 1995 und sind 
allein in den letzten zehn Jahren um rund 40 % 
gestiegen (vgl. Statistisches Bundesamt 2013g). 

Im Jahr 2013 wurden in Rheinland-Pfalz insge-
samt 1.213 Kinder und Jugendliche durch die Ju-
gendämter in Obhut genommen. Dies sind 429 
Kinder und Jugendliche mehr als noch im Jahr 
2002 – das entspricht einem Anstieg um 54,7 %. 
Der starke Anstieg der Inobhutnahmen verweist 
einerseits auf eine gestiegene Bedeutung des ge-
setzlich formulierten Interventionsauftrages bei 
der Ausübung des staatlichen Wächteramtes im 
Fall einer Kindeswohlgefährdung. Andererseits ist 
der Fallzahlenanstieg jedoch auch Ausdruck  einer 
im Zuge der Kinderschutzdebatte gestiegenen 
Sensibilität im Feld (vgl.  AKJStat  2014, S. 46 ff.). 
Im Jahresvergleich 2012/2013 lässt sich ein Rück-
gang um 8,4 % bei den Inobhutnahmen erkennen. 

0,0

0,5

1,0

1,5

2,0

2,5

0,6

0,81 0,83
0,97 0,95 0,98 0,99 0,98 1,04

0,7

1,08
1,17

1,54 1,58
1,75

1,91
2,01

1,86

Sorgerechtsentzüge nach 1666 BGBInobhutnahmen

201320122011201020092008200720062005

Abb. 72: Inobhutnahmen gem. § 42 SGB VIII und Sorgerechtsentzüge gem. § 1666 BGB in 
 Rheinland-Pfalz 2005 – 2013, Angaben pro 1.000 Kinder und Jugendliche unter 18 Jahren

Quelle: Integrierte Berichterstattung Rheinland-Pfalz 2013; Erhebung des ism, eigene Berechnung und eigene Darstellung
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ihnen gute Startchancen in ein  selbstbestimmtes 
Leben zu ermöglichen, eine abgestimmte Kinder- 
und Jugendhilfe-, Sozial- und Bildungspolitik er-
forderlich ist, die auch den Gesamtzusammenhang 
von Lebensbedingungen, Bewältigungsanforde-
rungen und Teilhabechancen in den Blick nimmt.

Exkurs: unbegleitete minderjährige 
Flüchtlinge

Bei der Betrachtung der Inobhutnahmen in Rhein-
land-Pfalz ist zu berücksichtigen, dass im Jahr 
2013 zu den 1.213 hoheitlichen Interventionen bei 
Verdacht auf eine Kindeswohlgefährdung nach 
§ 42 SGB VIII weitere 274 Inobhutnahmen von 
unbegleiteten minderjährigen Flüchtlingen hinzu-
kommen. Damit erfolgt knapp jede fünfte Inob-
hutnahme (18,4 %) im Jahr 2013 in Rheinland-
Pfalz aufgrund einer unbegleiteten Einreise eines 
minderjährigen jungen Menschen.

Diese Zahlen verweisen auf die Bedeutung von 
unbegleiteten minderjährigen Flüchtlingen in der 
Kinder- und Jugendhilfe. Weltpolitische Ereignisse 
sowie kriegerische Konflikte führen derzeit zu  einer 
Zunahme von Flucht und Vertreibung. Im Jahr 
2013 erfasst die UNHCR (United Nations High 
Commissioner for Refugees) insgesamt 51,2 Mil-
lionen Menschen, die weltweit auf der Flucht sind 
– die Hälfte von ihnen sind Kinder und  Jugendliche 
unter 18 Jahren (UNHCR 2014). Die Anzahl und 
die Herkunft der jungen Menschen ist von welt-
politischen Ereignissen und Katastrophen  geprägt 
und damit weder plan- noch steuerbar. Für unbe-
gleitete Kinder und Jugendliche, die auf der Flucht 
in Deutschland ankommen, ist die Kinder- und 
 Jugendhilfe verantwortlich. Zuverlässige  Angaben 
dazu, wie viele junge Flüchtlinge sich aktuell in 
Deutschland aufhalten, gibt es nicht. Mit der 
Neufassung des § 42 SGB VIII wird 2005 jedoch 
ausdrücklich geregelt, dass alle unbegleiteten 
Minderjährigen vom Jugendamt in Obhut genom-
men werden müssen. Spätestens seit diesem Zeit-
punkt sind unbegleitete minderjährige Flüchtlinge 
eine reguläre Zielgruppe der Kinder- und Jugend-
hilfe und entsprechend auch gemäß den Richt-

aber ein Hilfebedarf. Zudem lässt sich ein deutli-
cher Zusammenhang zwischen der Lebenslage der 
Familie und entsprechenden Gefährdungsmeldun-
gen feststellen. Die Kumulation bestimmter Risiko-
faktoren wie Armut, ein alleinerziehender Eltern-
teil, ein junges Alter der Mutter bei der Geburt 
und eine hohe Kinderzahl innerhalb der Familie 
lässt sich überproportional häufig bei Meldungen 
gem. § 8a SGB VIII feststellen. Als ein weiterer 
 Risikofaktor wird zum Teil auch der Migrationshin-
tergrund diskutiert. Betrachtet man die Gruppe 
der Kinder und Jugendlichen mit Migrationshinter-
grund, die von einer Kinderschutzverdachtsmel-
dung betroffen sind, so muss vor allem das folgen-
de Ergebnis aus der im Jahr 2012 veröffentlichten 
Studie „Migrationssensibler Kinderschutz“ festge-
halten werden (vgl. Jagusch/Sievers/Teupe 2012): 
Familien mit Migrationshintergrund sind weder 
häufiger noch seltener von Kindeswohlgefähr-
dungsmeldungen betroffen als solche ohne Mig-
rationshintergrund. Allerdings sind Familien mit 
Migrationshintergrund sehr wohl eine starke Ziel-
gruppe im Kinderschutz, da sie einen bedeut-
samen Anteil an der Gesamtbevölkerung stellen. 
Dabei muss jedoch als ein wesentlicher Weiter-
entwicklungsbedarf im Handlungsfeld Kinderschutz 
für Kinder und Jugendliche mit Migrationshinter-
grund eine zielgruppenspezifische Herangehens-
weise festgehalten werden. 

Insgesamt ist darauf zu verweisen, dass die be-
schriebenen Faktoren nicht automatisch zu  einer 
Gefährdung des Wohlergehens von Kindern und 
Jugendlichen führen, sie deuten aber durchaus auf 
eine erhöhte Risikolage hin. Der Begriff Kinder-
schutz suggeriert, dass es sich bei den Schutzmaß-
nahmen und Gefährdungsmeldungen vor allem 
um kleine Kinder handelt. In diesen Altersgruppen 
ist, so zeigen auch die tragischen Schicksale getö-
teter Kinder, der Handlungsbedarf besonders 
groß. Ein qualifizierter Kinderschutz sollte aller-
dings für alle Altersgruppen gelten. Etwa 22,5 % 
aller Verdachtsmeldungen zu Kindeswohlgefähr-
dungen in Rheinland-Pfalz betreffen Jugendliche 
über zwölf und unter 18 Jahren. Die voranstehen-
den Befunde zeigen, dass, um Kinder und Jugend-
liche vor Gefahren für ihr Wohl zu schützen und 



156

gem. 34 SGB VIII. In den rheinland-pfälzischen 
Landkreisen wurden dagegen vorrangig stationäre 
Hilfen für junge Flüchtlinge durchgeführt. 

Aufgrund der anhaltenden Kriege und gewaltsamen 
Konflikte weltweit ist auch in Zukunft mit einer 
steigenden Anzahl von Inobhutnahmen in  Folge 
der Einreise von unbegleiteten minderjährigen 
Flüchtlingen sowie einer Zunahme von Kindern 
und Jugendlichen zu rechnen, die in Begleitung 
nach Deutschland kommen. Einer längst überfälli-
gen Notwendigkeit zur fachlichen Weiterentwick-
lung innerhalb der Kinder- und Jugendhilfe steht 
angesichts enorm steigender Fallzahlen ein prag-
matischer Handlungsdruck gegenüber. Die  Kinder- 
und Jugendhilfe muss sich jedoch darauf einstel-
len, dass in Zukunft die Betreuung, Begleitung 
und Unterstützung nicht nur unbegleiteter  junger 
Flüchtlinge, sondern aller Kinder und  Jugendlichen, 
die sich als Schutzbedürftige in Deutschland auf-
halten, zu ihrem regelhaften Handlungsfeld ge-
hört. Welche Anforderungen sich daraus für 
Einrichtungskonzepte, die Gestaltung von Hilfe-
planungsprozessen und die Einbindung in soziale 
Netze ergeben, ist bislang weitgehend unklar. Bei 
der Analyse der Kinder- und Jugendhilfe im Um-
gang mit (unbegleiteten) minderjährigen Flücht-
lingen verdichten sich jedoch wie unter einem 
Brennglas allgemeine strukturelle Fragen. Die er-
heblichen Disparitäten zwischen den Bundeslän-
dern bei der Ausgestaltung von Rechtsansprüchen 
und Konzepten finden sich auch in anderen Hand-
lungsfeldern der Kinder- und Jugendhilfe wieder 
(z. B. Anschlusshilfen; Hilfen für junge  Volljährige) 
und verdeutlichen vielfältige Handlungs- und 
Weiterentwicklungsbedarfe (vgl. Dittmann/Mül-
ler 2013).92

92  Ausführliche Informationen zu diesem Thema finden sich auch 
in Stauf, Eva (2012): Unbegleitete minderjährige Flüchtlinge in der 
Jugendhilfe. Bestandsaufnahme und Entwicklungsperspektiven in 
Rheinland-Pfalz. Mainz. 

linien des SGB VIII zu behandeln. Im Jahr 2013 
registrierte das Statistische Bundesamt 6.584 In-
obhutnahmen aufgrund unbegleiteter Einreise. 
Damit sind 15,6 % der Inobhutnahmen auf eine 
unbegleitete Einreise junger Menschen zurückzu-
führen. Dabei sind die jungen Menschen zu knapp 
90 % männlich und zu rund 70 % im Alter zwi-
schen 16 bis unter 18 Jahren. So heterogen wie 
sich die Verteilung der jungen Flüchtlinge über 
und innerhalb der Bundesländer darstellt, so un-
terschiedlich präsentiert sich die Praxis der bun-
desdeutschen Kinder- und Jugendhilfe (vgl. Statis-
tisches Bundesamt 2013g). 

Im Land Rheinland-Pfalz wurden im Jahr 2013 ins-
gesamt 529 Hilfen gem. §§ 33, 34 und 42 SGB 
VIII für unbegleitete minderjährige Flüchtlinge 
durchgeführt. Dabei setzen sich die gewährten 
Hilfen wie folgt zusammen: Während mit sieben 
Hilfen vergleichsweise wenige Maßnahmen gem. 
§ 33 SGB VIII gewährt wurden, wurden dagegen 
248 Hilfen gem. § 34 SGB VIII und 274 Inobhut-
nahmen gem. § 42 SGB VIII durchgeführt. Über 
die Hälfte aller Maßnahmen für junge Flüchtlin-
ge (51,8 %) waren damit im Jahr 2013 Hilfen gem. 
§ 42 SGB VIII.

Insgesamt wurden für die genannten Hilfen rund 
4,8 Millionen Euro aufgewendet. Dabei entfällt 
der größte Anteil der Aufwendungen mit 79,2 % 
auf Hilfen gem. § 34 SGB VIII. Gut ein Fünftel der 
Aufwendungen entfällt auf die Maßnahmen gem. 
§ 42 SGB VIII. Nur 0,7 % der Gesamtaufwendun-
gen für Maßnahmen für junge unbegleitete 
Flüchtlinge wurden im Jahr 2013 für Hilfen gem. 
§ 33 SGB VIII ausgegeben. 

Im Bereich der Hilfen für junge Flüchtlinge ist da-
rauf zu verweisen, dass die einzelnen Regionen in 
Rheinland-Pfalz unterschiedlich stark mit der ak-
tuellen Herausforderung konfrontiert sind. Dabei 
zeigt sich die folgende Spannbreite: Im Jahr 2013 
wurden vor allem in den kreisfreien Städten  Hilfen 
für die genannte Zielgruppe durchgeführt. Insge-
samt wurden 76,4 % aller Hilfen dort gewährt. 
Dies sind zu 100 % die gesamten Inobhutnahmen 
des Berichtsjahres 2013 sowie 52 % aller Hilfen 
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gebotsnachfrage äußern sich verdeckter, ebenso 
die „Erfolge“ bzw. Wirksamkeit von Angeboten. 
Ein wachsender Legitimationsdruck geht einher 
mit finanziellen und personellen Einsparungen. 
Die Jugendarbeit wird vielerorts zur Kür und nicht 
zum Pflichtprogramm einer qualifizierten und in 
ihren Leistungsbausteinen aufeinander bezoge-
nen Kinder- und Jugendhilfe. Vor allem mit Blick 
auf die Aufwendungen für einzelne Leistungsbe-
reiche der Kinder- und Jugendhilfe wird deutlich, 
dass die Jugendarbeit im Vergleich nur einen sehr 
geringen Teil der Aufwendungen in diesem Bereich 
in Anspruch nimmt. So sind die Ausgaben für die 
Kindertagesbetreuung im Zeitraum von 2005 bis 
2012 bundesweit um 76 % gestiegen. Auch die 
Aufwendungen für die Hilfen zur Erziehung spie-
geln die Expansion der Kinder- und Jugendhilfe wi-
der und stiegen im gleichen Zeitraum in Deutsch-
land um 45 % an. Im Vergleich dazu erhöhten sich 
die Ausgaben der Kinder- und Jugendarbeit seit 
2005 nur um 20 % (vgl.  AKJStat  2014, S. 3 f.).  
Betrachtet man das Land Rheinland-Pfalz, so wur-
den im Jahr 2012 64,8 % und damit der  größte 

In diesem Kapitel wurden ausgewählte Trends und 
Befunde zur Kinder- und Jugendhilfe in Rheinland-
Pfalz vorgestellt. Für die Mehrheit der Leistungs-
bereiche konnten detaillierte Angaben über den 
Umfang von Hilfen und Angeboten sowie Ent-
wicklungen im Zeitverlauf dargestellt werden. So 
wurden z. B. im Jahr 2013 in Rheinland-Pfalz ins-
gesamt 26.408 Hilfen zur Erziehung (d. h. rund 34 
Hilfen je 1.000 junger Menschen unter 21 Jahren) 
durchgeführt sowie im Jahr 2013 durch die Kom-
munen und Gemeinden 145.066 Kinder in einer 
Kindertagesstätte und 4.418 Kinder in einem An-
gebot der Kindertagespflege betreut. Beide Berei-
che verzeichnen in den vergangenen Jahren einen 
erheblichen Ausbau, was sich auch in den Aus-
gaben widerspiegelt. Für Jugendarbeit und Jugend-
verbandsarbeit stellt sich die Situation weniger 
deutlich und vor allem weniger positiv dar: Noch 
vermag die bestehende Datenbasis lediglich ein 
rudimentäres Bild der Teilnehmenden- und Mit-
gliederstrukturen vor Ort abzubilden. Ihre Prinzi-
pien der Offenheit und Freiwilligkeit erschweren 
die statistische Erfassung. Konjunkturen der An-

3.3  Auslaufmodell oder Infrastruktur?  
Die Jugendarbeit im Gesamt der Kinder- und Jugendhilfe
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Abb. 73: Anteile der Aufwendungen für Leistungsbereiche der Kinder- und Jugendhilfe in 
 Rheinland-Pfalz im Jahr 2012 

Quelle: Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz 2013c, eigene Berechnung und eigene Darstellung
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rung („bleiben oder gehen?“) – in besonderer Wei-
se abhängig von der Angebotsstruktur vor Ort. Vor 
allem ländliche Kommunen werden sich daher 
zunehmend mit ihrer Attraktivität für die junge 
Generation befassen und diese weiterentwickeln 
müssen. Die Herausforderungen, die mit dem de-
mografischen Wandel einhergehen, sind auch und 
vor allem ein Thema der Jugendarbeit. 

Jugendarbeit wird für junge Menschen vor allem 
dort interessant, wo Gelegenheitsstrukturen an-
geboten werden. Die Verfügbarkeit von Räumen, 
Mobilität und Kommunikation mit den Jugend-
lichen vor Ort sind dafür entscheidende Voraus-
setzungen Die Analyse der Präsenz von Jugend-
themen und -angeboten in den Internetauftritten 
der Verbandsgemeinden und verbandsfreien Ge-
meinden und Städte zeigt, wie unterschiedlich 
diese für junge Menschen gestaltet und zugäng-
lich gemacht werden. In verschiedenen Landkrei-
sen zeichnen sich Bemühungen ab, die räumliche 
Distanz im ländlichen Raum durch die Bereitstel-
lung mobiler Angebotsformen wie Jugend- bzw. 
Ruftaxi und Spielmobil zu überbrücken. In ande-
ren Regionen bilden sich auf der verfügbaren Da-
tenbasis hingegen noch deutliche Bedarfe ab.93

Vor dem Hintergrund eines weitreichenden ge-
sellschaftlichen Wandels wird auch die Jugend-
arbeit zu einem selbstverständlichen Bestandteil 
der sozialen Infrastruktur auszubauen sein; dies 
gilt ganz besonders im Hinblick darauf, dass qua-
lifizierte Angebote der Kinder- und  Jugendhilfe 
gesellschaftliche Teilhabechancen bedeutend 
mitbestimmen. Die in den letzten Jahren stetig 
gestiegenen Anforderungen, die aus anderen Teil-
systemen (Bildung und Schule, Gesundheit, Ar-

93  Kapitel 3.1 nähert sich der „Lage“ der Jugendarbeit in Rheinland-
Pfalz auf Grundlage der verfügbaren Datenbasis an und ermöglicht 
Hinweise auf gegenwärtige Herausforderungen, Bedarfe und 
Entwicklungslinien der Jugendarbeit in Rheinland-Pfalz. Vielfach 
können die Darstellungen jedoch nur als Ausschnitt der bestehenden 
Angebotsstrukturen verstanden werden, da die vielzähligen Ange-
bote der Jugendverbände, der Einrichtungen Offener Jugendarbeit 
und der Jugendsozialarbeit weit darüber hinausgehen, jedoch nicht 
systematisch erfasst sind. 

Anteil an den Gesamtausgaben für den  Bereich 
Kindertagesbetreuung aufgewendet. Nur 3,4 % 
der Gesamtaufwendungen im Jahr 2012  wurden 
für die Jugendarbeit ausgegeben. Diese vergleichs-
weise geringe finanzielle Ausstattung der Jugend-
arbeit bildet ihre Bedeutung für ein gutes Auf-
wachsen von Kindern und Jugendlichen in öffent-
licher Verantwortung keineswegs ab. 

Ohne die Bedeutung der Hilfen zur Erziehung 
und des Kita-Ausbaus schmälern zu wollen, soll 
auf den besonderen Stellenwert der Jugendar-
beit für die individuelle und außerschulische bzw. 
 außerfamiliäre Entwicklung von jungen  Menschen 
verwiesen werden. So sprechen Angebote der 
Offe nen Jugendarbeit und der  Jugendsozialarbeit 
vielfach auch solche Jugendliche an, die über 
Schule oder andere Angebote der Kinder- und Ju-
gendhilfe nicht mehr erreicht werden. Vorran-
gig vermitteln Jugendarbeit und Jugendverbands-
arbeit v. a. aber gesellschaftliche Grundwerte und 
Voraussetzungen wie z. B. jugendliche Selbstorga-
nisation, demokratisches Denken und verantwort-
liches Engagement der jungen Menschen in der 
Gesellschaft. Die politischen Bemühungen um das 
gelingende Aufwachsen von Kindern in Rheinland-
Pfalz wären also übergangslos in die Jugendphase 
weiterzudenken. Die Profilierung einer eigenstän-
digen Jugendpolitik kann nur mit einer Stärkung 
von Jugendarbeit und der Bedeutung jugendlichen 
Engagements in den Regionen einhergehen. 

Die konkrete Ausgestaltung der Kinder- und Ju-
gendhilfeangebote ist kommunal geregelt, folg-
lich müssen die Kosten dafür fast ausschließlich 
kommunal geschultert werden. Vor allem Kom-
munen mit einer hohen sozialstrukturellen Be-
lastung stehen in diesem Zusammenhang vor 
großen Herausforderungen. In Kapitel 2.1 wurde 
herausgearbeitet, dass vor allem strukturschwä-
chere Regionen zugleich auch in besonderer Wei-
se durch den demografischen Wandel betroffen 
sind. Je größer die demografische und strukturel-
le Ausdünnung in einer Region ist, desto höher 
ist auch der Bedarf an Kompensationsleistungen. 
Für junge Menschen ist die Attraktivität der Her-
kunftsregion – und damit ihre subjektive Orientie-
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sich bringen, kaum zu überschätzen. Ihre bedeu-
tungsvolle Aufgabe – einen Beitrag zur Schaffung 
gleichwertiger Lebensverhältnisse zu leisten – 
kann die Kinder- und Jugendhilfe jedoch nur dann 
verantwortungsvoll wahrnehmen, wenn sie auf 
kommunaler Ebene über auskömmliche finanziel-
le Mittel verfügt. Nur so kann weiterhin auf indi-
viduelle Rechtsansprüche bedarfsgerecht reagiert 
werden und die Kinder- und Jugendhilfe auch 
künftig Bestandteil sozialer Infrastruktur zum Aus-
gleich von Benachteiligungen in allen Regionen 
und für alle Kinder, Jugendlichen und ihre Familien 
in Rheinland-Pfalz sein.

beitsmarkt und Sozialleistungsbereichen) an die 
Kinder- und Jugendhilfe gerichtet werden, verwei-
sen auf ihre Bedeutung, Defizite und Überforde-
rungen in angrenzenden Gesellschaftsbereichen 
auszugleichen. Längst ist die Kinder- und Jugend-
hilfe zu einer systemrelevanten wohlfahrtsstaat-
lichen Leistung avanciert. Ihre Relevanz ist im 
Hinblick auf künftige Herausforderungen, wie z. B. 
die aus der Ratifizierung der UN-Behinderten-
rechtskonvention resultierende Umsetzung sozia-
ler Inklusion, aber auch bezüglich der Anforderun-
gen, die eine flächendeckende Umstrukturierung 
der Schulen in ein Ganztagsschulsystem mit 



160

subjektiven Bedeutungen und Relevanzsetzungen 
in die Jugendberichterstattung einzubinden und 
gleichzeitig auf einer breiten empirischen Basis 
Daten zu den von den Jugendlichen als relevant 
markierten Themen zu erheben.

Als wichtigste Sachverhalte stellten sich aus Sicht 
der Jugendlichen dabei der Lern- und Entwicklungs-
ort Schule, Mobilität und der Öffentliche Personen-
nahverkehr sowie das Thema Diskriminierung 
heraus. Auch im Bereich der sozialräumlichen Um-
welten und der jugendspezifischen Angebote gibt 
es aus Sicht der jungen Menschen einen erhebli-
chen Verbesserungsbedarf. Die Entscheidung, dass 
genau diese Themen die höchste Relevanz auf-
weisen, trafen die Jugendlichen auf einem eigens 
dafür veranstalteten Jugendworkshop („Jugend – 
was GEHT?!“) selbst. Dementsprechend werden 
die oben genannten Punkte in diesem Bericht ver-
tieft (Kap. 4; Kap. 7).

Die zentralen Ergebnisse der empirischen Unter-
suchung lassen sich zunächst in zwei Punkten be-
schreiben: 

 ■ Zum einen bewertet die überwiegende Mehr-
heit der befragten Jugendlichen die eigenen 
Lebensbedingungen positiv bis sehr positiv. Es 

Viele Ansätze zur Erfassung des Child Well-being94 
verwenden in erster Linie objektive Daten, subjekt-
bezogene Daten zu und von jungen Menschen da-
gegen fehlen. Für den zweiten Kinder- und Jugend-
bericht Rheinland-Pfalz wurden auf der Grundlage 
eines anspruchsvollen methodischen Designs die 
Selbstauskünfte Jugendlicher erhoben. In einem 
ersten methodischen Schritt wurden über einen 
qualitativ-explorativen Zugang (Zukunftswerk-
statt und Gruppendiskussionen) die Themen, die 
Jugendliche bewegen, generiert. Die Themen soll-
ten bewusst nicht von Erwachsenen oder von den 
Forscherinnen und Forschern vorgegeben, sondern 
von den jungen Menschen selbst entwickelt wer-
den. Ausgehend von diesen generierten Themen-
komplexen wurden in einem zweiten methodischen 
Schritt mittels eines quantitativ-standardisierten 
Zugangs (Fragebogenerhebung in Schulklassen) 
über 2.000 junge Menschen in Rheinland-Pfalz zu 
ihren Lebensbedingungen und Einschätzungen der 
sozialräumlichen Umgebung befragt. Durch diese 
Methodentriangulation soll die Möglichkeit eröff-
net werden, die Perspektiven der Beteiligten, ihre 

94  Siehe zum aktuellen Diskurs zum Child Well-being das Themen-
heft der Zeitschrift für Pädagogik, 60. Jg., H. 4, Juli/August 2014: 
„‚Child Well-being’. Potenzial und Grenzen eines Konzepts.“

ZWEITER BLICK
4   WAS BEWEGT JUGENDLICHE IN 

 RHEINLAND-PFALZ UND WIE BEWERTEN 
SIE SELBST IHRE LEBENSBEDINGUNGEN 
UND  ENTWICKLUNGSRÄUME?
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lerlei Hinsicht abgewertet fühlen. Die Protokol-
le der Gruppendiskussionen und die Antworten 
auf den Fragebögen sprechen eine deutliche 
Sprache: Ungerechtigkeit und ein Mangel an 
Respekt zeigen sich für die Jugendlichen zum 
Beispiel in den unhaltbaren Zuständen der 
Schultoiletten, der schlecht ausgebauten (Ver-
kehrs-)Infrastruktur (vor allem auf dem Land), 
mangelnden jugendspezifischen Räumen und 
Gelegenheitsstrukturen sowie der teilweise 
skandalisierenden Berichterstattung der  Medien 
über die Jugend. 

ist noch nie so vielen jungen Menschen so gut 
gegangen wie heute. Zugleich aber gibt es eine 
relevante Zahl von Jugendlichen, die ihre Lebens-
situation nicht positiv bewertet. 

 ■ Zum anderen sind Jugendliche gegenüber Ab-
wertungen sehr sensibel und thematisieren die 
unterschiedlichsten Formen von Diskriminie-
rung und Rassismen. Junge Menschen in Rhein-
land-Pfalz haben diesbezüglich durchaus eine 
feine und differenzierte Wahrnehmung – auch 
weil sie sich selbst von der Gesellschaft in vie-

4.1 Methodisches Vorgehen 

Die Erfassung der subjektiven Perspektive der Ju-
gendlichen sowie die persönliche Einschätzung ih-
rer Lebenswelten, ihres Alltags, ihres räumlichen 
und sozialen Umfeldes und ihres Wohlbefindens 
bilden einen zentralen Ansatz des zweiten Kinder- 
und Jugendberichtes Rheinland-Pfalz. Dies stellt 
zugleich eine wichtige Weiterführung des ersten 
rheinland-pfälzischen Kinder- und  Jugendberichtes 
dar. Folgende Fragestellungen stehen dabei im 
Mittelpunkt: Wie sehen und bewerten junge Men-
schen die Angebotsstruktur, die Freizeitmöglich-
keiten, die Bildungsangebote, die Jugendarbeit 
und jugendkulturellen Angebote in ihren Sozial-
räumen? Welches sind aus der Sicht von Jugend-
lichen überhaupt relevante Themen, Anliegen und 
Angebote?

Diese Forschung war von Anfang an darauf aus-
gerichtet, den Jugendlichen ein möglichst gro-
ßes Mitspracherecht zu gewähren und sie von Be-
ginn an in den Forschungsprozess zu integrieren. 
Das Prinzip der Offenheit qualitativer Forschung 
bot den Befragten einen adäquaten Rahmen, ihre 
 subjektiven Deutungsmuster zu entfalten (Helffe-
rich 2004, S. 100). 

Um die Selbstauskünfte Jugendlicher und ihre 
subjektive Perspektive möglichst valide abzubil-
den, wurde ein zweistufiger forschungsmetho-
discher Zugang gewählt: Einer quantitativ-stan-

dardisierten Erhebung ging dabei ein qualitativ- 
explorativer Zugang voraus.

4.1.1 Qualitativ-explorativer Zugang

Um herauszufinden, welche Themen für junge 
Menschen relevant sind und wie sie ihre Lebens- 
und Handlungsräume selbst wahrnehmen und 
einschätzen, wurde ein großer offener Jugend-
workshop initiiert. 

In einem ersten Schritt designten 19 Jugendliche 
eine Einladung in Form eines Flyers. Auch der Slo-
gan und die damit einhergehende Diskussionsfra-
ge des Workshops „Jugend – was GEHT?!“ wurde 
von den Jugendlichen selbst entwickelt. In einem 
nächsten Schritt wurden sechs Jugendliche aus 
Trier in das Jugendzentrum Mergener Hof einge-
laden, um dort in einem Pretest die geplanten 
Methoden Zukunftswerkstatt und Gruppendis-
kussion auf ihre Tauglichkeit für diese Forschung 
zu überprüfen. Die Themen, die in diesem Zusam-
menhang erarbeitet wurden, glichen denen, die 
später in Kyllburg auf dem Jugendworkshop ex-
ploriert werden konnten (Öffentlicher Personen-
nahverkehr, Schule und Respekt).

Um einen möglichst vielfältigen Einblick in den 
Alltag der Jugendlichen zu erlangen und die Diver-
sität in den jugendlichen Lebenswelten einzufan-
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Als Beispiel für die in der Stichprobe repräsentier-
te Vielfalt bzw. Diversität jugendlicher Lebenswel-
ten dienen folgende exemplarische Angaben: 

 ■ vier Jugendliche sind in der Offenen Jugendar-
beit aktiv, 

 ■ fünf engagieren sich in der Freiwilligen Jugend-
feuerwehr, 

 ■ drei gehören dem Jugendrat Koblenz an, 

 ■ acht Jungen und Mädchen leben in einer be-
treuten Wohngruppe, 

 ■ zwei Mädchen besuchen den Hochbegabten-
zweig eines Gymnasiums. 

Betrachtet man den besuchten Schultyp der Teil-
nehmerinnen und Teilnehmer, fächert sich die 
Stichprobe in folgender Weise auf: 24 Jugendliche 
gehen auf ein Gymnasium, 14 auf die Realschule 
plus, vier Jugendliche besuchten zu diesem Zeit-
punkt noch eine Hauptschule, neun Schülerinnen 
und Schüler besuchen eine klassische  Realschule 
und sechs eine Berufsbildende Schule (BBS). Um 
den Migrationsstatus der Jugendlichen zu erhe-
ben, wurden sie in einem kurzen Fragebogen zu 
den soziodemografischen Merkmalen befragt: 
„Welche Sprache sprecht Ihr zu Hause?“

gen, verlief die Einladung zum Jugendworkshop 
über unterschiedlichste Medien und nach dem 
Schneeballprinzip, über Flyer, Plakate, Facebook 
und direkten Mailkontakt. Nach einer aufwen-
digen Werbe- und Rekrutierungsphase über ver-
schiedenste Kanäle wie zum Beispiel Sportvereine, 
Jugendhäuser, Freiwillige Feuerwehr, Erziehungs-
heim, Kreisjugendring u. a. waren alle 57 Plätze 
vergeben. 

Am 22./23. Juni 2013 fand im Bildungs- und Frei-
zeitzentrum Stiftsberg in Kyllburg/Eifel der Jugend-
workshop unter dem Motto „Jugend – was GEHT?!“ 
statt. 39 Mädchen und 18 Jungen im Alter von 14 
bis 17 Jahren aus ganz Rheinland-Pfalz  waren an-
gereist, um in Zukunftswerkstätten, die von Mas-
terstudierenden der Universität Trier sehr sorg-
fältig vorbereitet und durchgeführt  wurden, 
relevante Themen, Fragen, Interessen und Schwer-
punkte zu generieren. Diese wurden dann im Rah-
men klassischer Gruppendiskussionsverfahren 
weiter entfaltet. 

Den Jugendlichen sollte in dieser Form der Raum 
geboten werden, ihre Themen selbst zu bestim-
men und sich somit aktiv am Forschungsprozess 
zu beteiligen. 

Tabelle 6: Sprache, die die Jugendlichen zu Hause sprechen

Sprache
Geschlecht

Deutsch Russisch Deutsch + Gesamt

weiblich 31 3 

5 
Russisch II 
Türkisch II 
Englisch I

39

männlich 16 0
2

Russisch
Englisch

18

Gesamt 47 3 7 57

Quelle: Soziodemografischer Fragebogen; Kyllburg, Jugendworkshop 2013

Die Vielfalt jugendlicher Gruppen, Lebenswelten 
und Lebensstile und die Diversität jugendkulturel-
ler Ausdrucksweisen in diesen Forschungszusam-

menhang aufzunehmen und zu repräsentieren war 
eine große Herausforderung. Mit der qualitativen 
Zugangsweise zu den Themen junger Menschen 
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sind so stark in kollektive Zusammenhänge einge-
bunden (vgl. Bohnsack 2000, S. 125), dass sie nur 
in Gruppen zu erheben sind. Das Phänomen des 
Zusammenhangs, zum Beispiel zwischen  Teilhabe 
und Wohlbefinden oder zwischen Schule und 
Wohl befinden, wurde in den drei Zukunftswerk-
stätten häufig betont. Allerdings betrachtet die 
aktuelle Forschung diese Themen bisher zu selten 
aus der Sicht der Akteurinnen und Akteure. Dem 
Problem nähert sich dieser Forschungsansatz an, 
indem er Selbstauskünfte der Jugendlichen zu ih-
rem Wohlbefinden erhebt und rekonstruiert. 

Es geht hier um das erlebte Wohlbefinden – und 
damit um die subjektiv empfundenen Lebens-
bedingungen und Entwicklungsräume der heran-
wachsenden Generation. In einem solchen Rahmen 
sind nicht ausschließlich bewusste Wirkmechanis-
men am Werk, sondern auch kollektive Einstellun-
gen, Ideologien, implizite Werthaltungen und The-
men, die in Form der Gruppendiskussion erhoben 
und in einer qualitativen Inhaltsanalyse kategori-
siert werden können.

Qualitative Inhaltsanalyse 

Das angewandte Auswertungsverfahren der qua-
litativen Inhaltsanalyse im Rahmen der Zukunfts-
werkstätten und Gruppendiskussionen wurde so 
zusammengestellt, dass von außen zugewiese-
ne Handlungsräume mit den implizit geäußerten 
Handlungsräumen der Jugendlichen verglichen 
werden konnten. Auf diese Weise lässt sich zeigen, 
welche Spannungen zwischen gesellschaftlich an-
gedachten Handlungsräumen und subjektiv emp-
fundenen Handlungsräumen der Jugendlichen 
entstehen.

Die qualitative Inhaltsanalyse wird hier zur Hy-
pothesengenerierung sowie zur Wirklichkeitsab-
bildung im Sinne eines kontrollierten Fremdver-
stehens von Alltagskonzeptionen der Jugendlichen 
genutzt. Die theoretisch ausgewiesene Fragestel-
lung „Wie lässt sich von diesen Erfahrungen auf 
das Wohlbefinden schließen?“ bildet dabei den 
Ausgangspunkt.

besteht jedoch ein offener und dadurch intensiv 
differenzierender Blick auf deren konstruierte 
Sichtweisen der Welt. Eine gewisse Gemeinsam-
keit – und zugleich die Diskussionsgrundlage – 
entstand dadurch, dass sich die Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer alle als Jugendliche aus  Rheinland- 
Pfalz begriffen, einer gemeinsamen Altersgruppe 
angehörten und ein Interesse daran hatten, sich 
über ihre Lebenssituationen auszutauschen und 
miteinander ins Gespräch zu kommen.

Zukunftswerkstatt 

Die Zukunftswerkstatt, eine Methode nach Robert 
Jungk, diente in diesem Forschungsprozess der 
Generierung jugendlicher Themen. Gemeinhin ist 
diese Methode als Problemlöseverfahren gedacht 
und durch einen offenen Prozess gekennzeichnet. 
Ein Vorzug der Zukunftswerkstatt ist, dass sie den-
jenigen zur Ermächtigung verhilft, die von einer 
bestimmten Planung betroffen sind, und mit neu 
entwickelten Ideen Lösungen für gesellschaftliche 
Probleme schafft. Menschen sollen sich  größere 
Handlungsräume erschließen und vom Objekt 
der Planung zum Subjekt werden (vgl. Jungk 1989, 
S. 21 f.). In einem offenen Prozess haben die Sub-
jekte die Möglichkeit, ihre Themen unabhängig 
von Außenstehenden zu erarbeiten. Genau  dieser 
Prozess sollte für die Exploration der jugendlichen 
Relevanzsetzungen und Bedeutungen genutzt 
werden.

Die Konstruktion sozialer Wirklichkeit durch die 
Jugendlichen bildet den Ausgangspunkt dieses 
methodischen Zugangs. Ausgewertet wurden die 
drei durchgeführten Zukunftswerkstätten mittels 
der qualitativen Inhaltsanalyse nach Mayring (vgl. 
Mayring 2010). 

Gruppendiskussionen 

In themenbezogenen Gruppendiskussionen  wurde, 
über die in den Zukunftswerkstätten herausgear-
beiteten Themen hinaus, ein Zugang zu kollektiven 
Orientierungen der Schülerinnen und Schüler ge-
schaffen. Viele subjektive Bedeutungsstrukturen 
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Bezüglich der Verteilung der Gebietskörperschaf-
ten anhand des CWB-Gesamtindex zeigen sich 
folgende Befunde: In Gruppe A des CWB sind nur 
Landkreise zu finden: Mainz-Bingen (67,3 Punkte; 
Rheinland-Pfalz gesamt: 56,0 Punkte) und der Ei-
felkreis Bitburg-Prüm im äußersten Westen (62,7 
Punkte) wurden in das Sample einbezogen. 

In der fünften Gruppe des CWB-Index (Gruppe 
E) sind nur Städte zu finden, mit Ausnahme des 

Tabelle 7: Ausgewählte Gebietskörperschaften der Jugendbefragung „Jugend in Rheinland-Pfalz 
2013“

Gruppe CWB-Index kreisfreie Stadt (St) oder Landkreis (LK) geografische Verteilung

A
Mainz-Bingen (LK) Ost

Eifelkreis Bitburg-Prüm (LK) West

B
Landau in der Pfalz (St) Süd

Westerwaldkreis (LK) Nord

C
Kaiserslautern (LK) Südwest

Trier (St) West

D
Koblenz (St) Nord

Ahrweiler (LK) Nord

E
Worms (St) Ost

Pirmasens (St) Südwest

4.1.2 Quantitativer Zugang

Für die Stichprobenziehung der Jugendbefragung 
wurden zehn Gebietskörperschaften aus Rhein-
land-Pfalz exemplarisch ausgewählt. Die Orien-
tierung erfolgte dabei insofern an den Vorarbeiten 
und Ergebnissen des ersten Kinder- und Jugend-
berichtes Rheinland-Pfalz (MBWJK 2010a), als aus 
den fünf ermittelten Gruppen des Gesamtindex 
Child Well-being95 (CWB-Index, Gruppe A–E) je-
weils zwei möglichst unterschiedliche Gebietskör-
perschaften selektiert wurden (vgl. Tabelle 7). 

95  Der Gesamtindex Child Well-being wurde aus einer Zusammen-
führung der Indexwerte „Lebensbedingungen“, „Wohlfahrt“ und 
„Handlungsräume“ errechnet. Die Indexwerte der drei Dimensionen 
setzen sich jeweils aus einer begründeten Auswahl an Indikatoren zu-
sammen, die „nach ihrer Bedeutung für die Entwicklung von Kindern 
und Jugendlichen gewichtet wurden“ (vgl. MBWJK 2010a, S. 305). In 
einer Gruppierung der Regionen nach A bis E wurden jeweils Regio-
nen mit ähnlichen Bedingungen und Verhältnissen zusammengefasst 
– dabei finden sich in der Gruppe A solche Regionen, in denen die 
Chancen für Wohlbefinden und gesundes Aufwachsen von jungen 
Menschen in besonderer Weise gegeben sind, während dies für Grup-
pe E in deutlich geringerem Maße gilt (vgl. ebd., Kap. 5).

Landkreises Neuwied (52,4 Punkte), gefolgt von 
den kreisfreien Städten Worms (51,2 Punkte), Kai-
serslautern, Zweibrücken, Frankenthal, Ludwigs-

hafen (43,3 Punkte) und Pirmasens (28,3 Punkte). 
Die Städte Worms und Pirmasens wurden für die 
Stichprobe ausgewählt. 

Um die Jugendbefragung möglichst umfassend 
anzulegen, d. h. die unterschiedlichsten Jugend-
lichen zu erreichen und möglichst die gesam-
te Vielfalt jugendlicher Lebenswelten abzu-
bilden, wurde als methodisches Vorgehen die 
Schulklassen befragung gewählt. Die Schulen 
wurden dabei als Zugang zu den jungen Menschen 
genutzt, um in einem überschaubaren Zeitraum 
möglichst  viele unterschiedliche Jugendliche in 
die Befragung einzubeziehen. Da in Deutschland 
Schulpflicht existiert, ist davon auszugehen, dass 
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Abb. 74: Schulstandorte, die an der Befragung teilgenommen haben

Quelle: Eigene Darstellung (Kartenmaterial: GfK GeoMarketing)

in den  Schulen alle Jugendlichen anzutreffen sind 
(inklusives Schulverständnis). Ein weiterer Vor-
teil der Klassen raumbefragung besteht darin, dass 
eine sehr hohe Teilnahmequote an der Befragung 
realisiert werden kann. 

An dieser Stelle ist zu betonen, dass es bei die-
sem Vorgehen nicht um eine Schulbefragung und 
um die Abbildung der gesamten Schullandschaft 
Rheinland-Pfalz ging, sondern um eine Jugendbe-

fragung, die über die Methode der Klassenraum-
befragung realisiert wurde. Die Mädchen und 
Jungen wurden dabei nicht in ihrer Rolle als Schü-
lerinnen und Schüler angesprochen, sondern als 
Jugendliche, die in Rheinland-Pfalz leben. 

Für jeden ausgewählten Standort sind zufällig die 
Schulen der drei unterschiedlichen Schulformen 
bestimmt worden, sodass das Cluster Sample 30 
Schulen umfasst. Entsprechend dem Vorgehen 
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Nach dem Ende der Herbstferien 2013 wurden die 
„Paper-and-Pencil-Befragungen“ vor Ort von Mas-
terstudierenden der Universität Trier und den Pro-
jektmitarbeiterinnen direkt in den Klassen in einer 
Schulstunde durchgeführt.99 Das Einsammeln der 
Fragebögen fand unmittelbar im Anschluss an die 
Befragung statt. Dadurch konnten Ausfälle bzw. 
Probleme mit der Rücklaufquote wie bei einer 
postalischen Befragung reduziert und der Zeit-
raum für die Datenerhebung im Feld stark einge-
grenzt werden. 

Die Anzahl der zu befragenden Klassen an den 
verschiedenen Schultypen in den jeweiligen Ge-
bietskörperschaften wurde zuvor berechnet und 
entsprechend dem quantitativen Anteil der Schü-
lerinnen und Schüler in den Gebietskörperschaften 
gewichtet und in die Stichprobe aufgenommen. 
Insgesamt gab es im Land Rheinland-Pfalz im 
Schuljahr 2012/13, die Grundschulen ausgenom-
men, 296.938 Schülerinnen und Schüler. Ange-
strebt wurde, 112 Klassen aus allen ausgewählten 
Schultypen zu befragen, um Daten von ca. 2.200 
Jugendlichen zu gewinnen. 

Die Themen für den Fragebogen wurden zunächst 
aus dem Jugendworkshop übernommen (Schule, 
Rassismus/Diskriminierung, Mobilität/Infrastruk-
tur, Finanzen) und weiter ergänzt durch die in den 
bekannten und etablierten Jugendbefragungen 
(z. B. Shell Jugendstudie 2010; Sinus Jugendstudie 
2012) behandelten und in einer systematischen 
Analyse herausgearbeiteten Themen. Somit deckt 
der Fragebogen folgende Themen ab:

99  Am 26. September 2013 wurde in einer 8. Klasse der  Realschule 
plus in Trier-Saarburg mit 24 Schülerinnen und Schülern ein Pretest 
durchgeführt, um das Instrument zu testen und abschätzen zu können, 
wie viel Zeit die Befragung in Anspruch nimmt. Zwei Studierende des 
MA-Studienganges Erziehungswissenschaft an der Universität Trier 
haben die Vorstudie durchgeführt. Auch ihnen sei an dieser Stelle 
ausdrücklich für ihr Engagement gedankt. 

der Klumpenauswahl96 (vgl. Häder 2006, S. 166 f.) 
sind wiederum zufällig die zu befragenden Klassen 
ausgewählt worden, um im nächsten Schritt alle 
Schülerinnen und Schüler der selektierten Klassen 
zu befragen – allerdings mit dem Hinweis, dass 
die Teilnahme an der Befragung freiwillig ist und 
durch eine Nicht-Teilnahme keinerlei Nachteile 
entstehen. Dies war für den Datenschutzbeauf-
tragten des Landes Rheinland-Pfalz ein zentrales 
Anliegen. Alle Eltern und Erziehungsberechtigten 
sowie die Schülerinnen und Schüler wurden dar-
auf aufmerksam gemacht, dass die Teilnahme frei-
willig ist. 

Folgende Schulformen97 wurden in die Datenerhe-
bung einbezogen: 

 ■ Realschule plus

 ■ Gymnasium 

 ■ Berufsbildende Schule (BBS)98

96  Die Klumpenauswahl (auch Cluster Sample genannt) stellt 
einen Spezialfall der mehrstufigen Zufallsauswahl dar (vgl. Häder 
2006, S. 166). Das Vorgehen der Klumpenauswahl wird auch im 
Rahmen der PISA-Studien verwendet. Die Datenerhebungen erfolgen 
dabei in den jeweiligen Schulklassen. Vorliegen muss hierzu lediglich 
eine Liste mit allen Schulen, aus der dann zufällig eine Auswahl an 
Schulen in den jeweiligen Bundesländern – in dieser Studie den 
jeweiligen Gebietskörperschaften – getroffen wird. Die ausgewählten 
Schulen bilden einen Klumpen. Auf einer zweiten Stufe werden dann 
wiederum zufällig diejenigen Schulklassen ausgewählt, in denen die 
Schülerinnen und Schüler befragt werden. Für den zweiten Kinder- 
und Jugendbericht wurden von den kontaktierten Schulleitungen die 
Klassen zufällig bestimmt, die an der Befragung teilnehmen sollten. 
Auf der dritten Stufe erfolgt dann die Untersuchung aller Elemente 
– hier also aller Schülerinnen und Schüler der ausgewählten Klassen. 

97  Bei der Ziehung der Schulen in der ersten Stufe ist in der vor-
liegenden Untersuchung keine uneingeschränkte zufällige Auswahl 
vorgenommen worden, sondern es ist berücksichtigt worden, dass 
es verschiedene Schulformen gibt. Die Auswahl wurde dabei auf drei 
Schulformen begrenzt, und zwar auf die drei am stärksten besuchten 
Schultypen: Gymnasium, Realschule plus und Berufsbildende Schule.

98  Die Förderschulen wurden aus Gründen der Vergleichbarkeit 
nicht in das Sample einbezogen. Für deren Befragung wäre es nötig 
gewesen, das Befragungsinstrument entsprechend zu modifizieren. 
Auch die Erhebung selbst wäre aufwendiger geworden (Selbstausfül-
len des Fragebogens z. T. nicht möglich), was für das Projektteam der 
Universität Trier nicht zu realisieren war. Wünschenswert wäre eine 
vertiefende Studie zur subjektiven Perspektive und zum Wohlbefin-
den von Kindern und Jugendlichen, die eine Förderschule besuchen. 
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8. Schule (vgl. Kap. 4.3)

9. Medien

10. Familie/Freunde 

11. Finanzen/Geld

12. Soziodemografische Angaben

Anfang Dezember 2013 war die Befragung abge-
schlossen, anschließend wurden die ausgefüllten 
Fragebögen in das Statistikprogramm SPSS einge-
geben. 

1. Partizipation/Mitbestimmung

2. Normen/Werte/Überzeugungen

3. Respekt/Vielfalt/Toleranz – Diskriminierung/
Rassismus/Mobbing (vgl. Kap. 4.5)

4. Zukunft/Zukunftsängste

5. Freizeit/Angebote für Jugendliche/Jugendarbeit 
(vgl. Kap. 7)

6. Sucht-/Genussmittel

7. Mobilität/Infrastruktur (vgl. Kap. 4.4)

Tabelle 8: Methodensteckbrief Jugendbefragung Rheinland-Pfalz 2013

Grundgesamtheit In Rheinland-Pfalz wohnende Jugendliche im Alter zwischen 14 und 18 Jahren

Stichprobe

Jugendworkshop: offener Zugang – Schneeballprinzip
Standardisierte Jugendbefragung: Cluster Sample; Classroom-Befragung
• Standortauswahl nach dem Gesamtindex des CWB-Index (erster Kinder- und Jugend-

bericht Rheinland-Pfalz)
• An jedem Standort wurden drei Schulformen befragt (Realschule plus, Gymnasium, BBS)
• Alter: 14–18 Jahre (bzw. 13–20 Jahre, weil es aufgrund der Klassenzusammensetzung 

 einige Ausreißer gab; diese machen 3 % der Stichprobe aus)
• Geschlecht
• Migrationshintergrund 

Fallzahl
Jugendworkshop: n = 57
Jugendbefragung: n = 2.168

Erhebungsinstrument
Qualitativer Zugang: Zukunftswerkstatt und Gruppendiskussion
Quantitativer Zugang: Schriftlicher Jugendfragebogen (Selbstausfüller in der Schulstunde)

Zeitraum
Qualitative Erhebung: 04.04.2013 (Pretest); 24.–25.06.2013 Jugendworkshop
Quantitative Erhebung: 21.10.2013–13.12.2013

Im Datensatz sind insgesamt n = 2.168 Jugend-
liche enthalten. Die überwiegende Mehrheit der 
Jugendlichen ist zwischen 14 und 18 Jahre alt. Der 
Median liegt bei 15 Jahren; der Mittelwert bei 15,4 
Jahren.
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Tabelle 9: Alter der befragten Jugendlichen der 
Stichprobe100

Alter in Jahren Häufigkeit Stichprobe in %

13  46  2,1

14  487  22,5

15  743  34,3

16  562  25,9

17  207  9,5

18  104  4,8

19  8  0,4

20  11  0,5

Gesamt  2.168  100

Quelle: Jugendbefragung Rheinland-Pfalz 2013101 

Von den 2.168 Jugendlichen sind 1.027 Mädchen 
und 1.120 Jungen; elf Jugendliche haben die Kate-
gorie 3 = anderes Geschlecht angekreuzt102; zehn 
haben keine Angabe zu ihrem Geschlecht ge-
macht. 

100  Zur ursprünglichen Zielgruppe gehörten Jugendliche im Alter 
zwischen 14 und 18 Jahren. In den Klassen befanden sich vereinzelt 
„Ausreißer“ wie 13-Jährige, 19- und 20-Jährige sowie Jugendliche, 
die älter als 20 Jahre waren. Die „Ausreißer“, die älter als 20 Jahre alt 
waren, wurden von der Auswertung ausgeschlossen.

101  Es gibt insgesamt 103.221 Schülerinnen und 108.949 Schüler in 
Rheinland-Pfalz im Alter zwischen 14 und 18 Jahren. 

102  Es ist eine relevante Frage, wie in den Datenanalysen mit 
der Kategorie „anderes Geschlecht“ umgegangen wird. Aufgrund 
der geringen Fallzahl können eigens für diese kleine Gruppe keine 
statistisch belastbaren Aussagen getroffen werden. Bei allen anderen 
Auswertungen waren diese elf Jugendlichen miteinbezogen. 

Tabelle 10: Geschlechterverteilung in der Stichprobe

Geschlecht Häufigkeit Stichprobe in %
Rheinland-Pfalz  

(Altersgruppe 14–18) in %

weiblich  1.027  47,6  48,6

männlich  1.120  51,9  51,4

anderes Geschlecht  11  0,5  -

Gesamt  2.158  100  100

Quelle: Jugendbefragung Rheinland-Pfalz 2013; Landesamt für Statistik 2013/14

Tabelle 11: Besuchte Schulformen in der Stich-
probe

Besuchte Schulform Häufigkeit Stichprobe in %

Realschule plus  731  34,3

Gymnasium  1.028  48,2

Berufsbildende Schule  374  17,5

Gesamt  2.133  100

Quelle: Jugendbefragung Rheinland-Pfalz 2013103 

Der größte Teil der befragten Jugendlichen des 
Samples besucht ein Gymnasium (48,2 %), wäh-
rend 34,3 % die Realschule plus besuchen und 
17,5 % eine Berufsbildende Schule.104 

Betrachtet man die Stichprobe im Hinblick auf ei-
nen Migrationshintergrund der jungen Menschen 
in Rheinland-Pfalz, so gaben 90,4 % der Jugend-
lichen an, in Deutschland geboren zu sein und ei-
nen deutschen Pass zu haben. 3,4 % der befragten 
Jugendlichen gaben an, einen deutschen Pass zu

103  Statistisches Landesamt Rheinland-Pfalz 2013/14. Realschule 
plus: insgesamt in Rheinland-Pfalz 93.583 Schülerinnen und Schüler. 
Gymnasium: insgesamt in Rheinland-Pfalz 135.398 Schülerinnen und 
Schüler. BBS: insgesamt in Rheinland-Pfalz 123.859 Schülerinnen 
und Schüler. Förderschulen: insgesamt in Rheinland-Pfalz 14.626 
Schülerinnen und Schüler.

104  Zum Vergleich mit den statistischen Daten für Rheinland-Pfalz 
siehe Kap. 2.4 „Schule und Ausbildung“.
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besitzen, obwohl sie nicht in Deutschland  geboren 
sind. 6,2 % antworteten, einen ausländischen Pass 
zu haben (absolut: 132 der befragten Jugendlichen). 
Zwei Staatsangehörigkeiten haben 7,5 % der be-
fragten jungen Menschen in Rheinland-Pfalz (ab-
solut: 161). 

Die Frage nach dem Migrationshintergrund der 
 Eltern wird folgenderweise beantwortet: Fast drei 
Viertel der rheinland-pfälzischen Jugendlichen 
 haben keinen Migrationshintergrund, während 
gut ein Viertel der von uns befragten jungen Men-
schen durch einen Elternteil oder beide Elternteile 
einen anderen kulturellen Hintergrund hat. 

Tabelle 12: Migrationshintergrund der befragten Jugendlichen, Angaben in %

Sind Deine Eltern in Deutschland geboren? Stichprobe Rheinland-Pfalz

Ja, beide.  73,1  70,4

Ja, ein Elternteil ist in Deutschland geboren.  12,3  -

Nein, beide Eltern sind nicht in Deutschland geboren.  14,6  29,6*

Gesamt  100 (2.144)  100

Quelle: Jugendbefragung Rheinland-Pfalz 2013; Mikrozensus 2011105: bezogen auf Kinder und Jugendliche im Alter zwischen sechs und 18 
Jahren; hier Differenzierung nur zwischen mit und ohne Migrationshintergrund. *Keine Differenzierung106

105 Mikrozensus 2011: Anzahl der Bevölkerung in Rheinland-Pfalz: 
insgesamt 4.000.000 Kinder und Jugendliche im Alter zwischen 
sechs und 18 Jahren: 452.000. Ohne Migrationshintergrund 318.000 
Kinder und Jugendliche im Alter zwischen sechs und 18 Jahren. Mit 
Migrationshintergrund 134.000 Kinder und Jugendliche im Alter 
zwischen sechs und 18 Jahren.

106   In den Analysen des Statistischen Landesamts wird nicht 
danach differenziert, ob nur ein Elternteil in Deutschland geboren 
wurde oder ob beide Elternteile aus dem Ausland stammen.

Durch den gewählten Feldzugang und das Aus-
wahlverfahren ergibt sich im Vergleich zur offiziel-
len Verteilung im Land Rheinland-Pfalz in der 
Stichprobe ein „Überhang“ an 15-Jährigen auf der 
einen Seite und Schülerinnen und Schülern des 
Gymnasiums und der Realschule plus auf der an-
deren Seite. Die Schülerinnen und Schüler der Be-
rufsbildenden Schulen sind vergleichsweise un-
terrepräsentiert, was auf den gewählten Zugang 
und die anvisierte Altersgruppe (14 bis 18 Jahre) 
zurückzuführen ist. In Bezug auf die Geschlech-
terverteilung und den Migrationshintergrund der 
Jugendlichen zeigt sich eine große Nähe zu den 
Grundverteilungen insgesamt im Land Rheinland-

Pfalz. Bei der Interpretation der Ergebnisse sind 
die Besonderheiten dieses Samples jeweils mit zu 
berücksichtigen. Trotz der Einschränkungen der 
Repräsentativität der Stichprobe für die Schul-
formen in Rheinland-Pfalz beansprucht die Stich-
probe für die Jugendlichen im Alter zwischen 14 
und 18 Jahren, orientiert an den fünf Gruppen des 
Child-Well-being-Index, die im ersten Kinder- und 
Jugendbericht bestimmt wurden, repräsentativ zu 
sein. 

Zum gewählten methodischen Design ist festzu-
halten, dass ein bestimmter Ausschnitt der sozia-
len Welt von Jugendlichen in Rheinland-Pfalz be-
trachtet werden soll, um mit diesen Ergebnissen 
einen Beitrag zur Weiterentwicklung des Index für 
das Wohlbefinden von Kindern und Jugendlichen 
zu leisten. Denn mit Hilfe von qualitativen For-
schungsmethoden werden Sinnzusammenhänge 
offengelegt, von denen, bestätigt und bekräftigt 
durch die standardisierte, repräsentative Befra-
gung, interpretativ Themen für den Index entwi-
ckelt werden können. Das Ziel der qualitativen 
Forschung war, spezifisches Gegenstandswissen 
der Jugendlichen zum Begriff Wohlbefinden zu ex-
plorieren. 

Eine jugendnahe Forschung zum Thema Wohlbe-
finden ist ohne eine aktive Mitarbeit der Jugend-
lichen nicht zu denken. Oft wird auf den aufwen-
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digen Zwischenschritt, sich den Lebenswelten der 
jungen Menschen aus deren eigener Perspektive 
anzunähern, verzichtet, im Glauben, über Jugend 
gebe es bereits genügend valide Daten. Daten und 
Fakten gibt es in der Tat einige, aber häufig sind 
diese lückenhaft, nicht sehr detailliert und schon 
gar nicht regional differenziert. In dieser  Forschung 
lag der Schwerpunkt darauf, gemeinsam mit Ex-
pertinnen und Experten des „Jugendlich-Seins“ 
erstens für sie relevante Themen bezüglich  ihres 
Wohlbefindens zu erarbeiten, um diese dann 
zweitens im Anschluss in einer quantitativen Er-
hebung zu validieren. 

Die bewusste Entscheidung für einen Triangula-
tionsansatz ist der Idee geschuldet, dass sich 
quantitative und qualitative Methoden gegen-
seitig unterstützen und ergänzen und somit 
die Erkenntnisse über das Wohlbefinden junger 
Menschen aus mehreren Perspektiven zusam-
menführt. Die Jugend hat in diesem Prozess drei 
Schwerpunktthemen für die Weiterentwicklung 
des CWB-Index aus dem ersten Kinder- und Ju-
gendbericht Rheinland-Pfalz, vor allem für die Di-
mension Handlungsräume, gesetzt: Mobilität, 
Schule und Diskriminierung.

4.2  Jugendliche in Rheinland-Pfalz: Zufrieden, 
 zuversichtlich, wohlhabend – aber zu wenig respektiert?

Ein zentrales Ergebnis der empirischen Untersu-
chung ist, dass es einem großen Teil der Jugend-
lichen in Rheinland-Pfalz gut geht und diese ohne 
große Sorgen in ihre Zukunft blicken. Aber es gibt 
auch eine Gruppe von jungen Menschen, denen es 
weniger gut geht, die düster in die eigene Zukunft 
schaut und sich schwer damit tut, eine positive 
Perspektive zu entwickeln. 

Auf die Frage „Alles in allem: Wie zufrieden bist 
Du mit Deinem Leben?“ antworten 71,0 % der 
befragten Jugendlichen (n = 2.168), dass sie mit 
ihrem Leben zufrieden (39,2 %) oder sogar sehr 
zufrieden (31,8 %) sind. Dieser „zufriedenen“ 
Gruppe stehen jedoch 28,9 % junge Menschen 
in Rheinland-Pfalz gegenüber, die ihr Leben nicht 
positiv oder nur eingeschränkt positiv  bewerten 
können: 3,0 % sind mit ihrem Leben überhaupt 
nicht zufrieden, 7,4 % sind unzufrieden und 18,5 % 
antworten mit „teils, teils“. 

Ähnlich wie bei der Frage nach der Lebenszufrieden-
heit zeigt sich, dass knapp 70 % der  Jugendlichen 
zuversichtlich in die eigene Zukunft schauen, 
während 8,2 % in eine düstere Zukunft blicken 
und rund ein Fünftel indifferent ist. 

Auch scheint der größte Teil der jungen  Menschen 
in Rheinland-Pfalz in gesicherten materiellen Ver-
hältnissen aufzuwachsen oder nimmt dies zu-
mindest so wahr. Lediglich 7,4 % beantworten 
die Frage „Wie kommt Deine Familie mit dem 
Geld zurecht?“ mit „sehr schlecht“ (1,3 %) oder 
„schlecht“ (6,1 %), während 73,9 % sagen, dass 
sie sehr gut oder gut mit den vorhandenen finan-
ziellen Mitteln auskommen. 

Durch die subjektorientierte und partizipative 
Vorgehensweise im Forschungsprozess zeigt sich, 
dass die Jugendlichen gesellschaftliche Problem-
bereiche und Ungerechtigkeiten sehr sensibel 
 registrieren. Zu diesen Themenkomplexen zählen 
aus der subjektiven Perspektive der Mädchen und 
Jungen vor allem die Schule, der Öffentliche Per-
sonennahverkehr und das Thema Diskriminierung. 

Insbesondere der Entwicklungsort Schule wird von 
einem großen Teil der Jugendlichen als  stressig 
erlebt, u. a. weil den Noten eine  überragende Be-
deutung zukommt und sie einen großen Leistungs-
druck empfinden (Kap. 4.3). Auch die  öffentliche 
Infrastruktur – unabdingbar, damit sich junge 
Menschen vom Elternhaus ablösen und Autono-
mie entwickeln, d. h. sich verwirklichen können –– 
steht in der Kritik (Kap. 4.4). Die Jugendlichen se-
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hen einen großen Verbesserungsbedarf im Bereich 
der Gelegenheitsstrukturen, seien es nun die An-
gebote der Vereine, Projekte von Trägern oder ein-
fach Plätze, an denen sie sich treffen können, um 
den Dingen nachzugehen, die ihnen wichtig sind. 

Diskriminierung, Mobbing und Rassismus sind 
Themen, die junge Menschen sehr bewegen und 
Bestandteil ihrer Erfahrungs- und  Lebenswelten 
sind. Die Jugendlichen registrieren sehr genau, wie 
in der Klasse, in der Pause, in der Freizeit, in den 
öffentlichen Verkehrsmitteln, beim Sport usw. 
miteinander umgegangen wird, und beklagen 
mangelnden Respekt. Die Respektlosigkeit betrifft 
nicht nur den Umgang zwischen Gleichaltrigen, 
sondern auch zwischen Erwachsenen und Jugend-
lichen; dies haben die Jugendlichen in den qualita-
tiven Settings sehr deutlich formuliert (Kap. 4.5). 

Auch die Themen ÖPNV und Schule wurden von 
den Jugendlichen unter dem Oberbegriff Respekt 
diskutiert: Sie erleben die Respektlosigkeit der Ge-
sellschaft ihnen gegenüber durch die übervollen 
Busse, oder dadurch, dass an den Wochenenden 
gar keine Busse fahren, durch die sanierungsreifen 
Schulgebäude, die Schultoiletten in unhaltbarem 
Zustand und durch die Diskriminierungen und Ras-
sismen, denen sie im Alltag und in den verschie-
densten Kontexten begegnen. 

Die Selbstauskünfte machen deutlich, dass die Ju-
gendlichen es überaus schätzen, befragt zu wer-
den und zu sehen, dass sich jemand für sie und 
ihre Perspektive interessiert. Sie plädieren durch-
weg für eine regelmäßige Wiederholung des Teil-
habeprojekts in der gleichen oder einer anderen 
Form. Dabei schwingt eine Sorge der jungen Men-
schen mit: „Am Ende interessiert es ja eh keinen, 
was wir hier machen; gut wäre es, wenn das wirk-
lich mal anders wäre.“ 

4.3 Bildungs- und Entwicklungsort Schule 

Selbstauskünfte junger Menschen in Rhein-
land-Pfalz: 
„Wenn du gute Noten hast, du kommst weit, 
wenn du gute Noten hast, alles Noten, Noten 
und keinen interessiert, ob du etwas kannst. Da 
bleiben manche, die sind vielleicht noch   klüger, 
die bleiben dann sitzen, nur weil sie mal n biss-
chen faul waren. Das ist der Druck.“ (Zitat Grup-
pendiskussion Schule, Jugendworkshop Kyll-
burg 2013)

Die beruflichen und persönlichen Chancen in der 
modernen Gesellschaft hängen wesentlich vom 
Bildungserfolg ab. Die Jugendphase ist durch die 
Expansion des Bildungssystems erheblich verän-
dert und verlängert worden. Der Zeitraum, in dem 
man als Jugendlicher gilt, wird durch den Aufent-
halt im Bildungssystem bestimmt, der Erfolg 
im Erwachsenenalter hängt wesentlich vom Bil-
dungsabschluss ab. Schule und Jugendalter gehö-

ren nicht nur aufgrund des zeitlichen Anspruchs 
unweigerlich zusammen, sondern auch weil Schu-
le das „am stärksten weichenstellende und uni-
versellste institutionelle Gefüge des Jugendalters 
[ist, d. V.]“ (BMFSFJ 2013, S. 156 f.).

Schule bestimmt den Alltag und damit die Lebens-
phase Kindheit und Jugend zu einem wesentlichen 
Teil. Sie bildet „die zentrale Instanz der sozialen, 
qualifikatorischen und ideologischen Reproduktion“ 
(Hummrich 2009, S. 231). Deshalb ist – neben der 
Familie und dem Umgang mit den Peers bzw. den 
Gleichaltrigen – die Schule in all ihren Formen ein 
zentraler Entwicklungs- und Ermöglichungsort für 
Jugendliche, wie dies im Lebenslagenmodell dar-
gestellt ist. 

Zu den Bedingungen des Aufwachsens junger 
Menschen in Rheinland-Pfalz gehört der Entwick-
lungsort Schule als zentraler Bildungsort – insbe-
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Jugendlichen  wesentliche Kennzeichen dieses Ent-
wicklungsortes. Mittlerweile wechseln 40 % der 
Grundschülerinnen und -schüler in Rheinland-
Pfalz auf das  Gymnasium (vgl. Kap. 2.4), was die 
Wahrnehmung  bestätigt, dass die Gesellschaft 
Noten, Leistung und Bildungszertifikaten eine 
große Bedeutung zuschreibt. Die Aussagen der 
jungen Menschen zeigen deutlich, dass sie diese 
„Leistungsideologie“ internalisiert haben und ihr 
Handeln entsprechend anpassen. 

Nachfolgend werden Erkenntnisse aus den qualita-
tiven und quantitativen Forschungszugängen zum 
Thema Schule vorgestellt. Auf dem Jugendwork-
shop „Jugend – was GEHT?!“, der 2013 in Kyllburg/
Eifel mit 57 Jugendlichen aus ganz Rheinland-Pfalz 
stattfand, spielte der Gegenstand Schule in den 
Zukunftswerkstätten und den Gruppendiskussi-
onen eine zentrale Rolle. In der Gewichtung der 
Themen durch die Teilnehmerinnen und Teilneh-
mer erhielt dieser Bildungs- und Entwicklungsort 
die meisten Stimmen, gefolgt von den Themen 
„Rassismus“ und „ÖPNV“ ( Schule: 30 Punkte; Ras-
sismus: 23 Punkte; ÖPNV: 18 Punkte).

sondere der formellen Bildung – zweifellos dazu. 
Gleichzeitig fungiert dieser Bildungsort als wich-
tiger sozialer Ort, an dem sich die Schülerinnen 
und Schüler mit Gleichaltrigen treffen und ihre 
Freunde sehen. Darüber hinaus ist die Schule ein 
Ort, an dem wichtige Weichen für die Zukunft ge-
stellt und (Lebens-)Chancen verteilt werden – und 
dies ist den Jugendlichen heute offensichtlich sehr 
bewusst, wie die qualitativen Befunde der Studie 
zeigen. Das führt zu entsprechenden Herausfor-
derungen und Anforderungen, mit denen junge 
Menschen in Rheinland-Pfalz umgehen und die sie 
bewältigen müssen. 

Schule ist eine zentrale Quelle für Stress, und ein 
beträchtlicher Anteil der Jugendlichen besucht 
diese Bildungseinrichtung nicht gern – was für das  
Wohlbefinden Konsequenzen hat (vgl. auch Bert-
ram 2013). Die Jugendbefragung zeigt, dass 49.3 % 
der Schülerinnen und Schüler die Schule als sehr 
stressig bzw. stressig erleben und 29.6 % sehr un-
gern bzw. ungern zur Schule gehen (vgl. Tabelle 
19). Konkurrenz- und Leistungsdruck, Zeitdruck 
und die Notwendigkeit, sich zu behaupten und 
durchzusetzen, sind aus der subjektiven Sicht der 

demografische
Entwicklung im Raum

Geschlechter-
verhältnisse

das Sozial-
ökonomische

räumliche
Infrastruktur

Entwicklungsbasis
Familie

Entwicklungs-
raum Peers

Entwicklungs-
ort Schule

Abb. 75: Modell für Bedingungen des Aufwachsens junger Menschen in Rheinland-Pfalz –  
der Entwicklungsort Schule

Quelle: Eigene Darstellung
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Hinsichtlich des Schultyps zeigt sich in der Stich-
probe ein höchst signifikanter Geschlechterunter-
schied: Mädchen gehen systematisch häufiger auf  
ein Gymnasium als Jungen, während Jungen häu-
figer die Realschule plus und insbesondere die Be-
rufsbildende Schule besuchen. 

Auch in der Shell Jugendstudie (2010) wird dem 
Zusammenhang von Bildung und Geschlecht in 
Zeitreihenvergleichen nachgegangen (vgl. ebd., 
S. 74 ff.). Hier werden Mädchen eindeutig als „Bil-
dungsgewinner“ dargestellt, was implizit den Ge-
danken nahelegt, Jungen als Bildungsverlierer ein-
zustufen. Im Jahr 2010 besuchten 44 % der in der 
Stichprobe der Shell Jugendstudie befragten Ju-
gendlichen ein Gymnasium, unter den Mädchen 
48 %, unter den Jungen 41 %. 

Eine weitere systematische Differenz hinsichtlich 
der besuchten Schulform begründet sich durch 
das Merkmal Migrationshintergrund. Wie durch 
viele Studien bekannt ist, besuchen Jugendliche 
mit Migrationshintergrund deutlich seltener das 
Gymnasium und systematisch häufiger die Real-
schule plus oder eine Berufsbildende Schule als 
Jugendliche ohne Migrationshintergrund. Dies 
zeigt sich in der Fragebogenstudie ebenfalls sehr 
deutlich (vgl. Tabelle 14).

4.3.1 Selbstauskünfte der Jugendlichen 
zum Bildungs- und Entwicklungsort 
Schule

Ein Blick in die empirische Erhebung zeigt folgen-
de Verteilung über die drei ausgewählten Schul-
typen.107 Der größte Teil der befragten Jugendlichen 
in der Stichprobe besucht ein Gymnasium (nahe-
zu die Hälfte), während ein gutes Drittel die Real-
schule plus und 17,5 % eine Berufsbildende Schule 
besucht. 

Tabelle 13: Besuchter Schultyp, Angaben in %

Welche Schulform 
besuchst Du?

Gesamt Mädchen Jungen

Realschule plus  34,3  32,6  35,8

Gymnasium  48,2  53,1  43,6

Berufsbildende 
Schule

 17,5  14,3  20,6

Gesamt
100 

(2.133)
100 100

Quelle: Jugendbefragung Rheinland-Pfalz 2013

107  Wichtig ist hier noch einmal zu erwähnen, dass für die Befra-
gung nur die genannten drei Schulformen ausgewählt wurden und 
demzufolge nicht die komplette Schullandschaft Rheinland-Pfalz 
abgebildet wird.

Tabelle 14: Schultyp in Abhängigkeit vom Migrationshintergrund, Angaben in %

Schultyp
Jugendliche ohne 

Migrationshintergrund

Jugendliche, von denen
ein Elternteil aus dem

Ausland stammt

Jugendliche, von
denen beide Elternteile aus 

dem Ausland stammen

Realschule plus  31,3  33,8  49,2

Gymnasium  52,9  47,1  25,7

BBS  15,8  19,0  25,1

Gesamt  100 (1.551)  100 (263)  100 (307)

Quelle: Jugendbefragung Rheinland-Pfalz 2013

Im Folgenden wird dargestellt, welchen Schulab-
schluss die befragten weiblichen und männlichen 
Jugendlichen in Rheinland-Pfalz anstreben: 
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bitionen und der Druck noch größer zu sein als für 
Jungen. 

Mädchen streben signifikant häufiger zum  Abitur, 
während für Jungen die Fachhochschulreife deut-
lich attraktiver zu sein scheint. Neben der Diffe-
renz zwischen den Geschlechtern lässt sich eben-
falls ein höchst signifikanter ethnischer Effekt 
feststellen: Wenn beide Elternteile der Schülerin-
nen oder Schüler im Ausland aufgewachsen 
sind, so wird von den Schülerinnen und Schülern 
sign ifikant seltener das Abitur als angestrebter 
Schulabschluss angegeben, dafür jedoch über-
durchschnittlich häufig die Fachhochschulreife. 
Insgesamt streben 62,7 % der befragten Jugend-
lichen das Abitur als Schulabschluss an. Dieser 
Wert differenziert sich in Abhängigkeit vom Mig-
rationshintergrund in folgender Weise aus: 65 % 
der Schülerinnen und Schüler, deren beide Eltern 
in Deutschland aufgewachsen sind, streben zum 
Abitur sowie 63,5 % der Jugendlichen, bei denen 
ein Elternteil im Ausland aufgewachsen ist, aber 
lediglich 49,7 % der Jugendlichen, bei denen beide 
Eltern im Ausland aufgewachsen sind. 

Die Fachhochschulreife als angestrebter Abschluss 
wird im Durchschnitt von 13,1 % der befragten 
 Jugendlichen angegeben. Haben diese keinen Mig-
rationshintergrund, so wünschen sich 11,4 % der 

Tabelle 15: Angestrebter Schulabschluss in 
 Abhängigkeit vom Geschlecht, Angaben in %

Angestrebter  
Schulabschluss

Gesamt weiblich männlich

Hauptschulabschluss  4,5  3,7  5,0

Realschulabschluss/ 
Mittlere Reife

 27,9  25,9  29,6

Fachhochschulreife  13,1  9,9  16,1

Abitur/fachgebundene  
Hochschulreife

 62,7  67,3  58,8

weiß noch nicht,  
welchen Abschluss

 3,2  2,4  3,6

Quelle: Jugendbefragung Rheinland-Pfalz 2013

Die Shell Jugendstudie von 2010 bringt die  großen 
Ambitionen junger Menschen heute und die  hohen 
Anforderungen an sie auf den Punkt: „Nur mit ei-
nem adäquaten Schulabschluss können die Jugend-
lichen ihre oft ehrgeizigen beruflichen Wünsche 
verwirklichen. Dazu müssen die Jugendlichen aber 
entsprechende schulische Leistungen und  Erfolge 
vorweisen, um in die gewünschten beruflichen 
Ausbildungen und Studiengänge reinzukommen“ 
(ebd., S. 71). Dabei scheinen für Mädchen die Am-

Tabelle 16: Abitur oder fachgebundene Hochschulreife als angestrebter Schulabschluss in Abhän-
gigkeit vom Schulabschluss des Vaters (Schulabschluss der Mutter), Angaben in %108

 Bildungsabschluss Vater (Bildungsabschluss Mutter)

Abitur oder fachgebundene Hochschul-
reife als angestrebter Abschluss

Hauptschulabschluss/
ohne Abschluss

Mittlere Reife Abitur

Ja  53,4 (47,3)  63,0 (64,0)  79,7 (80,0)

Nein  46,6 (52,7)  37,0 (36,0)  20,3 (20,0)

Quelle: Jugendbefragung Rheinland-Pfalz 2013

108 Die Schulabschlüsse der Väter der befragten Jugendlichen – die Schulabschlüsse der Mütter werden in Klammern ausgewiesen – sind in 
folgender Weise verteilt: 1,7 % der Väter haben keinen Schulabschluss laut Selbstauskünften der Jugendlichen, (2,0 % der Mütter ohne Schulab-
schluss), 25,2 % der Väter haben Hauptschulabschluss (20,8 % der Mütter), 23,6 % der Väter haben Mittlere Reife (33,7 % der Mütter); 33,4 % 
der Väter haben Abitur (31,3 % der Mütter). 16,1 % der Jugendlichen haben angegeben, den Schulabschluss ihres Vaters nicht zu wissen (12,3 % 
kennen den Schulabschluss ihrer Mutter nicht). 
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Im Anschluss an Tabelle 15 drängt sich – insbeson-
dere für die Sozialpädagogik und die Jugendarbeit 
– eine relevante Frage auf: Welche Jugendlichen 
sind es vor allem, die nicht wissen, welchen Schul-
abschluss sie anstreben (sollen)? Die tiefergehen-
de Datenanalyse zeigt, dass es eher männliche Ju-
gendliche sind (Geschlecht schwach signifikant, 
unterhalb des Zehn-Prozent-Niveaus), die aus bil-
dungsferneren Milieus kommen (Schulabschluss 

0 % 10 % 20 % 30 % 40 % 50 % 60 % 70 % 80 %

Vater mit Abitur

Vater mit mittlerer Reife

Vater ohne Abschluss 

Abitur oder fachgebundene

 Hochschulreife 

als angestrebter Abschluss

Abitur oder fachgebundene 

Hochschulreife nicht 

als angestrebter Abschluss

20,3

79,7

37,0

63,0

46,6

53,4

Abb. 76: Abitur oder fachgebundene Hochschulreife als angestrebter Schulabschluss in Abhängig-
keit vom Schulabschluss des Vaters, Angaben in %

Auch die These der sozialen und familialen Verer-
bung von Bildung (vgl. Shell Jugendstudie 2010, 
S. 72) bestätigt sich überdeutlich in den Daten. 
Die folgenden Analysen wurden anhand des Krite-

Quelle: Jugendbefragung Rheinland-Pfalz 2013

des Vaters schwach signifikant).109 Vor allem aber 
sind es Jugendliche, die für sich eine eher  düstere 
Zukunft erwarten (höchst signifikantes Ergebnis)! 
Es handelt sich um junge Menschen, die für sich 
keine Perspektive sehen oder noch keine Perspek-
tive für sich entwickeln konnten. Interessant ist, 
dass diese düstere Zukunftsperspektive unabhän-
gig vom Schultyp auftritt, d. h., auch unter den 

109  Der Migrationshintergrund spielt bei dieser Fragestellung keine 
Rolle.

jungen Befragten diesen Abschluss gegenüber 
12,2 % der Befragten, von denen ein Elternteil im 
Ausland aufgewachsen ist, und 23,1 % der Jugend-
lichen, deren beide Eltern im Ausland aufgewach-
sen sind.

riums „Bildungsabschluss des Vaters“ durchge-
führt. Vergleichend sind Berechnungen mit dem 
Schulabschluss der Mutter getätigt worden. Eine 
nennenswerte Abweichung zeigt sich in der „Wir-
kung“ eines niedrigen Bildungsabschlusses der 
Mutter: Wenn die Mutter keinen Schulabschluss 
oder lediglich einen Hauptschulabschluss hat, so 
geben die jungen Menschen deutlich seltener an, 
das Abitur anzustreben, als wenn der Vater keinen 
Abschluss oder Hauptschulabschluss hat. 
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delt es sich bei diesem Bild um eine Überzeich-
nung, dennoch bringt dieses einen relevanten 
Ausschnitt der Gefühlswelt und des subjektiven 
Erlebens von Schule zum Ausdruck. Gleichzeitig 
ist jedoch zu konstatieren, dass auch positive Ge-
fühle mit der Schule verknüpft werden (Schule als 
sozialer Ort, Schule als anregender Lern- und Bil-
dungsort, Erfolgserlebnisse etc.) und ein großer 
Teil der befragten Jugendlichen gern zur Schule 
geht. Allerdings geht ein Drittel der Schülerinnen 
und Schüler ungern in die Schule. 

Gymnasiastinnen und Gymnasiasten sind, wie in 
der Realschule plus und der BBS, 3 % der Jugend-
lichen ohne Perspektive. 

Wie erleben junge Menschen die Schule? 

Die Überschrift „Horrorfilm Schule“, entstanden 
in einer Zukunftswerkstatt auf dem Jugendwork-
shop, kann zugespitzt so interpretiert werden, 
dass die Schule aus Sicht der Jugendlichen Angst 
und Schrecken verbreitet. Selbstverständlich han-

Abb. 77: „Horrorfilm Schule“

Auf die im Fragebogen gestellten Fragen „Wie ist 
es momentan in der Schule? Wie erlebst Du die 
Schule? Würdest Du sagen, dass Du gern in die 
Schule gehst?“ antworten gut 30 % der befragten 
Schülerinnen und Schüler, dass sie gern bzw. sehr 

Quelle: Zukunftswerkstatt „Jugend – was GEHT?!“, Jugendworkshop Kyllburg 2013

gern in die Schule gehen. Auf der anderen Seite 
gibt es ebenfalls knapp 30 % Jungen und Mäd-
chen, die ungern in die Schule gehen. Knapp 40 % 
der befragten Jugendlichen beantworten die Frage 
mit „teils, teils“, der mittleren Antwortkategorie. 
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Tabelle 18: Gehst Du gern zur Schule? In Abhängigkeit von der Schulform, Angaben in %

Ich gehe … zur Schule Realschule plus Gymnasium BBS

sehr ungern  13,1  11,2  7,8

ungern  19,2  19,4  15,0

teils, teils  40,3  39,0  35,7

gern  21,5  25,4  27,6

sehr gern  5,9  5,0  13,9

Gesamt  100 (725)  100 (1.020)  100 (373)

Quelle: Jugendbefragung Rheinland-Pfalz 2013

Tabelle 17: Gehst Du gern zur Schule? In Abhängigkeit vom Geschlecht, Angaben in %

Ich gehe … zur Schule Gesamt Mädchen Jungen

sehr ungern  11,1  7,9  14,0

ungern  18,5  17,0  19,9

teils, teils  38,8  42,4  35,6

gern  24,4  25,2  23,8

sehr gern  7,1  7,4  6,8

Gesamt  100 (2.132)  100 (1.021)  100 (1.111)

Quelle: Jugendbefragung Rheinland-Pfalz 2013

Es sind vor allem die Jungen, die angeben, ungern 
in die Schule zu gehen: Ein Drittel von ihnen be-
antwortet diese Frage negativ, bei den Mädchen 
ist es lediglich ein Viertel. Im Unterschied zum 
Merkmal Geschlecht spielt der Migrationshinter-

grund in diesem Zusammenhang keine Rolle. Dif-
ferenziert man diese Frage nach dem jeweils be-
suchten Schultyp, so zeigt sich, dass Schüler der 
Berufsbildenden Schule überdurchschnittlich gern 
in die Schule gehen.

32,4 % der befragten Jungen sagen, dass ihre 
Ver setzung gefährdet war, während dies nur für 
21,6 % der Mädchen zutrifft (Gesamtdurchschnitt 
27,2 %). 17,4 % der Jungen mussten bereits eine 
Klasse wiederholen, von den Mädchen sind es 
11,4 %. Differenziert man die Gruppe der Jugend-
lichen nach dem Merkmal Migrationshintergrund, 
so zeigen sich höchstsignifikante Unterschiede: 
33.9 % der Jugendlichen mit MH geben an, dass 
ihre Versetzung gefährdet war (Jugendliche o. MH: 
24,9 %) und 22,4 % der Jugendlichen mit MH 
mussten bereits eine Klasse wiederholen im Un-
terschied zu 12,0 % der Schülerinnen und Schüler 
ohne MH. Diese „Bedrohungen“ können wesent-
lich dazu beitragen, ob sich junge Menschen in der 

Schule wohlfühlen bzw. gern dort sind oder nicht. 
Die Daten belegen, dass Schülerinnen und Schüler, 
auf die beide Ereignisse nicht zutreffen, lieber in 
die Schule gehen als „gefährdete Jugendliche“.

Wie erleben Schülerinnen und Schüler die Schule? 
Nahezu die Hälfte der Jungen und Mädchen gibt 
an, die Schule als stressig bis sehr stressig zu erle-
ben. Tendenziell ist das Stresserleben der Mädchen 
stärker ausgeprägt als das der Jungen. Jugendliche 
mit oder ohne Migrationshintergrund unterschei-
den sich hinsichtlich des Stresserlebens nicht. 
Auch für den sozioökonomischen Status der Fami-
lie (gemessen über den Schulabschluss des Vaters) 
ist hier kein Effekt erkennbar. 



178

An diesem Punkt des subjektiven Erlebens von 
Schule wären weiterführende Forschungen und 
Anknüpfungen sinnvoll, können hier aber nicht 
weiter vertieft werden. Es soll hier lediglich ein 
Verweis auf die KiGGS-Studie des Robert-Koch-
Institutes von 2006 erfolgen, die davon ausgeht, 
dass in Deutschland bei den drei- bis 17-jährigen 
Kindern und Jugendlichen jede/r Fünfte eine psy-
chische Auffälligkeit zeigt (www-kiggs.studie.de). 
Die höchste Auffälligkeit sind dabei Ängste (Leis-
tungsängste) – neben Aggressionen, Störungen 
des Sozialverhaltens, Depressionen und ADHS. 

Ein gutes Drittel der Befragten hat gelegentlich 
Stress, der sich jedoch mit lockeren Phasen ab-
wechselt, während nicht einmal ein Fünftel der 
jungen Menschen die Schule locker oder sehr locker 
nehmen kann. Auch hier sind es eher die Schüle-
rinnen und Schüler der Berufsbildenden Schulen, 
die die Schule als locker erleben, was sicherlich 
auch mit der Vergleichsfolie des Berufs bzw. der 
betrieblichen Ausbildung zu tun hat. Gymnasias-
tinnen und Gymnasiasten haben den höchsten 
Stresslevel – sowie Schülerinnen und Schüler, de-
ren Versetzung gefährdet war oder ist. 

Tabelle 19: Wie erleben Schülerinnen und Schüler die Schule? Angaben in %

Wie erlebst Du die Schule? Gesamt Mädchen Jungen

sehr stressig  17,8  18,3  17,4

stressig  31,5  33,9  29,3

teils, teils  34,4  34,3  34,6

locker  9,5  8,3  10,6

sehr locker  6,7  5,2  8,1

Gesamt  100 (2.122)  100 (1.012)  100 (1.110)

Quelle: Jugendbefragung Rheinland-Pfalz 2013

Tabelle 20: Schulstress in Abhängigkeit vom besuchten Schultyp, Angaben in %

Wie erlebst Du die Schule? Realschule plus Gymnasium BBS

sehr stressig  19,4  19,0  12,9

stressig  27,9  35,9  24,7

teils, teils  36,5  31,7  37,6

locker  8,2  9,1  14,0

sehr locker  7,9  4,3  10,8

Gesamt  100 (720)  100 (1.016)  100 (372)

Quelle: Jugendbefragung Rheinland-Pfalz 2013
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Für zwei Drittel der Schülerinnen und Schüler in 
Rheinland-Pfalz ist der Schultag mittags zwischen 
12 und 14 Uhr zu Ende. 30 % der Befragten verlas-
sen die Schule zwischen 14 und 16 Uhr, während 
für 4 % der Jugendlichen der Schultag erst um 16 
Uhr oder danach zu Ende ist. Etwa ein Drittel der 
befragten Schülerinnen und Schüler besucht die 
Ganztagsschule, etwa zwei Drittel besuchen noch 
die Halbtagsschule.

Schule und Zeit:  
Zeitmanagement und Zeitnot

Das Verhältnis zwischen Schulzeit und Freizeit ist 
aus der subjektiven Perspektive der  Jugendlichen 
ein wichtiges Thema: So äußern sich einige Jugend-
liche auf dem Jugendworkshop, dass die Schultage 
zu lang seien, insbesondere bei der Ganztagsschu-
le, dass zu wenig Zeit für eigene Interessen oder 
Hobbys bliebe und dass nach der Schule noch zu 
viele Hausaufgaben zu erledigen seien. Wie sehen 
hierzu die Datenbefunde aus? 

Tabelle 21: Ende Schultag nach Schultyp, Angaben in %

Der Schultag ist in der Regel 
für mich zu Ende …

Realschule plus Gymnasium BBS

zwischen 12 und 14 Uhr  87,0  63,5  32,4

zwischen 14 und 16 Uhr  10,7  31,0  64,5

zwischen 16 und 18 Uhr  2,2  5,5  3,2

Gesamt  100 (718)  100 (990)  100 (349)

Quelle: Jugendbefragung Rheinland-Pfalz 2013

Wie lange der durchschnittliche Schultag dauert, 
hängt stark vom jeweiligen Schultyp ab: Für die 
meisten Realschülerinnen und -schüler (beacht-
liche 87 %) endet der Schultag mittags, während 
dies bei den Gymnasiastinnen und Gymnasiasten 
deutlich seltener der Fall ist (63,5 %) und für le-
diglich ein Drittel der Schülerinnen und Schüler 
der BBS gilt (32,4 %). 

Die Ganztagsschule ist für einen Großteil der 
Schülerinnen und Schüler in Rheinland-Pfalz noch 
keine Realität, insbesondere in den ländlichen Re-
gionen. In den Städten sind die Jugendlichen im 
Durchschnitt länger in der Schule. 

Tabelle 22: Zeit für Lieblingsbeschäftigungen nach Geschlecht, Angaben in %

Mir reicht die Zeit nach der Schule für 
meine Lieblingsbeschäftigungen …

Gesamt Mädchen Jungen

nie oder selten  30,6  36,2  25,5

teils, teils  27,2  29,9  24,7

oft oder immer  42,2  34,0  49,8

Gesamt  100 (2.125)  100 (1.017)  100 (1.108)

Quelle: Jugendbefragung Rheinland-Pfalz 2013
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Am meisten freie Zeit scheinen die Schülerinnen 
und Schüler der Realschule plus zu haben: 47,8 % 
geben an, oft oder immer genügend Zeit zu haben. 

Der schulische Ehrgeiz der Mädchen (bzw. ihrer 
Eltern) fordert offenbar einen hohen Preis. Über-
raschenderweise bekommen die Mädchen syste-
matisch häufiger als Jungen Nachhilfeunterricht, 
was sich zusätzlich negativ auf deren Freizeitkon-
tingent auswirkt. 

Es sind vor allen Dingen die Mädchen, die ange-
ben, nie oder selten Zeit für ihre Lieblingsbeschäf-
tigungen zu haben. Über ein Drittel der weiblichen 
Befragten gibt dies an, im Vergleich zu einem 
Viertel der Jungen. Differenziert man diesen Be-
fund nach Schultyp, so kommen vereinzelt noch 
höhere Werte heraus: 39 % der weiblichen Gym-
nasiasten sagen, dass sie nie bzw. selten Zeit für 
ihre Hobbys haben, während dies von den männ-
lichen Gymnasiasten lediglich 24,8 % ankreuzen. 

Tabelle 23: Bekommst Du Nachhilfeunterricht?110 Angaben in %

Nachhilfeunterricht Gesamt Mädchen Jungen

ja, regelmäßig  11,1  12,8  9,5

ja, gelegentlich  12,7  15,0  10,6

nein  76,2  72,2  79,9

Gesamt  100 (2.127)  100 (1.022)  100 (1.105)

Quelle: Jugendbefragung Rheinland-Pfalz 2013

110  Jugendliche mit Migrationshintergrund erhalten laut Selbst-
auskünfte nicht häufiger Nachhilfeunterricht als Jugendliche ohne 
Migrationshintergrund. 

Eine wichtige Selbstauskunft der befragten Jugend-
lichen bezieht sich auf die Arbeitsgruppen, die an 
den Schulen angeboten werden. Die Daten zeigen, 
dass ein großer Teil der Jugendlichen kein  Interesse 
dafür aufbringt, wobei in einer weiterführenden 
Untersuchung genauer zu prüfen wäre, woran das 
liegt. 64 % der Jugendlichen sagen, dass es nie 
oder nur sehr selten Angebote und AGs an ihrer 
Schule gibt, die ihren Interessen entsprechen. Be-
sonders die männlichen Jugendlichen beantwor-
ten diese Frage kritisch. 

Tabelle 24: Interesse an AGs in der Schule nach 
Geschlecht, Angaben in %

Interesse an AGs Gesamt Mädchen Jungen

nie  35,8  31,5  39,9

selten  28,2  29,9  26,6

gelegentlich  17,0  19,3  14,9

häufig  12,1  12,2  12,0

immer  6,8  7,1  6,6

Gesamt
100 

(2.110)
100 

(1.014)
100 

(1.096)

Quelle: Jugendbefragung Rheinland-Pfalz 2013

Häufig sind es Lehrkräfte, die diese AGs anbieten. 
84.4 % der Jugendlichen geben an, dass die Lehrer 
und Lehrerinnen die Angebote machen, nur 21.1 % 
sagen, dass es andere Anbieter sind (z. B. Freiwilli-
ges Soziales Jahr, die Schüler selbst etc.).
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Peergruppe

Die Peergruppe als Faktor in der Schule beein-
flusst das Wohlbefinden und das Selbstkonzept 
Jugendlicher. Dabei scheint die Dimension Peer-
gruppe auf den ersten Blick in der Diskussion nicht 
populär zu sein, obwohl die Schule als wichtigs-
ter Gesellschaftsort für Jugendliche (vgl. Preuss-
Lausitz 1999) bezeichnet wird. Doch auch manche 
Schulleiterinnen und Schulleiter stellen fest, dass 
die Bildungseinrichtung als Ort für  Freundschaften 
nicht unbedingt geeignet ist (vgl. Kanevski/Salisch 
2011, S. 214): In ihren Augen dient Schule dem 
Gedeihen und gilt ausschließlich als Lehr- und 
Unterrichtsanstalt, weshalb Teamfähigkeit, Kritik-
fähigkeit, soziale und emotionale Komponenten 
dem Schulgebäude fernbleiben (vgl. Fend 1998).

Ein anderes Deutungsmuster – eines, das der 
Wahrnehmung der Jugendlichen näherkommt – 
besagt, dass Freundschaften und das Treffen von 
Gleichaltrigen in der Schule völlig normal und 
selbstverständlich sind und daher keine  explizite 
Erwähnung finden. Dass die Schule der  primäre 
Ort zur Anknüpfung und Pflege von Peerbeziehun-
gen ist, hat sich im Zuge der Modernisierung ver-
stärkt. Helsper (2010) macht deutlich, dass die 
Qualität der Schüler-Schüler-Beziehungen als po-
sitive Ausprägung wesentlich zum psychosozialen 
und gesundheitlichen Wohlbefinden der jungen 
Menschen beitragen kann. Peers können einen 
Schutz vor den Zumutungen der Schule bieten, 
sind wichtige Lernfelder und vermitteln Zuge-
hörigkeiten (vgl. Fend 2006, S. 74). Im besten Fall 
unterstützen sich die Schüler untereinander.

Selbstauskünfte junger Menschen in Rhein-
land-Pfalz: 
„Also die unterstützen sich dann gegenseitig, 
um dann das Klassenniveau auch wieder hoch-
zukriegen.“ (Zitat Gruppendiskussion Schule, 
Jugendworkshop Kyllburg 2013)

4.3.2 Selbstauskünfte aus den 
 Zukunftswerkstätten und Gruppen-
diskussionen

Die Gruppendiskussion startete mit der Frage 
„Wie erlebt ihr Euren Schulalltag?“. Insbesondere 
die Themen Peers (Gleichaltrige) und i ndividuelle 
Förderung wurden im Zusammenhang mit dem 
Schulalltag intensiv diskutiert. Beide erwiesen sich 
als ausschlaggebende Dimensionen, unter denen 
Schulstress und der ganz normale Schulalltag am 
eindrucksvollsten wahrgenommen werden. Peers 
dienen der Stresskompensation, produzieren aber 
gleichzeitig auch Druck. Die individuelle Förde-
rung soll sicherstellen, dass Jugendliche die Leis-
tungsanforderungen der Gesellschaft erfüllen 
können und dass sich der Schulunterricht nicht 
(ausschließlich) an den Klassenschwächeren ori-
entiert. Schule als sozialer Ort ist auch ein Teil von 
Bildung, aber Bildung in einem breiten Verständ-
nis gedacht. Aus der Perspektive von Jugendlichen 
tritt diese soziale Dimension in den Vordergrund 
und weniger die Leistungsgesichtspunkte. Für die 
Kinder und Jugendlichen steht das gleichwertig 
nebeneinander, aber aus einer gesellschaftlichen 
Perspektive steht in erster Linie die Selektions-, 
Bewertungs- und Allokationsfunktion von Schule 
im Vordergrund. 

Die Aussicht, eine vielversprechende  Karriere zu 
starten, scheint in der heutigen Zeit  durchaus rea-
listisch zu sein, ebenso wahrscheinlich ist es je-
doch, dass einmal gefasste Pläne nicht erreicht 
werden und die jungen Leute an ihre Grenzen sto-
ßen (vgl. Böhnisch in Thiersch/Otto 2001, S. 1120). 
Dieses Phänomen wird in den Gruppendiskussionen 
unter dem Topic individuelle Förderung diskutiert. 
Angesichts der an sie herangetragenen Anforde-
rungen empfinden die Jugendlichen einen enor-
men psychosozialen Druck. Sie fühlen sich als zu-
künftige Leistungsträger der Gesellschaft 
wahrgenommen und weniger als Jugendliche in 
ihrer spezifischen Lebenslage. Dabei betrachten 
die Jugendlichen die Schule als Lebens- und Er-
möglichungsraum ihrerseits kritisch, wie die fol-
genden Ausführungen aufzeigen. 
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Individuelle Förderung

Der Anspruch und die gesellschaftliche Realität 
an Gymnasien haben sich gewandelt (vgl.  Dräger 
2014). Das Gymnasium ist nicht mehr die Elite-
schule, sondern zeigt sich als die sozial hetero-
genste Schulform in Deutschland. Die Hetero-
genität und Diversität in den Klassen verlangen 
aber auch didaktische Lösungen. Gemäß seinem 
Bildungsauftrag soll das Gymnasium, auch in 
Rheinland-Pfalz, keineswegs nur Ausbildungsstät-
te der Hochbegabten oder „Klugen“ sein, wie die 
Schülerinnen und Schüler mit guten Noten in ei-
ner Gruppendiskussion bezeichnet wurden. Als 
Lösungs ansätze werden gegenwärtig die individu-
elle Förderung und der Umgang mit Heterogeni-
tät propagiert. 

Eine Umsetzung der individuellen Förderung in der 
Schule soll das jugendliche Wohlbefinden, die Per-
sönlichkeitsentwicklung und die gesellschaftliche 
Integration steigern. Die jungen Menschen diffe-
renzieren in ihrer Diskussion zwischen „klugen“ 
und „dummen“ Jugendlichen, die in einer Klasse 
zusammengewürfelt sind.

Selbstauskünfte junger Menschen in Rhein-
land-Pfalz: 
„Naja, also zum Beispiel, dass wir jetzt in der 
Schule halt teilweise nen großen Niveau-Unter-
schied haben, also dass manche Leute dann 
nicht mitkommen, wobei andere unterfordert 
sind.“ (Zitat Gruppendiskussion Schule, Jugend-
workshop Kyllburg 2013)

Das jugendliche Wohlbefinden würde sich in die-
sem Szenario erst dann steigern, wenn die „Klugen“ 
und die „Dummen“ in getrennten Kursen lernten 
und arbeiteten. Denn für eine optimale Persön-
lichkeitsentwicklung benötigten, nach den Selbst-
auskünften der Jugendlichen, die Leistungsstärke-
ren andere Rahmenbedingungen als die Leis tungs-
schwächeren.

Kaneveski beschreibt dieses wie folgt: „Peers kön-
nen in der Regel ohne grundlegende Wissensvor-
sprünge oder generelle Über- und Unterordnungs-
verhältnisse von ‚Gleich zu Gleich‘ miteinander 
kommunizieren und ihr Verständnis von schulischen 
Fragen ebenso wie ihr Selbstkonzept und ihr Ver-
ständnis des anderen mit Peers ‚auf Augenhöhe‘ 
ko-konstruieren“ (Kanevski/Salisch 2011, S. 215). 
Allerdings sind „Freunde“ nicht mit „Kumpel“ (als 
welche Peers häufiger bestimmt werden) zu ver-
gleichen. Gute Freunde sind diejenigen, mit de-
nen man regelmäßig intime Gefühle austauscht, 
denen man Zweifel und Ängste mitteilt und die 
wahren Gefühle preisgibt, was im Kreise der Peers 
nicht unbedingt möglich ist. 

Der Nutzen, den Peers versprechen, ist jedoch 
kaum in jeder Klasse zu finden.  Leistungsschwache 
Mitschülerinnen und Mitschüler, so  beschreiben 
es die Jugendlichen, werden von „den Guten“ 
nicht selten verachtet und als lästig angesehen.

Selbstauskünfte junger Menschen in Rhein-
land-Pfalz: 
„Ja, wenn man ja gut ist, bei uns sieht man das 
richtig, die Guten, die helfen den Schwachen, 
also die es nicht so gut können.“ 
„Bei uns lachen die die eher aus.“ 
„Ja, die sind die Allerersten, die ausgelacht wer-
den.“ (Zitat Gruppendiskussion Schule, Jugend-
workshop Kyllburg 2013)

Eine Verbundenheit trotz Vielfalt, eine wechselsei-
tige Verpflichtung zwischen Gesamtheit und Ein-
zelnem (Bayertz 1998, S. 11) sind nicht unbedingt 
gegeben. Oft veranschaulichen die Aussagen der 
jungen Menschen eine Art Solidaritätsverlust. Sie 
beschreiben eher praktische, instrumentelle Be-
ziehungen zu ihren Mitschülerinnen und Mitschü-
lern, ihrer Klasse und den Lehrerinnen und  Lehrern. 
In einem institutionellen Kontext, der durch Kon-
kurrenz und Leistungsdruck gekennzeichnet ist, 
wird es laut Selbstauskünften der Jugendlichen 
schwer, Solidarität zu üben und auch Schwächere 
zu respektieren. 



183

4.3.3 Respekt im Sinne einer jugend-
gerechten Ästhetik 

Die quantitativen und qualitativen  Selbstauskünfte 
der Jugendlichen der ausgewählten Standorte ge-
ben Hinweise darauf, wie sie den Entwicklungs- 
und Bildungsort Schule subjektiv erleben. Es ist 
deutlich geworden, dass den Jugendlichen die Be-
deutung von Noten, Zertifikaten und Abschlüssen 
klar ist, dass dies aber auch seinen Preis hat. Die-
ser zeigt sich z. B. im erlebten Schulstress: Nahezu 
die Hälfte der Jugendlichen gibt an, die Schule als 
stressig zu erleben und knapp ein Drittel der Ju-
gendlichen gibt an, ungern in die Schule zu gehen. 
Darüber hinaus ist durch die Selbstauskünfte aber 
auch deutlich geworden, dass die Schule für die 
Jugendlichen einen sozialen Ort darstellt, welcher 
aus einer Erwachsenenperspektive zu wenig gese-
hen und gewürdigt wird. 

Im Unterschied zu Kapitel 2 dieses Berichtes, in 
welchem objektive statistische Daten zum Ent-
wicklungs- und Bildungsort Schule dargestellt 
wurden, geht es in diesem Teil um den empfun-
denen Schulalltag der Jugendlichen. In ihren Be-
schreibungen stellen sie deutlich heraus, dass 
Schule für sie einen sozialen Ort darstellt (vgl. 
 Salisch/Kanevski 2011 zum Thema Ganztagsschu-
le und Freundschaften), der mehr beinhalten soll-
te als Unterricht und die alleinige Wichtigkeit 
von Noten. Nach der Familie bildet die Schule 
die zweitwichtigste soziale Instanz in der Jugend-
phase, hier verbringen sie die meiste Zeit, treffen 
Freunde, erproben Potenziale und tauschen sich 
aus. Dies wollen die Jugendlichen in Form von für 
sie gerechten Gelegenheitsstrukturen berücksich-
tigt wissen. 

Die befragten Jugendlichen nehmen die Hetero-
genität in den Klassenzimmern als eine von allen 
Beteiligten zu bewältigende Aufgabe wahr, um die 
Stärken und Schwächen der einzelnen Schülerin-
nen und Schüler angemessen berücksichtigen und 
fördern zu können. Über die aufgeführten Punk-
te hinausgehend deuten die Selbstauskünfte der 
Jugendlichen einen weiteren zentralen Sachver-

Selbstauskünfte junger Menschen in Rhein-
land-Pfalz: 
„… sodass dann halt die Leute, die in einem 
Fach vielleicht schneller lernen, dann halt in ei-
nen anderen Kurs kommen als die, die langsa-
mer lernen, damit auch die Lehrer nicht mehr 
so überfordert sind und dann auch das besser 
funktioniert.“ (Zitat Gruppendiskussion Schule, 
Jugendworkshop Kyllburg 2013)

Die „Schwächeren“ sollen demzufolge ebenfalls 
individuelle Förderung erhalten, dahingehend, 
dass für sie Lernarrangements geschaffen würden, 
die ihren Fähigkeiten entsprächen. Die Fachlitera-
tur geht davon aus, dass unterschiedliche sozio-
kulturelle Hintergründe, Lerntypen, Interessen 
usw. Realität der Jugendlichen sind und die indivi-
duelle Förderung zu einer Kernaufgabe von Schu-
le werden muss, damit ein angemessenes Lernen 
möglich wird (vgl. Landesinstitut für Schulent-
wicklung 2011). Die „stärkeren“ Jugendlichen dis-
kutieren die individuelle Förderung unter dem 
Aspekt Druck bzw. Noten und der Angst, nicht 
ausreichend Wissen für ihre Zukunft vermittelt zu 
bekommen. Die Selbstauskünfte weisen aber auch 
in eine andere Richtung:

Selbstauskünfte junger Menschen in Rhein-
land-Pfalz: 
„Wenn du gute Noten hast, du kommst weit, 
wenn du gute Noten hast, alles Noten, Noten 
und keinen interessiert, ob du etwas kannst. 
Da bleiben manche, die sind vielleicht noch 
 klüger, die bleiben dann sitzen, nur weil sie mal 
n bisschen faul waren. Das ist der Druck.“ (Zi-
tat Gruppendiskussion Schule, Jugendworkshop 
Kyllburg 2013)
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Well-being gezeigt, wie sensibel Kinder auf ihr 
Umfeld, auf dessen Gestaltung, aber auch auf 
Verwahrlosung reagieren. Ästhetik scheint für jun-
ge Menschen eine zentrale Dimension ihres Wohl-
befindens zu sein (vgl. Crivello 2009). Die Ergeb-
nisse der Jugendbefragung zu dieser Thematik sind 
dabei mehr als ernüchternd (vgl. auch die Daten 
der Befragung des Koblenzer Jugendrates 2011).

halt an: Die Schule ist ein Ort, an dem die Jugend-
lichen viel Zeit verbringen. Wie ist dieser Ort be-
schaffen?

Vor diesem Hintergrund spielen die Ästhetik der 
Umgebung und der Zustand der  Räumlichkeiten 
für das Wohlbefinden eine bedeutsame Rolle. Zu-
sätzlich haben internationale Studien zum Child 

Tabelle 25: Zufriedenheit mit der Sauberkeit der Toiletten in Abhängigkeit vom besuchten Schul-
typ, Angaben in %

Sauberkeit der Toiletten Realschule plus Gymnasium BBS Gesamt

nicht zufrieden  62,3  29,6  40,8  42,7

eher unzufrieden  20,9  25,2  24,2  23,6

teils, teils  11,8  19,0  18,2  16,4

zufrieden  3,5  15,3  11,1  10,5

sehr zufrieden  1,5  10,8  5,7  6,7

Gesamt  100 (721)  100 (1.091)  100 (368)  100 (2.108)

Quelle: Jugendbefragung Rheinland-Pfalz 2013

Tabelle 26: Zufriedenheit mit dem Zustand der Schulgebäude in Abhängigkeit vom besuchten 
Schultyp, Angaben in % 

Zustand Schulgebäude Realschule plus Gymnasium BBS Gesamt

nicht zufrieden  19,4  6,3  15,0  12,3

eher unzufrieden  24,0  13,9  19,8  18,4

teils, teils  28,5  27,7  32,2  28,8

zufrieden  21,0  33,3  20,4  26,8

sehr zufrieden  7,1  18,7  12,6  13,7

Gesamt  100 (720)  100 (1.020)  100 (373)  100 (2.113)

Quelle: Jugendbefragung Rheinland-Pfalz 2013

Auch die Ausstattung der Klassenräume scheint 
für die Jungen und Mädchen nicht zufriedenstel-
lend zu sein: 72 % der Befragten sind unzufrieden 
bis mittelmäßig zufrieden mit ihren Klassenzim-
mern. Die Anzahl der Mitschülerinnen und Mit-
schüler bzw. die Klassengrößen dagegen scheinen 
in Rheinland-Pfalz aus Sicht der Schülerinnen und 
Schüler kein gravierendes Problem darzustellen. 

Die Sinus-Studie „Eltern unter Druck“ (Merkle/
Wippermann 2008) erhärtet diesen Befund aus 
der Perspektive der Eltern. Die Mehrzahl der  Eltern, 
so Henry-Huthmacher (2008, S. 12), hat wenig 
Vertrauen in das öffentliche Bildungssystem. Die 
Kritik der befragten Eltern reicht von der schlech-
ten Ausstattung der Schulen zu großen Schulklas-
sen, Überforderung der als wenig engagiert und 
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(Schulpflicht!), und die Ästhetik der Schulräume 
sehen die Jugendlichen einen Gradmesser des Re-
spekts, den ihnen die Gesellschaft, die Politik, die 
Erwachsenen entgegenbringen. Hier gibt es ein 
erhebliches Verbesserungspotenzial und eine klare 
Handlungsaufforderung an die Politik. Betrachtet 
man die Selbstauskünfte der Jugendlichen  genauer, 
so drängt sich die Schlussfolgerung auf, dass Real-
schulen plus besonders schlecht ausgestattet sind 
und in diese in erster Linie zu investieren ist. 

häufig als schlecht ausgebildet erlebten Fachkräf-
te bis hin zu starren Strukturen und wenig innova-
tiven Konzepten. 

Im qualitativ-explorativen Teil der  Jugendforschung 
fiel in den Zukunftswerkstätten immer wieder der 
Begriff des Respekts, den die Jugend lichen  seitens 
der Gesellschaft vermissen. Gerade in Bezug auf 
die Ausstattung der Schulgebäude, die Pflege 
der Umgebung, in der sie sich aufhalten müssen 

4.4  „Der Raum“: Mobilität, Öffentlicher 
 Personen nahverkehr und Infrastruktur

Der Themenkomplex Mobilität und Öffentlicher 
Personennahverkehr (ÖPNV) wurde von den Ju-
gendlichen in den Zukunftswerkstätten und Grup-
pendiskussionen auf dem Jugendworkshop mit 
einer Vehemenz und Deutlichkeit zur Sprache 
gebracht, die so nicht erwartet worden war. Da 
der qualitativ-explorative Forschungszugang zur 
Hypothesengenerierung genutzt wurde, stand 
schnell fest, dass der Themenbereich Fortbewe-

gung, Mobilität und ÖPNV auch in der Befragung 
einen wichtigen Stellenwert einnehmen würde. 

In einem Flächenland wie Rheinland-Pfalz ist 
die Herstellung und Gewährleistung von Mobili-
tät in allen Regionen des Landes eine große He-
rausforderung. In vielen politischen Debatten 
und Diskursen ist das Thema Verkehrsinfrastruk-
tur präsent – nicht nur in Rheinland-Pfalz, son-

demogra�sche
Entwicklung im Raum

Geschlechter-
verhältnisse

das Sozial-
ökonomische

räumliche
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Entwicklungsbasis
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Entwicklungs-
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Entwicklungs-
ort Schule

Abb. 78: Modell für Bedingungen des Aufwachsens junger Menschen in Rheinland-Pfalz –  
die räumliche Infrastruktur

Quelle: Eigene Darstellung
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16,4 %, häufig mit öffentlichen Verkehrsmitteln 
unterwegs zu sein. 64,1 % der befragten Jugend-
lichen nutzen ein Schülerticket für den ÖPNV. 

Der Öffentliche Personennahverkehr nimmt somit 
einen zentralen Stellenwert im Leben der jungen 
Menschen ein; insofern verwundert es nicht, dass 
er in der subjektiven Perspektive so stark themati-
siert wird. 

dern bundesweit. Moderne Gesellschaften sind 
auf leistungsfähige Infrastrukturen angewiesen, 
ebenso wie auf individueller Ebene Mobilität und 
die Organisation von Mobilität eine wichtige Rolle 
spielen. Dies erleben auch die jungen Menschen, 
die zur Verwirklichung ihrer  Lebensvorstellungen 
und zur Erfüllung ihrer Entwicklungsaufgaben 
auf öffentliche Verkehrsmittel angewiesen sind. 
Gleichzeitig gilt, dass individuelle Mobilität eng 
mit dem sozioökonomischen Status verknüpft ist, 
das heißt, dass Familien, die über zwei Autos ver-
fügen, die Mobilität und Teilhabe ihrer Kinder ganz 
anders gewährleisten können als eine Familie mit 
„nur“ einem oder ohne Pkw (Stichwort „Eltern-
taxi“).

Der soziale Raum von der unmittelbaren Wohn-
umgebung bis zur Region, in der man lebt, ent-
hält bestimmte Gelegenheitsstrukturen für die 
Entwicklungsmöglichkeiten junger Menschen und 
ihre Lebenschancen. Dazu gehören zum Beispiel 
Sport- und Freizeitanlagen ebenso wie die Erreich-
barkeit von Schulen und Ausbildungsstätten oder 
auch (jugend-)kulturelle Angebote. 

Mit der Frage des Raums ist unweigerlich auch 
die Frage der Mobilität, der Fortbewegung und 
der Infrastruktur verknüpft. Wie die Befunde aus 
dem qualitativen und quantitativen Forschungs-
teil zeigen, geht es beim Gegenstand Mobilität 
gerade nicht nur um die Bewältigung von Wegen. 
Mobilität steht viel weiter gefasst für Flexibilität, 
Kommunikationsfähigkeit, Teilhabe, Autonomie-
entwicklung und Entwicklung der eigenen Indivi-
dualität sowie auch für Respekt gegenüber den 
Jugendlichen. 

4.4.1 Exemplarische Befunde der 
 Jugendbefragung zum Thema ÖPNV

Durch die Befragung der Jugendlichen wird deut-
lich, dass der Öffentliche Personennahverkehr mit 
großem Abstand das wichtigste Transportmittel 
für die Schülerinnen und Schüler darstellt. 61,6 % 
sind regelmäßig und häufig mit Bus oder Bahn 
unterwegs: 45,2 % geben an, sehr häufig,  weitere 
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Abb. 79: Formen der Mobilität (häufige und 
sehr häufige Nutzung), Mehrfachantworten 
möglich, Angaben in % 

Quelle: Jugendbefragung Rheinland-Pfalz 2013

Über die Hälfte der befragten Jugendlichen geht 
häufig zu Fuß, 45,3 % werden oft von ihren El-
tern mit dem Auto zu Freizeitaktivitäten gefahren. 
Zusammen mit dem ÖPNV sind diese drei Mobi-
litäts-formen am weitesten verbreitet. Ein Viertel 
der Jugendlichen nutzt das Fahrrad, 8,4 % den 
Motorrol-ler oder das Mofa, während 6,1 % selbst 
mit dem Auto fahren. 

Neben der Fortbewegung mit Bus und Bahn und 
dem Zu-Fuß-Gehen, spielt das Gebracht-Werden 
durch die Eltern im „Portfolio“ der jugendlichen 
Mobilität ebenfalls eine sehr bedeutsame Rolle, 
ist aber zugleich häufig Ursache von Konflikten. 
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Hearing „Jugend heute“: 
Die Kombination und Vernetzung unterschied-
licher Verkehrsmittel (und Kommunikations-
medien) wird in der gegenwärtigen Gesellschaft 
gerade in den jugendlichen Lebenswelten be-
sonders bedeutsam, wenn es darum geht, sich 
selbst zu verwirklichen. (Claus J. Tully 2014)

Ein Viertel der befragten Jugendlichen gibt an, nie 
von den Eltern zu einer Freizeitaktivität gefahren 
zu werden, während drei Viertel ein- bis zweimal in 
der Woche oder häufiger von den Eltern mit dem 
Auto zu einem Freizeittermin chauffiert werden. 
Bei gut 30 % der befragten Jungen und Mädchen 
sind es sogar drei oder mehr Termine pro Woche. 

Laut Selbstauskünften der Jugendlichen gibt es 
bei ca. einem Viertel deshalb auch Streit in der Fa-
milie; die Häufigkeit der Konflikte in der  Familie 
korreliert dabei mit der Anzahl der Termine. In-
teressant ist in diesem Zusammenhang, dass das 
Bringen mit dem Auto bei den Mädchen signifikant 
häufiger zum Streitthema wird als bei den Jungen: 
Während 29,1 % der weiblichen Befragten sagen, 
dass es gelegentlich oder oft Streit gibt, wenn sie 
von den Eltern gefahren werden wollen, so sind es 
bei den Jungen lediglich 18,9 %. Die Jungen  werden 
zwar tendenziell seltener von den Eltern zu Freizeit-
aktivitäten gefahren als die Mädchen, dies allein 
kann diesen doch großen Unterschied aber nicht 
erklären. Möglicherweise sind die Kontrollbedürf-
nisse der Eltern in Bezug auf ihre Töchter stärker 
ausgeprägt als ihren Söhnen gegenüber.

Tabelle 27: „Elterntaxi“, Angaben in % 

werden von den Eltern zu Freizeitaktivitäten gefahren Prozent Mädchen Jungen

nie  26,1  23,3  28,5

ein- bis zweimal pro Woche  41,1  41,9  40,4

dreimal pro Woche  19,6  19,9  19,6

vier- bis fünfmal pro Woche  8,9  10,1  7,7

mehr als fünfmal pro Woche  4,3  4,8  3,8

Gesamt  100 (2.129)  100 (1.008)  100 (1.102)

Quelle: Jugendbefragung Rheinland-Pfalz 2013

Tabelle 28: Mobilität auf dem Land und in der 
Stadt, Mehrfachnennungen möglich, Angaben 
in % 

sehr häufige und 
häufige Nutzung

Land Stadt

ÖPNV  56,8  68,1

zu Fuß  54,5  51,7

„Elterntaxi“  52,6  35,5

Fahrrad  26,4  23,6

Motorroller/Mofa  10,4  5,7

selbst mit dem 
Auto fahren

 6,6  5,5

Quelle: Jugendbefragung Rheinland-Pfalz 2013

Die Art der Mobilität bzw. die Nutzung der Ver-
kehrsmittel hängt sehr stark vom Wohnort der 
Jugendlichen ab. Jugendliche in der Stadt nutzen 
den ÖPNV deutlich stärker als Jugendliche auf 
dem Land, während diese signifikant häufiger von 
den Eltern mit dem Auto gebracht werden (müs-
sen) oder mit dem Motorroller oder Mofa unter-
wegs sind. Zu Fuß gehen, Rad fahren oder selbst 
mit dem Auto fahren, dies machen beide Gruppen 
in etwa gleich häufig. 

20 % der befragten Jugendlichen berichten, dass 
es für sie sehr aufwendig ist, außerhalb der Schul-
zeiten mit Bus oder Bahn zu fahren. Tendenziell 
ist es nach den Selbstauskünften der Jugendlichen 
für diejenigen, die in der Stadt leben, weniger auf-
wendig als für die Jugend auf dem Land. 
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Das Mobilitätsverhalten der befragten Jugendlichen 
scheint durchaus sozioökonomisch und kulturell 
zu variieren. Jugendliche mit Migrationshinter-
grund werden vergleichsweise selten von den El-
tern mit dem Auto gebracht. Radfahren wird stark 
durch das Bildungsmilieu bestimmt: Hat der Vater 
keinen Schulabschluss oder Hauptschulabschluss, 
so geben die Jugendlichen zu 41,4 % an, nie mit 
dem Fahrrad unterwegs zu sein, während dies von 
den Jugendlichen mit Vätern mit Abitur nur für 
25,4 % zutrifft. 

Ebenso differenziert der jeweils von den Jugend-
lichen besuchte Schultyp ihr Mobilitätsverhalten: 
Schülerinnen und Schüler der BBS und der Real-
schule plus fahren unterdurchschnittlich häufig 
mit dem Rad. 

Die Art der Fortbewegung scheint sich nicht nur 
regional, sondern auch sozial zu unterscheiden: 
Gymnasiastinnen und Gymnasiasten nutzen in 
weit höherem Maße den ÖPNV als Schülerinnen 
und Schüler der Realschule plus oder der Berufs-
bildenden Schulen. 50,5 % der Gymnasiastinnen 
und Gymnasiasten nutzen den ÖPNV sehr häufig, 
gefolgt von den Schülerinnen und Schülern der 
BBS (45 % sehr häufig) und der Realschule plus 
(37,4 %). 

Die Schülerinnen und Schüler der Berufsbildenden 
Schulen werden von den Eltern seltener mit dem 
Auto zu Freizeitaktivitäten gebracht als die der 
Realschule plus und des Gymnasiums, die in etwa 
zu gleich großen Anteilen das „Elterntaxi“ nutzen. 

Tabelle 29: Fahrradnutzung in Abhängigkeit vom besuchten Schultyp, Angaben in %

Fahrrad
Schultyp

Realschule plus Gymnasium BBS Gesamt

nie  36,4  26,9  44,7  33,2

selten  22,6  27,0  23,2  24,8

gelegentlich  15,7  18,2  14,6  16,8

häufig  12,6  12,0  7,4  11,4

sehr häufig  12,7  15,9  10,0  13,8

Gesamt  100 (700)  100 (998)  100 (349)  100 (2.047)

Quelle: Jugendbefragung Rheinland-Pfalz 2013

Zufriedenheit mit dem Angebot  
des ÖPNV und den Fahrradwegen

Auf die Frage „Wie zufrieden bist Du mit dem An-
gebot des öffentlichen Nahverkehrs an Deinem 
Wohnort?“ antworten 37,2 % der Jugendlichen, 
dass sie unzufrieden sind (überhaupt nicht zufrie-
den 19,3 %; unzufrieden 17,9 %). Auf der anderen 
Seite der Skala geben 39,4 % an, mit dem Ange-
bot des ÖPNV zufrieden (20,3 %) oder sogar sehr 
zufrieden (19,3 %) zu sein. Die Unzufriedenen und 
die Zufriedenen halten sich hier in etwa die Waage. 

 Die Unzufriedenheit mit den Fahrradwegen über-
steigt die Unzufriedenheit mit dem Angebot des 

Öffentlichen Personennahverkehrs um ein Viel-
faches. Hier überwiegt der Anteil der Unzufriede-
nen (53,4 %) den Anteil der Zufriedenen (24,9 %) 
bei Weitem. Es wird deutlich, dass die Infrastruk-
tur für (sicheres) Fahrradfahren in Rheinland-Pfalz 
aus Sicht der Jugendlichen vielerorts nicht gege-
ben ist. 

In Bezug auf die Zufriedenheit mit dem ÖPNV 
stellt sich die berechtigte Frage, ob es vorrangig 
die Nutzer sind, die unzufrieden sind, oder eher 
diejenigen, die den ÖPNV nicht nutzen. Die Ver-
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teilung zeigt sich folgendermaßen: Diejenigen Ju-
gendlichen, die den ÖPNV nie oder selten nutzen, 
sind mit 42,7 % deutlich unzufriedener als diejeni-
gen, die häufig bis sehr häufig mit Bus oder Bahn 
unterwegs sind. In der erstgenannten Gruppe ist 
ein Drittel (33,1 %) sehr unzufrieden bzw. unzu-
frieden. Dagegen sind es gerade die Nutzer, die 
überdurchschnittlich zufrieden sind (45,5 %), im 
Vergleich zu den „Nicht-Nutzern“ mit 29,3 %. 

Weitere Analysen zeigen, dass sich die Zufrieden-
heit mit den Angeboten des ÖPNV in den Städten 
und den Landkreisen systematisch unterscheidet 
und regional sehr stark variiert: Es sind vor allem 
die Jugendlichen auf dem Land, die mit den Ange-
boten des ÖPNV nicht zufrieden sind. Dies ist u. a. 
auf ein geringeres Angebot auf dem Land zurück-
zuführen (vgl. auch die Befunde der qualitativen 
Auswertungen zu diesem Thema). 

Tabelle 31: Zufriedenheit mit dem ÖPNV auf 
dem Land und in der Stadt, Angaben in %

Zufriedenheit ÖPNV Land Stadt

überhaupt nicht  
bzw. nicht zufrieden

 42,4  30,3

zufrieden  
bis sehr zufrieden

 35,3  44,8

Quelle: Jugendbefragung Rheinland-Pfalz 2013

Was die Zufriedenheit mit den Fahrradwegen be-
trifft, zeigt sich diese Stadt-Land-Differenz nicht 
in der Signifikanz. Tendenziell sind die Landjugend-
lichen mit den Fahrradwegen zufriedener als die 
Befragten in den Städten, die Differenz zwischen 

Tabelle 30: Zufriedenheit mit dem Angebot des ÖPNV und den Fahrradwegen, Angaben in %

Zufriedenheit ÖPNV Zufriedenheit Fahrradwege

überhaupt nicht bzw. nicht zufrieden  37,2  53,4

teils, teils  23,4  21,8

zufrieden bis sehr zufrieden  39,4  24,9

Gesamt  100 (2.140)  100 (1.450)

Quelle: Jugendbefragung Rheinland-Pfalz 2013

beiden Gruppen ist allerdings nur schwach signi-
fikant. 

Darüber hinaus ist die Zufriedenheit mit dem 
ÖPNV standortabhängig: Am wenigsten zufrieden 
sind die jungen Menschen im Eifelkreis Bitburg-
Prüm (54,6 % sind sehr unzufrieden oder nicht 
zufrieden), gefolgt vom Westerwaldkreis (48,5 %) 
und der Stadt Trier (45,7 %).

Die Jugendlichen in den Städten Koblenz (nur 
22,1 % geben an, unzufrieden zu sein) und Worms 
(24,1 %) sind mit ihrem ÖPNV vergleichsweise 
am zufriedensten. Bemerkenswert ist, dass es ex-
akt diese Jugendlichen sind, die auch ihren Wohn-
orten und deren jugendspezifischem Kultur- und 
Freizeitangebot die besten Noten geben (vgl. Kap. 
7). Während bspw. Koblenz und Worms in den Be-
rechnungen des CWB-Index111 eher hinten liegen 
(Gruppe D und E), zeigt sich in den Selbstauskünf-
ten ein anderes Bild. Das heißt, dass der Child-
Well-being-Index mit der spezifischen Perspektive 
der Jugendlichen nicht unbedingt deckungsgleich 
ist.

Beim Themenkomplex ÖPNV und Fahrradwege 
zeichnet sich deutlich ein großer Handlungsbe-
darf ab: Sowohl die Angebote des ÖPNV als auch 
die Fahrradwege sind aus Sicht der Jugendlichen 
nicht in einem Zustand, der ihnen die Möglichkei-
ten bietet, auf die sie für ihre Entwicklungsaufga-
ben angewiesen sind. 

111  Im ersten Kinder- und Jugendbericht Rheinland-Pfalz (2010).
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sich dadurch aus, dass sie von den Jugendlichen 
nicht „passend“ gemacht werden können, aller-
dings eine gewisse Relevanz für die Qualität des 
Alltagslebens besitzen. 

Die Unzufriedenheit der jungen Menschen mit 
dem ÖPNV in Rheinland-Pfalz zeigt sich u. a. da-
rin, dass die Jugendlichen die Gestaltung ihrer 
Handlungsräume stark eingeschränkt sehen. Hier-
zu gehört 

 ■ ein negatives Gefühl beim Umgang mit den 
Verkehrsmitteln, 

 ■ wenig Klarheit darüber, den ÖPNV ohne Prob-
leme nutzen zu können, und 

 ■ die Überzeugung eines Kosten-Nutzen-Defizits. 

4.4.2 Exemplarische Befunde aus den 
Gruppendiskussionen zum Thema 
ÖPNV

Im Verlauf der Diskussion zum Thema ÖPNV wurde 
grundsätzlich deutlich, dass die öffentliche Infra-
struktur die Autonomiebestrebungen der Jugend-
lichen, ihre Selbstständigkeitsentwicklung und die 
Realisierung ihrer Aktivitäten behindert. Das be-
deutet für die jungen Menschen in der Dimension 
Handlungsräume eine starke Einschränkung, die 
sich auch im Wohlbefinden äußert. „Schlagloch-
politik“, „Busmafia“ und „Ausbeutung der Fahr-
gäste“, so lauten Überschriften, die in den Zu-
kunftswerkstätten generiert wurden und diese 
Einschränkungen zum Ausdruck bringen. 

Folgende vier Themen ließen sich anhand der qua-
litativen Inhaltsanalyse herausarbeiten und  können 
als ungünstige Entwicklungsräume interpretiert 
werden: Tarife/Zonen, Fahrzeiten, Qualität der 
Busse und Information. Die Themen  zeichnen 

Abb. 80: „Schlaglochpolitik“ 

Quelle: Zukunftswerkstatt „Jugend – was GEHT?!“, Jugendworkshop Kyllburg 2013
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gendlichen sind benachteiligt, da sie eine  enorme 
Strecke zurücklegen müssen und einen hohen 
Kostenaufwand haben, um ihre Bildungs orte oder 
Freunde zu erreichen.

Selbstauskünfte junger Menschen in Rhein-
land-Pfalz: 
„Ja, ich frage mich, warum die so ein Ticket ha-
ben, mit dem sie Bahn und Bus fahren können 
zu jeder Uhrzeit, und wir höchstens ein Bu-
sticket oder Zugticket zur bestimmten Uhr-
zeit bekommen und nur für einen Bus.“ (Zitat 
Gruppendis-kussion ÖPNV, Jugendworkshop 
Kyllburg 2013)

Die Schülerinnen und Schüler bezeichnen den Um-
gang mit Mobilität, auch wenn es um das  Thema 
einheitliche Schülertickets geht, als überaus 
un fair und unangenehm. In der Gestaltung   ihrer 
Handlungsräume versuchen sie deshalb, den ÖPNV 
möglichst zu umgehen, nutzen das Auto oder die 
Eltern, um ihre sozialen Kontakte zu pflegen. 

Fahrzeiten

Neben schwer verständlichen Tarifen und Zo-
nen des ÖPNV stehen auch die Fahrzeiten der 
Verkehrsmittel in der Kritik. Bus und Bahn errei-
chen Haltepunkte zu früh oder zu spät und fah-
ren in den Augen der Jugendlichen viel zu selten 
und unregelmäßig. Solange den Schülern durch 
die Verspätungen keine gravierenden Nachteile 
entstehen, können sie diese gut akzeptieren. Auf-
grund des Wetters oder des Straßenverkehrs lässt 
sich ein Zu-spät-Kommen oft nicht vermeiden. 
Schuldzuweisungen seitens der Jugendlichen tref-
fen vielmehr die Schulen oder die Organisation 
des ÖPNV.

Selbstauskünfte junger Menschen in Rhein-
land-Pfalz: 
„Zu spät kann ich ja verstehen, zu früh finde ich 
halt asozial. Zu spät kommen kann man ja viel-

Die drei aufgeführten Dimensionen ziehen sich 
wie ein roter Faden durch die transkribierten Dis-
kussionen. Die Unzufriedenheit zeigt sich z. B. 
in folgenden Äußerungen: „megateuer“, „keine 
Schülertarife oder andere Vergünstigungen“, „kein 
Bahnhof“, „letzter Bus um 19 Uhr“, „der Lehrer 
glaubt einem nicht mehr“, „Ausstattung der Bus-
se sehr schlecht“, „Eltern müssen immer fahren“, 
„Jugendtaxi ein Witz“, „fehlende/unzureichende 
Anbindung an Nahverkehr“. 

Tarife/Zonen

Das Thema Tarife/Zonen gliedert sich  unabhängig 
von der Schulform auf die Aspekte länderübergrei-
fende Ticketpreise und einheitliche Schülertickets 
auf. Das mangelnde Wohlbefinden in Bezug auf 
die öffentlichen Verkehrsmittel schlägt sich in den 
Erzählungen der Jugendlichen sowohl auf der pri-
vaten als auch auf der schulischen Ebene nieder. 
Auszugsweise erscheint dies in einem Zitat unter 
dem Themenschwerpunkt länderübergreifende 
Ticketpreise: 

Selbstauskünfte junger Menschen in Rhein-
land-Pfalz: 
„Wir wohnen am letzten Zipfel, wenn wir nach 
Koblenz oder Trier wollen, müssen wir immer 
erst raus fahren nach NRW über Köln und dann 
wieder rein fahren. (…) Dass man da nicht sa-
gen kann, wenn man die Strecke fahren muss, 
ist das im RLP-Ticket mit drin. Das kostet 21,60 
Euro und mit dem Ticket könnte ich auch nach 
Trier zur Ausbildung fahren. Weil, sonst wären 
das 40 Euro.“ (Zitat Gruppendiskussion ÖPNV, 
Jugendworkshop Kyllburg 2013)

Ein Hauptkonflikt, der die Problematik der Mobili-
tät mitbestimmt, scheint die Ländergrenze zu 
sein. Viele Menschen wohnen an den Grenzen des 
Bundeslandes und müssen die „Aufschläge“ der 
öffentlichen Verkehrsmittel in Kauf nehmen. Un-
ter anderem schließen die Ergebnisse hier an die 
Diskussion um die „Bildungsverlierer“ in  ländlichen 
Regionen an (vgl. BMFSFJ 2013, S. 163): Diese Ju-
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Selbstauskünfte junger Menschen in Rhein-
land-Pfalz: 
„Die Busse waren einfach überfüllt und da sind 
oft Kinder einfach stehengelassen worden, weil 
die nicht mehr reingepasst haben, und dann 
war es auch so, dass die Kinder keine Chance 
hatten, dass noch ein zweiter Bus bestellt wur-
de oder so. Die wurden dann stehengelassen, 
dann hieß es nur: Entweder wartest du jetzt 
zwei Stunden auf den nächsten Bus oder lässt 
dich von den Eltern abholen. Das war echt im-
mer doof.“ (Zitat Gruppendiskussion ÖPNV, Ju-
gendwork-shop Kyllburg 2013)

Qualität der Busse

Dass die Jugendlichen in ihrem Bestreben nach 
Mobilität oft gehindert werden, kommt auch in 
der Kritik an der Qualität der Busse zum Aus-
druck: Es gibt kaum freie Plätze, der Komfort in 
den Bussen und die Sicherheit sind in den Augen 
der Jugendlichen minderwertig. Dies führt dazu, 
dass sie von den öffentlichen Verkehrsmitteln Ab-
stand nehmen. Mobilität als ein Autonomie- und 
 Selbstbestimmungsbedürfnis aber sollte im  Sinne 
der Jugendlichen als Mittel zur Bewältigung der 
anstehenden Entwicklungsaufgaben dienen (vgl. 
Mienert 2003).

Selbstauskünfte junger Menschen in Rhein-
land-Pfalz: 
„Außer, dass bei uns im Sommer immer die 
Klimaanlage kaputt ist, im Winter frieren wir 
uns den Hintern ab und im Sommer schwitzen 
wir uns fast zu Tode. So ein Kleiner fliegt dann 
durch den ganzen Bus und knallt gegen eine 
Stange. Bei uns sind die auch sehr dreist, ich 
wollte aussteigen, habe auch den Drücker be-
tätigt, rechtzeitig, fährt der einfach durch die 
Bushaltestelle durch, wo ich aussteigen muss-
te.“ (Zitat Gruppendiskussion ÖPNV, Jugend-
workshop Kyllburg 2013)

leicht verstehen, aber zu früh kommen, ist halt 
nicht in Ordnung, wenn die zu früh kommen, 
müssen die halt da an der Bushaltestelle war-
ten.“ (Zitat Gruppendiskussion ÖPNV, Jugend-
workshop Kyllburg 2013)

Die Jugendlichen machen darauf aufmerksam, 
dass der ohnehin schon vorherrschende Schul- 
und Freizeitstress durch die komplizierte Organi-
sation von Bus und Bahn und die Nicht-Akzeptanz 
der entstehenden Probleme mit den Fahrzeiten 
durch die Lehrerinnen und Lehrer noch verstärkt 
wird. Wenn schon die Fahrt zur Schule oder zur 
Freizeitaktivität Stress verursacht, argumentieren 
die Jugendlichen, trägt dies zu einer Anspannung 
bei, die sich im Schulalltag fortsetzt.

Selbstauskünfte junger Menschen in Rhein-
land-Pfalz: 
„Unser Lehrer glaubt uns nicht mehr, ich bin 
schon öfters zu spät gekommen, wenn  unser 
Bus Verspätung hatte, da hat er mir nicht 
 geglaubt.“ (Zitat Gruppendiskussion ÖPNV, 
 Jugendworkshop Kyllburg 2013)

In der modernen – und erst recht in der postmo-
dernen – Gesellschaft sind das Aufwachsen und die 
Entwicklung zu einer gesellschaftlich handlungs-
fähigen Persönlichkeit ohne Mobilität nicht zu 
denken. Individuen sind aus den traditionell eng-
maschigen sozialen Beziehungen befreit, raum-
übergreifende Teilhabe in verschiedenen sozialen 
Kontexten aber ist nur über eine erhöhte Mobilität 
zu realisieren (vgl. Tully 2014, S. 14). Genau die-
se scheint für die Jugendlichen in Rheinland-Pfalz 
aufgrund der Ausstattung und der Ausgestaltung 
des ÖPNV nicht ausreichend gewährleistet zu sein.

Damit bestätigen die Protokolle auch die For-
schungsergebnisse der Soziologie (vgl. Tully/ 
Hunecke/Rabe 2002). Jugendliche nutzen die 
öffentlichen Verkehrsmittel als eine neu zur Ver-
fügung stehende Möglichkeit der Erweiterung und 
der Darstellung des eigenen Selbst.
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nalen Dingen, wie dem Komfort der Busse oder 
der Sicherheit im Bus, festmacht.

Information

Auch der aus Sicht der Jugendlichen  mangelnde 
bzw. fehlende Informationsfluss behindert ihre 
Mobilität und Teilhabe. Die Jugendlichen fühlen 
sich als Kunden des ÖPNV nicht ernstgenommen 
und wertgeschätzt. 

Selbstauskünfte junger Menschen in Rhein-
land-Pfalz: 
„Als wir mit ganz vielen stehengelassen wur-
den, haben wir mal, bei M. gibt es so ein Büro 
der Busfahrgesellschaft. Da sind wir dann mal 
hingelaufen, weil wir mit so vielen Leuten halt 

Mobilität hat in der Jugendphase zweierlei Bedeu-
tung: Zum einen geht es um das Erleben von Auto-
nomieräumen, zum anderen ist es in der Regel er-
forderlich, dass die Jugendlichen sich bewegen, 
den Ort wechseln, herumsuchen und herumfah-
ren, um Freunde zu treffen oder einfach der Lan-
geweile zu entfliehen (vgl. Scheu 1991, S. 142). 
Wird den jungen Menschen das verwehrt, nimmt 
man ihnen die Räume, in denen sie sich bewegen 
können, ohne gleich negativ sanktioniert zu  werden. 

Jugendliche sind auf Räume angewiesen, die sie 
sich selbst erschließen können, und dazu müssen 
sie mobil sein. Dass den Jugendlichen diese Räu-
me gewährt werden, hat auch mit Respekt und 
Wertschätzung zu tun, die die Gesellschaft den 
jungen Leuten zollt. In den Zitaten kommt ein 
Muster zum Ausdruck, das die von den Jugend-
lichen empfundene Respektlosigkeit an ganz ba-

Abb. 81: „Ticket to Heaven“

Quelle: Zukunftswerkstatt „Jugend – was GEHT?!“, Jugendworkshop Kyllburg 2013
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Wie die Analysen gezeigt haben, ist Mobilität 
mehr als die bloße Beförderung von A nach B. Die 
Infrastruktur der öffentlichen Verkehrsmittel ist 
Grundvoraussetzung für ein angemessenes Auf-
wachsen und rahmt die Entwicklung jugendlicher 
Lebensentwürfe. Die Infrastruktur schafft die Be-
dingungen für eine Verortung des Jugendlichen im 
sozialen Raum und ermöglicht eine Horizonter-
weiterung (vgl. Grell/Waldmann 1998). 

Sobald man sich konstruktiv mit dem Wohlbefin-
den der Jugend in Rheinland-Pfalz auseinander-
setzt, kommt man nicht um die Forderung  herum, 
dass Bus und Bahn den Bedürfnissen der jungen 
Leute weiter anzupassen sind, dass in die Infra-
struktur investiert und diese ausgebaut werden 
muss. Flexible und bezahlbare Transportmittel 
sind unabdingbar, damit Jugendliche  unabhängig 
von den Eltern attraktive Orte aufsuchen, Er-
fahrungen sammeln sowie am aktuellen Tages-
geschehen teilhaben können. Erfahrungsräume 
werden verbaut, wenn der letzte Bus um 17 Uhr 
verkehrt und an den Wochenenden überhaupt kei-
ne Busse fahren. 

Bei diesem von den Jugendlichen selbst entwi-
ckelten Themenkomplex geht es nicht nur um 
die Bewältigung von Wegen – Mobilität steht für 
Flexibilität, Kommunikationsfähigkeit, Teilhabe, 
Emanzipation und auch Respekt gegenüber den 
Jugendlichen in Rheinland-Pfalz.  

nicht abgeholt werden konnten. Und dann ha-
ben wir halt gesagt, (…) ob die uns  entweder 
ein Taxi auf deren Kosten stellen können oder 
ob die halt sehen können, dass wir anders 
heimkommen, und wir haben ja quasi mit dem 
Monatsticket die Fahrt auch bezahlt und dann 
meinten die, entweder warten wir zwei  Stunden 
auf den nächsten Bus oder wir müssen zusehen, 
dass unsere Eltern uns abholen. Und dann sind 
die auch noch so megaunfreundlich, aber wir 
haben ja auch sonst nix zu tun. Na gut, wir ka-
men dann auch mit zehn Leuten und haben das 
Büro dann gestürmt sozusagen.“  (Zitat Gruppen-
diskussion ÖPNV, Jugendworkshop Kyllburg 
2013)

4.4.3 Respekt im Sinne einer jugend-
gerechten Infrastruktur 

Der Leitbegriff für die subjektorientierte Jugend-
forschung in diesem Jugendbericht ist das  Thema 
„Respekt“. Die entwickelte These ist, dass sich 
gerade an der – aus Sicht der Jugendlichen – 
schlecht ausgebauten Verkehrsinfrastruktur und 
dem im Flächenland Rheinland-Pfalz unzureichend 
ausgebauten Öffentlichen Personennahverkehr 
der fehlende Respekt für die jungen Menschen 
ablesen lässt. Sie sind in elementarer und exis-
tenzieller Art und Weise auf die öffentliche Infra-
struktur angewiesen, um ihre Entwicklungsauf-
gaben bewältigen zu können. Hier zeigt sich ein 
großer Handlungs- und Gestaltungsbedarf für die 
Politik. 
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und Migranten in den Medien. Integration und 
Anpassung waren dabei für die jungen Menschen 
in Rheinland-Pfalz relevante  Diskussionspunkte. 
Die Themen, die die Teilnehmerinnen und Teilneh-
mer in den Gruppendiskussionen erarbeiteten, 
lassen sich in zehn Kategorien zusammenfassen: 

 ■ Diskriminierung unter Gleichaltrigen, 

 ■ Diskriminierung in der Schule, 

 ■ Dominanz der „jugendlichen“ Identität,

 ■ Rassismus und körperliche Gewalt, 

 ■ Rassismus in den Medien, 

 ■ Anti-Rassismus als Eigeninitiative, 

 ■ Rassismus in der Familie, 

 ■ Diskriminierung „am laufenden Band“,

 ■ Mobbing. 

Die hervorgehobenen Kategorien sollen aufgrund 
der Brisanz für die Jugendlichen im Folgenden 
weiter ausgeführt werden.

Wie die folgenden Ausführungen zeigen, durch-
zieht Diskriminierung die gesamte Lebenswelt der 
befragten Jugendlichen in Rheinland-Pfalz, ob in 
der Schule, in der Familie oder in der Freizeit. Es 
gibt anscheinend keinen Raum, in dem Jugend-
liche Diskriminierung nicht wahrnehmen. In den 
zwei Gruppendiskussionen zum Problemkomplex 
Diskriminierung wurde deutlich, dass dieses The-
ma für die Jugend von großer Wichtigkeit ist und 
sie es sehr sensibel wahrnimmt. Dies mag daher 
rühren, dass junge Menschen bei vielen Gelegen-
heiten Respektlosigkeit durch die Gesellschaft er-
fahren, gleich welche Hautfarbe oder welches Ge-
schlecht sie haben. Diese These ist den Aussagen 
der befragten Jugendlichen zu entnehmen; sie be-
stätigt sich bei den Themen Schule, Öffentlicher 
Personennahverkehr und Freizeit/Peers. 

Die folgende Darstellung ermöglicht einen Ein-
blick in die Diskussion der Jugendlichen auf dem 
Jugendworkshop „Jugend – was GEHT?!“ und in 
exemplarische Befunde der  Fragebogenerhebung 
zum Thema Diskriminierung und Rassismus. Der 
in den Zukunftswerkstätten erarbeitete Begriff 
„Rassismus“ wurde mit 23 Stimmen auf Platz zwei 
der Rangskala der  Gruppendiskussionsthemen 
gewählt. Allerdings wurde das Thema in den an-
schließenden Diskussionen nicht konkret behan-
delt. Stattdessen beschrieben die jungen  Leute, 
dass Diskriminierung in ihrer Alltagswelt eine 
hohe Relevanz besitzt, wozu sie Rassismus, Mob-
bing, aber auch generell respektloses Verhalten 
zählen. Dieses Verhalten finden sie in ihrem nähe-
ren Umfeld häufig wieder. 

Der „klassische Nazi“, wie die Jugendlichen for-
mulieren, spielte in den Zukunftswerkstätten und 
Diskussionen kaum eine Rolle. Vielmehr ging es 
darum, ob ein Migrationshintergrund einen spe-
zifischen Einfluss auf die Bildungsbenachteiligung 
und damit auf die gesellschaftliche Teilhabe habe 
oder warum in manchen Situationen  ausgerechnet 
die Kategorie Migrationshintergrund in den Vorder-
grund tritt und nicht andere relevante Kategorien, 
wie beispielsweise Bildungsniveau, Geschlecht, 
Musik- oder Kleidungsstil. An dieser Stelle muss 
freilich darauf hingewiesen werden, dass von dem 
Migrationshintergrund ebenso wenig gesprochen 
werden kann wie von der Jugend.

Eine der Gruppen bei der Gruppendiskussion be-
stand ausschließlich aus Jugendlichen mit Migra-
tionshintergrund, eine zweite Gruppe setzte sich 
aus Jugendlichen ohne dieses Merkmal zusammen. 
Beide Gruppen diskutierten Rassismus, oder bes-
ser gesagt Diskriminierung, auf der Basis stark dif-
ferenter Perspektiven. Trotz der unterschiedlichen 
Wahrnehmung der Diskriminierung von Jugend-
lichen mit Migrationshintergrund kamen ähnliche 
Kategorien auf, wie z. B. Schulalltag, Freundeskreis 
oder Präsenz und Darstellung von Migrantinnen 

4.5  Diskriminierung, Rassismus und Mobbing in 
 jugend lichen Lebenswelten 
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Alpha Gun, ein Musiker aus Berlin, beschreibt in 
seinem Song „Ausländer“, dass er in seiner Stadt 
ähnliche Veränderungen erlebt: „… und heute ist 
es so, dass wir uns gegenseitig schlagen, es hat 
sich viel geändert, es ist nicht mehr wie vor 30 
Jahren, damals hielten wir noch mehr zusammen 
und waren nur gegen Nazis, jetzt hast du Beef mit 
Leuten, die du hier jeden Tag siehst.“ 

An dieser Stelle wird deutlich, dass „auch Jugend-
liche mit Migrationshintergrund vor die  historisch 
neue Situation vielfältiger Kontakte zur Mehr-
heitsgesellschaft gestellt“ (Reinders 2006, S. 9) 
sind und sich mit dem Phänomen ganz unter-
schiedlicher Zugehörigkeiten  auseinandersetzen 
müssen. Migrantinnen und Migranten treffen 
nicht mehr auf eine homogen erscheinende, son-
dern auf eine multikulturelle „Mehrheits“-Ge-
sellschaft, in der es neue Herausforderungen 
zu bewältigen gibt. Auf die kulturelle Vielfalt in 
Rheinland-Pfalz müssen sich Zuwanderer unter-
schiedlicher Generationen ebenso einstellen wie 
die veränderte Aufnahmegesellschaft. Die Vor-
stellung kultureller Homogenität ist heutzutage 
überholt, auch wenn sich im praktischen Leben 
aufgrund von subjektiv empfundenen Gemein-
samkeiten immer wieder kleine Gruppen bilden. 

Diskriminierung in der Schule

In den Erzählungen der Jugendlichen mit Migra-
tionshintergrund ist die Tatsache auffällig, dass 
von getrennten Gruppen der „Deutschen“ und 
„Türken“ die Rede ist. Wie auch im Freundeskreis 
finden sich in der Schule auf den ersten Blick zu-
meist homogene Gruppen zusammen, in denen es 
die jeweils andere Partei schwer hat, sich zu inte-
grieren. 

Selbstauskünfte junger Menschen in Rhein-
land-Pfalz: 
„Man merkt schon, wo die Deutschen sich auf-
halten und die Türken oder allgemein, die sind 
immer so in Gruppierungen. Man merkt zum 
Beispiel auch, es gibt bestimmt keinen Moment,

Diskriminierung unter Gleichaltrigen 

Die Anzahl interethnischer, also kulturübergreifen-
der Freundschaften unter Gleichaltrigen, ist im 
historischen Verlauf gestiegen. Trotzdem kommt 
die Jugend nicht umhin, sich mit kultureller Hete-
rogenität auseinanderzusetzen. Deutlich wird dies 
darin, dass Konflikte und vor allem die  Vorstellung 
darüber, dass es Konflikte insbesondere im Zu-
sammenhang mit „Ausländern“ gibt, bestehen 
bleiben. 

In „klassisch“ zu nennender Weise nimmt die 
Gruppe der deutschen Diskutanten das  Thema 
Diskriminierung auf die eigene „nationale 
  Kappe“, d. h., dass sie das Gefühl haben, Diskrimi-
nierung gehe ausschließlich von „Deutschen“ aus. 
Für sie ist es überwiegend so, dass die junge Mig-
rantengeneration aufgrund von z. B. Stigmatisie-
rung in Deutschland übermäßig stark benachtei-
ligt wird. Dabei ist kein Gruppenmitglied jemals 
direkt mit dem Thema Ausländerfeindlichkeit in 
Kontakt gekommen, weder haben die Jugendlichen 
selbst junge Leute aufgrund ihrer Herkunft belei-
digt, noch haben sie sich jemals aktiv oder passiv 
in einer solchen Situation befunden. Die Vorfälle, 
von denen sie berichten, kennen sie von entfern-
ten Bekannten oder aus dem Fernsehen. 

Auffällig ist, dass die Gruppe, in der nur Jugend-
liche mit Migrationshintergrund diskutieren, ent-
gegen den Erwartungen Diskriminierung durch 
die Deutschen selten thematisiert. Eher wird bei-
spielsweise über Konflikte zwischen Russen und 
Türken in Deutschland gesprochen.

Selbstauskünfte junger Menschen in Rhein-
land-Pfalz: 
„Ja schon. Bei uns auf der Schule sind halt die 
Russen und die Türken verfeindet. Und ohne 
Grund schlagen die sich halt immer nach der 
Schule. Egal ob die was gemacht haben oder 
nicht, die schlagen sich immer.“ (Zitat Grup-
pendiskussion Diskriminierung, Jugendwork-
shop Kyllburg 2013)
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und Lehrer und daraus resultierenden Benachteili-
gungen im Bildungssystem.

Selbstauskünfte junger Menschen in Rhein-
land-Pfalz: 
„Es gibt auch viele Lehrer, die rassistisch sind, 
wenn alle reden, sind es immer die Türken, ehr-
lich. ‚Türken machen doch eh nur Dreck’, hat 
die Lehrerin gesagt. Da fängt‘s schon wieder 
an, ich glaube, die Ignoriertechnik bei solchen 
Kommentaren funktioniert nicht. Es gibt sowie-
so wenig ausländische Lehrer.“ (Zitat Gruppen-
diskussion Diskriminierung, Jugendworkshop 
Kyllburg 2013)

Allerdings wird, das zeigen die Protokolle der 
Gruppendiskussion, überwiegend positiv über die 
Lehrerinnen und Lehrer gesprochen. Interessant 
ist hier, dass in beiden Diskussionsrunden, d. h. 
in der Gruppe mit sechs „Migranten“ und in der 
Gruppe ohne Migrationshintergrund, das Klassen-
gefüge und die Argumentationslinien der Jugend-
lichen sehr stark durch das Engagement der  Lehrer 
mit bestimmt werden.

Selbstauskünfte junger Menschen in Rhein-
land-Pfalz: 
„Bei uns gabs ´n Lehrer, und alle haben geredet, 
da sagt der ganz laut zu so ‘nem Mädchen: ‚Sus 
kiz, döverim seni‘. Das heißt, sei leise, sonst 
schlag ich dich, der wusste zwar nicht, was dö-
verim seni heißt, aber dass ‚sus kiz‘ sei leise 
Mädchen heißt, das wusste er. Und wir sind nur 
zwei Türken in der Klasse und sau krass, dass so 
Lehrer schon Türkisch sprechen können. Schon 
irre, manche Lehrer können echt gut Türkisch.“ 
(Zitat Gruppendiskussion Diskriminierung, 
 Jugendworkshop Kyllburg 2013)

Von Konflikten im Jugendalter wissen die Jugend-
lichen einiges zu erzählen. Die Zahl der Übergriffe 
auf Ausländerinnen und Ausländer, seien sie phy-
sischer oder psychischer Art, wird jedoch als rück-
läufig beschrieben. Interessanterweise deuten die 

 wo die Schüler mal alle zusammen sind oder 
sonst, so es ist immer so, einer macht den  fertig 
und der andere macht den, also immer gegen-
einander, so halt. Schon übertrieben.“ (Zitat 
Gruppendiskussion Diskriminierung, Jugend-
workshop Kyllburg 2013)

In diesem Zusammenhang ist zu beachten, dass 
die Schülerinnen und Schüler von einem  Schulhof 
an einer Realschule plus berichten. Laut Reinders 
erscheint dieses Phänomen an Haupt- und Real-
schulen ein Stück weit plausibel, weil in dieser 
Schulform die Konflikte eher auftreten. Denn in 
der Regel haben hier mehr als 50 % der Schüle-
rinnen und Schüler einen Migrationshintergrund 
und teilweise konkurrieren sie um dieselben Aus-
bildungschancen – zumindest nach ihrem subjek-
tiven Gefühl. Das Gymnasium kann eine derartige 
Möglichkeit, mit anderen Kulturen in Kontakt zu 
treten, nur eingeschränkter bieten, da die Schüler-
schaft seltener einen Migrationshintergrund hat. 
Es stellt sich somit die Frage, wie dieser Sachver-
halt einzuschätzen ist. 

Festzuhalten ist zumindest, dass Jugendliche mit 
interethnischen Freundschaften im Jugendalter 
später häufiger bereit sind, sich kulturell zu  öffnen. 
Und es geht beim interkulturellen Lernprozess 
nicht nur um Konflikte, sondern auch um die Er-
fahrung der Gemeinsamkeit und der Selbstver-
ständlichkeit der multikulturellen Zusammenset-
zung der Schülerschaft. Die Freundschaften 
können nur dann entstehen, wenn Kontakte mög-
lich sind. Dafür wiederum benötigt man Räume, 
in denen soziale Kontakte geknüpft werden kön-
nen. 

Ein weiterer Aspekt der Diskriminierung an Schu-
len bezieht sich auf die Lehrerinnen und Lehrer. 
Die diskutierende „Migrantengruppe“ ist  einmütig 
der Meinung, dass Schülerinnen und Schüler mit 
Migrationshintergrund von den Lehrkräften in der 
Regel schlechter behandelt werden und trotz glei-
cher Leistung schlechtere Noten bekommen. Au-
ßerdem berichten die Jugendlichen von rassisti-
schen Äußerungen seitens einzelner Lehrerinnen 
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zu und bringen sich selbst in eine – in Bezug auf 
Diskriminierung – vorteilhafte Position. Sie vollzie-
hen dabei gleichzeitig eine soziale Diskriminie rung 
und markieren soziale Ungleichheit. Ihre Auffas-
sungen zeigen erneut, dass Diskriminierung allge-
genwärtig ist, dass aber die Inhalte, die Zielgrup-
pen und die soziale Funktion von Diskriminierung 
sehr vielfältig sind. Was man gegen Diskriminie-
rung tun kann, deuteten beide Gruppen an.

Die Ideen zielten teils auf das Einüben eines mul-
tikulturellen Zusammenlebens und teils auf Auf-
klärungsarbeit für potenzielle Rechtsextremisten. 
Jedoch waren alle Jugendlichen der Ansicht, dass 
Unterstützung in vielerlei Hinsicht erwünscht ist. 
An vielen Schulen werden Themen wie Diskrimi-
nierung über den Unterricht hinaus angesprochen 
und ergänzende Streitschlichterprogramme oder 
Anti-Gewalt-Trainings durchgeführt. Im  Sample 
kennen 29,8 % der Schülerinnen und  Schüler 
Streitschlichterprogramme aus ihrer Schule, 
11,7 % sagen, sie hätten schon an einem Anti-Ras-
sismus-Training teilgenommen. Dennoch konnte 
die überwiegende Mehrheit der Jugendlichen an 
solchen Programmen bislang nicht partizipieren. 

Jugendlichen ohne Migrationshintergrund an, dass 
vieles, was im Zusammenhang mit Diskriminierung 
steht, nicht an Gymnasien stattfindet. Brutales 
Verhalten gegenüber Ausländern zeigt sich ihrer 
Meinung nach eher an Realschulen plus oder ehe-
maligen Hauptschulen. Die Jugendlichen erklären 
sich diese Verteilung folgendermaßen:

Selbstauskünfte junger Menschen in Rhein-
land-Pfalz: 
„Menschen mit diskriminierenden Vorlieben 
sind oft diejenigen, die selbst Minderwertig-
keitsgefühle haben. Mitläuferinnen und Mit-
läufer von Haupt- und Realschulen, die sich ei-
ner Gruppe anschließen und glauben, indem sie 
eine Gruppe von Mitmenschen diskriminieren, 
cooler zu wirken und vielleicht so ihre eignen 
Probleme vergessen können.“ (Zitat Gruppen-
diskussion Diskriminierung, Jugendworkshop 
Kyllburg 2013)

Die Jugendlichen an Gymnasien schreiben in dieser 
Weise unerwünschtes Verhalten anderen  Gruppen 

Tabelle 32: Teilnahme an Streitschlichter-/Anti-Rassismus-Trainings in der Schule, Angaben in %

Teilnahme an einem 
Anti-Gewalt-Training

Teilnahme an einem 
Streitschlichter- 

Programm

Teilnahme an 
Anti-Rassimus-Projekten

Projekte gegen
Sexismus

Nein  64,6  62,7  82,2  97,7

Ja  30,2  30,3  11,7  3,2

Weiß nicht  5,2  6,9  6,1  5,0

Gesamt  100 (2.130)  100 (2.132)  100 (2.125)  100 (2.127)

Quelle: Jugendbefragung Rheinland-Pfalz 2013

Die Gelegenheit, bei einem Anti-Rassismus-Pro-
jekt oder einem Anti-Gewalt-Training   mitzumachen, 
scheinen eher die Gymnasiastinnen und Gymna-
siasten der Stichprobe zu haben als die Schülerin-
nen und Schüler der Realschule plus oder der Be-
rufsbildenden Schule. Dafür hat ein größerer 
Anteil der Realschülerinnen und -schüler plus an-

gegeben, an einem Streitschlichterprogramm teil-
genommen zu haben. Insbesondere Projekte ge-
gen Sexismus finden vergleichsweise selten statt, 
auch Anti-Rassismus- oder Anti-Diskriminierungs-
Trainings scheinen im Vergleich zu Anti-Gewalt-
Trainings oder Streitschlichterprogrammen weni-
ger angeboten zu werden.
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Die meisten europäischen Länder sind heute von 
kultureller Vielfalt geprägt, und eine steigende Zahl 
von Jugendlichen wächst fernab der „kultu rellen 
Heimat“ ihrer Eltern auf. Auch in Rheinland-Pfalz 
ist die Alltagswelt junger Menschen zunehmend 
durch unterschiedliche Herkünfte und  kulturelle 
Zugehörigkeiten sowie durch vielfältige Traditio-
nen bestimmt (Suna 2014, S. 265). Daher erscheint 
es den Jugendlichen durchaus logisch, dass „ins-
besondere Kontakte mit positiver Erfahrungsqua-
lität dazu geeignet sind, Fremdenfeindlichkeit zu 
mindern“ (Reinders 2006, S. 15). Deshalb wird dis-
kriminierenden Aussagen seltener zugestimmt, 
wenn die Peergroup interethnisch zusammenge-
setzt ist und die Jugendlichen in ihr positive Inter-
aktionen erleben, wie z. B. Hilfe, Gespräche, den 
Austausch von Gemeinsamkeiten oder das Teilen 
von Interessen.

„Ich bin ein Jugendlicher“

Die Bedingungen des Aufwachsens der heutigen 
Jugend sind, im Vergleich zu den Bedingungen ih-
rer Eltern, viel stärker durch Diversität,  Pluralität 
und kulturelle Heterogenität gekennzeichnet. Dies 
betrifft vor allem den Entwicklungsraum Peers und 
Freizeit, aber auch den Entwicklungsort Schule. 
Dadurch entstehen neue Entwicklungsaufgaben. 
Möglich ist eine „Entstehung neuer (sub-)kultu-
reller (Jugend-)Werte als Ergebnis interethnischer 
Beziehungen.“ (Reinders 2006, S. 8) Die Identität: 
„Ich bin ein Jugendlicher“ überlagert die nationale 

Tabelle 33: Teilnahme an Anti-Gewalt-Training/Streitschlichterprogramm/Anti-Rassismus-Pro-
jekt und Projekten gegen Sexismus nach Schultyp, Angaben in %, Mehrfachnennungen möglich

Realschule plus Gymnasium BBS

Anti-Gewalt-Training  28,7  34,7  21,8

Teilnahme an einem 
Streitschlichterprogramm

 33,2  28,7  29,1

Teilnahme an  
Anti-Rassismus-Projekten

 9,9  14,0  9,0

Projekte gegen Sexismus  2,2  3,0  5,5

Quelle: Jugendbefragung Rheinland-Pfalz 2013

Identität „Ich bin ein Deutscher“ (vgl. Reinders 
2006, S. 43). Jugendliche beziehen ihre soziale 
Identität also stärker aus dem Bewusstsein, ein 
Jugendlicher zu sein, und nicht so sehr aus ihrer 
ethnischen Herkunft. Es geht nicht primär darum, 
Italiener oder Russe zu sein, sondern ein Jugend-
licher in Rheinland-Pfalz. Eine Türkin macht deut-
lich, dass Unterschiede zwischen Türken und Deut-
schen zwar noch gemacht werden, aber Annähe-
rungen möglich sind und auch vollzogen werden. 

Selbstauskünfte junger Menschen in Rhein-
land-Pfalz: 
„ich schwöre, das können die jetzt schon. Dann 
können die Leute alle Türkisch. Nein echt, die 
Deutschen verwenden die Worte, die ich benut-
ze, vallah, kennst du das, vallah, das heißt wirk-
lich, also ich schwöre. Voll viele Deutsche sagen 
sowas, viele Deutsche bringen das sogar schon 
in ihre Sprache mit ein.“ (Zitat Gruppendiskus-
sion Diskriminierung, Jugendworkshop Kyllburg 
2013)

Multikulturelle Klassengemeinschaften und in-
terethnische Freundschaften sind in der jugend-
lichen Alltagswelt inzwischen Normalität. Die 
Jugendlichen haben bereits gelernt, von dieser 
Tatsache zu profitieren, und verspüren nicht mehr 
das Bedürfnis, zwanghaft alte Klischees aufrecht-
zuerhalten, die etwa besagen, dass „Ausländer 
Ausbildungsplätze wegnehmen“.



200

ders 2006, S. 43). Wenn man davon ausgeht, dass 
die Jugend im Umgang mit kultureller Vielfalt 
kompetenter ist als viele Erwachsene, dann kann 
gerade die Schule in ihrer Bedeutung als interkul-
tureller Lernort nicht überschätzt werden.  Darüber 
hinaus müssen jedoch öffentliche Sozialräume zur 
Verfügung stehen (dazu mehr in Kap. 7), in denen 
die Jugend ihre „Vorbildfunktion“ ausleben und 
zeigen kann.

Die Allgegenwart von Diskriminierung 

Vorurteile sind allgegenwärtig und betreffen längst 
nicht mehr ausschließlich Zugewanderte, sondern 
alle in unserer Gesellschaft. Ähnlich beschreiben 
die Jugendlichen das Verhalten mancher Gleich-
altriger. Im Grunde geht es nicht darum,  jemanden 
zu diskriminieren, weil seine Hautfarbe eine ande-
re ist, sondern es wird diskriminiert, weil es Spaß 
macht oder um sich selbst aufzuwerten. 

Die Verwendung von Stereotypen und die Abwer-
tung anderer Menschen, nachdem man selbst de-
mütigende Erfahrungen gemacht hat, führen häu-
fig zu einem Kreislauf von Diskriminierung. Diese 
Diskriminierung ist unterschiedlich stark ausge-
prägt und wird von den Betroffenen auch unter-
schiedlich verarbeitet. Als Rassismus wird dabei 
eine besonders „geschlossene“ und absolut ge-
setzte Form gruppenbezogener Menschenfeind-
lichkeit bezeichnet, die auch eine Form der prak-
tisch umgesetzten Ungleichheit impliziert. Die 
befragten Jugendlichen erfahren sehr unterschied-
liche Formen der Diskriminierung und bewerten 
die Verbreitung „gruppenbezogener Menschen-
feindlichkeit“ (Wilhelm Heitmeyer) differenziert.

Den Jugendlichen wurde dazu folgende Frage vor-
gelegt: „Ist der Umgang in Deutschland mit folgen-
den Gruppen gerecht?“ Sie konnten auf einer  Skala 
mit den Ausprägungen 1 (sehr ungerecht) bis 5 
(gerecht) antworten. Je niedriger der Mittelwert 
(AM) ausfällt, als desto ungerechter wird der Um-
gang mit den einzelnen sozialen Gruppen einge-
schätzt. 

Selbstauskünfte junger Menschen in Rhein-
land-Pfalz: 
„Bei uns in der Schule, wir sind immer zusam-
men, dann sind da Russen dabei und Türken, 
also überwiegend Türken, denn die meisten 
kommen aus der Türkei, dann auch noch Polen, 
in unserer Klasse kommt auch jeder irgendwie 
woanders her. Manchmal, wenn die so über ihre 
Länder erzählen, hört man auch zu, das ist dann 
voll interessant.“ (Zitat Gruppendiskussion Dis-
kriminierung, Jugendworkshop Kyllburg 2013)

Dass Freundschaften in Rheinland-Pfalz unabhän-
gig vom kulturellen Hintergrund bestehen, bestä-
tigen auch die Antworten auf die Frage: „Hast Du 
Freunde, die selbst oder deren Eltern aus  einem 
anderen Land kommen?“ Fast alle Schülerinnen 
und Schüler bejahten dieses (91,2 %), d. h., es ist  
für Jugendliche ohne Migrationshintergrund eine 
Selbstverständlichkeit, Freunde mit Migrations-
hintergrund zu haben. So wird denn auch der 
Freundeskreis als der Ort beschrieben, an dem 
sich die kulturell und ethnisch verschiedenen Ju-
gendlichen am häufigsten treffen oder ihren Be-
zugspunkt haben (85,2 % der Jugendlichen). Für 
drei Viertel der Jugendlichen bildet auch die  Schule 
bzw. die Klasse einen solchen Ort der  kulturellen 
Vielfalt und der Möglichkeit, Freunde mit  einem 
anderen kulturellen Hintergrund zu treffen (74,3 %). 
Vereine bieten 34,4 % der Jugendlichen einen sol-
chen Ort (siehe zur begrenzten  interkulturellen 
Öffnung der Vereine Kap. 7) und die Nachbarschaft 
39,9 %. In der offenen Antwortkategorie werden 
auch der Arbeitsplatz, die Familie, das Internet 
und soziale Netzwerke angegeben. 

Am Rande der Diskussion kam zur Sprache, dass 
die multikulturelle Jugend nicht nur in Klassen-
räumen zusammen ist, sondern gemeinsam öffent-
liche Sozialräume aufsucht. Die Priorität der  jungen 
Leute liege dann darin, einen Raum zu nutzen, „in 
dem eine geringe Kontrolle durch Erwachsene be-
steht und in dem sie ihre eigenen kulturellen Vor-
stellungen zum Ausdruck bringen können“ (Rein-
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mit den geringsten Benachteiligungen zu tun 
(AM = 4,0). 

Würde man hier ein Ranking der Diskriminierungs-
kategorien aus der subjektiven Perspektive Jugend-
licher vornehmen, so wäre nicht Gender die zent-
rale Diskriminierungskategorie, sondern sexuelle 
Orientierung, gefolgt von Herkunft (AM = 2,9) 
und Handicap (AM = 3,0). Diese Befunde und Ein-
schätzungen sind im Kontext der Intersektionali-
tätsdebatte durchaus spannend (vgl. z. B. Degele 
2008, Winker/Degele 2009, Walgenbach 2014). 

Des Weiteren wurde die Frage gestellt: „Wenn in 
der Wohnung nebenan folgende Personen einzie-
hen würden, wie fändest Du das?“ So sollte das 
Maß an Toleranz gemessen werden, das die be-
fragten Jugendlichen anderen sozialen Gruppen 
gegenüber aufbringen, insbesondere gegenüber 
gesellschaftlichen Randgruppen (vgl. auch 16. 
Shell Jugendstudie 2010). 

Tabelle 34: Einschätzung der Diskriminierung 
gesellschaftlicher Gruppen 

Der Umgang mit … ist gerecht Mittelwert

Homosexuellen  2,6

Ausländerinnen und Ausländern  2,9

Behinderten  3,0

alten Menschen  3,2

Kindern und Jugendlichen  3,4

Mädchen, Frauen  3,7

Jungen, Männern  4,0

Quelle: Jugendbefragung Rheinland-Pfalz 2013 

Der Umgang mit Homosexuellen in  Deutschland 
wird von den Jugendlichen als am wenigsten ge-
recht empfunden (niedrigster Mittelwert AM = 2,6), 
danach kommen Ausländer, dann Menschen mit 
Beeinträchtigung. Aus der Perspektive der Jugend-
lichen haben Jungen und Männer in  Deutschland 

Tabelle 35: Toleranz gegenüber anderen sozialen Gruppen, Angaben in %

Wenn in der Wohnung nebenan folgende Personen 
einziehen würden, …

Fände ich nicht so gut Wäre mir egal Fände ich gut

Eine deutsche Familie, die von Sozialhilfe (Hartz IV) lebt  43,6  53,9  2,4

Eine deutsche Familie mit vielen Kindern  29,5  52,0  18,4

Eine Aussiedlerfamilie aus Russland  22,1  65,4  12,4

Eine türkische Familie  21,0  64,5  14,5

Ein altes Rentnerehepaar  12,6  58,4  28,8

Ein homosexuelles Paar (Schwule, Lesben)  12,1  66,8  20,9

Eine Wohngemeinschaft mit mehreren Studenten  10,5  44,3  45,0

Eine Familie mit einem behinderten Kind  7,7  77,0  15,2

Eine Familie aus Afrika mit dunkler Hautfarbe  5,9  69,0  24,9

Quelle: Jugendbefragung Rheinland-Pfalz 2013

Dieses Ergebnis ist nicht einfach zu interpretieren, 
denn der Faktor „soziale Erwünschtheit“ spielt bei 
der Antwort auf eine so direkt gestellte Frage eine 
große Rolle. Die befragten Jugendlichen sind sich 
anscheinend der Problematik des direkten „einfa-
chen“ Rassismus bewusst und wollen nicht in die 
Ecke des offensichtlichen reaktionären Rassismus 
gestellt werden. 

Gleichzeitig übernehmen sie fast zur Hälfte die 
Position des Sozialchauvinismus und äußern Ver-
achtung gegenüber den armen bzw. unteren 
Schichten der Gesellschaft. Dabei kann es sich 
um den „guten Ton“ in manchen Kreisen oder um 
die angstbesetzte Abwehr der nächstniedrigen 
Schicht bei Schülern aus der Unter- und Mittel-
schicht handeln. 
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meinschaft leben. Gleichzeitig kann diese Diskri-
minierung eine Strategie sein, die eigenen Ängste 
vor dem sozialen Abstieg abzuwehren. 

Mobbing

Mobbing kann als eine Form der aktiven und ag-
gressiven Demütigung verstanden werden. Es wird 
von den befragten Schülerinnen und Schülern un-
terschiedlich wahrgenommen: als eine mehrma-
lige, gegen einzelne Schüler gerichtete „Gemein-
heit“, als Ärgern, Angreifen und Schikanieren mit 
dem Ziel, anderen Schaden oder Unannehmlich-
keiten zuzufügen. 7,4 % der Mädchen haben in 
der Fragebogenstudie angegeben, oft bis sehr oft 
(4,0 %) direkt (körperlich und verbal) oder  indirekt 
(beispielsweise durch soziale Isolierung/Ausgren-
zung) angegriffen worden zu sein. Folgende  Frage 
wurde im Fragebogen gestellt, um ein offenes 
Ver ständnis von Mobbing anzubieten und be-
stimmte Erfahrungen nicht von vornherein auszu-
schließen: „Wie oft wurdest Du im letzten Jahr in 
Deiner Schule gemobbt?“

Im Vergleich zur 16. Shell Jugendstudie (2010, 
S. 158) zeigt sich in den rheinland-pfälzischen Da-
ten die Intoleranz gegenüber einer deutschen Fa-
milie, die von Hartz IV lebt, viel drastischer: Über 
40 % der befragten Jugendlichen lehnen diese 
Gruppe ab. Zu den drei Erhebungszeitpunkten der 
Shell Jugendstudie (2002, 2006 und 2010) sind 
es konstant 15 % der befragten Jugendlichen, die 
eine deutsche Familie mit Sozialhilfe als Nachbarn 
nicht so gut fänden. Dafür sind bei den befragten 
rheinland-pfälzischen Jugendlichen die Toleranz-
werte gegenüber türkischen Familien und Aus-
siedlerfamilien aus Russland höher ausgeprägt als 
in der Shell Jugendstudie, die dort im Jahr 2010 
bei 27 und 26 % lagen (ebd.). 

Über zwei Fünftel der befragten Jugendlichen leh-
nen eine deutsche Familie, die Hartz IV bezieht, 
ab. Danach kommt die deutsche Familie mit vie-
len Kindern. Sozial schwache und arme Menschen 
der eigenen nationalen Gruppe werden von den 
Jugendlichen am stärksten abgelehnt – möglicher-
weise weil sie den Eindruck haben, dass diese auf 
Kosten der anderen bzw. des Staates und der Ge-

Tabelle 36: Mobbing in der Schule, Angaben in %

weiblich männlich Gesamt

Ich wurde gemobbt Häufigkeit % Häufigkeit % Häufigkeit %

überhaupt nicht  704  69,0  867  77,9  1.571  73,7

eher nicht  138  13,5  127  11,4  265  12,4

teils, teils  84  8,2  55  4,9  139  6,5

oft  39  3,8  34  3,1  73  3,4

sehr oft  55  5,4  30  2,7  85  4,0

Gesamt  1.020  99,9  1.113  100  2.133  100

Quelle: Jugendbefragung Rheinland-Pfalz 2013

„Homo“, „Opfer“ und „schwule Sau“  gehören zu 
den häufigsten Schimpfworten auf dem  Schulhof; 
jeder der befragten Jugendlichen hat sie schon 
einmal gehört. Mobbing an der Schule ist eine 
Größe und höchst signifikant mit der Geschlechts-
zugehörigkeit verknüpft: In der Lebenswelt der 
Mädchen spielt Mobbing eine deutlich größere 
Rolle als in der Lebenswelt der Jungen. Am Gym-

nasium kommt Mobbing seltener vor, in der Re-
alschule plus vergleichsweise häufiger. Doch sind 
die Daten auch hier mit Vorbehalt zu interpretie-
ren. Denn wenn man einräumt, Opfer von Mob-
bing geworden zu sein, ratifiziert man in  gewissem 
Umfang auch die Aggression derer, von denen 
man gemobbt wird. Deshalb kommt es bei „leich-
ten“ Formen des Mobbing nicht selten vor, dass 



203

die Gemobbten das Geschehen verharmlosen und 
herabspielen, um subjektiv den Status eines ak-
zeptierten und geachteten Mitglieds der Klassen-
gemeinschaft zu behalten.

Mobbing in sozialen Netzwerken ist in Rheinland-
Pfalz (noch) vergleichsweise gering verbreitet. 
Auch hier zeigen sich die gleichen Korrelationen 
wie beim Mobbing in der Schule: Es sind überzu-
fällig häufig die Mädchen, die von Mobbing in so-
zialen Netzwerken betroffen sind und relativ ge-
sehen häufiger die Schülerinnen und Schüler der 
Realschule plus. 

Als Ergebnis ist festzuhalten, dass die Jugend in 
Rheinland-Pfalz im Umgang mit Diversität und 
Multikulturalität einen großen Lernschritt voll-
zogen hat. Fast jeder Jugendliche pflegt intereth-
nische Freundschaften und erlebt diese als  positiv. 
Viele junge Menschen lehnen Diskriminierung ab, 
und dabei bedeutet für sie Diskriminierung mehr 
als Rassismus. Sie nehmen Abwertungen in der 
Gesellschaft sensibel wahr und weisen deutlich 
darauf hin, dass vor allem Homosexuelle, aber 

auch Migrantinnen und Migranten teilweise im-
mer noch einen schweren Stand haben. Kulturel-
le Heterogenität scheint für den größten Teil der 
befragten Jugendlichen zu ihrem Alltag dazuzuge-
hören. Zugleich zeigen die Daten aber auch, dass 
die befragten Jugendlichen ihre eigene Intoleranz 
gegenüber sozial schwachen Gruppen, z. B. Hartz-
IV-Familien oder kinderreichen Familien, weniger 
reflektieren. Mechanismen sozialer Ungleichheit 
zu durchschauen und Prozesse gesellschaftlicher 
Positionierungen und Abwertungsstrategien zu re-
flektieren ist eine hoch anspruchsvolle Aufgabe, 
die im Schulunterricht, in Toleranztrainings und 
in der Jugendarbeit sinnvoll umgesetzt werden 
könnte. Auch im alltäglichen Umgang miteinan-
der braucht es Gelegenheitsstrukturen wie öffent-
liche Räume, in denen sich nicht nur junge Men-
schen unverbindlich austauschen können. Solche 
Räume müssen geschaffen und dürfen nicht ab-
gebaut werden, um so Gelegenheitsstrukturen für 
Respekt, Toleranz und Vielfalt zu schaffen. Denn 
es hat sich gezeigt, dass im direkten Kontakt das 
Lernen mit dem Umgang von Diversität und Mul-
tikulturalität am besten funktioniert.

4.6  Respekt, Partizipation und Mobilität auf die 
 jugend politische Agenda!

Das Kapitel zu den Selbstauskünften  Jugendlicher 
in Rheinland-Pfalz macht darauf aufmerksam, 
dass es viele relevante Themen gibt, die die  jungen 
Menschen bewegen. Als besonders wichtig  haben 
sich die Gegenstandsbereiche Schule, Mobilität 
und Diskriminierung herauskristallisiert. Diese 
werden von den Jugendlichen unter anderem un-
ter dem Leitmotiv „Respekt“ diskutiert. Peerspezi-
fische Orientierungen und Erfahrungen können in 
valider, d. h. gültiger Weise dort zur Artikulation 
gebracht werden, wo diejenigen sich in Gruppen 
zusammenfinden, denen die Erfahrungen gemein 
sind (Bohnsack 2000). In diesem Falle war das die 
schlichte Tatsache, dass sich alle  Teilnehmerinnen 
und Teilnehmer als Jugendliche in  Rheinland-Pfalz 
begriffen. Mit den Zukunftswerkstätten und den  
Gruppendiskussionen sollte eine möglichst alltags- 

 nahe Forschung ermöglicht werden, die  einen 
Ausschnitt der komplexen Realität der Jugend-
lichen sichtbar macht. Ausschnitthaft deshalb, da 
es ausschließlich um die Themen ging, die den Ju-
gendlichen unter den Nägeln brannten und be-
sonders mit dem Begriff Wohlbefinden in Verbin-
dung stehen. Die subjektive Bedeutung zum The-
ma Wohlbefinden der jungen Menschen stand im 
Vordergrund, um eine Grundlage für die standar-
disierte Befragung zu schaffen. 

Bemerkenswert an dieser Stelle ist, dass in den 
vier unabhängig voneinander durchgeführten Zu-
kunftswerkstätten fast identische Themenkom-
plexe erarbeitet wurden, was dafür spricht, dass 
viele junge Leute aus Rheinland-Pfalz unabhängig 
von Schultyp, Geschlecht und Wohnort mit ähn-
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Jugendpolitik ist auch Infrastrukturpolitik. Die 
Jugend fordert eine tragfähige und verlässliche 
Infrastrukturförderung zur Bewältigung ihrer all-
täglichen Aufgaben und zur Gewährleistung ihrer 
Teilhabemöglichkeiten. Die öffentliche Infrastruk-
tur, die unabdingbar ist, damit junge Menschen 
ein in ihren Augen angemessenes Leben führen 
können, steht in der Kritik. Aus der Perspektive 
der Jugendlichen in Rheinland-Pfalz fehlen nicht 
nur die mobilen Möglichkeiten, sich Räume anzu-
eignen, sondern auch Gelegenheitsstrukturen, in 
denen sie sich ausleben können. In diesem Punkt 
sehen die Jugendlichen einen großen Verbesse-
rungsbedarf, seien es nun die Angebote der Ver-
eine, Projekte von Trägern oder einfach Plätze, 
an denen sie sich treffen können, um den Dingen 
nachzugehen, die ihnen wichtig sind. Die These 
ist, dass sich gerade an der – aus Sicht der Jugend-
lichen – schlecht ausgebauten Verkehrsinfrastruk-
tur und dem im Flächenland Rheinland-Pfalz 
un zu reichend ausgebauten Öffentlichen Personen-
nahverkehr der fehlende Respekt für die  jungen 
Menschen ablesen lässt. Hier zeigt sich ein großer 
Handlungs- und Gestaltungsbedarf für die Politik. 

Die Allgegenwart von Diskriminierung. Diskri-
minierung in Form von Mobbing und Rassismus 
sind Themen, die junge Menschen sehr bewegen 
und Bestandteil ihrer Erfahrungs- und Lebenswelt 
sind. Jugendliche nehmen sehr sensibel wahr, wie 
in der Klasse, der Pause, der Freizeit, beim Sport 
etc. miteinander umgegangen wird, und sie be-
klagen mangelnden Respekt. Sie nehmen die Re-
spektlosigkeit unter Gleichaltrigen, aber auch 
zwischen Erwachsenen und Jugendlichen wahr 
und haben dies in den qualitativen Settings sehr 
deutlich formuliert. Die Datenanalyse  erbrachte 
zugleich aber auch, dass Toleranz gegenüber 
gesellschaftlichen Randgruppen und sozial Schwä-
cheren nicht voraussetzungslos ist, sondern einer 
Thematisierung und Reflexion bedarf, die z. B. in 
Schulen oder in der Jugendarbeit einen guten Ort 
hätte. Im Zusammenhang mit dem Themenkom-
plex Diskriminierung stellte sich in der Analyse 
des Fragebogens heraus, dass unter den Jugend-
lichen nicht mehr der Migrationshintergrund, son-
dern Kinder und Jugendliche, die in Familien mit 

lichen Schwierigkeiten zu kämpfen haben, und 
zwar in den Bereichen Öffentlicher Personennah-
verkehr, Schule und Diskriminierung. Diese drei 
Themenkomplexe wurden mit Hilfe eines standar-
disierten Fragebogens, mit dem 2.168 Jugendliche 
aus Rheinland-Pfalz befragt wurden, validiert. Die 
Brisanz der erarbeiteten Schwerpunkte bestätigte 
sich deutlich und diese dienen im Folgenden vor 
allem der Dimension Handlungsräume des Index 
für das Wohlbefinden von Kindern und Jugendlichen 
als wichtige Ergänzung. 

Ein Leitaspekt des Untersuchungsansatzes war die 
Partizipation jugendlicher Akteurinnen und Akteu-
re am Forschungsprozess von Beginn an, und die 
konkrete Umsetzung der Teilhabe stand während 
des gesamten Prozesses im Vordergrund. Diese 
Forschung war von Anfang an darauf ausgerich-
tet, den Jugendlichen ein möglichst großes Mit-
spracherecht zu gewähren. Das Prinzip der Offen-
heit qualitativer Forschung bot einen adäquaten 
Rahmen, da mit diesen Methoden dem, was die 
Befragten empfinden, denken und fühlen, keine 
Untersuchungsdimensionen und Antwortschema-
ta vorgeschrieben werden. Die drei dargestellten 
Themen Schule, Öffentlicher Personennahverkehr 
und Diskriminierung sind als eigenständig erarbei-
teter Untersuchungsbeitrag der jungen Menschen 
zu sehen. 

Im Hinblick auf den Entwicklungsort Schule ist 
deutlich geworden, dass Schule für einen  Großteil 
der Schülerinnen und Schüler mit Stresserleben 
einhergeht und dass sie den Druck, gute Leistungen 
und gute Noten zu erzielen, als sehr stark empfin-
den. Dieser Leistungsdruck und die damit einher-
gehende Zeitknappheit können auf Dauer das 
Wohlbefinden beeinträchtigen, was bereits von 
den Krankenkassen thematisiert wird. Die  hitzige 
Diskussion um die Rückkehr zum G9 weist in die-
selbe Richtung, nämlich anzuerkennen, dass Bil-
dungs-, Lern- und Entwicklungsprozesse Zeit 
brauchen und dass den Mädchen und Jungen die-
se Zeit zuzugestehen ist.
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rungen im Schulgesetz sind ein Schritt in die rich-
tige Richtung, aber es ist „noch gewaltig Luft nach 
oben“112.

Eine heutige Wertschätzung der Jugendlichen und 
ihre zukünftige Leistungsbereitschaft hängen eng 
zusammen. Daher brauchen die jungen Menschen 
„Lebens-, Dialog- und Beteiligungsräume in der 
Kommune“. Ihre Beteiligung ist damit als zentra-
le „jugendpolitische und gesellschaftliche Quer-
schnittaufgabe“ zu sehen. „Dabei ist der Anfang 
gar nicht schwer und erprobte Partizipationsme-
thoden helfen bei der Umsetzung.“ (Landesjugend-
ring Baden-Württemberg e. V. 2013)

Mit dem zweiten Kinder- und Jugendbericht in 
Rheinland-Pfalz wurde ein Ansatz der Beteiligung 
Jugendlicher realisiert. Die in das Forschungspro-
jekt einbezogenen Mädchen und Jungen emp-
fanden die Möglichkeit der Partizipation und das 
ihnen entgegengebrachte Interesse als überaus 
positiv. Ihre ausdrückliche Wertschätzung fand, 
dass sie selbst zu ihrer Lebenswelt und ihrer Mei-
nung befragt wurden. Sie alle plädierten am Ende 
für eine regelmäßige Wiederholung des Teilhabe-
projekts – in dieser oder einer anderen Form. 

Zusammenfassend lässt sich an dieser Stelle kon-
statieren, dass auf der Grundlage des themen-
explorierenden Jugendworkshops und der reprä-
sentativen Jugendbefragung Ausschnitte aus der 
Lebenswelt Jugendlicher in Rheinland-Pfalz zur 
Sprache kamen, die für sie aus ihrer subjektiven 
Perspektive überaus relevant sind. In der Darstel-
lung der Ergebnisse und Bewertungen ist deutlich 
geworden, dass diese für das Wohlbefinden der 
jungen Menschen einen zentralen Stellenwert ein-
nehmen. 

Bezieht man dies nun auf den Index für das Wohl-
befinden von Kindern und Jugendlichen und  seine 
drei zentralen Dimensionen „Lebensbedingungen“, 
„Wohlfahrtsleistungen“ und „Handlungsräume“ 

112  http://www.lsvrlp.de/de/article/3750.bei-der-st%C3%A4rkung-
unserer-rechte-ist-noch-gewaltig-luft-nach-oben.html

Hartz-IV-Bezug leben, unter der Erniedrigung an-
derer zu leiden haben, was im folgenden Kapitel 5 
dazu führen wird, Armut als einen zentralen Indi-
kator (Dimension Lebensbedingungen) des Index 
für das Wohlbefinden von Kindern und Jugend-
lichen zu interpretieren.

Die soziale Kategorie Gender hat (nicht nur) in 
der Jugendforschung und der Jugendpolitik noch 
nicht ausgedient. Die Bildungsbenachteiligung 
von Mädchen in Deutschland hat sich in  einigen 
Bereichen zwar in einen Bildungsvorsprung ge-
wandelt, doch das Versprechen, tatsächliche 
Chan cengleichheit zu schaffen, konnte gesamt-
gesellschaftlich nur bedingt gehalten werden. Für 
Jungen und Mädchen gelten im Hinblick auf Bil-
dung immer noch unterschiedliche Zugangsbe-
dingungen, sicher auch aufgrund weiterhin exis-
tierender traditioneller Rollenmuster: Mädchen 
schaffen sich ihre Bildungsmöglichkeiten oft noch 
eher über angepasstes Verhalten, das sich in guten 
Noten und schulischen Leistungen äußert. Leis-
tungsdruck, Stress und zu wenig Zeit, vor allem 
für Dinge, die einem wichtig sind und von daher 
gerade als Ressourcen und Kompensationsmög-
lichkeit für Stress wirken können, sind  Phänomene, 
die signifikant häufiger bei Mädchen auftreten. 
Der wahrgenommene Bildungsvorsprung hat sei-
nen Preis. Das heißt, dass Jugendpolitik und Ju-
gendarbeit einen geschlechtersensiblen Ansatz 
verfolgen sollten, um unterschiedliche Problem-
lagen von Jungen und Mädchen wahrzunehmen 
und darauf angemessen eingehen bzw. geschlech-
tergerechte Angebote machen zu können. 

Vor diesem Hintergrund erscheinen  Investitionen 
sowohl in die Infrastruktur als auch in die Bildungs-
einrichtungen dringend notwendig. Geld für 
Schulen (vor allem für Sanitäreinrichtungen an 
Realschulen plus), der Ausbau der Mobilitätsinfra-
struktur und eine Stärkung von Partizipation und 
Beteiligungsstrategien für junge Menschen sind 
dringend geboten. Dem Wunsch nach Wertschät-
zung und Beteiligungsmöglichkeiten wurde bei-
spielsweise durch die aktuelle Schulgesetznovel-
le nachgekommen. Die Landesschülerinnen- und 
-schülervertretung formuliert hierzu: Die Ände-
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spezifische objektive Indikatoren begründen, die 
in den Index aufgenommen werden. Hierbei han-
delt es sich im Wesentlichen um folgende Indika-
toren: Armut, Bezug von Sozialgeld, Bezug von 
Wohngeld, Bildungsabschlüsse, Anteil der Schul-
abgängerinnen und -abgänger mit Migrationshin-
tergrund; aber auch Mitglieder in Sportvereinen 
und der Jugendfeuerwehr, Anteil der Ganztags-
schüler; Indikatoren zur Mobilität sowie Fachkräf-
te für schulbezogene Jugendsozialarbeit und Fach-
kräfte für Jugendarbeit und Jugendschutz. 

(siehe im folgenden Kap. 5), wird deutlich, dass 
die Selbstauskünfte der Jugendlichen vor allem 
mit der Dimension Handlungsräume relationiert 
sind. Die Dimension Handlungsräume, die im Ers-
ten Kinder- und Jugendbericht Rheinland-Pfalz 
bestimmt wurde, soll die Potenziale und Mög-
lichkeiten für Jugendliche abbilden, die die ein-
zelnen Regionen den jungen Menschen zur Ver-
wirklichung ihrer Lebenschancen bieten können. 
Das bedeutet aber nicht, dass die Selbstauskünfte 
selbst in das Modell einfließen, sondern dass diese 
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Leben zu machen (Verwirklichungschancen). Nach 
Inkrafttreten der Kinderrechtskonvention stieg die 
Anzahl der Studien, die das Well-being von Kindern 
erfassen (vgl. Langmayer 2013). 

Für Deutschland steht in diesem Kontext seit 
mehreren Jahren der Name Hans Bertram, der für 
UNICEF die Berichte „Zur Lage der Kinder in 
Deutschland“ durchführt (Bertram 2006; Bertram/ 
Kohl 2010; Bertram/Kohl/Rösler 2011). Seine  letzte 
Studie, 2013 unter dem vielsagenden Titel „ Reiche, 
kluge, glückliche Kinder?“ erschienen, erfuhr gro-
ße Aufmerksamkeit, u. a. durch den zentralen 
 Befund, dass es den Kindern und Jugendlichen in 
Deutschland materiell so gut gehe wie noch nie, 
dass aber zugleich nirgendwo sonst der Kontrast 
zwischen vergleichsweise guten „objektiven“ Daten 
und der subjektiven Selbsteinschätzung der jungen 
Generation so groß sei wie hier: Rund 85 % der 
Mädchen und Jungen schätzen ihr Leben als positiv 
ein. Damit liegt Deutschland jedoch auf Platz 22, 
also im unteren Drittel aller betrachteten Länder, 
während es bei den objektiven Indikatoren – ge-
messen über die Dimensionen materielles Wohl-
befinden, Gesundheit und Sicherheit, Bildung, 
Verhalten und Risiken sowie Wohnen und Umfeld 
– mit Platz 6 in der Spitzengruppe rangiert (ebd., 
S. 14). Diese Dimensionen werden in der UNICEF-
Studie zur Operationalisierung des Child Well-
being verwendet. 

Im ersten Kinder- und Jugendbericht Rheinland-
Pfalz (MBWJK 2010a) hat die Berichtskommission 
ein neues Daten- und Analysekonzept zur Struktu-
rierung und Deutung der Lebenssituationen von 
Kindern und Jugendlichen entwickelt, das einen 
regional differenzierten Blick ermöglichen soll. 
Diesem Konzept lag der international  etablierte 
Begriff des „Child Well-being“ zugrunde. Nach 
 einer sorgfältigen Sichtung und Auswertung inter-
nationaler Studien wurde konstatiert, dass der 
Begriff weder eindeutig und einheitlich definiert 
noch theoretisch hergeleitet ist. Vielmehr handelt 
es sich um einen Sammelbegriff, unter den sich 
viele verschiedene Verständnisse von kindlichem 
Wohlergehen subsumieren lassen. 

Dennoch ist es der international gebräuchliche 
Be griff für die Rechte von Kindern, wie sie die UN-
Kinderrechtskonvention 1989 festgeschrieben hat. 
Kinder sind hier definiert als Menschen, die das 
achtzehnte Lebensjahr noch nicht vollendet haben. 
Die vierundfünfzig Artikel der UN-Kinderrechts-
konvention wurden von UNICEF in zehn Grund-
rechte für Kinder zusammengefasst (United Na-
tions 2002). Zu diesen Grundrechten zählt das 
Recht auf eine sichere Umgebung ohne Diskrimi-
nierung, das Recht auf Zugang zu sauberem Was-
ser, zu Nahrung, medizinischer Versorgung und 
Ausbildung sowie auf Mitsprache bei Entscheidun-
gen. Jungen Menschen soll eine Umgebung gebo-
ten werden, die ihnen hilft, das Beste aus ihrem 

5   VOM CHILD WELL-BEING ZUM INDEX FÜR 
DAS WOHLBEFINDEN VON KINDERN UND 
JUGENDLICHEN – DIE WEITERENTWICK-
LUNG DES INDIKATORENKONZEPTES
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Bemerkenswert an dieser Liste ist die Überein-
stimmung zwischen den aufgezählten Verwirk-
lichungschancen Mobilität, zeitliche Unabhängig-
keit, Identität und Respekt (!) und den Themen, 
die von den Jugendlichen von sich aus auf dem 
Jugendworkshop 2013 in Kyllburg zur Sprache 
gebracht wurden. In den vertiefenden Gruppen-
diskussionen zeigte sich, dass diese Verwirkli-
chungschancen teilweise nicht gegeben oder 
eingeschränkt sind und dass es sich dabei um 
Konfliktfelder handelt. 

Ein weiterer Forschungszweig, in dem das Well-
being von Kindern thematisiert wird, ist die Kinder-
armutsforschung. Hier sei auf die Unicef-Berichte 
zur Lage der Kinder in Deutschland verwiesen, in 
denen immer auch Kinderarmut thematisiert wird 
(z. B. Adamson 2013; Kohl 2013). Es ist der Trend 
zu beobachten, dass Armut nicht länger lediglich 
ökonomisch oder monetär operationalisiert wird, 
sondern ganzheitlicher im Sinne des Wohlbefindens 
von Kindern und Jugendlichen. Das bedeutet, dass 
neben objektiven Faktoren wie dem Erreichen be-
stimmter schulischer Leistungen oder dem Risiko-
verhalten von Kindern und daraus resultierenden 
Erfolgs- und Teilhabechancen, die durch Armuts-
verläufe mitbestimmt werden, subjektiven Fakto-
ren wie der subjektiven Sicht und dem Empfinden 
junger Menschen ein besonderer Stellenwert ein-
geräumt wird (Kohl 2013, S. 86; vgl. auch Chas-
seé/Zander/Rasch 2003/2007). Dabei liegt die 
Überlegung zugrunde, dass Zufriedenheit und die 
Entwicklung eines positiven Selbstbildes in der 
Kindheit wichtige Voraussetzungen dafür sind, 
Probleme im weiteren Lebensverlauf bewältigen 
und Hürden nehmen zu können (ebd.). 

Eine weitere Denk- und Forschungsrichtung, die 
im Zusammenhang mit dem Well-being von Kin-
dern und Jugendlichen relevant ist, bildet der „Ca-
pability Approach“ (nach Amartya Sen, weiter-
entwickelt durch Martha Nussbaum) bzw. der 
„Befähigungsansatz“, der die Verwirklichungs-
chancen von jungen Menschen fokussiert. Di Tom-
maso (2007) wie auch Biggeri et al. (2006) bezie-
hen sich auf die Arbeiten Nussbaums, d. h. konkret 
auf ihre Liste der zehn Grundbedürfnisse, die be-
friedigt sein müssen, damit ein „gutes Leben“ 
möglich ist, und adaptieren sie auf kindliche Be-
dürfnisse. So erstellen sie eine Liste mit vierzehn 
für Kinder und Jugendliche wichtigen Verwirkli-
chungschancen. Diese „Capabilities“ lauten (nach 
Hopmann, in Langmeyer 2013, S. 16 f.): 

 ■ Leben und körperliche Gesundheit

 ■ Liebe und Fürsorge

 ■ mentales Wohlbefinden

 ■ körperliche Integrität und Sicherheit

 ■ soziale Beziehungen

 ■ Partizipation

 ■ Bildung 

 ■ Freiheit

 ■ Schutz und Umwelt

 ■ Freizeitaktivitäten

 ■ Respekt

 ■ Religion und Identität

 ■ zeitliche Unabhängigkeit

 ■ Mobilität 
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2. Dimension: Wohlfahrt. Welche Effekte und 
Auswirkungen haben sozialstaatliche Leistungen 
und Strukturen auf die Verwirklichungschancen 
junger Menschen? Wohlfahrt steht für die in öf-
fentlicher Verantwortung bereitgestellte Infra-
struktur für Kinder und ihre Familien (z. B. Betreu-
ung und Bildung). Folgende fünf Indikatoren sind 
in diese Dimension eingeflossen: Elterngeld, Par-
tizipationsangebote, Gesundheit, Verhalten und 
 Risiken sowie Bildung, Betreuung und Erziehung. 

3. Dimension: Handlungsräume. Welche Hand-
lungsperspektiven und Verwirklichungschancen 
sehen Jungen und Mädchen in ihren Lebensräu-
men? Handlungsräume stehen für die Handlungs- 
und Partizipationsmöglichkeiten von Kindern bzw. 
die Befähigung zum Handeln („agency“), die sich 
zum einen aus der Wohlfahrt und den Lebensbe-
dingungen ergeben und zum anderen durch eine 
aktive Herstellungsleistung der Kinder entstehen 
(Ko-Konstruktion). Dabei handelt es sich um die 
objektivierbaren Voraussetzungen der Handlungs-
möglichkeiten von Kindern. Folgende fünf Indika-
toren sind in diese Dimension eingeflossen: Akti-
vitäten, Beziehung zu den Eltern, verschlossene 
Teilhabechancen, Gesundheit/Stress sowie Sicher-
heit in Kita und Schule. 

Methodisch erfasste der Bericht die drei Dimen-
sionen durch ausgewählte Kennzahlen und Indika-
toren, sodass für die drei Dimensionen jeweils ein 
Index gebildet wurde und schließlich als Ergebnis 
der Gesamtindex Child Well-being resultierte (vgl. 
Abb. 83).

Das Konzept des Child Well-being wurde von der 
Berichtskommission für den ersten Kinder- und 
Jugendbericht Rheinland-Pfalz vor dem Hinter-
grund der dargestellten Theoriediskussion und des 
aktuellen internationalen Forschungsstands in ein 
eigenes Modell transformiert, das sich in drei Di-
mensionen aufspaltet, die mit entsprechenden In-
dikatoren versehen wurden (vgl. Abb. 82): 

5.1  Das Konzept des Child Well-being im ersten Kinder- und 
Jugendbericht Rheinland-Pfalz

IV Child-
Well-being-

Index

HandlungsräumeIII

WohlfahrtII LebensbedingungenI

Abb. 82: Die drei Dimensionen des Child-  
Well-being-Index im ersten Kinder- und Jugend-
bericht

Quelle: MBWJK 2010a, S. 273

1. Dimension: Lebensbedingungen. Welche Fak-
toren prägen die Lebensbedingungen von  Kindern 
und Jugendlichen, die in Rheinland-Pfalz auf-
wachsen? Folgende vier Indikatoren sind in diese 
Dimen sion und das entsprechende Datenkonzept 
eingeflossen: Demografie, materielle Lage, Wohn-
umfeld und Migration. 



210

IV Child-
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sierung des zweiten Berichtes auf das Thema 
Jugend sowie den Einbezug jugendrelevanter 
Themen in das Indikatorenmodell begründen. 
Die verwendeten Begrifflichkeiten entsprechen 
zudem der aktuellen Theoriediskussion (vgl. 
Zeitschrift für Pädagogik 2014, Heft 4).

 ■ Die Berücksichtigung jugendrelevanter  Themen 
stellt die bedeutendste Modifizierung des Indi-
katorenmodells dar. Die im Jugendworkshop 
und in der Jugendbefragung von den jungen 
Menschen selbst generierten Themen (siehe 
Kap. 4) wurden für die Weiterentwicklung des 
Indikatorenkonzeptes genutzt, um die Selbst-
auskünfte der jungen Menschen angemessen 
auch im Indikatorenmodell zu beachten. Da 
jedoch eine direkte Verwendung der Selbstaus-
künfte der jungen Menschen im Indikato ren-
konzept methodisch nicht möglich ist, werden 
die Befunde als Basis zur theoretisch begründe-
ten Interpretation verfügbarer Daten verwen-
det. Die Selbstauskünfte der jungen Menschen 
fließen somit direkt in die Herleitung der ein-
zelnen Kennzahlen und Modifizierung der Indi-
katoren ein. Die Befunde können nicht unmit-
telbar in das Indikatorenkonzept aufgenommen 
werden, da dieses nur mit objektivierbaren 
Daten (Kennzahlen) arbeitet. Dazu mussten die 
verwendeten Daten bestimmte Kriterien erfül-
len. Als Kennzahlen konnten nur Daten verarbei-
tet werden, die aktuell regionalisiert für alle 36 
rheinland-pfälzischen Gebietskörperschaften 
vorliegen und deren künftige Verfügbarkeit für 
eine Fortschreibung in folgenden Berichten 
wahrscheinlich ist. Die Kennzahlen werden da-
bei im Indikatorenmodell als Anzeiger für nicht 
direkt ersichtliche Sachverhalte verwendet. Ihre 
Ausprägungen lassen jedoch Rückschlüsse auf 
bestimmte Zusammenhänge zu. Auf Basis der 
im Jugendworkshop und in der Jugendbefragung 
erhobenen subjektiven Selbstauskünfte der 

5.2  Weiterentwicklung des Child-Well-being-Konzeptes 
– der Index für das Wohlbefinden von Kindern und 
 Jugendlichen

Abb. 83: Das Gesamtkonzept des Child Well-
being im ersten Kinder- und Jugendbericht

Quelle: MBWJK 2010a, S. 278

Im vorliegenden zweiten Kinder- und Jugendbericht 
wird das Konzept des Child Well-being beibehal-
ten, aber in wesentlichen Bereichen überarbeitet 
und weiterentwickelt. Die vorgenommenen Modi-
fizierungen lassen sich wie folgt zusammenfassen: 

 ■ Im Vergleich zum ersten Kinder- und Jugend-
bericht Rheinland-Pfalz wurden vor allem eine 
Verschlankung des Indikatorenmodells sowie 
eine Verbesserung der Gleichwertigkeit der Di-
mensionen vorgenommen, die sich sowohl auf 
die Anzahl der Kennzahlen als auch auf deren 
Gewichtung in den einzelnen Dimensionen 
bezieht.

 ■ Zudem erfolgte eine begriffliche Weiterent-
wicklung des Modells zum Index für das Wohl-
befinden von Kindern und Jugendlichen (WKJ). 
Die Erweiterung lässt sich dabei mit der Fokus-
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Die Dimension Lebensbedingungen  thematisiert 
wie schon im ersten Kinder- und Jugendbericht die 
äußeren (objektiv messbaren und darstellbaren) 
Umstände, unter denen Kinder und Jugendliche 
groß werden. Dabei erfolgt eine Konzentration auf 
zwei wichtige Determinanten für Lebensbedin-
gungen: demografische Aspekte und ökonomische 
Faktoren. Ihre Bedeutung für das Aufwachsen von 
Kindern und Jugendlichen wurde in Kapitel 2 aus-
führlich dargestellt. Zudem wurden sowohl die 
soziale Lage als auch das erlebte Generationen-
verhältnis zu älteren Bevölkerungsgruppen 
(Schlagwort: Respekt) von den jungen Menschen 
selbst als bedeutsame Aspekte ihres  Wohlbefindens 
erarbeitet (siehe dazu Kap. 4). Demgegenüber 
wurde der Indikator „Wohnumfeld“ gestrichen, 
hingegen die Kennzahl zu „Migration“ im vorlie-
genden Bericht zu einem Bestandteil der dritten 
Dimension Handlungsräume. 

Die Dimension Wohlfahrt wird im zweiten  Kinder- 
und Jugendbericht zu „Wohlfahrtsleistungen“ 
erweitert. Insgesamt erfolgt eine deutliche Ver-
schlankung dieser Dimension. Die Anzahl der im 
zweiten Bericht verwendeten Kennzahlen und In-
dikatoren sowie deren zum Teil veränderte  Polung 
und der Verzicht auf Gewichtungen führen zu  einer 
verbesserten Gleichwertigkeit der einzelnen Di-
mensionen im Gesamtindex WKJ. Damit sollen, 
stärker als im ersten Bericht, der Beitrag sozial-
staatlicher Leistungen und ihr struktureller Einfluss 
auf die Verwirklichungschancen junger Menschen 
im Vordergrund stehen. Vor diesem Hintergrund 
erfolgt in der Dimension Wohlfahrtsleistungen 
eine Konzentration auf die für Kinder und Jugend-
liche besonders relevanten Angebote und Leistun-
gen (siehe dazu auch Kap. 3) aus den Bereichen 
Jugendarbeit, Hilfen zur Erziehung, Schule und 
Kindertagesbetreuung, die ihren Lebensalltag mit-
gestalten und sich je nach regionaler Ausprägung 
unmittelbar auf Teilhabechancen und Verwirkli-
chungsmöglichkeiten auswirken können. Dabei 
stehen die im WKJ-Index verwendeten Wohl-
fahrtsleistungen als Anzeiger für die in den Regio-
nen zur Verfügung gestellten öffentlichen Infra-
strukturen für Kinder und Jugendliche. Diese 
Veränderungen ermöglichen eine passgenauere 

jungen Menschen in Rheinland-Pfalz konnten 
für das Indikatorenmodell zentrale Themen 
generiert werden, die für das Wohlbefinden der 
jungen Menschen, nach eigener Auskunft, von 
großer Relevanz sind. Dazu zählen vor allem 
die soziale Lage und Armut, Bildung und hier 
vorrangig der Bildungsort Schule, Migration 
und Mobilität. Diese von den jungen Menschen 
als bedeutsam eingestuften Themen wurden im 
Indikatorenmodell in messbare Daten operatio-
nalisiert und fließen als objektive Anzeiger und 
Voraussetzungen für das subjektive Wohlbefin-
den der jungen Menschen in den WKJ-Index ein. 
Neben dieser theoretisch begründeten und em-
pirisch differenzierten Auswahl der Kennzahlen 
wurde die Zusammenstellung der Daten auch 
stark durch die Verfügbarkeit des Datenmate-
rials bestimmt.

Insgesamt wurden von der Berichtskommission 
die Anregungen zur Überarbeitung des Indikatoren-
modells aus dem ersten Kinder- und Jugendbericht 
durch die beschriebenen Veränderungen umge-
setzt. Zudem wird dieses in Anlehnung an den in-
ternationalen Forschungsstand im Bereich Kind-
heitsforschung113 qualitativ weiterentwickelt und 
stellt so ein geeignetes Modell zur regionaldiffe-
renzierten Sozialberichterstattung im Hinblick auf 
das Aufwachsen von Kindern und Jugendlichen in 
Rheinland-Pfalz dar. 

Um eine bessere Nachvollziehbarkeit und Trans-
parenz hinsichtlich der verwendeten  Indikatoren114 
herzustellen, werden die drei Dimensionen Lebens-
bedingungen, Wohlfahrtsleistungen und Hand-
lungsräume und ihre für den zweiten Kinder- und 
Jugendbericht erfolgten Überarbeitungen nachfol-
gend im Detail erläutert:

113  Siehe dazu Zeitschrift für Pädagogik 2014: Child Well-being. 
Potenzial und Grenzen eines Konzeptes. Heft 4.

114  Eine ausführliche Darstellung der einzelnen Kennzahlen, die in 
die Indikatoren einfließen, findet sich in einem Anlagenband auf der 
Website zum zweiten Kinder- und Jugendbericht Rheinland-Pfalz.
www.kinder-und-jugendbericht-rlp.de
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dieser Dimension objektive Bedingungen für Ver-
wirklichungschancen und  Handlungsperspektiven 
der jungen Menschen herausgearbeitet. Die  dritte 
Dimension Handlungsräume erfährt dabei eine 
umfassende Weiterentwicklung. So wird der Indi-
kator zur Darstellung der Aktivitäten auf die aus-
sagekräftigsten Kennzahlen verkürzt.  Andere Indi-
katoren dieser Dimension werden zugunsten einer 
vereinfachten Interpretierbarkeit des WKJ-Index 
nicht aus dem ersten Bericht übernommen. Der 
Indikator „Sicherheit in Kita und Schule“ wurde 
leicht verändert und unter neuem Namen (Un-
fälle) beibehalten. Der bisherige Indikator „ver-
schlossene Teilhabechancen“ wurde in der beste-
henden Form nicht mehr berücksichtigt, seine 
Kennzahlen konnten aber anderen, neuen Indi-
katoren zugeordnet werden. Aus den Selbstaus-
künften der jungen Menschen gingen die  Themen 
(sozialer) Erfahrungsraum Schule, Armut und der 
Themenkomplex Rassismus, Diskriminierung und 
respektloses Verhalten als relevante  Aspekte her-
vor, die sich auf ihr subjektives Wohlbefinden 
und persönliche Handlungsräume auswirken. Da-
her wurden für die Dimension  Handlungsräume 
neue Indikatoren aus Kennzahlen in den  Bereichen 
„schulische Ausbildung“, „abweichendes  Verhalten“ 
und „materielle Lage“ gebildet. Eine weitere, auf-
grund der Selbstauskünfte der jungen Menschen 
notwendige Ergänzung erhält die Dimension 
Handlungsräume durch den Indikator „Mobili-
tät“. Die Jugendlichen wiesen auf die Einschrän-
kung der Handlungsräume hin, die sich aus einem 

und zielgruppenspezifische Abbildung von Wohl-
fahrtsleistungen für Kinder und Jugendliche und 
lassen einen Rückschluss auf objektive Bedingun-
gen des Aufwachsens in diesem Bereich zu. 

Andere Indikatoren (Gesundheit, Krankheit und 
Behinderung; Verhalten und Risiken; Elterngeld) 
wurden im Zuge der Bearbeitung anderen Di-
mensionen zugeordnet115, entfielen oder konn-
ten aufgrund der unzureichenden Datenlage nicht 
mehr berücksichtigt werden (Partizipationsan-
gebote). Darüber hinaus wurde insbesondere der 
 Indikator „Erziehung“ auf die aussagekräftigsten 
 Kennzahlen reduziert und findet sich in der Di-
mension Wohlfahrtsleistungen insbesondere in 
den Indikatoren „Hilfen zur Erziehung“ und „Kin-
dertagesbetreuung“ wieder. 

Im zweiten Kinder- und Jugendbericht werden in 
der dritten Dimension Handlungsräume des WKJ-
Index, wie bereits im ersten Bericht, objektivier-
bare Voraussetzungen für Handlungsräume von 
Kindern und Jugendlichen in den Regionen von 
Rheinland-Pfalz abgebildet. Auf der Basis der von 
den Jugendlichen im Jugendworkshop und in der 
Befragung selbst generierten Themen werden in 

115  So wurden beispielsweise die Kennwerte des Indikators „Eltern-
geld“ den ökonomischen Faktoren in der Dimension Lebensbedingun-
gen bzw. der materiellen Lage in der Dimension Handlungsräume 
zugeordnet und der Indikator „Migrationshintergrund“ den Hand-
lungsräumen. 

Tabelle 37: Zusammensetzung der Dimension Lebensbedingungen im Vergleich

I Lebensbedingungen

erster Kinder- und Jugendbericht zweiter Kinder- und Jugendbericht

Ifd.
Nr.

Anzahl der 
Kennzahlen

Indikator Indikator
Anzahl der 
Kennzahlen

Ifd.
Nr.

Weiterentwicklung

1 5 Demografie Demografie 6 1
Teile des Indikators Wohnumfeld 
sowie der Indikator Migration sind 
nun Bestandteil der Dimension 
Handlungsräume

2 8 Materielle Lage ökonomische Faktoren 8 2

3 2 Wohnumfeld

4 1 Migration

16 14

Quelle: Eigene Darstellung
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Die Verdichtung der Daten orientiert sich am Vor-
gehen des ersten Kinder- und Jugendberichtes: 
Die erhobenen Daten (43 Kennzahlen) werden zu 
insgesamt zwölf Indikatoren zusammengefasst, 
dann wird ein Indexwert für jede der drei Dimen-
sionen und zuletzt der Gesamtindexwert für das 
Wohlbefinden von Kindern und Jugendlichen (vgl. 
Abb. 84) errechnet.

unzureichenden Angebot vor allem im Bereich des 
Öffentlichen Personennahverkehrs ergeben kann. 
Darüber hinaus thematisierten sie auch die Aus-
stattung und baulichen bzw. hygienischen Zustän-
de an Schulen. Dieser Aspekt konnte aber auf-
grund nicht vorhandener Daten nicht als Indikator 
mit aufgenommen werden. 

Tabelle 38: Zusammensetzung der Dimension Wohlfahrtsleistungen im Vergleich

II Wohlfahrt II Wohlfahrtsleistungen

erster Kinder- und Jugendbericht zweiter Kinder- und Jugendbericht

Ifd.
Nr.

Anzahl der 
Kennzahlen

Indikator Indikator
Anzahl der 
Kennzahlen

Weiterentwicklung

5 2 Elterngeld Hilfen zur Erziehung 4 3
Durch die Konzentration des 
Indikators auf den Bereich der 
Wohlfahrtsleistungen erfolgte eine 
deutliche Verkleinerung dieses 
Index, darüber hinaus wurde 
insbesondere der Indikator 
Erziehung deutlich gekürzt. 

6 2 Partizipationsangebote Jugendarbeit 2 4

7 5
Gesundheit, Krankheit  
und Behinderung

Schule 2 5

8 7 Verhalten und Risiken Kindertagesbetreuung 3 6

9 43
Bildung, Betreuung und 
Erziehung

59 11

Quelle: Eigene Darstellung 

Tabelle 39: Zusammensetzung der Dimension Handlungsräume im Vergleich

III Handlungsräume

erster Kinder- und Jugendbericht zweiter Kinder- und Jugendbericht

Ifd.
Nr.

Anzahl der 
Kennzahlen

Indikator Indikator
Anzahl der 
Kennzahlen

Weiterentwicklung

10 12 Aktivitäten Akvititäten 3 7
Dieser Indikator wurde insbeson-
dere um den Aspekt der Mobilität 
erweitert, darüber hinaus wurden 
in diesem Indikator noch ausge-
wählte Aspekte des Indikators 
Lebensbedingungen aus dem 
1. Kinder- und Jugendbericht 
berücksichtigt. 

11 3 Beziehung zu den Eltern schulische Ausbildung 6 8

12 2
verschlossene 
Teilhabechancen

materielle Lage 2 9

13 4 Gesundheit/Stress Unfälle 2 10

14 2
Sicherheit in Kita 
und Schule

abweichendes 
Verhalten

1 11

23 Mobilität 4 12

18

Quelle: Eigene Darstellung
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ten Kinder- und Jugendbericht wird im vorlie-
genden Bericht bei der Zusammensetzung der 
Indexwerte auf eine Gewichtung der einzelnen 
Indikatoren verzichtet. Dies ist dadurch begrün-
det, dass die Anzahl der zugrunde liegenden 
Indikatoren insgesamt reduziert wurde und sich 
die einzelnen Indikatoren im Hinblick auf ihre 
Bedeutung für die jeweiligen Indexwerte nicht 
unterscheiden. Auch wurde bei der Zusammen-
setzung der Indexwerte aus einzelnen Indika-
toren bzw. Kennzahlen darauf geachtet, dass 
diese eine übereinstimmende Polung im Sinne 
übereinstimmender Vorzeichen aufweisen. 
Dabei gilt, dass die Lebensbedingungen, die 
Wohlfahrtsleistungen und die Handlungs-
räume für junge Menschen in einer Region 
also umso besser sind bzw. die Indexwerte 
umso höher ausfallen, je größer der Wert 
der jeweils zugrunde liegenden Kennzahlen 
und Indikatoren ist. Entsprechende Verände-
rungen in der Zusammensetzung der Index-
werte bzw. deren Polung werden im Folgenden 
durch den Hinweis „invers“ gekennzeichnet. 

Im Einzelnen bedeutet dies: 

 ■ Die vorliegenden Rohdaten – in der Regel ab-
solute Werte – sind für sich genommen wenig 
aussagekräftig und werden daher in einem ers-
ten Schritt in Kennzahlen umgerechnet. Diese 
Kennzahlen ermöglichen einen ersten Vergleich 
der 36 Regionen des Landes Rheinland-Pfalz. 

 ■ In einem zweiten Schritt werden die Kennzah-
len den zwölf Indikatoren zugeordnet bzw. zu 
Indikatoren verdichtet. Mithilfe von  Indikatoren 
können „direkt nicht wahrnehmbare bzw. 
komplexe und unmittelbar nicht zu operatio-
na lisierende Aspekte der sozialen Realität 
ausschnittsweise bzw. stellvertretend“ (Jordan 
1998, S. 340) abgebildet werden. Indikatoren 
„messen“ also den ausgewählten Aspekt nicht 
„objektiv“, sondern stellen vielmehr einen 
plausiblen Anzeiger für einen nicht unmittelbar 
messbaren Zusammenhang der sozialen Wirk-
lichkeit dar.

 ■ In einem dritten Schritt werden aus den Indika-
toren Indexwerte errechnet, die, vergleichbar 
den Indikatoren, als Anzeiger für komplexe Phä-
nomene dienen können. Im Gegensatz zum ers-

IV Index -  
Wohlbefinden 

von Kindern und 
Jugendlichen

Indikatoren

Kennzahlen

1. Demografie

4. Jugendarbeit

7. Aktivitäten

2. ökonomische 
Faktoren

3. Hilfe zur 
Erziehung

8. schulische 
Ausbildung

9. materielle Lage

11. abweichendes 
      Verhalten

6. Kindertages-
betreuung

10. Unfälle

HandlungsräumeIII

Lebensbedingungen I

5. Schule

WohlfahrtsleistungenII

12. Mobilität

Abb. 84: Das Gesamtkonzept „Wohlbefinden von Kindern und Jugendlichen“

Quelle: Eigene Darstellung
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zahl, d. V.] auf einer kontinuierlichen Skala von 0 
bis 100 ein Wert zugewiesen wird, wobei die Wer-
te 0 und 100 in jeder Skala besetzt werden, wäh-
rend sich die übrigen Werte zwischen 0 und 100 
verteilen“ (Jordan 1998, S. 368). Bei der Transfor-
mation der Kennzahlen zu Standardpunktzahlen 
ändert sich somit nur die Bezeichnung der ur-
sprünglichen Werte, nicht aber ihr Verhältnis zu-
einander. Der relative Abstand zwischen den 36 
Regionen, wie er ggf. in den Rohdaten erkennbar 
ist, bleibt also erhalten. 

Vergleichbarkeit der Ergebnisse mit 
dem ersten Kinder- und Jugendbericht

Die gegenüber dem ersten Kinder- und Jugend-
bericht vorgenommenen Modifizierungen einzel-
ner Indikatoren und damit auch des Gesamtindex 
WKJ – die u. a. aus einer neuen Zusammensetzung 
einzelner Indikatoren, geänderter Polungen sowie 
dem Verzicht auf unterschiedliche Gewichtungen 
einzelner Kennzahlen resultieren – erlauben zwar 
keinen unmittelbaren Vergleich der errechneten 
Werte mit denen im ersten Kinder- und Jugend-
bericht. Auf inhaltlicher Ebene aber sind wesent-
liche Befunde, z. B. im Hinblick auf grundlegende 
Zusammenhänge und Tendenzen, durchaus ver-
gleichbar; hierauf wird jeweils besonders hinge-
wiesen.

Um im Hinblick auf die Berechnung von Indika-
toren und Indexwerten eine Vergleichbarkeit der 
verschiedenen Daten und Kennzahlen herzustel-
len, ist eine Standardisierung notwendig. Diese 
erfolgt wie schon im ersten Kinder- und Jugend-
bericht durch die Berechnung sogenannter Stan-
dardpunktzahlen. „Die Leistung der Standard-
punktzahl besteht darin, dass jeder (...) [Kenn - 

Rohwert
Eckwert Hilfen

zur Erziehung

37,3
pro Tausend

unter 21 Jahren

16,7

8,5
pro Tausend

unter 21 Jahren

Standardwert

100

47,3

0

Höchster Wert

Niedrigster Wert

Abb. 85: Modell zur Bildung von Standard-
punktzahlen (Beispiel)

Quelle: MASGFF 2007, S. 323 
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Der Indikator „ökonomische Faktoren“ setzt sich 
aus weiteren acht Kennzahlen zusammen: 

 ■ verfügbares Einkommen je Einwohner

 ■ Wohngeldempfänger (invers)

 ■ eröffnete Insolvenzen (invers)

 ■ Empfänger von Sozialgeld im Alter von unter 15 
Jahren (invers)

 ■ Arbeitslose im Alter von 15 bis unter 25 Jahren 
(invers)

 ■ Anteil von Alleinerziehenden-Bedarfsgemein-
schaften an allen Bedarfsgemeinschaften 
(invers)

 ■ Anteil der sozialversicherungspflichtig beschäf-
tigten Frauen an allen Beschäftigten (Wohnort-
prinzip)

 ■ durchschnittliche Höhe des Elterngeldan-
spruchs im ersten Bezugsmonat

In der Gruppe mit Indexwerten von 65 und mehr 
befinden sich der Ballungsraum Mainz bzw. der 
umliegende Landkreis Mainz-Bingen und der 
Rhein-Pfalz-Kreis, mithin Städte und Kreise ent-
lang der sogenannten Rheinschiene. Dazu  kommen 
noch der Landkreis Trier-Saarburg und der Eifel-
kreis Bitburg-Prüm. In der darauffolgenden 
Gruppe (60 bis unter 65) befinden sich weitere 
Kreise bzw. Städte entlang oder in der Nähe der 
Rheinschiene (Westerwaldkreis, Landkreis Germers-
heim, Stadt Speyer und Landkreis Alzey-Worms) 
und weitere Kreise bzw. Städte in der Region Pfalz 
(Landkreis Bad Dürkheim, Südliche Weinstraße 
und Landau). In der Gruppe mit Indexwerten zwi-
schen 55 bis unter 60 lässt sich keine eindeutige 
geografische Zuordnung feststellen: Es finden sich 
darunter sowohl Landkreise im Norden als auch 
im Süden des Landes Rheinland-Pfalz (vom Land-
kreis Neuwied bis Landkreis Kaiserslautern) sowie 
große Städte (Trier). In der folgenden Gruppe 
(50 bis unter 55) lässt sich ebenfalls keine geo-

Für einen Blick auf Gemeinsamkeiten und Unter-
schiede der Regionen des Landes Rheinland-Pfalz 
werden im Folgenden die drei Indexwerte und 
der Gesamtindex Wohlbefinden von Kindern und 
 Jugendlichen in regionaler Differenzierung darge-
stellt, wobei nach zwölf kreisfreien Städten und 
24 Landkreisen unterschieden wird. Die Index-
werte, die sich aus der Berechnung nach dem 
Standardpunktverfahren ergeben, werden in An-
lehnung an den ersten Kinder- und Jugendbericht 
in fünf etwa gleich große Gruppen eingeteilt. Die 
Ergebnisse lassen sich zum einen an der Rangfolge 
der Landkreise und Städte ablesen, zum anderen 
werden die Indexwerte auf einer Karte des  Landes 
Rheinland-Pfalz farblich unterschiedlich darge-
stellt. 

5.3.1 Lebensbedingungen 

Der Indexwert der Dimension Lebensbedingungen 
setzt sich aus insgesamt 14 Kennzahlen zusam-
men, die den folgenden zwei Indikatoren zugeord-
net sind: 

Im Indikator „Demografie“ finden sich insgesamt 
sechs Kennzahlen: 

 ■ Anteil der bis unter Sechsjährigen an der Ge-
samtbevölkerung

 ■ Anteil der Altersgruppe 14 bis unter 18 Jahre an 
der Gesamtbevölkerung

 ■ Verhältnis der Personen im Alter von 65 Jahren 
und älter zur erwerbstätigen Bevölkerung im 
Alter von 18 bis unter 65 Jahren (Altersquoti-
ent) (invers)

 ■ Geburten je 1.000 Einwohner

 ■ Bevölkerungsvorausberechnung für die unter 
21-Jährigen bis 2020

 ■ Wanderungssaldo im Alter von unter 18 Jahren

5.3 Die Regionen des Landes im Vergleich 
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Abb. 86: Index Lebensbedingungen, Angaben in Standardpunktzahlen

Quelle: Eigene Berechnung
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Faktoren zeigen sich zwischen den  Messzeitpunkten 
des ersten und zweiten Kinder- und Jugendberich-
tes keine bedeutsamen Verschiebungen. Für den 
überwiegenden Teil der Kommunen haben sich 
also im Hinblick auf ausgewählte Aspekte von 
Demografie und Sozialstruktur, die im Index „Le-
bensbedingungen“ zusammengefasst sind, keine 
bedeutsamen Veränderungen im Vergleich erge-
ben. 

5.3.2 Wohlfahrtsleistungen 

Der Indexwert der Dimension Wohlfahrtsleistun-
gen setzt sich aus insgesamt elf Kennzahlen in 
vier Indikatoren zusammen, die ganz  überwiegend 
Leistungen aus den Bereichen Hilfen zur  Erziehung, 
Jugendarbeit, Schule und Kindertagesbetreuung 
abbilden.

Aus dem Bereich Hilfen zur Erziehung sind fol-
gende Kennzahlen enthalten:

 ■ Beratungen nach §§ 16, 17, 18, 28 und 41 SGB 
VIII in Beratungsstellen

 ■ ambulante und teilstationäre Hilfen (§§ 32, 35, 
41, 27(2) SGB VIII)

 ■ Fremdunterbringungen (§§ 33, 34, 35 stat., 41 
stat., 27(2) stat. SGB VIII)

 ■ Inobhutnahmen nach § 42 SGB VIII

Aus dem Bereich Jugendarbeit116 stammen zwei 
Kennzahlen: 

 ■ Fachkräfte für Jugendarbeit und Jugendschutz 
(§§ 11, 14 SGB VIII)

 ■ Fachkräfte für Jugendsozialarbeit ohne Schulso-
zialarbeit (§ 13 SGB VIII)

116  Im Detail umfasst dieser Bereich Aspekte aus den Bereichen 
Jugendarbeit, Jugendsozialarbeit und erzieherischer Kinder- und 
Jugendschutz.

grafische Zuordnung erkennen, es überwiegen 
 neben den Städten Ludwigshafen, Koblenz und 
Worms allerdings Landkreise. In der Gruppe mit 
Indexwerten unter 50 finden sich insgesamt 
 sieben Landkreise und kreisfreie Städte, darunter 
besonders viele im Südwesten des Landes (Städte 
Pirmasens, Zweibrücken und Kaiserslautern, Land-
kreise Birkenfeld und Kusel). 

Insgesamt wird deutlich, dass besonders an der 
Rheinschiene viele Landkreise und Städte mit 
überdurchschnittlich guten Lebensbedingungen 
liegen, während sich eher unterdurchschnittliche 
Lebensbedingungen vor allem im Südwesten des 
Landes Rheinland-Pfalz finden lassen. Es zeigen 
sich somit zwar deutliche regionale Disparitäten 
bezüglich der Lebensbedingungen für Kinder und 
Jugendliche in Rheinland-Pfalz, jedoch keine sys-
tematischen Stadt-/Land-Unterschiede. 

Die Dimension Lebensbedingungen 
im Vergleich zum ersten Kinder- und 
Jugendbericht

Im Vergleich zum ersten Kinder- und Jugend-
bericht zeigen sich indes Abweichungen in der Rei-
henfolge der Kommunen, die insbesondere auf die 
geänderte Zusammensetzung des Index „Lebens-
bedingungen“ zurückgeführt werden können und 
nur zu einem kleineren Teil auf sich  verändernde 
Ausgangsbedingungen. So sind beispielsweise 
die Indikatoren „Wohnumfeld“ und „Migration“ 
im vorliegenden Kinder- und Jugendbericht nicht 
mehr Bestandteil des Index „Lebensbedingun-
gen“ – diese Indikatoren sind nun zumindest teil-
weise Bestandteil des Index „Handlungsräume“. 
Diese veränderte Zusammensetzung hat dazu ge-
führt, dass kreisfreie Städte wie Mainz und Speyer 
oder Landkreise wie Mainz-Bingen und Birkenfeld 
in Bezug auf die Ausprägung des Index „Lebens-
bedingungen“ nun eine deutlich andere Position 
im Verhältnis zu den Kommunen aufweisen. Dies 
umso mehr, als sich insbesondere die  Merkmale 
zur demografischen Entwicklung der  Kommunen 
im Zeitverlauf als relativ stabil erweisen. Auch im 
Hinblick auf die Belastung durch ökonomische 
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Abb. 87: Index Lebensbedingungen, Angaben in Standardpunktzahlen

Quelle: Eigene Berechnung und Darstellung
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Eifelkreis Bitburg-Prüm, Cochem-Zell und Ahrwei-
ler), die restlichen drei Landkreise erstrecken sich 
vom Norden (Westerwaldkreis) bis zum Süden 
des Landes (Südwestpfalz). 

Im Gegensatz zur Dimension  Lebensbedingungen 
lässt sich für die Dimension  Wohlfahrtsleitungen 
keine regionale Differenzierung erkennen, wohl 
aber ein eindeutiger Unterschied zwischen  Städten 
und Landkreisen. Die zwölf kreisfreien Städte des 
Landes Rheinland-Pfalz weisen durchweg höhere 
Indexwerte auf als die 24 Landkreise: In den Städ-
ten liegen damit insgesamt ein größeres Angebot 
und eine deutlich höhere Inanspruchnahme wohl-
fahrtsstaatlicher Leistungen vor, zumindest in 
den Bereichen Hilfen zur Erziehung, Jugendarbeit, 
Schule und Kindertagesbetreuung. 

Die Dimension Wohlfahrtsleistungen 
im Vergleich zum ersten Kinder- und 
Jugendbericht

Im Vergleich zum ersten Kinder- und Jugend-
bericht wurde der Index „Wohlfahrtsleistungen“ 
am stärksten verändert. Durch die  Konzentration 
des Indikators auf den Bereich der Wohlfahrtsleis-
tungen erfolgte eine deutliche Verkleinerung die-
ses Index, darüber hinaus wurde insbesondere der 
Indikator Erziehung deutlich gekürzt. 

Hinzu kommt eine methodische Veränderung: 
Insbesondere im Bereich der Angebote und Leis-
tungen der Kinder- und Jugendhilfe wurden die 
verwendeten Indikatoren als Anzeiger dafür ge-
wertet, was in den jeweiligen Gebietskörper-
schaften an öffentlich verantworteter Infrastruk-
tur für  Kinder und Jugendliche zur Verfügung 
gestellt wird. Eine gute Ausstattung im Bereich 
der Jugend arbeit und schulbezogenen Jugend-
sozialarbeit, ein differenziertes Angebot an  Hilfen 
zur Erziehung und vielfältige  Beratungsleistungen 
führen beispielsweise im Gegensatz zum ersten 
Kinder- und Jugend bericht zu einer hohen Aus-
prägung des Index  aller Wohlfahrtsleistungen. 
Zudem führt eine hohe Quote im Bereich der 
 Kindertagesbetreuung und vom Jugendamt mit-

Für den Bereich Schule wurden ebenfalls zwei 
Kennzahlen einbezogen: 

 ■ Fachkräfte für schulbezogene Jugendsozial-
arbeit

 ■ Zahl der Schülerinnen und Schüler an Gymna-
sien

Der Bereich Kindertagesbetreuung schließlich 
wird über drei weitere Kennzahlen abgebildet: 

 ■ Quote unter Dreijähriger in Kindertageseinrich-
tungen

 ■ Quote unter Dreijähriger in öffentlich geförder-
ter Tagespflege

 ■ vom Jugendamt mitfinanzierte Tagespflege-
einrichtungen

In der Gruppe mit den höchsten  Ausprägungen 
für Wohlfahrtsleistungen (50 und mehr) finden 
sich ausschließlich Städte, die bis auf Trier alle im 
Süden des Landes liegen (Kaiserslautern, Landau, 
Pirmasens und Speyer). Auch in der Gruppe mit 
Indexwerten zwischen 35 bis unter 50 über-
wiegen die Städte: Damit rangieren elf von zwölf 
kreisfreien Städten in den obersten beiden  Gruppen. 
Darüber hinaus finden sich in der zweiten Gruppe 
noch vier in unterschiedlichen Regionen liegende 
Landkreise (Rheinhessen, Nahe und Westpfalz). 
In der darauffolgenden Gruppe (30 bis unter 
35) befindet sich u. a. die noch verbleibende Stadt 
Zweibrücken, zudem noch fünf Landkreise  zwischen 
der Region Mittelrhein-Ost (Rhein-Lahn-Kreis) 
im Norden bis hin zum Kreis Bad Dürkheim in der 
 Region Vorderpfalz. In der folgenden Gruppe (25 
bis unter 30) befinden sich acht Landkreise mit 
eher unterdurchschnittlichen Werten: die  Regionen 
Mittelrhein-Ost (Neuwied, Altenkirchen) im Nor-
den, der Landkreis Kusel im Westen und der Land-
kreis Germersheim in der Südpfalz. Die acht Land-
kreise der Gruppe mit Indexwerten unter 25 
weisen im Bereich der Wohlfahrt deutlich unter-
durchschnittliche Indexwerte auf. Ein Teil dieser 
Landkreise liegt in den Regionen Trier bzw. Mittel-
rhein-West (Trier-Saarburg, Bernkastel-Wittlich, 
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Abb. 88: Index Wohlfahrtsleistungen, Angaben in Standardpunktzahlen

Quelle: Eigene Berechnung
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Abb. 89: Index Wohlfahrtsleistungen, Angaben in Standardpunktzahlen

Quelle: Eigene Berechnung und Darstellung
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finanzierte  Tagespflege zu einem hohen Indexwert 
für Wohlfahrtsleistungen in den einzelnen Kom-
munen. Insgesamt hat sich durch die Modifizie-
rung der Dimension Wohlfahrts leistungen auch 
das Gefüge der kreisfreien Städte und Landkreis 
sehr deutlich verändert. Dies wird u. a. daran er-
sichtlich, dass sich die Stadt-/Land-Unterschiede 
im zweiten Kinder- und Jugendbericht deutlich 
verstärkt haben. Die  Städte weisen nunmehr die 
höchsten Ausprägungen in Bezug auf die zugrunde 
liegenden Wohlfahrtsleis tungen auf, während auf 
Grundlage der Berechnungen im ersten Kinder- 
und Jugendbericht zwei unterschiedliche  Gruppen 
von Städten ausgemacht wurden – eine  Gruppe 
mit einer hohen Ausprägung und eine weitere 
Gruppe mit deutlich unterdurchschnittlichen Aus-
prägungen. 

5.3.3 Handlungsräume 

Der Indexwert der Dimension Handlungsräume 
schließlich setzt sich aus 18 Kennzahlen zusam-
men. Diese Kennzahlen sollen die Potenziale und 
Möglichkeiten abbilden, die die einzelnen Regio-
nen den Jugendlichen für die Verwirklichung ihrer 
Lebenschancen bieten. Dabei handelt es sich aus-
schließlich um objektive Indikatoren und damit 
konkrete Voraussetzungen für die Lebensgestaltung 
junger Menschen. Die Kennzahlen können sechs 
unterschiedlichen Indikatoren zugeordnet werden: 

Aktivitäten insbesondere von Kindern und Ju-
gendlichen lassen sich über die drei folgenden 
Kennzahlen abbilden: 

 ■ Mitglieder in Sportvereinen im Alter von sieben 
bis 17 Jahren

 ■ Entleihungen von Kinder- und Jugendbüchern 
im Alter von sieben bis 17 Jahren

 ■ Mitglieder in der Jugendfeuerwehr im Alter von 
zehn bis 17 Jahren

Handlungsräume, die sich im Bereich der schu-
lischen Ausbildung ergeben, werden über sechs 
weitere Kennzahlen dargestellt: 

 ■ Anteil der Schulabgängerinnen und -abgänger 
mit Fachhochschulreife

 ■ Anteil der Schulabgängerinnen und -abgänger 
mit Migrationshintergrund mit Fachhochschul-
reife an allen Schülerinnen und Schülern mit 
Migrationshintergrund

 ■ Anteil der Schulabgängerinnen und -abgänger 
mit Migrationshintergrund ohne Hauptschul-
abschluss an allen Schulabgängerinnen und 
-abgängern (invers)

 ■ Anteil der Schülerinnen und Schüler mit Mig-
rationshintergrund an allen Grundschülerinnen 
und -schülern

 ■ Anteil der Ganztagsschülerinnen und -schüler

 ■ Gymnasium als Schulwahl nach der Grund-
schule

Da Handlungsräume durch die materielle Lage 
wesentlich beeinflusst werden, soll dies durch 
zwei Kennzahlen berücksichtigt werden, die expli-
zit die materielle Situation junger Menschen ab-
bilden: 

 ■ Empfänger von ALG II im Alter von 15 bis unter 
25 Jahren (invers)

 ■ Kinder, deren Väter Elterngeld bezogen haben

Einschränkungen der Handlungsräume, aus denen 
Unfälle resultieren, werden durch zwei  Kennzahlen 
abgebildet: 

 ■ verunglückte Personen im Straßenverkehr (in-
vers)

 ■ Zahl der Unfälle auf dem Weg zu vorschuli-
schen/schulbegleitenden Einrichtungen, allge-
meinbildenden und Berufsbildenden Schulen 
(invers)

Abweichendes Verhalten wird durch eine weite-
re Kennzahl beschrieben: 

 ■ durch die Jugendgerichtshilfe betreute Vorgänge 
(invers)

II
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Abb. 90: Index Handlungsräume, Angaben in Standardpunktzahlen

Quelle: Eigene Berechnung
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Auch beim Indexwert der Dimension Handlungs-
räume lassen sich also keine regionalen Vertei-
lungsmuster erkennen. Zudem sind die Hand-
lungsräume in den Städten nicht generell besser 
ausgestattet als in den Landkreisen. Allerdings 
weisen insgesamt fünf von zwölf kreisfreien Städ-
ten, die über das gesamte Land Rheinland-Pfalz 
verteilt sind, deutlich überdurchschnittliche Index-
werte bei den Handlungsräumen auf. 

Die Dimension Handlungsräume im 
Vergleich zum ersten Kinder- und Ju-
gendbericht

Im Vergleich zum ersten Kinder- und Jugendbericht 
haben sich die einzelnen Ausprägungen der Kom-
munen in Bezug auf den Index „Handlungsräume“ 
deutlich verändert: Dies ist zum einen auf die ver-
änderte Zusammensetzung dieses Index zurückzu-
führen, aber insbesondere auf die Ergänzung um 
Indikatoren aus dem Bereich der Mobilität. Dies 
zeigt sich beispielhaft bei Kommunen mit einer 
sehr hohen Ausprägung des Index „Handlungsräu-
me“: Während nach den Berechnungen des  ersten 
Kinder- und Jugendberichtes in dieser Gruppe nur 
eine einzige Stadt zu finden war, sind es nun vor 
allem kreisfreie Städte, die aufgrund einer  hohen 
Verfügbarkeit von Angeboten des ÖPNV sehr 
hohe Ausprägungen des Index „Handlungsräume“ 
aufweisen. Neben den hinzugekommenen Kenn-
zahlen für Mobilität werden die Veränderung der 
Dimension Handlungsräume vor allem durch die 
neu gebildeten Indikatoren „schulische Ausbildung“ 
und „materielle Lage“ bewirkt. Diese bilden – wie 
auch der Aspekt Mobilität – die von den Jugend-
lichen selbst formulierten Themen, die sich auf 
ihre Verwirklichungschancen und Handlungsper-
spektiven auswirken, in objektivierbaren Daten ab. 
So lassen sich beispielsweise aus dem Anteil spe-
zifischer Schulabschlüsse sowie den Zugängen zu 
bestimmten Schularten und der soziostrukturellen 
Zusammensetzung der Gebietskörperschaften im 
Hinblick auf Kinderarmut Rückschlüsse auf  erlebte 
Teilhabemöglichkeiten ziehen.

Zuletzt wird die Mobilität durch die Zugrundele-
gung von vier Kennzahlen gemessen: 

 ■ Abfahrten im Rahmen des Öffentlichen Perso-
nennahverkehrs (ÖPNV) je Quadratkilometer 
an einem Werktag (Mittwoch) zwischen 14 und 
15 Uhr

 ■ Abfahrten im Rahmen des ÖPNV je Quadratki-
lometer an einem Werktag (Freitag) zwischen 
21 und 22 Uhr

 ■ Abfahrten im Rahmen des ÖPNV je 1.000 Ein-
wohner im Alter von unter 18 Jahren an einem 
Werktag (Mittwoch) zwischen 14 und 15 Uhr

 ■ Abfahrten im Rahmen des ÖPNV je 1.000 Ein-
wohner im Alter von unter 18 Jahren an einem 
Werktag (Freitag) zwischen 21 und 22 Uhr

Bei der Dimension Handlungsräume finden sich 
in der Gruppe mit Indexwerten von 50 und 
mehr überwiegend kreisfreie Städte, die sich aller-
dings über das gesamte Land Rheinland-Pfalz ver-
teilen (Mainz, Trier, Kaiserslautern, Koblenz und 
Neustadt an der Weinstraße). Dazu kommen 
noch zwei Landkreise in der Region Rheinhessen 
(Mainz-Bingen und Alzey-Worms). In der darauf-
folgenden Gruppe (45 bis unter 50) befinden 
sich sechs Landkreise, die sich mit einer  Ausnahme 
(Rhein-Hunsrück-Kreis) den Regionen Vorderpfalz, 
Westpfalz und Südpfalz zuordnen lassen. Die 
Gruppe mit Indexwerten zwischen 40 bis unter 
45 besteht aus zehn Städten bzw. Landkreisen, die 
sich über das gesamte Land Rheinland-Pfalz er-
strecken. Die folgende Gruppe (37 bis unter 40) 
setzt sich aus fünf Landkreisen und einer  kreisfreien 
Stadt zusammen, die ebenfalls keine geografi-
sche Konzentration innerhalb des Bundeslandes 
erkennen lassen. In der Gruppe mit Indexwerten 
 unter 37 befinden sich zwei Städte (Frankenthal 
und Zweibrücken) und vier Landkreise im Norden 
bzw. Westen des Bundeslandes Rheinland-Pfalz 
(Neuwied, Mayen-Koblenz, Eifelkreis Bitburg-
Prüm und Altenkirchen). 



226

Abb. 91: Index Handlungsräume, Angaben in Standardpunktzahlen

Quelle: Eigene Berechnung und Darstellung
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gesamte Bundesland Rheinland-Pfalz. Zum ande-
ren finden sich unterdurchschnittliche Bedingun-
gen des Aufwachsens besonders häufig im Norden 
(Regionen Mittelrhein-Ost und Mittelrhein-West) 
bzw. im Südwesten des Landes (Regionen Nahe 
und Westpfalz). 

Der Gesamtindex WKJ im Vergleich 
zum ersten Kinder- und Jugendbericht

Die modifizierte Zusammensetzung des Gesamt-
index WKJ führt im Vergleich zum ersten Kinder- 
und Jugendbericht zu deutlichen Veränderungen 
der Werte, die die einzelnen Kommunen  erreichen. 
Dies ist zu einem großen Teil auf die veränderte 
Zusammensetzung der Indikatoren  zurückzuführen 
Der WKJ-Index berücksichtigt im vorliegenden 
 Bericht nicht nur die Bedeutung öffentlich verant-
worteter Infrastruktur für ein gutes  Aufwachsen 
von Kinder und Jugendlichen, sondern greift 
grundlegende Entwicklungen zu demografischen 
Veränderungen und Kinderarmut auf und integ-
riert darüber hinaus subjektive Selbstauskünfte 
junger Menschen zu ihrem Wohlbefinden und Ver-
wirklichungschancen über objektivierbare Daten. 
In der Auswertung zeigen sich – wie schon bei der 
Betrachtung der einzelnen Indizes – deutliche Ver-
änderungen im Vergleich zum ersten Kinder- und 
Jugendbericht: Durch das stärkere Sichtbarwerden 
von strukturellen Stadt-/Land-Unterschieden wei-
sen im vorliegenden zweiten Kinder- und Jugend-
bericht insbesondere kreisfreie Städte überdurch-
schnittliche Werte des Gesamtindex auf, während 
sich nunmehr in der Gruppe mit deutlich unter-
durchschnittlichen Werten überwiegend Land-
kreise befinden. 

Übereinstimmend zeigen aber sowohl der  erste 
als auch der zweite Kinder- und Jugendbericht 
deutlich unterdurchschnittliche Ausprägungen in 
Bezug auf das Wohlbefinden von Kindern und Ju-
gendlichen im Norden (Regionen Mittelrhein-Ost 
und Mittelrhein-West) bzw. im Südwesten des 
Landes (Regionen Nahe und Westpfalz).

5.3.4 Der Gesamtindex für das Wohl-
befinden von Kindern und Jugendlichen

Der Gesamtindex für das Wohlbefinden von Kin-
dern und Jugendlichen ergibt sich schließlich aus 
dem arithmetischen Mittelwert der drei Indexwer-
te für Lebensbedingungen, Wohlfahrtsleistungen 
und Handlungsräume117. Wie bei der bisherigen 
Verteilung der 36 Landkreise und kreisfreien Städ-
te zeigen sich auch hier deutliche Unterschiede in 
der Ausprägung des WKJ-Index im Land.

In der Gruppe mit Indexwerten von 50 und 
mehr finden sich mit Ausnahme von Mainz- Bingen 
ausschließlich Städte, die sich allerdings über das 
gesamte Bundesland Rheinland-Pfalz verteilen 
(Mainz, Trier, Landau, Speyer und Kaiserslautern). 
In der darauffolgenden Gruppe (45 bis unter 
50) finden sich mit Neustadt an der Weinstraße, 
Koblenz und Ludwigshafen weitere Städte,  darüber 
hinaus noch sechs Landkreise, die sich vor allem 
auf die Regionen Rheinhessen, Westpfalz und Vor-
derpfalz konzentrieren. Die Gruppe mit Index-
werten zwischen 42 bis unter 45 besteht aus 
weiteren fünf Landkreisen und einer kreisfreien 
Stadt, die keine weitere geografische  Konzentration 
erkennen lassen. Gleiches gilt für die darauffolgen-
de Gruppe (40 bis unter 42). Die Gruppe mit 
Indexwerten unter 40 umfasst sieben Landkreise 
und zwei Städte, die sich vor allem auf die unter-
schiedlichen Regionen Mittelrhein-Ost  (Landkreise 
Altenkirchen, Neuwied und Westerwald) und 
Westpfalz konzentrieren (Landkreis Kusel, Städte 
Pirmasens und Zweibrücken). 

Der Gesamtindex für das Wohlbefinden von  Kindern 
und Jugendlichen lässt damit zwei  Besonderheiten 
erkennen: Zum einen weist zumindest ein Teil der 
kreisfreien Städte überdurchschnittlich gute Be-
dingungen des Aufwachsens für Kinder und Jugend-
liche auf. Diese Städte (Mainz, Trier, Landau, 
 Speyer und Kaiserslautern) verteilen sich über das 

117  Gesamtindex = (Indexwert LB + Indexwert WL + Indexwert 
HR)/3.

III
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Abb. 92: Gesamtindex für das Wohlbefinden von Kindern und Jugendlichen, Angaben in Standardpunktzahlen

Quelle: Eigene Berechnung
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Abb. 93: Gesamtindex für das Wohlbefinden von Kindern und Jugendlichen, Angaben in Standardpunktzahlen 

Quelle: Eigene Berechnung und Darstellung
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gen stellen dabei jeweils den Landesdurchschnitt 
dar. Die Verteilung der 36 Kommunen in dieser 
Vier-Felder-Matrix lässt relative Abweichungen 
schnell erkennen und verdeutlicht darüber hinaus 
Zusammenhänge zwischen den beiden jeweils be-
trachteten Dimensionen. 

Indexwertvergleich von Lebens-
bedingungen und Wohlfahrtsleistungen

Zuerst soll die Bedeutung des Index Lebensbedin-
gungen untersucht werden. Hier zeigt sich für den 
Vergleich der Dimensionen  Wohlfahrtsleistungen 

5.4 Indexwertvergleiche

Im Folgenden sollen Zusammenhänge zwischen 
den erreichten Indexwerten für Lebensbedingun-
gen, Wohlfahrtsleistungen und Handlungsräume 
sowie die Bedeutung dieser Indexwerte für den er-
reichten Gesamtindex Wohlbefinden von  Kindern 
und Jugendlichen untersucht werden. Neben  einer 
vertiefenden Ergebnisdarstellung dient diese Un-
tersuchung dazu, die Ausprägung des Gesamt-
index für einzelne Regionen in Rheinland-Pfalz zu 
verdeutlichen. Dazu werden die jeweiligen Aus-
prägungen der Regionen, so wie sie in den Index-
werten erfasst sind, in ihrer prozentualen Abwei-
chung vom Landesdurchschnitt dargestellt. Die 
Mittellinien der X- und Y-Achsen in den Abbildun-

Abb. 94: Indexwertvergleich: Lebensbedingungen – Wohlfahrtsleistungen 

Quelle: Eigene Berechnung
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Im Gegensatz dazu existieren einige wenige Kom-
munen in Rheinland-Pfalz (16,7 %), die gleich-
zeitig überdurchschnittlich hohe Werte bei den 
Dimensionen Lebensbedingungen und Wohlfahrts-
leistungen erreichen (rechter oberer Quadrant). 
Dies sind vorrangig Städte (Trier, Landau, Speyer, 
Mainz), jedoch auch die Landkreise Mainz-Bingen 
und Südliche Weinstraße. Die genannten Kommu-
nen erreichen auch im Hinblick auf den Gesamt-
index überdurchschnittliche Werte. Die Bedingun-
gen des Aufwachsens sind in diesen Kommunen 
für Kinder und Jugendliche in Rheinland-Pfalz be-
sonders gut. 

Gut ein Fünftel (22,2 %) der untersuchten Kom-
munen in Rheinland-Pfalz weist überdurchschnitt-
lich hohe Werte im Bereich der Lebensbedingun-
gen auf, liegt im Bereich der Wohlfahrtsleistungen 
jedoch unter dem Landesdurchschnitt (rechter 
unterer Quadrant). Dabei lassen sich hier  deutliche 
strukturelle Unterschiede zwischen Städten und  
Landkreisen erkennen. Betroffen sind ausschließ-
lich rheinland-pfälzische Landkreise (Bad  Dürkheim, 
Alzey-Worms, Germersheim, Mayen,  Koblenz, 
Trier-Saarburg, Eifelkreis Bitburg-Prüm, Rhein-
Pfalz-Kreis, Westerwaldkreis). Hier zeigt sich er-
neut der beschriebene Zusammenhang: Je besser 
die Lebensbedingungen sind, desto weniger Wohl-
fahrtsleistungen sind zur Kompensation schlech-
ter Bedingungen des Aufwachsens notwendig. 
Allerdings muss darauf verwiesen werden, dass 
sich auch innerhalb der Quadranten die einzelnen 
Landkreise unterschiedlich verteilen und sie bei 
den Wohlfahrtsleistungen zum Teil nur leicht un-
terdurchschnittliche Werte aufweisen (z. B. Bad 
Dürkheim, Alzey-Worms). 

Obwohl sich die Situation für viele junge Menschen 
in Rheinland-Pfalz insgesamt als gut  darstellt, gibt 
es auch Kommunen mit schlechten Lebensbe-
dingungen und deutlich unterdurchschnittlichen 
Wohlfahrtsleistungen. Ein Drittel der Städte und 
Landkreise erreicht sowohl  unterdurchschnittliche 
Werte bei der Dimension Lebensbedingungen 
als auch im Bereich Wohlfahrtsleistungen. Auch 
hier zeigt sich ein struktureller Unterschied, da 
mit Ausnahme der Stadt Zweibrücken ausschließ-

und Lebensbedingungen sofort ein deutlicher 
und bedeutsamer Zusammenhang: Je schlechter 
die Lebensbedingungen, desto höher sind die 
Wohlfahrtsleistungen. 

Ausgehend von der Annahme, dass wohlfahrts-
staatliche Leistungen dabei helfen können, nach-
teilige Lebensbedingungen auszugleichen, bedeu-
tet dies, dass Investitionen in wohlfahrtsstaatliche 
Infrastrukturleistungen (z. B. der Kinder- und Ju-
gendhilfe) gut begründet und im Grundsatz rich tig 
geplant sind, tragen sie doch deutlich erkennbar 
zur Kompensation von schlechten Lebensbedin-
gungen bei und eröffnen damit gleichzeitig, wie 
noch zu zeigen ist, Teilhabechancen und Hand-
lungsräume von jungen Menschen in Rheinland-
Pfalz (siehe Abb. 98). Gerade im Hinblick auf die 
in Kapitel 2 beschriebenen und auch im Indikato-
renmodell in der Dimension Lebensbedingungen 
berücksichtigten Bedingungen und Auswirkungen 
des demografischen Wandels heißt dies zudem: 
Je weniger Kinder und Jugendliche es gibt, desto 
mehr Investitionen bedarf es im Bereich der wohl-
fahrtsstaatlichen Infrastrukturleistungen vor  allem 
in ländlichen Gebieten, um allen Kindern und Ju-
gendlichen gleichwertige Teilhabechancen zu er-
möglichen. 

Im interkommunalen Vergleich zeigen sich jedoch 
deutliche regionale Unterschiede. Knapp ein Drit-
tel (27,8 %) der rheinland-pfälzischen Städte und 
Landkreise weist unterdurchschnittliche Lebens-
bedingungen bei gleichzeitig hohen Werten bei 
den Wohlfahrtsleistungen auf (linker oberer Qua-
drant). Dies betrifft sieben der insgesamt zwölf 
Städte (Kaiserslautern, Pirmasens, Ludwigshafen, 
Neustadt, Koblenz, Worms, Frankenthal), dagegen 
sind nur drei Landkreise (Birkenfeld, Donnersberg-
kreis, Kaiserslautern) betroffen. Insgesamt lässt 
sich hier vermuten, dass auf schlechte Lebens-
bedingungen von jungen Menschen – im Sinne 
 einer Kompensation von Benachteiligungen durch 
Leistungen und Maßnahmen der Kinder- und Ju-
gendhilfe – aktiv mit hohen wohlfahrtsstaatlichen 
Leistungen reagiert wird. 
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überdurchschnittliche Werte bei der Dimension 
Wohlfahrtsleistungen auf. Eine Ausnahme bildet 
hier nur die Stadt Zweibrücken, deren Wert annä-
hernd im Landesdurchschnitt liegt. Auch in den 
Städten, die in Zeiten finanziellen Drucks vor star-
ken soziostrukturellen Herausforderungen für die 
kommunalen Haushalte stehen, kommt es den-
noch zu überdurchschnittlich vielen Wohlfahrts-
leistungen. Dies ist im Sinne einer  eigenständigen 
Jugendpolitik, die sich bewusst und aktiv für die 
Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse 
und die Ermöglichung von Teilhabechancen ein-
setzt, sehr zu begrüßen. Dies gelingt ebenso in ei-
nigen wenigen Landkreisen. Allerdings zeigen auch 
hauptsächlich Landkreise hier noch den entgegen-
gesetzten Befund. 

lich Landkreise betroffen sind. Zudem sei darauf 
verwiesen, dass die einzelnen Landkreise unter-
schiedlich stark vom Landesdurchschnitt abwei-
chen. Während beispielsweise die Lebensbedin-
gungen im Rhein-Lahn-Kreis nur leicht unter-
durchschnittlich ausfallen, bei gleichzeitig 
annähernd durchschnittlichen Wohlfahrtsleistun-
gen, weisen die Landkreise Cochem-Zell, Ahrwei-
ler und Südwestpfalz in beiden Bereichen deutlich 
unterdurchschnittliche Werte auf. 

Insgesamt lassen sich bei den Ausprägungen der 
Dimensionen Lebensbedingungen und Wohl-
fahrtsleistungen am deutlichsten strukturelle Un-
terschiede zwischen Städten und Landkreisen er-
kennen. Alle rheinland-pfälzischen Städte weisen 

Abb. 95: Indexwertwertvergleich: Lebensbedingungen – Interventionsleistungen

Quelle: Eigene Berechnung
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Zugleich weisen vier Städte sowohl überdurch-
schnittliche Lebensbedingungen als auch erhöhte 
Interventionsleistungen auf (rechter oberer Quad-
rant). Hier muss jedoch darauf verwiesen werden, 
dass im Gegensatz zu den Lebensbedingungen, die 
zum Teil deutlich vom Landesdurchschnitt abwei-
chen, die Interventionsleistungen nur leicht über-
durchschnittlich ausfallen (Landau, Speyer, Mainz, 
Trier). 

Ein Zusammenhang zwischen Interventionsleis-
tungen und Lebensbedingungen zeigt sich auch 
bei den Landkreisen, die überdurchschnittliche 
Lebensbedingungen bei gleichzeitig unterdurch-
schnittlichen Interventionsleistungen aufweisen 
(rechter unterer Quadrant). Aufgrund der positi-
ven Lebensbedingungen scheinen in diesen Land-
kreisen (Mainz-Bingen, Alzey-Worms, Germers-
heim, Bad Dürkheim, Eifelkreis Bitburg-Prüm, 
Trier-Saarburg, Südliche Weinstraße, Westerwald-
kreis, Rhein-Pfalz-Kreis) weniger familienerset-
zende Unterstützungsleistungen notwendig zu 
sein. Dabei zeigen einzelne Landkreise zum Teil 
sehr  unterschiedliche Abweichungen vom Landes-
durchschnitt.

Wie bereits zuvor bei der Kombination von Wohl-
fahrtsleistungen und Lebensbedingungen stellt 
sich auch hier eine Gruppe von rheinland-pfälzi-
schen Landkreisen sowie eine Stadt (Frankenthal) 
heraus, deren unterdurchschnittliche Lebensbe-
dingungen für Kinder und Jugendliche eigentlich 
ein größeres Ausmaß an Interventionsleistungen 
hätte erwarten lassen. Dies betrifft rund ein Fünf-
tel aller untersuchten Kommunen, jedoch vorran-
gig Landkreise (sieben von 24 bzw. 29,2 %). 

Insgesamt ergibt die Betrachtung der Lebensbe-
dingungen und gewährten  Interventionsleistungen 
strukturelle Unterschiede zwischen Städten und 
Landkreisen, wie dies bereits bei den  Dimensionen 
Lebensbedingungen und Wohlfahrtsleistungen 
der Fall war. Alle rheinland-pfälzischen Städte 
weisen überdurchschnittliche Werte bei der Di-
mension Interventionsleistungen auf. Eine Aus-
nahme bildet hier nur die Stadt Frankenthal, de-
ren Wert annähernd im Landesdurchschnitt liegt. 

Indexwertvergleich von Lebensbedin-
gungen und Interventionsleistungen

Werden die Indikatoren aus dem Indexwert der 
Dimension Wohlfahrtsleistungen weiter fokus-
siert auf die Interventionsleistungen, so zeigt sich 
ein ganz ähnliches Bild. Interventionsleistungen 
werden hier verstanden als die Maßnahmen, mit 
denen die Jugendämter der Landkreise und kreis-
freien Städte aktiv Verantwortung für Kinder und 
Jugendliche übernehmen, erzieherische Hilfen 
einleiten und Kinderschutzaufgaben wahrnehmen. 

 ■ ambulante und teilstationäre Hilfen (§§ 32, 35, 
41, 27(2) SGB VIII)

 ■ Fremdunterbringungen (§§ 33, 34, 35 stat.,  
41 stat., 27(2) stat. SGB VIII)

 ■ Inobhutnahmen (§ 42 SGB VIII)

 ■ gerichtliche Maßnahmen zum Entzug der elter-
lichen Sorge

Auch bei der Fokussierung der Wohlfahrtsleistun-
gen auf Hilfen zur Erziehung und Aspekte des Kin-
derschutzes zeigt sich ein Zusammenhang mit 
den Lebensbedingungen sehr deutlich: Je besser 
sich die Lebensbedingungen darstellen, desto 
weniger Interventionsleistungen sind erforder-
lich. In der interkommunalen Betrachtung zeigt 
sich annähernd die gleiche Gruppe rheinland- 
pfälzischer Städte und Landkreise – insgesamt 
41,7 % aller Kommunen, bei denen unterdurch-
schnittliche Lebensbedingungen mit hohen Wer-
ten bei den Interventionsleistungen korrelieren 
(linker oberer Quadrant). Dies betrifft annähernd 
zwei Drittel der Städte (sieben von 12 bzw. rund 
60 %) sowie ein Drittel der Landkreise (acht von 
24 bzw. 33,3 %). Es lässt sich vermuten, dass hier 
auf nachteilige Lebensbedingungen bewusst mit 
erzieherischen Hilfen und Kinderschutzaufgaben 
reagiert wird. Im Hinblick auf den gesellschafts-
politischen und strukturellen Bedeutungszuwachs 
der Kinder- und Jugendhilfe, der auch durch den 
14. Kinder- und Jugendbericht der  Bundesregierung 
bestätigt wurde, ist dies ein positiv zu  bewertender 
Befund. 
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Indexwertvergleich von Lebens-
bedingungen und Handlungsräumen

Ein systematischer Zusammenhang lässt sich 
auch zwischen den Dimensionen Lebensbedingun-
gen und Handlungsräume erkennen. Hier gilt: Je 
besser die Lebensbedingungen ausfallen,  desto 
größer sind die Handlungsräume, die sich den 
Kindern und Jugendlichen bieten. Vor allem die 
Städte Trier, Mainz und Landau sowie die Land-
kreise Alzey-Worms, Mainz-Bingen, Südliche 
Wein straße, Bad Dürkheim und der Rhein-Pfalz-
Kreis bestätigen diese These, indem sie sowohl 
überdurchschnittliche Lebensbedingungen als 
auch Handlungsräume aufweisen (rechter oberer 
Quadrant). Vor allem in der Stadt Mainz stellen 

Allerdings zeigen sich in den Landkreisen zumeist 
unterdurchschnittliche Werte bei den Jugendhilfe- 
und Kinderschutzleistungen. In einem Viertel der 
Landkreise bestätigt sich der zuvor beschriebene 
Zusammenhang: Je besser die Lebensbedingungen 
ausfallen, desto weniger Interventionsleistungen 
sind erforderlich. Dagegen zeigt sich für ein Fünf-
tel aller Landkreise, dass unterdurchschnittliche 
Lebensbedingungen nicht mit mehr Wohlfahrts-
leistungen korrespondieren. 

Abb. 96: Indexwertvergleich: Lebensbedingungen – Handlungsräume

Quelle: Eigene Berechnung
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Indexwertvergleich von Lebensbedin-
gungen und Wohlbefinden von Kindern 
und Jugendlichen

Im Vergleich der Lebensbedingungen mit dem 
WKJ-Gesamtindex zeigt sich schließlich, dass der 
überwiegende Teil der 36 Landkreise und Städte in 
Rheinland-Pfalz entweder überdurchschnittliche 
Lebensbedingungen und einen überdurchschnitt-
lichen Indexwert für kindliches und jugendliches 
Wohlbefinden aufweist (rechter oberer Quadrant) 
oder im Gegenteil unterdurchschnittliche Lebens-
bedingungen und einen unterdurchschnittlichen 
Gesamtindexwert (linker unterer Quadrant). Ei-
nige wenige Städte (Ludwigshafen, Koblenz, Kai-
serslautern und Neustadt an der Weinstraße) ha-
ben jedoch trotz leicht unterdurchschnittlicher 
Lebensbedingungen einen überdurchschnittlichen 
Gesamtindexwert (linker oberer Quadrant). 

Zusammenfassend kann in der Tendenz behaup-
tet werden: Je besser die Lebensbedingungen 
in den Kommunen des Landes Rheinland-Pfalz 
sind, desto höher fällt der Wert im Gesamt-
index Wohlbefinden von Kindern und Jugend-
lichen aus. Dies bedeutet, dass die Lebensbedin-
gungen (demografische und ökonomische 
Fakto ren) das Wohlbefinden von Kindern und 
Jugend lichen wesentlich beeinflussen. Dabei zeigt 
die Darstellung eine große regionale  Spannbreite 
in Rheinland-Pfalz: Genau ein Viertel (9) der 36 
rheinland-pfälzischen Kommunen weist sowohl 
überdurchschnittliche Werte bei den Lebensbe-
dingungen als auch beim WKJ-Gesamtindexwert 
auf (rechter oberer Quadrant). Dies betrifft vor 
allem Landkreise (Mainz-Bingen, Alzey-Worms, 
Südliche Weinstraße, Bad Dürkheim, Rhein-Pfalz-
Kreis, Trier-Saarburg), aber auch drei kreisfreie 
Städte (Mainz, Landau, Speyer). Die insgesamt 
guten Lebensbedingungen der betroffenen Kom-
munen spiegeln sich folglich auch in einem hohen 
Wert im Gesamtindex wider. 

8,3 % der Kommunen weisen dagegen überdurch-
schnittliche Lebensbedingungen auf, aber zugleich 
einen unterdurchschnittlichen Wert beim WKJ-

sich Lebensbedingungen und Handlungsräume 
für junge Menschen deutlich überdurchschnittlich 
dar. 

Für 41,7 % der Kommunen bestätigt sich dieser 
Zusammenhang jedoch in umgekehrter Deutung 
(linker unterer Quadrant). Zehn von 24 Landkrei-
sen sowie fünf der zwölf rheinland-pfälzischen 
Städte verzeichnen sowohl bei der Dimension Le-
bensbedingungen als auch bei den Handlungsräu-
men teils weit unterdurchschnittliche Werte. Die 
betroffenen Kommunen zeigen allerdings hohe 
Werte bei der Dimension Wohlfahrtsleistungen, 
was darauf verweist, dass hier aktiv versucht wird, 
die Bedingungen des Aufwachsens für junge Men-
schen zu verbessern. Allerdings zeigt dieser Be-
fund auch, dass Wohlfahrtsleistungen nachteilige 
Lebensbedingungen nicht vollständig kompensie-
ren können. 

In einigen wenigen Landkreisen (Trier-Saarburg, 
Germersheim, Eifelkreis Bitburg-Prüm, Wester-
waldkreis) liegen trotz überdurchschnittlicher 
 Lebensbedingungen nur unterdurchschnittliche 
Handlungsräume vor (rechter unterer Quadrant). 

Für einige wenige Landkreise und kreisfreie  Städte 
lässt sich der vorgestellte Zusammenhang nicht 
so deutlich wie in den anderen Kommunen be-
stätigen. Insgesamt drei Städte ( Kaiserslautern, 
Koblenz und Neustadt) weisen unterdurch-
schnittliche Lebensbedingungen bei gleichzeitig 
überdurchschnittlichen Handlungsräumen auf. 
Ebenso gilt dies für fünf von 24 Landkreisen (Süd-
westpfalz, Kaiserslautern, Rhein-Hunsrück-Kreis, 
Rhein-Lahn-Kreis, Bernkastel-Wittlich), wobei die 
 Lebensbedingungen hier weniger deutlich über-
durchschnittlich ausfallen als in den benannten 
Städten. Für den Landkreis Kaiserslautern sowie 
die Städte Neustadt, Koblenz und Kaiserslautern 
können die erhöhten Werte bei den Handlungs-
räumen zumindest teilweise mit einem ebenfalls 
überdurchschnittlich hohen Aufwand für Wohl-
fahrtsleistungen erklärt werden – ein Mittel, um in 
den rheinland-pfälzischen Kommunen die Bedin-
gungen des Aufwachsens von jungen Menschen zu 
verbessern. 
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13,9 % (5) der 36 rheinland-pfälzischen Kommu-
nen verzeichnen zwar leicht unterdurchschnittli-
che Werte bei den dort vorherrschenden Lebens -
bedingungen, weisen jedoch auch leicht über-
durchschnittliche Gesamtindexwerte auf (linker 
oberer Quadrant). Dies betrifft ausschließlich 
Städte (Kaiserslautern, Neustadt, Koblenz, Lud-
wigshafen) bis auf den Landkreis Kaiserslautern. 
Vor allem die Stadt Kaiserslautern sticht durch 
deutlich unterdurchschnittliche Werte bei beiden 
Dimensionen heraus. Die betroffenen Landkreise 
und Städte weisen trotz leicht unterdurchschnitt-
licher Lebensbedingungen Gesamtindexwerte auf, 
die leicht über dem rheinland-pfälzischen Durch-
schnitt liegen. Dies lässt sich durch einen eben-
falls hohen Wert im Bereich der Wohlfahrtsleis-
tungen erklären, die zu einer Kompensation von 

Gesamtindex (rechter unterer Quadrant). Dies 
betrifft ausschließlich Landkreise und verdeut-
licht somit die strukturellen Besonderheiten und 
Unterschiede zwischen Städten und Landkreisen. 
Die betroffenen Landkreise verteilen sich geogra-
fisch sehr unterschiedlich über Rheinland-Pfalz. 
Das unterdurchschnittliche Abschneiden dieser 
Landkreise im Hinblick auf den Gesamtindex lässt 
sich – im Gegensatz zu den überdurchschnittlich 
ausgeprägten Lebensbedingungen – durch unter-
durchschnittliche Werte in den Bereichen Wohl-
fahrtsleistungen und Handlungsräume (siehe in 
den folgenden Abb.) erklären, die ebenfalls den 
Gesamtindex beeinflussen. 

Abb. 97: Indexwertvergleich: Lebensbedingungen – Wohlbefinden von Kindern und Jugendlichen

Quelle: Eigene Berechnung
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Indexwertvergleich von Wohlfahrts-
leistungen und Handlungsräumen

Besonders interessant ist der Vergleich der Index-
werte Wohlfahrtsleistungen und  Handlungsräume, 
da dieser Index objektive Voraussetzungen für 
subjektives Wohlbefinden abbilden soll. Die Frage 
ist, ob Wohlfahrtsleistungen geeignet sind,  Teilhabe 
und Entwicklung junger Menschen positiv zu er-
möglichen?

Der Vergleich zeigt deutlich eine Beziehung: Je 
mehr Wohlfahrtsleistungen erbracht werden, 
desto größer sind in den jeweiligen  Kommunen 
die Handlungsräume für junge Menschen. Be-
sonders deutlich zeigt sich dieser  Zusammenhang 
bei 36,1 % der Kommunen (linker unterer Qua-

negativ ausgestalteten Lebensbedingungen füh-
ren können (siehe Abb. 94). 

44,4 % der rheinland-pfälzischen Städte und 
Landkreise weisen sowohl unterdurchschnitt-
liche Lebensbedingungen als auch niedrige WKJ-
Gesamtindexwerte auf (linker unterer Quadrant). 
Dies betrifft die Hälfte aller Landkreise (12), aber 
auch ein Drittel der rheinland-pfälzischen Städte. 
Die Ergebnisse zeigen, dass die betroffenen Ge-
bietskörperschaften noch Entwicklungsbedarf im 
Hinblick auf gute Bedingungen des Aufwachsens 
für Kinder und Jugendliche haben. Dieser Befund 
gibt Hinweise für fachpolitische Schwerpunkt-
legungen, was die Zielsetzung der „Herstellung 
gleichwertiger Lebensverhältnisse“ betrifft. 

Abb. 98: Indexwertvergleich: Wohlfahrtsleistungen – Handlungsräume

Quelle: Eigene Berechnung
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terer Quadrant). Die hier unterdurchschnittlich 
ausfallenden Lebensbedingungen in den betrof-
fenen Kommunen gehen mit einem erhöhten Vo-
lumen an Wohlfahrtsleistungen einher, um nach-
teilige Lebensbedingungen zu  kompensieren. 
Auffällig ist hier erneut die Stadt Pirmasens: 
 Obwohl das Volumen der Wohlfahrtsleistungen 
deutlich über dem Landesdurchschnitt liegt, sind 
die Handlungsräume für junge Menschen in die-
ser Kommune deutlich unterdurchschnittlich aus-
geprägt. Dieser Befund verweist noch einmal auf 
den starken Einfluss der Lebensbedingungen für 
das Wohlbefinden von Kindern und Jugendlichen. 
Obwohl wohlfahrtsstaatliche Leistungen durch-
aus nachteilige Lebensbedingungen kompensieren 
können, können sie nicht jegliche Benachteiligung 
ausgleichen. 

Insgesamt können für den Zusammenhang zwi-
schen Wohlfahrtsleistungen und Handlungs-
räumen strukturelle Unterschiede zwischen den 
rheinland-pfälzischen Städten und Landkreisen 
festgestellt werden. Im Bereich der Wohlfahrts-
leistungen, die die Bedingungen des Aufwachsens 
für junge Menschen verbessern können, haben die 
Landkreise niedrigere Werte als die Städte. 79,2 % 
der untersuchten Landkreise weisen unterdurch-
schnittliche Werte bei der Dimension Wohlfahrts-
leistungen auf. Allein die Landkreise Alzey-Worms 
und Mainz-Bingen setzen sich bei den Handlungs-
räumen deutlich vom Landesdurchschnitt ab. Dies 
kann mitunter auf die positiven Lebensbedingun-
gen – hier vor allem die gute materielle Lage der 
Landkreise – zurückgeführt werden. Die rheinland-
pfälzischen Städte zeigen ein zweigeteiltes Bild. 
Die Hälfte aller Städte erreicht auf beiden Dimen-
sionen überdurchschnittliche Werte. Die Städte 
in Rheinland-Pfalz, für die unterdurchschnittliche 
Wohlfahrtsleistungen festgestellt werden, weisen 
zudem leichte bis teils deutliche Abweichungen 
vom Landesdurchschnitt im Bereich der Hand-
lungsräume auf. 

drant). Dies betrifft die Hälfte aller Landkreise 
(zwölf von 24) und die kreisfreie Stadt Zweibrü-
cken. Die benannten Kommunen weisen unter-
durchschnittliche Werte bei den Dimensionen 
Wohlfahrtsleistungen und Handlungsräume auf. 
Dabei weichen vor allem der Westerwaldkreis 
und der Landkreis Cochem-Zell hinsichtlich der 
Wohlfahrtsleistungen am stärksten vom rhein-
land-pfälzischen Landesdurchschnitt ab. Dagegen 
fallen die Wohlfahrtsleistungen im Landkreis Neu-
wied nicht ganz so deutlich unterdurchschnittlich 
aus, während hier jedoch der Wert bei den Hand-
lungsräumen der niedrigste aller Kommunen ist. 

An dieser Stelle werden jedoch erneut strukturel-
le Unterschiede zwischen den Städten und den 
Landkreisen deutlich. So bestätigt ein Viertel der 
untersuchten Kommunen den genannten Zusam-
menhang in positiver Hinsicht (rechter oberer 
Quadrant). Diese Kommunen erreichen sowohl 
bei den Wohlfahrtsleistungen als auch bei den 
Handlungsräumen überdurchschnittliche  Werte. 
Dies betrifft die Hälfte aller kreisfreien Städte 
(sechs von zwölf) und nur drei Landkreise (Mainz-
Bingen, Südliche Weinstraße, Kaiserslautern). Be-
sonders auffällig sind die Städte Mainz und Trier, 
die insgesamt die höchsten Werte erreichen. 

Knapp ein Fünftel der Landkreise (19,4 %) weist 
trotz unterdurchschnittlicher Wohlfahrtsleistun-
gen erhöhte Werte bei den Handlungsräumen 
auf (linker oberer Quadrant). Allerdings fällt die 
Abweichung hier nicht sehr stark aus. Allein der 
Landkreis Alzey-Worms verzeichnet deutlich über-
durchschnittliche Handlungsräume für junge 
Menschen. Die überdurchschnittlich ausfallenden 
Handlungsräume können an dieser Stelle mit po-
sitiven Werten bei den Lebensbedingungen erklärt 
werden, die ebenfalls mit den Handlungsräumen 
korrelieren.

Für fünf Städte (Ludwigshafen, Worms, Franken-
thal, Speyer, Pirmasens) sowie für zwei  Landkreise 
(Donnersbergkreis, Birkenfeld) konnten überdurch-
schnittliche Wohlfahrtsleistungen bei  gleichzeitig 
unterdurchschnittlichen Handlungsräumen für 
junge Menschen festgestellt werden (rechter un-
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Auch hier zeigt sich eine weitgehende Entspre-
chung: Je größer die Handlungsräume sind, 
desto größer ist auch das  Gesamtwohlbefinden 
von Kindern und Jugendlichen. Für die Städte 
Trier und Mainz ist der Zusammenhang besonders 
stark ausgeprägt: Die Position dieser beiden  Städte 
im Gesamtindex wird vor allem durch die Werte 
bei den Handlungsräumen bestimmt. 

Indexwertvergleich von Handlungs-
räumen und Wohlbefinden von Kindern 
und Jugendlichen 

Abschließend soll durch einen Vergleich der von 
den Kommunen jeweils erreichten Indexwerte 
für Handlungsräume mit dem Gesamtindex für 
Wohlbefinden von Kindern und Jugendlichen die 
Bedeutung der Handlungsräume – also der ob-
jektivierbaren Bedingungen für subjektives Wohl-
befinden – für die Gesamtbewertung untersucht 
werden.

Abb. 99: Indexwertvergleich: Handlungsräume – Wohlbefinden von Kindern und Jugendlichen 

Quelle: Eigene Berechnung
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Im Hinblick auf die Verfügbarkeit von Daten, die 
dem Gesamtindex zugrunde liegen, zeigen sich 
zum Teil noch erhebliche Lücken. Folglich  konnten 
einige relevante Aspekte der Bedingungen des 
Aufwachsens von Kinder und Jugendlichen, die in 
Kapitel 2 und 3 analysiert, und einige Themen-
komplexe, die von den Jugendlichen selbst als 
wichtig für ihr Wohlbefinden formuliert wurden, 
nicht in objektive Daten überführt und in den 
WKJ-Index einbezogen werden. Dennoch konnten 
auf der Basis der von den Jugendlichen im Jugend-
workshop und der Befragung selbst generierten 
Themen, in den einzelnen Dimensionen des WKJ-
Index objektive Bedingungen für Verwirklichungs-
chancen und Handlungsperspektiven der jungen 
Menschen berücksichtigt werden. Die modifizier-
te Zusammensetzung des Gesamtindex WKJ führt 
jedoch im Vergleich zum ersten Kinder- und Ju-
gendbericht zu deutlichen Veränderungen der 
Werte, die die einzelnen Kommunen erreichen. 
Dies ist zu einem großen Teil auf die veränderte 
Zusammensetzung der Indikatoren zurückzufüh-
ren. Der WKJ-Index berücksichtigt im vorliegen-
den Bericht nicht nur die Bedeutung öffentlich 
verantworteter Infrastruktur für ein gutes Auf-
wachsen von Kinder und Jugendlichen, sondern 
greift grundlegende Entwicklungen zu demogra-
fischen Veränderungen und Kinderarmut auf und 
integriert darüber hinaus Selbstauskünfte junger 
Menschen zu ihrem Wohlbefinden und Verwirk-
lichungschancen über objektivierbare Daten. Da-
durch werden vor allem Stadt-/Land-Unterschie-
de sehr viel deutlicher sichtbar. Bereits im ersten 
Kinder- und Jugendbericht kristallisierte sich eine 
regionale Zugehörigkeit als zentrales Kriterium 
für gute oder weniger gute Bedingungen des Auf-
wachsens junger Menschen in Rheinland-Pfalz 
 heraus. Mit Blick auf die öffentlich verantworte-
te Infrastruktur und demografische Entwicklun-
gen wird dieser Befund im vorliegenden Bericht 
bestätigt und verstärkt. Die  regionalen Unter-
scheide zeigen sich vor allem, wenn man die drei 

Im vorliegenden Kapitel wurde das weiterent-
wickelte Indikatorenkonzept „Wohlbefinden von 
Kindern und Jugendlichen“ dargestellt. Im Ver-
gleich zum ersten Kinder- und Jugendbericht 
Rheinland-Pfalz wurden vor allem eine Verschlan-
kung des Indikatorenmodells sowie eine Verbes-
serung der Gleichwertigkeit der Dimensionen 
vorgenommen. Der Grund für die begriffliche 
Weiterentwicklung des Modells zum Index für das 
Wohlbefinden von Kindern und Jugendlichen war 
die Fokussierung des zweiten Berichtes auf das 
Thema Jugend. Zudem wurden die durch den Ju-
gendworkshop und die Jugendbefragung erho-
benen Selbstauskünfte der jungen Menschen in 
Rheinland-Pfalz für die Überarbeitung und Weiter-
entwicklung des Indikatorenmodells genutzt. Auf 
Basis der subjektiven Selbstauskünfte konnten 
für das Indikatorenmodell zentrale Themen ge-
neriert werden, die für das Wohlbefinden der jun-
gen Menschen, nach eigener Auskunft, von großer 
Relevanz sind. Dazu zählen vor allem die soziale 
Lage und Armut, Bildung und hier vorrangig der 
Bildungsort Schule, Migration und Mobilität. Die-
se von den jungen Menschen als bedeutsam ein-
gestuften Themen wurden im Indikatorenmodell 
in messbare Daten übersetzt und fließen als ob-
jektive Anzeiger und Voraussetzungen für das sub-
jektive Wohlbefinden der jungen Menschen in den 
WKJ-Index ein.

Insgesamt wurden von der Berichtskommission 
die Anregungen zur Überarbeitung des Indikatoren-
modells aus dem ersten Kinder- und  Jugendbericht 
durch die beschriebenen Veränderungen  umgesetzt. 
Zudem wird dieses in Anlehnung an den interna-
tionalen Forschungsstand im Bereich Kindheits-
forschung qualitativ weiterentwickelt und stellt so 
ein geeignetes Modell zur regionaldifferenzierten 
Sozialberichterstattung im Hinblick auf das Auf-
wachsen von Kindern und Jugendlichen in Rhein-
land-Pfalz dar. 

5.5  Bedingungen und Lebenschancen für junge Menschen in 
den Regionen von Rheinland-Pfalz
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gewährt. Dies ist im Sinne einer eigenständigen 
Jugendpolitik, die sich bewusst und aktiv für die 
Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse 
und die Ermöglichung von Teilhabechancen ein-
setzt, sehr zu begrüßen. Dies gelingt ebenso in ei-
nigen Landkreisen. Allerdings zeigen die Befunde 
auch Landkreise, in denen soziostrukturelle Belas-
tungen nicht durch entsprechende Wohlfahrts-
leistungen kompensiert werden. 

Bei der Fokussierung der Wohlfahrtsleistungen auf 
Interventionsleistungen zeigt sich ein noch deut-
licherer Zusammenhang mit den Lebensbedingun-
gen: Je besser die Lebensbedingungen  ausfallen, 
desto weniger Interventionsleistungen sind 
erforderlich. Insgesamt zeigen sich strukturelle 
Unterschiede zwischen Städten und Landkreisen, 
wie dies bereits bei den Dimensionen Lebensbe-
dingungen und Wohlfahrtsleistungen der Fall war. 
Alle rheinland-pfälzischen Städte, mit einer Aus-
nahme, weisen überdurchschnittliche Werte bei 
der Dimension Interventionsleistungen auf. Aller-
dings zeigen sich in den Landkreisen meist unter-
durchschnittliche Werte bei den Jugendhilfeleis-
tungen. In einem Viertel der Landkreise bestätigt 
sich der beschriebene Zusammenhang. Dagegen 
zeigt sich für 20 % aller Landkreise der entgegen-
gesetzte Befund. 

Ein systematischer Zusammenhang lässt sich 
auch zwischen den Dimensionen Lebensbedingun-
gen und Handlungsräume erkennen: Je besser die 
Lebensbedingungen ausfallen, desto größer 
sind die Handlungsräume, die sich den Kindern 
und Jugendlichen bieten. Vor allem die Städte 
Trier, Mainz und Landau sowie die Landkreise Al-
zey-Worms, Mainz-Bingen, Südliche Weinstraße, 
Bad Dürkheim und der Rhein-Pfalz-Kreis bestäti-
gen diese These. 

Zudem zeigt sich ein Zusammenhang zwischen 
den Dimensionen Handlungsräume und Wohl-
fahrtsleistungen: Je mehr Wohlfahrtsleistun-
gen erbracht werden, desto größer sind in den 
betreffenden Kommunen die Handlungsräu-
me für junge Menschen. Insgesamt können für 
den Zusammenhang zwischen Wohlfahrtsleis-

Index- Dimensionen Lebensbedingungen, Wohl-
fahrtsleistungen, Handlungsräume und ihr Ver-
hältnis zueinander betrachtet. Insgesamt lässt 
sich hier feststellen, dass alle drei Dimensionen 
die Bedingungen des Aufwachsens von Kindern 
und Jugendlichen in Rheinland-Pfalz deutlich be-
einflussen. 

Setzt man die Werte des WKJ-Gesamtindex ins 
Verhältnis, so zeigt sich ein positiver Zusammen-
hang. Dabei lässt sich grundsätzlich die Aussage 
formulieren: Je besser die Lebensbedingungen 
in den einzelnen Kommunen des Landes Rhein-
land-Pfalz sind, desto höher fällt der Wert im 
Gesamtindex aus. Dabei zeigt die Darstellung 
eine große regionale Spannbreite in Rheinland-
Pfalz. 

Auch bei den Dimensionen Wohlfahrtsleistungen 
und Lebensbedingungen lässt sich ein deutlicher 
Zusammenhang feststellen: Je schlechter die 
Lebensbedingungen sind, desto mehr Wohl-
fahrtsleistungen sind erforderlich, um diese zu 
kompensieren. Wohlfahrtsleistungen tragen da-
bei erkennbar zur Kompensation von schlechten 
Lebensbedingungen bei und eröffnen damit bes-
sere Teilhabechancen und Handlungsräume für 
jungen Menschen (siehe Abb. 98). Gerade im Hin-
blick auf die in Kapitel 2 beschriebenen und auch 
im Indikatorenmodell in der Dimension Lebens-
bedingungen berücksichtigten Bedingungen und 
Auswirkungen des demografischen Wandels heißt 
dies zudem: Je weniger Kinder und Jugendliche es 
zukünftig gibt, desto mehr Investitionen bedarf es 
im Bereich der wohlfahrtsstaatlichen Infrastruk-
turleistungen vor allem in ländlichen Gebieten, 
um allen Kindern und Jugendlichen  gleichwertige 
Teilhabechancen zu ermöglichen. Insgesamt las-
sen sich bei den Ausprägungen der  Dimensionen 
Lebensbedingungen und Wohlfahrtsleistungen 
strukturelle Unterschiede zwischen Städten und 
Landkreisen erkennen. Mit einer Ausnahme wei-
sen alle rheinland-pfälzischen Städte überdurch-
schnittliche Werte bei der Dimension Wohlfahrts-
leistungen auf. In den Städten mit höheren 
soziostrukturellen Belastungen werden dennoch 
überdurchschnittliche viele  Wohlfahrtsleistungen 
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an Wohlfahrtsleistungen einen positiven Ein-
fluss auf mögliche Handlungsspielräume von jun-
gen Menschen haben. Die Lebensbedingungen 
in den einzelnen Kommunen werden, wie in der 
Indikatorenberechnung gezeigt, sowohl von der 
demografischen Entwicklung als auch von öko-
nomischen Faktoren bestimmt. Nachteilige Le-
bensbedingungen können jedoch zumindest teil-
weise von Wohlfahrtsleistungen kompensiert 
werden. Kommunen, die unterdurchschnittliche 
Werte bei den Lebensbedingungen aufweisen, zu-
gleich aber überdurchschnittliche Wohlfahrtsleis-
tungen gewähren, zeigen einen Beitrag zur Her-
stellung gleichwertiger Lebensverhältnisse. Da das 
Ausmaß an Wohlfahrtsleistungen mit den Hand-
lungsräumen und folglich auch mit den Teilhabe-
chancen und Bedingungen des Aufwachsens für 
junge Menschen korreliert, stellen die Angebote 
und Leistungen der Kinder- und Jugendhilfe eine 
Investition in die soziale Infrastruktur für alle Kin-
der und Jugendlichen dar. Indes konnte auch ge-
zeigt werden, dass sich nachteilige Lebensbedin-
gungen – und hier vor allem sozioökonomische 
Benachteiligungen – negativ auf die Handlungs-
spielräume junger Menschen auswirken.

tungen und Handlungsräumen strukturelle Un-
terschiede zwischen den rheinland-pfälzischen 
Städten und Landkreisen festgestellt werden. Im 
Bereich der Wohlfahrtsleistungen, die zur Schaf-
fung von besseren Bedingungen des Aufwachsens 
für junge Menschen dienen, sind die Werte in den 
Landkreisen niedriger als in den Städten. 79,2 % 
der untersuchten Landkreise weisen unterdurch-
schnittliche Werte bei der Dimension Wohlfahrts-
leistungen auf. Allein die Landkreise Alzey-Worms 
und Mainz-Bingen setzen sich bei den Handlungs-
räumen deutlich vom Landesdurchschnitt ab. Dies 
kann mitunter auf die positiven Lebensbedingun-
gen – hier vor allem die gute materielle Lage der 
Landkreise – zurückgeführt werden. Die rhein-
land-pfälzischen Städte zeigen ein zweigeteiltes 
Bild. Die Hälfte aller Städte erreicht bei beiden 
Dimensionen überdurchschnittliche Werte. Die 
Städte in Rheinland-Pfalz mit unterdurchschnitt-
lichen Wohlfahrtsleistungen weisen zudem bei 
den Handlungsräumen leichte bis teils deutliche 
 Abweichungen vom Landesdurchschnitt auf. 

Zusammenfassend bleibt festzuhalten, dass vor 
allem gute Lebensbedingungen und ein Mehr 
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Eine Analyse wissenschaftlicher und öffentlicher 
Meinungsbilder von Jugend in den vergangenen 
60 Jahren in Deutschland zeigt auf, dass der Blick 
auf Jugend als soziales Problem weitgehend domi-
nierte. Jugendgewalt, Jugendkriminalität, jugend-
licher Protest, Jugend und Drogenkonsum, die Ab-
kehr der Jugend von etablierter Politik sowie eine 
negative Beeinflussung der Jugend durch die Me-
dien waren und sind hier wiederkehrende Themen. 
Dieses Ergebnis wurde auch von Hartmut Griese 
in seinem Beitrag auf der Tagung „Jugend als so-
ziales Problem – soziale Probleme der Jugend“118 
bestätigt: „Es ist nicht übertrieben zu konstatie-
ren, dass sich das Jugendbild in den Medien, Poli-
tik und Öffentlichkeit, auch forciert durch wissen-
schaftliche Studien – vor allem zu den klassischen 
Problemthemen wie ‚Kriminalität‘, ‚Gewalt‘, 
‚Rechtsradikalismus‘, ‚Drogenmissbrauch‘, und in 
jüngster Zeit vor allem zu ‚moslemischen Jugend-
lichen‘ – seit 30 Jahren nicht wesentlich verändert 
hat, d. h., es überwiegt nach wie vor ein Negativ-
bild von Jugend bzw. von den Jugendlichen.“ (Grie-
se 2014, S. 24)

118  19./20.03.2012 in Bielefeld.

Der Schwerpunkt des zweiten Kinder- und Jugend-
berichtes liegt auf dem Thema Jugend; das ent-
spricht dem Ziel der Landesregierung, die Jugend-
politik für Rheinland-Pfalz weiter zu profilieren. 
Sowohl in der Politik als auch in der Öffentlichkeit 
hat die Auseinandersetzung mit der Jugend seit je-
her Tradition. Vor diesem Hintergrund sind insbe-
sondere zwei Fragen von Bedeutung: 

(1)  Welche politische und gesellschaftliche 
 Relevanz hat das Thema Jugend, dass es 
immer wieder Gegenstand öffentlicher und 
politischer Debatten ist? 

In der Forschungsliteratur finden sich dazu ver-
schiedene Überlegungen, die jedoch alle in eine 
ähnliche Richtung weisen: Jugend ist für die Ge-
sellschaft einerseits Potenzial für die Zukunft und 
die Grundlage ihrer eigenen Reproduktion, anderer-
seits aber eine potenzielle Bedrohung, da Jugend 
sich von den Erwartungen abweichend und – aus 
Perspektive der Erwachsenengeneration – prob-
lematisch entwickeln kann. Jugend ist somit auch 
als Frühanzeiger für gesellschaftliche Entwicklun-
gen zu sehen: Vieles, was sich zunächst als jugend-
liche Sonderform zeigte und kritisiert wurde, ma-
nifestiert sich nach und nach als gesellschaftliche 
Normalität. 

DRITTER BLICK –  
VERTIEFUNGEN
6  JUGEND ALS THEMA IN POLITISCHEN 

 DEBATTEN DES RHEINLAND- PFÄLZISCHEN 
LANDTAGS 1947 BIS HEUTE
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Hearing „Jugend zwischen Herausforderung 
und Gefährdung“: 
„Die Gesellschaft arbeitet ihre Probleme an der 
Jugend ab.“ (Michael May)

Die Betrachtung von Jugend als sozialem Problem 
ist ein Symptom für ungelöste gesellschaftliche 
Probleme (vgl. Griese 2007, S. 133) sowie projizier-
te Ängste und Wünsche der Erwachsenengenera-
tion. Von der Jugendgeneration wird erwartet, 
dass sie als Speerspitze der Gesellschaft Zukunfts-
vorstellungen der Erwachsenengeneration reali-
siert. Driftet sie zu weit von diesen Erwartungen 
ab, wird Jugend zum Problem erklärt. Es sind also 
vor allem die Erwartungen und Einstellungen der 
Erwachsenen, die bestimmen, ob das, was die Ju-
gend als völlig normal und „cool“ empfindet, als 
problembehaftet und schwierig bezeichnet wird 
(vgl. Griese 2007, S. 137).

(2)  Wie häufig und anhand welcher Themen de-
battierte der rheinland-pfälzische  Landtag 
in den Jahren 1947 bis heute über „Jugend“?

Diese Frage wurde durch eine Auswertung der 
Plenarprotokolle des rheinland-pfälzischen Land-
tags sowie schriftlicher Anfragen und deren Beant-
wortungen bearbeitet, für den Zeitraum von 1947 
bis in die Gegenwart. Um die relevanten  Protokol le 
und Drucksachen herauszufiltern, wurde der Begriff 
„Jugend“ als Suchkriterium verwendet. Ziel war 
es zu erkennen, welche Vorstellung von Jugend 
im politischen Meinungsbild verankert war. In den 
Auswertungen konnte nicht jede  Inhaltsdebatte 
untersucht werden – dies ist dadurch gerecht-
fertigt, dass das Verständnis über die jeweilige Ju-
gend unabhängig von spezifischen Themenberei-
chen betrachtet werden sollte. 

Wie in den öffentlichen Diskursen insgesamt er-
fährt Jugend auch in den politischen Debatten des 
rheinland-pfälzischen Landtags stets eine  doppelte 
Deutung: Jugend als Problem und/oder als gesell-
schaftlicher Zukunftsträger. Diese Blickwinkel 
scheinen untrennbar miteinander verbunden zu 

sein und werden von Generation zu Generation 
tradiert.

Nachfolgendes Schaubild fasst diese Sichtweise 
auf Jugend differenziert nach jugendspezifischen 
Themen über den Zeitraum von 1947 bis heute 
zusammen (vgl. Abb. 100). Diese werden jeweils 
in Bezug gesetzt zu den in der öffentlichen Wahr-
nehmung vorherrschenden Bildern von Jugend. 

Die Grafik verdeutlicht, dass die rheinland-pfälzi-
sche Landespolitik in langer Tradition  überwiegend 
auf jugendliche Problemthemen reagiert: Jugend-
spezifische Themen wurden vorrangig im Landtag 
aufgegriffen, wenn sie zuvor Gegenstand öffent-
licher Berichterstattung waren. Die politische Re-
aktion äußerte sich vor allem in inhaltlichen De-
batten oder in Gesetzesänderungen wie bspw. dem 
Jugendarbeitsschutzgesetz (vgl. Nr. 160 1960, 
S. 112) oder dem Gesetz zum Schutz der Jugend in 
der Öffentlichkeit (vgl. Nr. 281 1961, S. 1623). 

In den 1950er und 60er Jahren lagen die  Welten 
der Jugendlichen und der Erwachsenen weit von-
einander entfernt (vgl. Siegfried 2003, S. 29). 
 Jugendliche distanzierten sich von der Elterngene-
ration und drückten dies in Musik, Kleidung und 
ihrem Habitus aus. In der Öffentlichkeit wurde ihr 
Verhalten kriminalisiert und sie wurden als „Halb-
starke“ bezeichnet. Auch im Landtag von Rhein-
land-Pfalz wurde die „Halbstarkenthematik“ im 
Plenum diskutiert. Dabei grenzte sich die Politik 
jedoch von der öffentlichen Berichterstattung ab, 
wie eine kleine Anfrage der SPD-Fraktion hinsicht-
lich der „Feststellung zur Überwindung bestehen-
der Schwierigkeiten im Leben der Jugend“ ver-
deutlicht: „Es wird sicher niemand leugnen, dass 
es eine Jugendkriminalität gibt, die es zu allen Zei-
ten gegeben hat. Sie ist also weder sensationell, 
noch ist sie ein besonderes Attribut unserer Zeit 
oder Tage“ (vgl. 19. Sitzung 1956, S. 583 ff.). 

In den 60er Jahren näherten sich die Erwachse-
nen der Jugend an, doch die Werte- und Normen-
vorstellungen der verschiedenen Generationen 
 gingen noch immer weit auseinander und sorgten 
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für Konflikte zwischen den Generationen; stellver-
tretend dafür stehen die Proteste der sog. 68er- 
Generation. In den rheinland-pfälzischen Land-
tagsprotokollen liegen die Debattenschwerpunkte 
in den 50er und 60er Jahren auf dem Schutz der 
Jugend vor schädlichen Einflüssen, vor der Aus-
beutung am Arbeitsmarkt sowie einer generellen 
Gefährdung durch Medien. Wie exemplarisch von 
einer CDU-Abgeordneten (Hermans-Hillesheim) 
beschrieben, provoziere das ständige Werben mit-
tels Plakaten den Weg in die Jugendkriminalität. 
Insbesondere das Fernsehen sei ein Problem ers-
ten Ranges geworden: „Die Vorstellungskraft des 
unfertigen Menschen wird durch die immer wieder-
kehrende Darstellung von Grausamkeiten, Gewalt-
taten und Sexualität belastet“ (40. Sitzung 1961, 
S. 1271). 

Die zunehmende Rauschgiftkriminalität unter 
 Jugendlichen in den ausklingenden 60er Jahren 
lenkte den Fokus der öffentlichen Wahrnehmung 
für die folgenden Jahrzehnte auf Probleme der 
 Jugend: Drogen- und Alkoholkonsum, Jugend-
arbeitslosigkeit und Jugendkriminalität waren 
 vorrangige Themen der 70er und 80er Jahre und 
schlugen sich wiederum im politischen Diskurs 
nieder. 

„60.000 bis 65.000 drogenabhängige  Jugendliche, 
über 600 Herointote im vergangenen Jahr, 500 
Kinderselbstmorde und 150.000 Anhänger von 
Jugendsekten“ (20. Sitzung 1980, S. 999), so be-
schrieb der FDP-Abgeordnete Lothar Krall die Situ-
ation der Jugendlichen in den beginnenden 80er 
Jahren. In verschiedenen Debatten und Beschlüs-
sen des rheinland-pfälzischen Landtags versuchte 
man, auf die problematisch bewertete  Entwicklung 
der Jugend zu reagieren. So wurden  beispielsweise 
in den Jahren 1978 und 1979 vom Ministerium 
für Soziales, Gesundheit und Umwelt des Landes 
Rheinland-Pfalz Berichte über die Bekämpfung 
des Drogenmissbrauchs, Präventionsmaßnahmen 
und Ursachen des angestiegenen Drogenkonsums 
veröffentlicht (vgl. ebd.).

In den beginnenden 80er Jahren beschäftigte sich 
der Landtag eher mit der grundsätzlichen Lage der 

Jugend – interessant ist dies, wenn man bedenkt, 
dass alle Parteien mit einer deutlich sinkenden 
Zahl junger Menschen in ihren Reihen  umzugehen 
hatten. Jugendliche wandten sich von der  Politik 
ab; dieses Verhalten wurde als Kritik der jungen 
Menschen an den bestehenden Verhältnissen in-
terpretiert (vgl. Bertram 1987, S. 2). V erschiedene 
Lösungen, mit denen der „Flucht“ der jungen 
Menschen vor der etablierten Politik begegnet 
werden sollte, wurden in der 41. Sitzung am 22. 
Oktober 1981 diskutiert. Alle Parteien wurden 
zum Dialog mit der Jugend aufgefordert,  konkrete 
Strategien zur Umsetzung allerdings nicht ausge-
führt (vgl. 41. Sitzung 1981, S. 2300).  Entscheidend 
für das Bild von Jugend war der Umgang mit ju-
gendlichem Protest- und Fluchtverhalten. 

„Viele Probleme der Gesellschaft treten in der Ju-
gend deutlicher, schärfer hervor. Vieles von dem, 
was die ältere Generation der Jugend kritisch vor-
hält, entpuppt sich bei näherem Hinsehen als 
selbstverständlicher Bestandteil des Lebens eben 
dieser Erwachsenen“ (ebd., S. 2306).

In den 90er Jahren wurden vor allem politische 
Lösungen gesucht, mit denen alten Problemen 
wie steigender Jugendkriminalität oder zunehmen-
dem Rauschgiftkonsum und neuen wie einem ex-
pandierenden Rechtsextremismus unter Jugend-
lichen begegnet werden sollte. So fragte sich der 
GRÜNEN-Abgeordnete Michael Henke: „Wie 
konnte ein Rechtsextremismus entstehen, der aus 
der Mitte der Gesellschaft kommt und Fremden-
feindlichkeit zum alltäglichen Denken macht, das 
vor allem Jugendliche in Taten umsetzten?“ (57. 
Sitzung 1993, S. 4543)

Dass solche Taten verstärkt von Jugendlichen be-
gangen wurden, belegte Kurt Beck (SPD) mit sta-
tistischen Daten: 35 % der Täter seien unter 17 
Jahre, ebenso viele zwischen 18 und 20 Jahre und 
fast 16 % zwischen 21 und 24 Jahre alt (vgl. ebd., 
S. 4532). Hier trat nun ein Aspekt hervor, der be-
reits einleitend beschrieben wurde: Fremdenfeind-
lichkeit war kein ausschließliches Jugendproblem, 
vielmehr durchströmte diese Gesinnung alle Ge-
nerationen. Gegenwirkende Maßnahmen  setzten 
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aber zum Großteil an der Jugend an (vgl. 89. Sit-
zung 2005, S. 5898): An Schulen wurden Pro-
gramme installiert, die der Eindämmung rechts-
extremer und fremdenfeindlicher Stimmung unter 
den Jugendlichen dienen sollten. Mit dem Projekt 
„Balance 2006 – Integration und Toleranz für eine 
friedliche Fußballweltmeisterschaft 2006“ sollten 
insbesondere Kinder und Jugendliche aus Rand-
gruppen angesprochen werden, um den  Nährboden 
für rechtsextremes Gedankengut zu minimieren 
(vgl. ebd., S. 5899). Diese Maßnahmen können 
als Versuch seitens der Politik gedeutet werden, 
die ungelösten gesellschaftlichen Probleme durch 
eine präventive Arbeit mit der Jugend zu verbes-
sern (vgl. ebd.). Allerdings spielt das Jugendalter 
per se eine wichtige Rolle: Das Einstiegsalter in 
die rechte Szene liegt zumeist zwischen zwölf und 
15 Jahren (vgl. Bundeszentrale für politische Bil-
dung o. J., o. S.). Es scheinen also die Jugendlichen 
zu sein, die von der Mitgliederrekrutierung rechts-
extremer Gruppen im besonderen Maße betroffen 
sind – eine Lebensphase, in der der Mensch offen-
bar noch leichter zu beeinflussen und zu beein-
drucken ist. Dass die Gesellschaft ihre Probleme 
ausschließlich an der Jugend abarbeitet, kann im 
Hinblick auf das Beispiel Rechtsextremismus nur 
in Teilen bestätigt werden, wie die Ausführungen 
zum Eintrittsalter in die rechte Szene veranschau-
lichen. Dennoch zeigt sich, „dass zunächst nicht 
hinreichend zwischen jugendspezifischen Erschei-
nungsformen eines gesellschaftlichen Problems 
und dem Problem selbst unterschieden wurde“ 
(Scherr 2014, S. 36).

Die beschriebene Interpretation der „ Abarbeitung“ 
wird in fachlichen Diskussionen vielfach als Erklä-
rung dafür herangezogen, warum eine problem-
basierte Sicht auf die Jugend zumeist über die zu-
kunftsorientierte Förderung der Jugend dominiert 
– eine These, die sich auch aus der tabellarischen 
Auswertung (vgl. Abb. 100) ableiten lässt. Jugend 
wird demnach zum Symbol ungelöster gesellschaft-
licher Probleme.

Mit der Jahrtausendwende wandelt sich die jugend-
politische Strategie des Landes: Zunehmend wer-
den die politischen Debatten geprägt von Diskus-

sionen über Maßnahmen, die Förderung der 
Jugend zu unterstützen. So wurde im Jahr 2004 
eine Enquete-Kommission zum Abbau der Dis-
tanz zwischen Jugend und Politik eingesetzt.  Diese 
schlug verschiedene Maßnahmen der Förderung 
jugendlicher Partizipation und Teilhabe vor (vgl. 
Nr. 3163 2004, S. 3), von denen eine ganze  Reihe 
in den folgenden Jahren zur Umsetzung kam. Bis 
zum Jahr 2007 wurden bspw. zwölf Projekte aus 
den Bereichen außerschulische Bildung,  politisches 
und gesellschaftliches Engagement,  Medienarbeit 
und spezielle Aktionen für Kinder verwirklicht (vgl. 
Nr. 1249 2007a, S. 1 ff.). Ebenso wurden weitere 
Projekte und Ideen zur Förderung der Jugend hin-
sichtlich der Ausbildungs- und Arbeitsmarktsitua-
tion umgesetzt, so etwa die Jugendaktionswoche 
„Neue Chancen: 6000 plus für Jung und Alt“, die  
vom 06. bis 10.02.2006 an verschiedenen  Orten 
in Rheinland-Pfalz stattfand. Auch die  Teilhabe 
junger Menschen am gesellschaftlichen Leben 
steht zunehmend im Fokus: Mit dem Projekt 
“liken, teilen, was bewegen – Jugendforum rlp“ 
wurde ein politisches Beteiligungsforum für  junge 
Menschen initiiert (vgl. Nr. 1423 2012, o. S.). 
 Damit entsprach die Landesregierung auch dem 
Wunsch der Jugend, über die Medien einen ver-
einfachten Zugang zu politischen Informationen 
zu erhalten. Zwar prägten auch problembezogene 
Themen wie z. B. Rauschgiftkonsum („Alkopops“) 
oder Rechtsextremismus die Debatten der 2000er 
Jahre, anders als in den vorangehenden Legislatur-
perioden aber waren die „Zukunftsthemen“ nun 
ähnlich häufig vertreten und für die Probleme, die 
der Landtag diskutierte, wurden konkrete Maß-
nahmen entwickelt. 

Jugend scheint im neuen Jahrtausend noch einmal 
stärker in den Fokus der Politik gerückt zu sein. 
Ihre ganz eigenen Lebenswelten  interessieren und 
werden beachtet. Diese Einschätzung entspricht 
der gegenwärtigen Zielführung der rheinland-
pfälzischen Landespolitik, eine eigenständige Ju-
gendpolitik zu entwickeln. Allerdings sind auch die 
jüngeren politischen Maßnahmen als eine Reak-
tion auf öffentlich debattierte vermeintliche Pro-
bleme der Jugend einzuordnen. Prägendes Thema 
der 2000er Jahre war die vermeintliche Abkehr 
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der Jugend von der etablierten Politik, der die Lan-
despolitik durch die o.g. Enquete-Kommission 
„ Jugend und Politik“ entgegenzuwirken versuchte. 
Es steht zu vermuten, dass die zunehmende Fokus-
sierung auf die Jugend als Zukunftsträger auch 
eine Reaktion auf den prognostizierten demogra-
fischen Wandel ist. Um Folgeproblemen des de-
mografischen Wandels vorzugreifen, bedarf es ei-
ner fundierten und übergreifenden Jugendpolitik. 
Wie der nachfolgende historische Rückblick auf-
zeigt, gibt es dafür bislang kaum historische Vor-
bildmodelle. Ansätze einer aktiveren Jugendpolitik 
sind auf Grundlage der Dokumente in der zehn-
ten, 13. und 14. Wahlperiode zu erkennen. In die-
sen Zeiten war Jugend nicht ausschließlich erst 
dann Gegenstand der Aufmerksamkeit im Land-
tag, wenn sie zuvor durch negative Schlagzeilen 
öffentlich besonders präsent gewesen war. Dies 
verdeutlicht eine Gegenüberstellung der Themen 
im öffentlichen und politischen Kontext. 

Abbildung 101 vergleicht die Anzahl der Plenums-
sitzungen einer Legislaturperiode insgesamt mit 
der Anzahl der Plenumssitzungen, in denen Jugend 
explizit Thema war. 

In Anbetracht der doch recht geringen Präsenz 
 jugendbezogener Diskurse in den  Plenardebatten 
insgesamt ist zu ergänzen, dass Jugendthemen 
primär in schriftlichen Anfragen und deren Beant-
wortungen sowie in den jeweiligen Ausschüssen 
behandelt wurden; diese tauchen in der obigen 
Grafik nicht auf. Im Hinblick auf eine eigenstän-
dige Jugendpolitik bedarf es allerdings einer  neuen, 
verstärkten Aufmerksamkeit für das Thema. Außer 
in der ersten, zehnten, 13. und 14. Wahlperiode 
lassen sich aus rein quantitativer Sicht wenig An-
knüpfungspunkte für eine differenzierte  Sichtweise 
auf Jugend finden. 

Die hohe Präsenz des Themas Jugend in der  ersten 
Wahlperiode ist mit den Folgen des Krieges und 
der Situation der jungen Menschen in der Nach-
kriegszeit zu erklären. Regierungsprogramme und 
Koalitionsverträge geben Hinweise auf die jeweils 
dominierenden Jugendthemen der 13. und 14. Le-
gislaturperiode (für die zehnte Legislaturperiode 

waren entsprechende Dokumente nicht zugäng-
lich): „Wir gehen mit unserer Jugend“ – so  lautete 
das jugendpolitische Ziel einer SPD-geführten 
Landesregierung der 13. Wahlperiode (1996–2001). 
Im Fokus standen u. a. die Förderung der Jugend-
verbände, die Einrichtung öffentlicher Jugend-
treffs in ländlichen Gemeinden sowie die Entwick-
lung von Angeboten der Mädchenarbeit. Auch 
wurde die politische Beteiligung von Kindern und 
Jugendlichen durch die Initiierung von Jugendpar-
lamenten und jugendlichen Beraterinnen und Be-
ratern zielführend unterstützt (vgl. Regierungs-
programm 1996, S. 29 f.). Im Koalitionsvertrag der 
14. Wahlperiode (2001–2006) liegt der Schwer-
punkt im Bereich Kinder, Jugend und Familie in 
besonderem Maße auf dem Aktionsprogramm 
„Kinderfreundliches Rheinland-Pfalz“ und den zu 
entwickelnden Maßnahmen, v. a. der Weiterent-
wicklung der Kindertagesbetreuung (vgl. Koali-
tionsvertrag SPD/FDP 2001, S. 32 f.). Jugendpolitik 
konzentrierte sich in bisher ungekanntem Maße 
auf die Beteiligung von Kindern und Jugendlichen 
an der Gesellschaft und in der Politik. Diese Stra-
tegie ging einher mit der bereits genannten Ein-
setzung einer Enquete-Kommission „Jugend und 
Politik“. Der Fokus lag ferner auf der Stärkung der 
Kinder- und Jugendarbeit sowie der Jugendver-
bandsarbeit. 

Dass die exemplarisch dargestellten Legislatur-
perioden eine höhere Anzahl jugendthematischer 
Diskurse im Plenum aufweisen, ist u. a. mit den 
genannten jugendpolitischen Zielformulierungen 
zu erklären. Ergänzend dazu waren aber auch ju-
gendliche Problemthemen wie Rauschgiftkonsum 
und die zunehmende Jugendarbeitslosigkeit in der 
13. und 14. Wahlperiode ausschlaggebend für die 
besondere politische Aufmerksamkeit.

In Anlehnung an eine Kritik des 2014  erschienenen 
Buches von Roger Willemsen, „Das Hohe Haus“, 
in dem der Autor ein Jahr im deutschen Bundestag 
beschreibt, kann eine zusammenführende  These 
eingeleitet werden: Der Bundestag funktioniert 
vor allem in der Arbeit der Ausschüsse. Plenums-
debatten sind vor allem eine Bühne der Reprä-
sentation, aber keine Bühne der „symbolische(n) 
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 Manifestation der Volkssouveränität“, so  folgert 
der Rezensent aus Willemsens Darstellung (Schmidt 
2014, S. 53). Dies lässt sich auf die rheinland-pfäl-
zischen Landtagsdebatten übertragen. Jugend-
themen wurden im Plenum des Landtags primär 
oberflächlich besprochen. Parteispezifische Posi-
tionen und Einschätzungen standen im Vorder-
grund, thematisch fundierte Diskussionen mit 
anschließender Beschlussfassung erfolgten zum 
Großteil in den Ausschüssen. Doch sollte der 
Landtag nicht genau das leisten: eine Interessens-
repräsentation der Bürger in Rheinland-Pfalz und 
somit auch der Jugend des Landes? Will er dieser 
Anforderung entsprechen, so muss auch ein Kinder- 
und Jugendbericht des Landes im Plenum vorge-
stellt und diskutiert werden. 

Die historisch angelegte Betrachtung des  Themas 
„Jugend“ in politischen Debatten des Landes 
Rheinland-Pfalz führt folgende Befunde zusammen:

 ■ Rheinland-pfälzische Landespolitik legt ihren 
Fokus im historischen Rückblick primär auf 
Randgruppen junger Menschen. Wird dadurch 
das Bild der Jugend verzerrt?

 ■ Die jugendpolitischen Debatten des rheinland-
pfälzischen Landtags sind über lange Jahre vor 
allem reaktiv und weniger aktiv ausgerichtet.

 ■ Seit Beginn des 21. Jahrhunderts orientiert sich 
die jugendpolitische Zielführung des Landes 
Rheinland-Pfalz zunehmend an der Förderung 
und Partizipation der Jugendgeneration.
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Gerade in der Jugendphase kommt der Freizeit 
eine besonders hohe Bedeutung zu. Sie gestaltet 
sich als Eigenzeit (Zeit für sich selbst), als Sozial-
zeit (Zeit mit anderen), als Bildungszeit (außer-
halb der Schule) und als Bewegungszeit (z. B. Mo-
bilität, Sport). Als weitere zentrale Funktion von 
Freizeit gilt die Emanzipation und Selbstbestim-
mung (vgl. Freericks 2010, S. 23). Die Ausgestal-
tung und das Erleben von Freizeit sind dabei zu-
tiefst von sozialen, ökonomischen und politischen 
Strukturen einer jeweiligen Gesellschaft abhängig 
(vgl. Lange 2013, S. 101). Autonomie bei der Aus-
wahl der Angebote und Vielfalt der (Freizeit-)Ge-
staltungsmöglichkeiten sind dabei zwei Begriffe, 
mit denen die Tendenzen der jugendlichen Freizeit 
beschrieben werden können. 

Neben zahlreichen kommerziellen Anbietern bil-
det die außerschulische Kinder- und Jugendar-

beit eine Institution, die für Heranwachsende eine 
Vielzahl von Freizeit angeboten bereithält, die die-
se aktiv mitgestalten können. 

In diesem Bericht wird die subjektive Sichtweise 
der Jugendlichen auf Jugendarbeit und deren Stel-
lenwert innerhalb der vielfältigen Angebotsland-
schaft von Freizeitmöglichkeiten in Rheinland-
Pfalz thematisiert. 

Weitere Schwerpunkte sind die Aktivitäten und 
das Engagement Jugendlicher, die Orte und Plätze, 
die sie in ihrer Freizeit auf suchen, sowie die Zu-
friedenheit mit dem jugendspezifischen Freizeit- 
und Kulturangebot an ihrem Wohnort. Grundlage 
der Aussagen in diesem Kapi tel sind die Selbstaus-
künfte junger Menschen in Rheinland-Pfalz, die 
in einer Fragebogenstudie erhoben wurden (siehe 
ausführlich Kap. 4). 

7   FREIZEIT, JUGENDARBEIT UND WOHN-
ORTNAHE KULTURANGEBOTE AUS DER 
SICHT VON JUGENDLICHEN IN RHEIN-
LAND-PFALZ
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7.1  Zeitliche Dispositionsspielräume junger Menschen in 
Rheinland-Pfalz

In diesem Kapitel stehen die Freizeit und die Zeit-
spielräume der jungen Menschen im Vorder-
grund. Bei Freizeit geht es dabei „um mehr als 
Zeitvertreib, nämlich um die Bearbeitung von 
Entwicklungsaufgaben und den Erwerb jener 
Kompetenzen, die in einer pluralisierten und indi-
vidualisierten Gesellschaft insgesamt erforderlich 
sind“ (Fromme 2005, S. 139).

Der Begriff Freizeit meint auf der einen Seite die 
tatsächlich freie und nicht verplante Zeit, auf der 
anderen Seite die organisierte und durch feste Ter-
mine strukturierte Freizeit. Auf die Frage „Wie viel 
nicht verplante Freizeit hast Du zur Verfügung – 
an einem normalen Wochentag, an einem norma-
len Samstag und an einem normalen Sonntag?“ 
antworteten die jungen Menschen in folgender 
Weise: 

Tabelle 40: Nicht verplante freie Zeit junger Menschen, Angaben in %

frei verfügbare Zeit normaler Wochentag normaler Samstag normaler Sonntag

weniger als 2 Stunden 23,3 6,9 4,7

2 bis 4 Stunden 53,0 20,5 15,3

mehr als 4 Stunden 23,6 72,5 80,0

Gesamt 100 (2.127) 100 (2.131) 100 (2.130)

Quelle: Jugendbefragung Rheinland-Pfalz 2013 

 ■ Gut die Hälfte der befragten Mädchen und 
Jungen hat wochentags zwischen zwei und vier 
Stunden Zeit zur freien Verfügung, 

 ■ ein Viertel hat weniger als zwei Stunden und 

 ■ ein weiteres Viertel hat mehr als vier Stunden 
Zeit zur freien Verfügung.

 ■ Am Wochenende sehen die zeitlichen Dispo-
sitionsspielräume der Jugendlichen komplett 
anders aus, sie haben erheblich mehr freie Zeit 
als an den Schultagen. Die große Mehrheit hat 
mehr als vier Stunden Freizeit. Dennoch gibt es 
einen nicht unerheblichen Anteil an Mädchen 
und Jungen, die auch am Wochenende verplant 
sind (am Sonntag immerhin ein Fünftel der 
Befragten). 

Wird in der Auswertung nach Migrationshinter-
grund unterschieden, so zeigt sich hinsichtlich der 
Wochentage eine systematische Differenz in die 

Richtung, dass Jugendliche mit Migrationshinter-
grund an den Werktagen mehr freie,  unverplante 
Zeit zur Verfügung haben als solche ohne Mig-
rationshintergrund. Bei dieser Zuordnung ist an 
die in der Hinführung erläuterte Vorsicht bei der 
Verwendung dieser Kategorie zu erinnern (vgl. 
S. 58 f.).

In dem ambivalenten Spannungsfeld der Thema-
tisierung und De-Thematisierung bewegen sich 
die folgenden Analysen und Beschreibungen zur 
Freizeitsituation Jugendlicher, die sich sozial (Gen-
der, Migrationshintergrund, Bildungsniveau) und 
ökonomisch stark differenziert. Studien zeigen, 
dass der Umgang mit der frei verfügbaren Zeit in 
Abhängigkeit vom sozio-ökonomischen Status der 
Familie variiert (z. B. Fromme 2005; Thole 2000) 
und zwar dergestalt, dass Kinder aus sozial höher 
gestellten bzw. bildungsnäheren Familien mehr 
feste Termine in der Woche haben als Kinder aus 
sozial schwächeren, bildungsferneren Familien.
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Wird der sozio-ökonomische Status der Familie 
über den Bildungsabschluss des Vaters operatio-
nalisiert, so zeigt sich an den Wochenenden hin-
sichtlich des Umfangs der freien verfügbaren Zeit 
der Jugendlichen kein merklicher Unterschied. 
 Allerdings existiert für die Zeitspielräume an Schul-
tagen ein höchst signifikanter Zusammenhang: Je 
höher das Bildungsniveau des Vaters, desto weni-
ger freie Zeit steht Jugendlichen zur Verfügung.Wie 
sich in den Daten zeigt, haben die Väter von Ju-
gendlichen mit Migrationshintergrund signifikant 
niedrigere Bildungsabschlüsse als die Väter der 
Mehrheitsgesellschaft, sodass dies als Erklärung 
für den höheren Anteil an freier, unverplanter Zeit 
bei den Jugendlichen mit Migrations hinter grund 
herangezogen werden kann. Auf der anderen Sei-
te spielen in Familien mit Migrationshintergrund 
die Freizeitunternehmungen der Jugendlichen mit 
der Familie eine erheblich größere Rolle als bei Ju-
gendlichen ohne Migrationshintergrund.

Darüber hinaus stellt sich bei dieser Thematik ein 
höchst signifikanter Geschlechterunterschied he-

raus: Mädchen haben systematisch weniger frei 
verfügbare Zeit als Jungen. In der Literatur wird 
als Erklärung die stärkere Mitarbeit der  Mädchen 
im Haushalt (Hausarbeit, Betreuung kleinerer Ge-
schwister) herangezogen. In den Daten zeigt sich 
ferner, dass die Töchter, stärker als die Söhne, in 
Unternehmungen der Familie miteinbezogen wer-
den, was ebenfalls Zeit in Anspruch nimmt. 

Zudem erhalten weibliche Schüler deutlich mehr 
Nachhilfeunterricht als männliche (siehe Kap. 
4.3), sodass der Faktor „Lernen/‚Büffeln’/Enga-
gement für die Schule und gute Noten“ außer-
halb der Schulzeit bei ihnen eine größere Rolle 
spielt. Die Bildungszeit in der Freizeit nimmt bei 
Mädchen mehr Raum ein als bei Jungen und führt 
dazu, dass sie weniger Eigenzeit zur Verfügung ha-
ben. Die Daten belegen, dass Mädchen deutlich 
weniger Zeit für Hobbys und Lieblingsbeschäfti-
gungen haben als Jungen (vgl. Kap. 4.3). Dieser 
Befund dürfte auch für die Jugendarbeit von Inter-
esse sein und spricht für eine geschlechterspezifi-
sche und -sensible Ausrichtung der Jugendarbeit. 

Tabelle 41: Freie Zeit in Abhängigkeit vom Geschlecht, Angaben in %

freie Zeit in Abhängikeit vom 
Geschlecht

Gesamt weiblich männlich

weniger als 2 Stunden  23,4  27,5 19,7

2 bis 4 Stunden  53,0  55,7 50,4

mehr als 4 Stunden  23,6  16,8 29,9

Gesamt  100 (2.107)  100 (1.014) 100 (1.093)

Quelle: Jugendbefragung Rheinland-Pfalz 2013

Tabelle 42: Freie Zeit in Abhängigkeit vom Schultyp, Angaben in %

Ich habe zur Verfügung Realschule plus Gymnasium BBS

weniger als 2 Stunden  14,6  29,2  23,3

2 bis 4 Stunden  51,2  56,5  48,0

mehr als 4 Stunden  34,2  14,3  28,7

Gesamt  100 (713)  100 (1.011)  100 (369)

Quelle: Jugendbefragung Rheinland-Pfalz 2013
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Auch beim jeweils besuchten Schultyp sprechen 
die Daten eine sehr deutliche Sprache: Das Ant-
wortverhalten der Gymnasiastinnen und Gymna-
siasten deutet darauf hin, dass sie im Vergleich zu 
den beiden anderen Schülergruppen am wenigsten 
Zeit zur freien Disposition haben (vgl. Tabelle 42). 
Demgegenüber zeigen die Angaben der Jugendli-
chen mit Migrationshintergrund, dass sie – subjek-
tiv empfunden – mehr Freizeit als Jugendliche ohne 

Migrationshintergrund haben, was womöglich auch 
durch den besuchten Schultyp zu erklären ist. Wie 
durch viele Studien bekannt ist, besuchen Jugend-
liche mit Migrationshintergrund deutlich seltener 
das Gymnasium und systematisch häufiger die Re-
alschule plus und die Berufsbildenden Schulen als 
Jugendliche ohne Migrationshintergrund. Dies zeigt 
sich in der Frage bogenstudie ebenfalls sehr deutlich 
(vgl. Tabelle 43). 

Tabelle 43: Besuchte Schulform in Abhängigkeit vom Migrationshintergrund, Angaben in %

Schulform
Jugendliche ohne  

Migrationshintergrund

Jugendliche, von denen
ein Elternteil aus dem

Ausland stammt

Jugendliche, von denen
beide Eltern aus dem

Ausland stammen

Realschule plus  31,3  33,8  49,2

Gymnasium  52,9  47,1  25,7

BBS  15,8  19,0  25,1

Gesamt  100 (1.551)  100 (263)  100 (307)

Quelle: Jugendbefragung Rheinland-Pfalz 2013
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7.2  Freizeitaktivitäten Jugendlicher und der Stellenwert der 
Jugendarbeit 

Die Antworten auf die Frage „Was machst Du am 
häufigsten in Deiner Freizeit?“ ergeben folgende 

Rangfolge der hauptsächlichen Freizeitaktivitäten 
junger Menschen: 

Tabelle 44: Freizeitaktivitäten nach ihrer Häufigkeit, Mehrfachnennungen möglich, Angaben in %

Freizeitaktivität Angaben in %
Jugendliche ohne 

 Migrationshintergrund
Jugendliche mit 

 Migrationshintergrund

Musik hören  85,7  84,5  89,2

WhatsApp, twittern  84,1  84,4  83,2

im Internet surfen  83,4  82,1  87,1

sich mit Leuten treffen  82,0  82,3  81,4

fernsehen  71,6  70,7  74,0

Videos/DVDs schauen  60,0  58,4  64,1

nichts tun, rumhängen  59,6  60,7  56,9

im Verein trainieren  58,5  62,5  47,4

Playstation, Nintendo, Computerspiele  55,9  55,3  57,7

shoppen  51,3  49,5  56,3

etwas mit der Familie unternehmen  47,2  44,5  54,2

Disco, Partys, Feten  43,4  44,3  40,8

radfahren, skaten, kicken  38,5  38,2  39,4

telefonieren  32,6  29,4  41,1

Bücher lesen  32,2  32,2  32,4

Musik machen  26,3  27,0  24,6

Zeitschriften, Magazine lesen  24,3  24,0  25,1

etwas Kreatives, Künstlerisches machen  19,6  18,4  22,8

in die Kneipe gehen  17,4  19,1  12,7

Jugendfreizeittreff/ Jugendzentrum  8,7  8,9  8,2

bei Projekt, Initiative, im Verein engagieren  8,0  8,8  6,1

Jugendverbandsarbeit  5,9  7,0  2,8

einem Blog beitreten  5,1  4,8  5,9

stricken, häkeln  4,0  4,4  2,8

ins Theater gehen  3,1  2,5  4,9

Briefe schreiben  2,6  2,5  2,8

Quelle: Jugendbefragung Rheinland-Pfalz 2013
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Musik, Medien und Gleichaltrige spielen in den 
Lebens- und Freizeitwelten Jugendlicher eine al-
les überragende Rolle: Sie hören Musik, sie chat-
ten und kommunizieren, sie surfen im Internet, 
schauen Filme, machen Spiele etc. Das Treffen 
mit Freunden ist für die meisten Jugendlichen je-
doch genauso wichtig, d. h., dass der „reale“ Aus-
tausch, persönliche Begegnungen und Aktivitäten 
mit Gleichaltrigen für junge Menschen einen sehr 
hohen Stellenwert haben. Aber auch „relaxen und 
nichts tun“ sowie „im Verein trainieren“ gehört für 
die Jugendlichen zu den wichtigsten Freizeitbe-
schäftigungen. Die in Rheinland-Pfalz  erhobenen 
Daten decken sich weitgehend mit denen der 
Shell Jugendstudie 2010. Auch dort sind „sich mit 
Leuten treffen“ und „im Internet surfen“ an erster 
Stelle der Freizeitaktivitäten genannt; „Musik  hören“ 
folgt an dritter Stelle.119 

In einer Studie zur Freizeit Jugendlicher in und um 
Hamburg wurden 3.800 Schülerinnen und  Schüler 
der Sekundarstufen I und II befragt. 79,7 %  gaben 
an, dass sie aktiv Sport treiben (im Ranking auf 
Platz 3, nach Musikhören 88,6 % und Freunde 
treffen 87,9 %). Harring (2011) kommt zu dem 
Schluss, dass Musik hören die wichtigste Beschäf-
tigung junger Menschen in ihrer freien Zeit dar-
stellt, gefolgt vom Treffen mit Freunden und akti-
vem Sporttreiben. 

119  Die in der Landjugendstudie 2010 angegebenen Freizeitaktivi-
täten unterscheiden sich in der Rangfolge von den hier vorliegenden 
Daten und denen der Shell Jugendstudie insofern, als dort an erster 
Stelle Disko, Partys und Feten stehen (Stein 2013, S. 115), sich mit 
Leuten treffen an zweiter Stelle und im Internet surfen an vierter 
Stelle. Fernsehen wurde dort als dritthäufigste Freizeitbeschäftigung 
angegeben.

Sehr deutlich wird in den erhobenen Daten  jedoch 
auch, dass die Jugendarbeit im klassischen  Sinne,  
d. h. im engen Begriffsverständnis, im Ranking der 
Freizeitaktivitäten eine eher nachgeordnete Posi-
tion einnimmt. In ein Jugendzentrum zu gehen, 
sich in einem Jugendverband, einem Verein oder 
einem Projekt zu engagieren, rangiert zwar noch 
vor Aktivitäten wie „ins Theater gehen“, „einem 
Blog beitreten“, „Briefe schreiben“ oder „hand-
arbeiten“, scheint aber für einen Großteil der Ju-
gendlichen nicht sehr attraktiv zu sein. 

In der Befragung gaben 8,7 % der Schülerinnen 
und Schüler an, einen Jugendfreizeittreff bzw. ein 
Jugendzentrum zu besuchen. Verglichen mit der 
niedersächsischen Landjugendstudie 2010 (Stein 
2013) ist das ein relativ hoher Wert, denn dort 
sind dies lediglich 2,3 %, in der Shell Jugendstudie 
5 %. Im Hinblick auf den Besuch eines Jugendzen-
trums oder eines Jugendhauses zeigt sich in den 
Daten der rheinland-pfälzischen Jugendlichen kein 
nennenswerter Unterschied zwischen  Jugendlichen 
mit und ohne Migrationshintergrund.

Ein Engagement im Jugendverband (z. B. Jugend-
feuerwehr, Jugendrotkreuz) trifft auf 5,9 % der be-
fragten rheinland-pfälzischen Jugendlichen zu und 
wird in allen drei Schülergruppen (Realschule plus, 
BBS, Gymnasium) in gleicher Weise ausgeübt. 
Junge Menschen mit Migrationshintergrund ge-
ben allerdings nur zu 2,8 % an, in einem Jugend-
verband aktiv zu sein, bei den Jugendlichen der 
Mehrheitsgesellschaft sind es 7,0 %. Ähnlich wie 
bei den Sportvereinen zeigt sich, dass eine kultu-
relle Vielfalt im Jugendverband aufgrund des Fern-
bleibens der Jugendlichen mit Migrationshinter-
grund kaum gegeben ist. 
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7.3  Orte, Räume und Freizeitangebote in der Wahrnehmung 
junger Menschen in Rheinland-Pfalz 

Auf die Frage „Welche Orte, Freizeit- und Kultur-
angebote für Jugendliche in Deiner Umgebung 
nutzt Du?“ konnten die Mädchen und Jungen auf 
einer Skala von eins (nie) bis fünf (regelmäßig) 
antworten. An erster Stelle steht der Sportverein 
mit einem Mittelwert von 3,43, gefolgt von Ein-
kaufszentrum (AM = 3,28), Kino und Schwimm-
bad (AM = 3,16), Bushaltestelle (AM = 3,07), 
McDonald‘s (AM = 3,02), schließlich von Bahn-
hof (AM = 2,43) und Sportveranstaltungen 
(AM = 2,35).

Tabelle 45: Nutzung von Orten der Freizeit-
gestaltung (Mittelwert)

Freizeitgestaltung Mittelwert

Sportverein  3,43

Einkaufszentrum  3,28

Kino  3,16

Schwimmbad  3,15

Bushaltestelle  3,07

McDonald‘s  3,02

Bahnhof  2,43

Sportveranstaltungen  2,35

Freizeitpark  2,27

Festivals  2,21

Fitnessstudio  2,17

Eishalle  2,00

Grillhütte  1,99

Club  1,98

Kegel-/Bowlingbahn  1,96

Kneipe  1,91

Spielplatz  1,65

Bücherei  1,63

Billard, Dart  1,57

Musikschule  1,53

Jugendhaus  1,49

Veranstaltungen in der Stadthalle  1,40

Theater  1,32

Spielhalle  1,29

Internetcafé  1,16

Quelle: Jugendbefragung Rheinland-Pfalz 2013

Der Sportverein steht für Jugendliche in diesem 
Ranking an erster Stelle. 49 % der Jugendlichen in 
Rheinland-Pfalz gehen regelmäßig in einen Sport-
verein, nimmt man die jungen Menschen hinzu, 
die häufig und gelegentlich Sport treiben, kann 
von über 60 % gesprochen werden. Dieses Er-
gebnis verglichen mit der Inanspruchnahme eines 
 Jugendzentrums, bei denen die jungen Leute mit 
88 % angegeben haben, dass sie nie hingehen, 
wirft die Frage auf, was ausgerechnet den Sport-
verein im Vergleich zu anderen Freizeitaktivitäten 
so attraktiv macht. 

Eine Frage, die sich auf die Schnelle nicht beant-
worten lässt. Zwar haben einige Studien, u. a. die  
Shell Studie oder die im „European Journal of 
Sport Science“ erschienenen Ergebnisse, deutlich 
machen können, dass Sport im Jugendalter auf-
grund unterschiedlicher Aspekte eine enorme Be-
deutung aufweist, jedoch ist keine der Forschun-
gen der Frage nachgegangen, was für Jugendliche 
selbst eine derartige Anziehungskraft ausmacht. 

Nachgewiesen ist, dass Sport das Selbstwertge-
fühl steigert. Der Zusammenhang wird hier über 
die Leistungsfähigkeit und die selbst eingeschätz-
te Fitness hergestellt. Diese positive Einschätzung 
bezüglich der Selbstwahrnehmung zeigt sich un-
abhängig vom sozialen Status der Jugendlichen. 
Dabei geht es den Jugendlichen primär um das 

Austesten eigener Grenzen, das Erfahren eigener 
Kräfte und Leistungsfähigkeit, weniger um Risiko-
vermeidung (Gesundheit). 
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Sport bietet auch einen Rahmen für die Ästheti-
sierung der Lebensweise sowie die Geschmacks-
bildung und er bietet die Möglichkeit, sich sozial 
und kulturell zu positionieren. „Dem Sport wird 
insgesamt eine maßgebliche  Bildungswirksamkeit 
zugesprochen, die zunächst die unmittelbar körper-
bezogenen Kompetenzen (Körpererfahrung, 
 -ästhetik, -ausdruck), aber auch nicht unmittelbar 
sportbezogene Kompetenzen im sozialen, politi-
schen und kognitiven Bereich einschließt (Team-
fähigkeit, Selbstvertrauen, Selbstorganisation, 
Verantwortungsfähigkeit).“ (BMFSFJ 2005, S. 376)

Eine Studie von 2012 hat Jugendliche in Gruppen-
diskussionen und Einzelinterviews dazu befragt, 
was sie in einem Sportverein zu lernen glauben. 
„Am häufigsten nennen die Heranwachsenden 
dabei soziale Kompetenzen, wie z. B. Teamfähig-
keit, Rücksichtnahme, Kompromissbereitschaft, 
Durchsetzungsvermögen oder Zuverlässigkeit. (...) 
Gemeinschaftliches Handeln (z. B. Organisation 
von Aktivitäten), Übernahme von Verantwortung 
(z. B. Ausübung von Positionen und Ämtern) so-
wie Interaktion mit dem Trainer (z. B. Anerkennen 
der Autorität des Trainers; Identifikation mit dem 
Trainer als Vorbild; Trainer als Ansprechpartner 
und Bezugsperson). (...) Daneben nennen die Her-
anwachsenden personale Kompetenzen, wie Be-
lastbarkeit, Konzentrationsfähigkeit oder Selbst-
vertrauen, und sachbezogene Kompetenzen in 
kognitiven, organisatorischen und s portbezogenen 
Feldern, z. B. das Wissen über Bewegungstechni ken, 
Organisationskompetenz oder sporttaktisches 
Denken und Handeln.“ (Neuber 2012, S. 286 ff.). 

Das Angenehme an einem Sportverein scheint 
zu sein, dass all dieses gesellschaftlich notwendi-
ge Lernen nebenher passiert und nicht im Mittel-
punkt steht. Sport stellt eine Gelegenheitsstruk-
tur dar, die von Jugendlichen gern ergriffen wird, 
da in ihr ein besonderes Wir-Gefühl erlebt und die 
eigene Identität erprobt werden kann. Jedenfalls 
brauchen die von den Jugendlichen selbst erfah-
renen Gefühle des Selbsterlebens und der Bewe-
gungslust nicht mit den von der Gesellschaft und 
den Sportverbänden zugeschriebenen und in An-
spruch genommenen „wertvollen“ Funktionen für 

Bildung und Gesundheit übereinzustimmen. Die 
Perspektiven sind verschieden. 

Blickt man auf die Funktionen der Freizeit, so bil-
det die Bewegungszeit eine wichtige  Dimension 
der freien Zeit ebenso wie die Sozialzeit: Beide 
 Bedürfnisse können im Sportverein befriedigt wer-
den. Zudem ist die Jugendphase eine  Lebensphase, 
in der der Körper und körperliche Fitness einen 
neuen Stellenwert einnehmen. 

Dieses Ergebnis deutet an, wie wichtig die Jugend-
arbeit im Sport aus der Sicht der Jugendlichen ist. 
Sportvereine sind damit wichtige „player“ im Be-
reich der Kinder- und Jugendarbeit und der Befund 
spricht für die Verwendung eines offenen Begriffs 
von Jugendarbeit. Wird eine Engführung des Be-
griffs Kinder- und Jugendarbeit auf das vorgenom-
men, was in Jugendzentren, -häusern oder -ver-
bänden veranstaltet wird, würde ein Großteil der 
tatsächlich stattfindenden Jugendarbeit nicht in 
den Fokus gelangen. Auch Schwimmbäder sind für 
die jungen Menschen zentrale Orte, an denen sie 
ihre Freizeit verbringen, weshalb sich Gemeinden 
gut überlegen sollten, ob sie ihre  Schwimmbäder 
schließen und damit das dem Land bereits be-
scheinigte „Freizeit- und Angebotsloch“ (Jugend-
workshop „Jugend – was GEHT?!“ 2013) noch 
vergrößern. Wichtige Räume und Aneignungs-
möglichkeiten würden Jugendlichen damit ge-
nommen.

Interessant an dieser Übersicht ist weiterhin, dass 
öffentliche Räume von Jugendlichen in ihrer Frei-
zeit genutzt werden, wie etwa Einkaufszentren, 
Bahnhöfe und Bushaltestellen, die auf den ersten 
Blick wenig mit Freizeit- oder Jugendkultur zu tun 
haben. Gemäß dem Konzept der Raumaneignung 
steht es zu vermuten, dass diese Räume auch und 
gerade deshalb attraktiv für Jugendliche sind, weil 
sie nicht pädagogisch aufgeladen oder kontrolliert 
sind und auch nicht von Erwachsenen für Jugend-
liche organisiert werden (pädagogisch verdünnte 
Zonen). 

Die Nutzung eines Jugendhauses steht in der 
Rangfolge an sechstletzter Stelle. Drei Viertel der 
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Jugendlichen haben angegeben, nie in ein Jugend-
haus zu gehen, während ein Viertel oft bis regel-
mäßig ein Jugendzentrum besucht. Dieser Befund 
kann aber durchaus mit der Frage zusammenhän-
gen, ob es in einem für die Jugendlichen erreich-
baren Radius überhaupt ein Jugendhaus gibt. Der 
Besuch eines Jugendzentrums wurde genauer er-
fasst mit folgender Frage: „Wie oft gehst Du in ein 
Jugendzentrum?“ 13,5 % der männlichen Jugend-
lichen gehen mehr oder weniger regelmäßig in ein 
Jugendzentrum, während dies von den weiblichen 
Jugendlichen nur 8,5 % tun. Diese Geschlechter-
differenz ist höchst signifikant und entspricht 
Tholes Einschätzung, dass es vor allem die männ-
lichen Jugendlichen sind, die Jugendzentren besu-

chen und Angebote der Kinder- und Jugendarbeit 
in Anspruch nehmen (Thole 2000, S. 187). 

Nach Thole (2000) gibt es die Adressatinnen und 
Adressaten von Jugendarbeit nicht: „Sicherlich be-
suchen auch heute noch vornehmlich ‚margina li-
sierte’, handlungs- und körperorientierte, ‚bildungs-
ferne’ Kinder und Jugendliche auf ihrer ‚Suche 
nach Gemeinsamkeit’ Jugendfreizeiteinrichtungen 
und Jugendzentren. Viele BesucherInnen von ‚klas-
sischen’ Jugendzentren und Jugendclubs gehören 
unwidersprochen zu den Verlierern der gegenwär-
tigen Modernisierungsprozesse. Sie spüren und er-
fahren die gesellschaftlichen Freisetzungsprozesse 
(…)“ (ebd., S. 187).

Tabelle 46: Besuch eines Jugendzentrums in Abhängigkeit vom Geschlecht, Angaben in %

Besuch eines Jugend-
freizeittreffs/-zentrums

Gesamt Mädchen Jungen

nie  88,9  91,5  86,5

1 x die Woche  7,3  5,8  8,6

2 x die Woche  2,4  2,2  2,7

3 bis 4 x die Woche  0,9  0,2  1,6

5 x die Woche und mehr  0,5  0,3  0,7

Gesamt  100 (2.110)  100 (1.016)  100 (1.094)

Quelle: Jugendbefragung Rheinland-Pfalz 2013

Weiterhin zeigt die Datenanalyse, dass es eher 
die Schülerinnen und Schüler der Realschule plus 
sind, die in ein Jugendzentrum gehen, als die 
Schülerschaft des Gymnasiums (signifikant auf 
dem 5-%-Niveau), was Tholes Einschätzung noch 
untermauert. 

Darüber hinaus wurden die Mädchen und  Jungen 
nach den Gründen gefragt, warum sie nicht in ein  
Jugendzentrum gehen. 40,8 % der Jugendlichen 
geben an, nicht in ein Jugendzentrum zu gehen, 
weil es keines gibt. Dies ist die zweithäufigste 
Antwort. Interessant in diesem Zusammenhang 
ist, dass überdurchschnittlich viele Gymnasiastin-
nen und Gymnasiasten dies angeben (47,2 %), 

bei den Realschülerinnen und -schülern aber nur 
33 % (BBS: 37,8 %). Dies kann als Hinweis darauf 
gelesen werden, dass sich die Subjekte aktiv ihre 
Lebenswelt konstruieren und die Umwelt selektiv 
wahrnehmen. Der wichtigste Grund für das Fern-
bleiben vom Jugendtreff ist jedoch mangelndes 
Interesse: 56 % der Mädchen und Jungen sagen, 
dass es dort nichts gibt, was sie interessiert, wäh-
rend 47,5 % angeben, dass sie viele andere Inter-
essen haben. Ein Viertel der Befragten wird durch 
die „Leute, die dort hingehen“, abgeschreckt. Hier 
dokumentiert sich auf der einen Seite die Interes-
senvielfalt der Jugendlichen, auf der anderen  Seite 
aber auch eine mangelnde Attraktivität von Jugend-
arbeit im engeren Sinne. 
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Tabelle 47: Gründe, warum Jugendliche nicht 
in ein Jugendzentrum gehen, Mehrfachantwor-
ten möglich, Angaben in %

Warum gehst Du nicht in ein 
Jugendzentrum?

Angaben in %

Es gibt dort nichts, was mich interessiert  56,2

Ich habe viele andere Interessen  47,5

Es gibt keines  40,8

Wegen der Leute, die dort hingehen  26,5

Ich weiß nicht, was in einem Jugend-
zentrum abgeht

 22,9

Weil ich befürchte, dort blöd angemacht 
zu werden

 10,3

mangelnde Verkehrsanbindung  9,7

ungünstige Öffnungszeiten  9,2

Angst vor Drogen  7,4

Rauchverbot  5,6

Angst vor bestimmten Cliquen  5,4

zu strenge Hausordnung  4,4

Eltern verbieten es  1,2

Religion und Tradition verbieten es  1,1

Quelle: Jugendbefragung Rheinland-Pfalz 2013

Gruppiert man die Standorte nach dem CWB- 
Index des ersten Kinder- und Jugendberichtes, so 
zeigt eine tiefgreifende Analyse einen höchst sig-
nifikanten Zusammenhang zwischen dem Besuch 
eines Jugendzentrums und dem Standort. Über 
dem Durchschnitt liegen die Städte Trier und Kob-
lenz sowie die Landkreise Ahrweiler und der Wes-
terwaldkreis. Die Gruppe A (Landkreise Mainz-Bin-
gen und Eifelkreis Bitburg-Prüm) und die Gruppe E 
(nur Städte: Worms und Pirmasens) liegen unter-
halb des Durchschnitts.120 Wichtig an dieser Stelle 

120  Die höher aggregierte Variable Stadt-Land, die sich aus der 
Variable „Standorte“ zusammensetzt, zeigt keinen Zusammenhang 
zwischen der Nutzung eines Jugendfreizeitzentrums und  Stadt-Land 
an. Dies ist ein weiteres Indiz für die Bedeutung der regional differen-
zierenden Betrachtung im Rahmen einer Sozialberichterstattung im  
Allgemeinen und einer Kinder- und Jugendberichterstattung im Be - 
sonderen. Die regionalen Besonderheiten und Varianzen der klein-
räumigen Einheiten gehen durch die Aggregierung der Daten verloren.

ist der allgemeine Hinweis, dass es sich hier nicht 
um kausale Zusammenhänge handelt, denn die 
Vielfalt der Bedingungen, die zu diesem Ergebnis 
führen, ist nicht erfasst.

Vergleicht man diesen Befund mit dem neuen 
 Index für das Wohlbefinden von Kindern und Ju-
gendlichen (WKJ), der viel stärker jugendspezifi-
sche Indikatoren in das Modell einbezogen hat als 
der Child-Well-being-Index (CWI), so wird deut-
lich, dass z. B. der Eifelkreis Bitburg-Prüm von 
Gruppe A des Gesamtindex CWB in Gruppe C des 
neuen Gesamtindex WKJ gewandert ist. 

Eine umgekehrte Bewegung hat Koblenz vollzo-
gen: Im CWI gehörte Koblenz zur Gruppe D und 
ist nun im Gesamtindex für das Wohlbefinden 
von Kindern und Jugendlichen Gruppe B zugeord-
net. Der Westerwaldkreis hat sich – durch die ver-
stärkte Hinzunahme jugendspezifischer Kenngrö-
ßen in den Index – von Gruppe B nach Gruppe E 
„verschlechtert“. Die Stadt Trier, nach dem CWI in 
Gruppe C, gehört nun zur Gruppe A und liegt mit 
der Stadt Mainz auf den obersten Plätzen in die-
ser Gruppe. Worms hat sich durch die Hinzunah-
me der jugendbezogenen Indikatoren von Gruppe 
E nach Gruppe C bewegt. 

Knapp 10 % der Befragten sagen, dass es an der 
mangelnden Verkehrsanbindung liegt, warum 
sie nicht in ein Jugendzentrum gehen, wobei dies 
häufiger von Mädchen als Grund angegeben wird. 
Im Eifelkreis Bitburg-Prüm und in Pirmasens wird 
dieser Grund ebenfalls überdurchschnittlich häufig 
angegeben. Jugendliche aus Worms, Pirmasens, 
Landau und Mainz-Bingen antworten überdurch-
schnittlich häufig, dass sie viele andere Interessen 
haben und deshalb nicht in ein Jugendzentrum ge-
hen.
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Tabelle 48: Besuch eines Jugendzentrums nach den Gruppen des Child-Well-being-Index des 
 ersten Kinder- und Jugendberichtes, Angaben in %

Besuch eines
Jugendfreizeit- 
treffs/
-zentrums

Gruppe A
LK Mainz- Bingen/
LK Bitburg-Prüm

Gruppe B
LK Westerwald/

Landau

Gruppe C
LK Kaiserslau- 

tern/Trier

Gruppe D
LK Ahrweiler/ 

Koblenz

Gruppe E
Worms/ Pirma-

sens

Ja  4,4  10,1  9,5  12,2  6,5

Quelle: Jugendbefragung Rheinland-Pfalz 2013

Die Frage „Was macht für Dich einen Jugendtreff 
interessant?“ ergibt, dass das Treffen von  netten 
Leuten für die Jugendlichen mit Abstand der wich-
tigste Grund ist, in einen Jugendtreff zu gehen 
(soziale Dimension/Gemeinschaft). Danach fol-
gen „abhängen, nichts tun, chillen“, was in der 
Rangordnung der jugendlichen Freizeitaktivitäten 
ebenfalls einen vorderen Platz einnimmt (Dimen-
sion: Entspannung, Relaxen). 

Tabelle 49: Gründe, einen Jugendtreff zu 
 besuchen, Mehrfachantworten möglich, 
 Angaben in %

Was macht für Dich einen Jugendtreff 
interessant?

Angaben in %

nette Leute treffen  84,2

abhängen, nichts tun, chillen  58,7

auf Freizeiten fahren  39,7

tanzen, Disco  39,7

spielen  31,7

Projekte planen und durchführen  25,6

Musik machen  24,4

Hilfe, Unterstützung bekommen  16,2

Quelle: Jugendbefragung Rheinland-Pfalz 2013

Darüber hinaus wurden die Jugendlichen gefragt, 
ob in ihrem Wohnort genügend Räumlichkeiten 
zum Treffen zur Verfügung stehen: 

 ■ 14,7 % sagen, dass es überhaupt keine Jugend-
räume gibt; 

 ■ 23,9 % sagen, dass es nicht genügend Räume 
zum Treffen gibt. 

 ■ Nahezu 40 % der Jugendlichen verneinen somit 
diese Frage.

 ■ Dagegen ist ein Drittel mit den Räumlichkeiten 
für Jugendliche zufrieden,

 ■ während 28 % die Frage mit „weiß nicht“ be-
antworten. 

Die Frage, ob ein Mädchen genauso viel in der 
Umgebung unternehmen kann wie ein Junge, be-
jahen 93 %, während 7 % dies verneinen. In der 
offenen Antwortmöglichkeit heißt es: „Die Jungs 
haben Fußballplätze und Skateboardplätze und 
die Mädchen haben nix“, „Viele Vereine für Jungen, 
fast keine für Mädchen“, „Es gibt mehr  Angebote 
für Jungen“, „Es gibt überhaupt keine Angebote 
für Mädchen“, „Eltern erlauben weniger“ oder „Bei 
uns im Dorf kann man nichts machen!“ 

Ein Drittel der befragten Jugendlichen langweilt 
sich schon mal in der Freizeit, zwei Drittel selten 
oder gar nicht. Die Langeweile wird dabei stark 
durch den Wohnort bestimmt: Jugendliche in der 
Stadt empfinden signifikant seltener Langeweile 
als ihre Altersgenossen auf dem Land. 

Aber auch das Geschlecht spielt eine Rolle: Mäd-
chen langweilen sich häufiger in ihrer Freizeit als 
Jungen, was möglicherweise mit der obigen Frage 
(ob ein Mädchen genauso viel unternehmen kann 
wie ein Junge) und den teilweise sehr deutlich for-
mulierten Antworten zusammenhängt. 



262

Überraschend ist der Befund, dass junge  Menschen 
mit Migrationshintergrund deutlich häufiger an-
gaben, sich in ihrer Freizeit zu langweilen, als Ju-
gendliche ohne Migrationshintergrund. An  dieser 
Stelle ist anzumerken, dass zwischen „relaxen, 
chillen, rumhängen, nix tun“ und „sich  langweilen“ 
ein Unterschied existiert. „Chillen, rumhängen“ 
impliziert eine bewusste, selbstbestimmte Ent-
scheidung, in der Freizeit „abzuhängen“ und nichts 
zu tun. Sich zu langweilen, Langeweile zu haben 
ist deutlich negativer konnotiert und wirkt von 
 außen aufgezwungen (z. B. weil es keine Angebo-
te gibt oder nichts los ist), aber nicht selbst ge-
wählt. Insofern sollten diesen beiden Items deut-
lich voneinander getrennt betrachtet werden (z. B. 
Tab. 44). 

Schaut man sich stellvertretend für die Freizeit-
aktivitäten die Befunde zum Trainieren im Sport-
verein an, zeigen sich sehr deutliche Differenzen 
zwischen den Jugendlichen. Dieser Indikator wird 
ausgewählt, weil sich bei diesem die größten sig-
nifikanten Unterschiede in der Freizeitgestaltung 
zwischen Jugendlichen mit und ohne Migrations-
hintergrund zeigen. Über die Hälfte der Jugend-
lichen ohne Migrationshintergrund trainiert regel-
mäßig im Verein, während dies nur knapp 38 % 
der Jugendlichen mit Migrationshintergrund tun. 
Vor diesem Hintergrund erscheint die Frage nach 
der interkulturellen Öffnung der Vereine berech-
tigt. Was tun Vereine, und hier insbesondere die 
Sportvereine, aktiv für diese Öffnung und für die 
Integration von Jugendlichen mit Migrationshin-
tergrund? 

Tabelle 50: Training im Sportverein in Abhängigkeit vom Migrationshintergrund, Angaben in %

Training im Sportverein
Eltern beide in
Deutschland 

geboren

ein Elternteil im 
Ausland aufge-

wachsen

Eltern beide im
Ausland aufge- 

wachsen
Gesamt

nie  23,0  30,0  41,5  26,5

selten  9,3  7,7  12,4  9,5

gelegentlich  7,8  8,5  8,8  8,0

häufiger  6,5  8,5  7,2  6,9

regelmäßig  53,5  45,4  30,1  49,1

Gesamt  100 (1.545)  100 (260)  100 (306)  100 (2.112)

Quelle: Jugendbefragung Rheinland-Pfalz 2013

Tabelle 51: Besuch eines Sportvereins in Abhängigkeit vom Geschlecht, Angaben in %

Besuch eines Sportvereins Gesamt Jungen Mädchen

nie  26,4  24,3  28,6

selten  9,6  9,0  10,4

gelegentlich  7,9  8,2  7,7

häufiger  6,9  6,0  7,8

regelmäßig  49,2  52,6  45,5

Gesamt  100 (2.116)  100 (1.103)  100 (1.013)

Quelle: Jugendbefragung Rheinland-Pfalz 2013
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Das Freizeitangebot Sportverein ist das von allen 
(hier abgefragten) Orten und Kultur- und Freizeit-
angeboten das am häufigsten genutzte. Die Hälf-
te der befragten Jugendlichen gibt an, regelmä-
ßig im Sportverein zu trainieren. Ein Viertel gehört 
keinem Sportverein an. Auch überraschend viele 
Mädchen trainieren regelmäßig im Sportverein. 

Vor allen Dingen sind es die Schülerinnen und 
Schüler des Gymnasiums, die überdurchschnitt-
lich häufig im Verein Sport machen, am seltensten 

die Schülerinnen und Schüler der Berufsbilden-
den Schule. Die Jugendzeit ist ganz offensichtlich 
eine Lebensphase, in der, neben dem Treffen mit 
Freunden und der Nutzung von Medien, sehr viel 
Sport getrieben wird und körperliche Betätigung 
eine große Rolle spielt. Dieser Befund wird durch 
viele andere Jugendstudien untermauert (z. B. Vo-
gelgesang 2001; Shell Jugendstudie 2010; Harring 
2011). Freizeit wird von vielen Jugendlichen auch 
als Bewegungszeit genutzt.

Tabelle 52: Besuch eines Sportvereins in Abhängigkeit vom Schultyp, Angaben in %

Besuch eines Sportvereins Realschule plus Gymnasium BBS

nie  32,5  16,6  42,0

selten  10,7  7,9  12,2

gelegentlich  8,6  6,9  9,4

häufiger  6,1  6,3  9,4

regelmäßig  42,1  62,4  27,1

Gesamt  100 (720)  100 (1.018)  100 (362)

Quelle: Jugendbefragung Rheinland-Pfalz 2013

7.4 Jugendliches Engagement in der Freizeit

Die Jugendlichen wurden gefragt, wofür sie sich 
in ihrer Freizeit engagieren. Sie konnten auf einer 
Skala von 1 (nie) bis 5 (sehr oft) antworten. Am 
häufigsten setzen sich die Mädchen und Jungen 
demnach für hilfsbedürftige ältere Menschen ein 
(MW = 2.01), an zweiter Stelle folgen die Interes-
sen Gleichaltriger (MW = 1,89), danach der Ein-
satz für Umwelt- und Tierschutz (MW = 1,84). An 
vierter Stelle rangiert erneut das Engagement für 
die Gleichaltrigen, diesmal für eine sinnvolle Frei-
zeitgestaltung Jugendlicher. Insgesamt wird aber 
deutlich, dass, zumindest wenn der Mittelwert fo-
kussiert wird, das Engagement der befragten Ju-
gendlichen nicht sehr stark ausgeprägt ist. Ein 
Mittelwert von 2 bedeutet selten.

Wird das Engagement näher betrachtet, zeigen 
sich einige systematische Geschlechterunter-
schiede (T-Test für Geschlecht): Mädchen enga-
gieren sich stärker für den Umwelt- und Tier-
schutz, für hilfsbedürftige ältere, arme und sozial 
 schwache Menschen oder auch für Menschen in 
armen Län dern, während sich Jungen signifikant 
 häufiger „für soziale oder politische Veränderun-
gen in Deutschland“ und „die Pflege deutscher 
Kultur und Tradition“ engagieren und tendenziell 
auch für die Sicherheit und Ordnung am Wohnort 
 (Feuerwehr, Deutsches Rotes Kreuz etc.).
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Tabelle 53: Engagement in der Freizeit in Abhängigkeit vom Geschlecht

Ich setze mich in meiner Freizeit für folgende Dinge ein:
Gesamt-

Mittelwert
weiblich männlich

für hilfsbedürftige ältere Menschen  2,01  2,11  1,94

für die Interessen von Jugendlichen  1,89  1,91  1,87

für den Umwelt- und Tierschutz  1,84  1,96  1,74

für eine sinnvolle Freizeitgestaltung Jugendlicher  1,82  1,84  1,81

für ein besseres Zusammenleben mit Ausländerinnen  
und Ausländern

 1,77  1,80  1,75

für die Sicherheit und Ordnung an 
meinem Wohnort

 1,75  1,73  1,78

für Menschen in den armen Ländern  1,73  1,83  1,64

für arme, sozial schwache Menschen  1,72  1,80  1,65

für ein besseres Zusammenleben in meinem Wohnort  1,69  1,68  1,70

für die Pflege deutscher Kultur und Tradition  1,67  1,56  1,77

für die Verbesserung der Situation von Behinderten  1,61  1,66  1,56

für soziale/politische Veränderungen in Deutschland  1,51  1,44  1,58

1 = nie; 5 = sehr oft Quelle: Jugendbefragung Rheinland-Pfalz 2013

Um das Engagement der Jugendlichen in ihrer 
Freizeit noch genauer zu erheben, wurde ihnen 

folgende Frage vorgelegt: „Welche der folgenden 
Dinge treffen auf Dich zu?“ 

Tabelle 54: Engagement und spezifische Freizeitaktivitäten von Jugendlichen,  
Mehrfachantworten möglich, Angaben in %

Welche der folgenden Dinge treffen auf Dich zu: Ich bin aktiv … Gesamt weiblich männlich

in einem Verein (Sport-, Musik- oder Kulturverein)  67,8  66,0  69,5

allein, durch meine persönliche Aktivität  37,7  38,8  36,9

in einer Gruppe, Funktion oder einem Amt an der Schule  26,2  27,1  25,5

in der Kirchengemeinde, einer kirchlichen Gruppe  23,0  26,7  19,5

in einem Projekt, einer selbst organisierten Gruppe oder einem Netzwerk  20,4  21,6  19,4

in einer Jugendorganisation (z. B. Sport-jugend, Jugendrotkreuz)  9,5  8,0  10,7

im Rettungsdienst, bei der Freiwilligen Feuerwehr  7,1  4,9  9,3

bei Greenpeace, Amnesty International, einer anderen Hilfsorganisation  4,0  4,0  3,8

bei den Pfadfindern  3,0  2,7  3,2

im Jugendring  2,5  1,9  2,9

in einer Partei/im Jugendparlament  2,3  2,2  2,4

in einer Bürgerinitiative, im Bürgerverein  2,2  1,8  2,6

in einer Gewerkschaft  1,5  1,0  2,0

Quelle: Jugendbefragung Rheinland-Pfalz 2013
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Mit weitem Abstand rangiert in diesem Überblick 
wiederum der Verein ganz vorn – analog zur Frage 
nach den Orten und Räumen der Freizeitgestal-
tung: Zwei Drittel aller befragten rheinland-pfälzi-
schen Jugendlichen sind in einem Verein aktiv, was 
erneut die in den Vereinen getätigte Jugendarbeit 
in ihrer Bedeutung unterstreicht und auch für ein 
offenes Verständnis von Kinder- und Jugendarbeit 
wirbt. Ein weiteres Drittel sagt, dass sie persönlich 
aktiv sind, aber dies nicht in einem Verein oder 
 einer Gruppe, sondern für sich selbst. Ein  Viertel 
der jungen Menschen engagiert sich durch die 
Ausübung eines Amtes oder einer Funktion an der 
Schule. Nahezu ein Viertel der Jugendlichen geht 
Aktivitäten in der Kirchengemeinde oder einer 
kirchlichen Gruppe nach. Ein weiteres Fünftel en-
gagiert sich in einer Gruppe oder einem Netzwerk. 
Nicht ganz 10 % der Jugendlichen sind in  einer Ju-

gendorganisation aktiv, bei den Pfadfindern sind 
3 % und im Jugendring 2,5 %. Hier findet sich das 
Engagement der Befragten in der Jugendarbeit im 
engeren Sinne.

Im Hinblick auf systematische Geschlechterunter-
schiede ist festzustellen, dass Mädchen häufiger in 
der Kirchengemeinde aktiv sind, Jungen dagegen 
häufiger im Rettungsdienst, bei der Freiwilligen 
Feuerwehr oder in einer Organisation wie dem Ju-
gendrotkreuz oder der Sportjugend. 

Insgesamt bestätigt sich beim jugendlichen En-
gagement die Pluralismusthese, dass das Engage-
ment vielfältig ist; zugleich zeigt sich jedoch auch 
die überragende Bedeutung von Vereinen für die 
Freizeitgestaltung Jugendlicher in Rheinland-Pfalz. 

7.5  Zufriedenheit mit den jugendspezifischen Angeboten 
am Wohnort 

Auf dem Fragebogen sollte auch erfasst werden, 
wie junge Menschen das Freizeit- und Kulturan-
gebot an ihrem Wohnort bewerten. Das Ergebnis 
ist dabei mehr als ernüchternd: Drei Viertel der an 
der Studie teilnehmenden Jugendlichen sind mit 
ihrem Wohnort bezüglich der jugendspezifischen 
Freizeitangebote nicht zufrieden, und insbesonde-
re Mädchen sind unzufrieden. 

Die Jugendlichen, unabhängig von Geschlecht und 
Herkunft, schätzen das Freizeit- und Kulturan-
gebot am Wohnort auffallend negativ ein: 56 % 
stellen ihrem Sozialraum diesbezüglich ein (sehr) 
schlechtes Zeugnis aus. Ein gutes Viertel bewertet 
das Angebot am Wohnort lediglich als mittelmä-
ßig und knapp ein Fünftel mit gut bis sehr gut.

Aus der Perspektive der Jugendlichen ist hier ein 
großer Handlungsbedarf abzuleiten. Da insbeson-
dere Mädchen hier deutlich unzufriedener sind als 
Jungen, müsste auf einen Ausbau mädchenspezi-
fischer Angebote und Freizeitmöglichkeiten ge-

achtet werden. Dieser Befund erhärtet erneut die 
Bedeutung einer geschlechtersensiblen und ge-
schlechterdifferenzierenden Perspektive nicht nur 
in der Forschung, sondern auch in der Jugendpolitik, 
der Jugendkulturpolitik und in der Jugendarbeit.

Tabelle 55: Einschätzung des jugendspezifi-
schen Freizeit- und Kulturangebots am Wohn-
ort, Angaben in %

Freizeit- und Kultur- 
angebot am Wohnort

Gesamt Mädchen Jungen

sehr schlecht  29,8  33,5  26,4

schlecht  26,4  26,4  26,4

teils, teils  25,4  24,9  26,0

gut  12,1  10,3  13,8

sehr gut  6,2  5,0  7,3

Gesamt
100 

(2.103)
100 

(1.010)
100 

(1.093)

Quelle: Jugendbefragung Rheinland-Pfalz 2013



266

Differenziert man die Einschätzungen der Jugend-
lichen im Hinblick auf die Qualität der Angebote 
an ihrem Wohnort nach dem jeweiligen Standort 
der Jugendlichen, so zeigen sich höchst signifikan-
te Gruppenunterschiede:

 ■ Die kreisfreien Städte schneiden in der Bewer-
tung der Jugendlichen systematisch besser ab 
als die Landkreise.

 ■ Die Städte Worms und Koblenz erhalten die 
höchsten Zufriedenheitswerte (Worms: Mittel-
wert 2,76 und Koblenz: 2,73). 

 ■ Der Landkreis Mainz-Bingen mit einem AM von 
2,5 erzielt von den Landkreisen die höchsten 
Zufriedenheitswerte und steht an dritter Stelle 
aller in die Befragung einbezogenen Standorte. 

 ■ Der Eifelkreis Bitburg-Prüm bekommt von den 
jungen Menschen die schlechteste Bewertung 
(MW 2,10), gefolgt vom Landkreis Ahrweiler 
(MW 2,18) und dem Westerwaldkreis (MW 
2,27). 

 ■ Insgesamt zeigt sich auf der Basis der Selbst-
auskünfte ein erheblich differenzierteres Bild, 
als es vom Gesamtindex Child Well-being, 
der im ersten Kinder- und Jugendbericht für 
Rheinland-Pfalz entwickelt wurde (2010), her 
hätte erwartet werden können: Die Landkreise 
Mainz-Bingen und Bitburg-Prüm gehörten bei-
de zur Gruppe A des CWB-Index. Doch für den 
Eifelkreis zeigt sich beim jugendspezifischen 
Freizeit- und Kulturangebot ein völlig anderes 
Bild, denn dieser wird durch die Jugendlichen 
am schlechtesten bewertet. Mainz-Bingen er-
reicht unter den Landkreisen die höchste Zu-

stimmung, wird aber von den Städten Koblenz 
und Worms überflügelt, die beide hinsichtlich 
des CWB-Index nicht besonders gut abge-
schnitten hatten: Worms gehörte zur Gruppe E. 
Die Stadt Koblenz, die von den Jugendlichen als 
verhältnismäßig gut eingeschätzt wird, ge-
hörte im ersten Kinder- und Jugendbericht zur 
Gruppe D des CWB-Index. Die Unterschiede 
zwischen dem CWB-Index im ersten Kinder- 
und Jugendbericht und den Bewertungen der 
Freizeitsituation durch die Jugendlichen lassen 
sich unschwer dadurch erklären, dass der Index 
eine komplexe Größe ist, in die besonders auch 
spezifische Dimensionen der kindlichen Lebens-
welt eingeflossen sind, während hier nur die 
eine Dimension der jugendlichen Freizeitbewer-
tungen betrachtet wird.

Tabelle 56: Zufriedenheit der Jugendlichen 
mit dem Freizeit- und Kulturangebot an ihrem 
Wohnort

Wohnort Mittelwert

Worms  2,76

Koblenz  2,73

Mainz-Bingen  2,50

Landau  2,44

Trier  2,36

Pirmasens  2,35

Kaiserslautern (LK)  2,29

Westerwald  2,27

Ahrweiler  2,18

Bitburg-Prüm  2,10

Gesamtsumme  2,39

Angabe Mittelwert: 1 = sehr schlecht; 5 = sehr gut 
Quelle: Jugendbefragung Rheinland-Pfalz 2013
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Tabelle 57: Einschätzung des Freizeit- und Kulturangebots in Abhängigkeit von Stadt/Land,  
Angaben in %

Freizeit- und Kulturangebot  
am Wohnort für junge Leute

Land Stadt gesamt

sehr schlecht  32,9  25,4  29,7

schlecht  27,4  25,0  26,4

teils, teils  24,2  27,4  25,6

gut  10,2  14,7  12,1

sehr gut  5,3  7,4  6,2

Gesamt  100 (1.217)  100 (904)  100 (2.121)

Quelle: Jugendbefragung Rheinland-Pfalz 2013 

Analysiert man die Bewertung des Freizeitange-
bots am Wohnort unter der dichotomen Perspek-
tive Stadt/Land, so zeigt sich ein nicht überra-
schender, aber höchst signifikanter Zusammen-
hang in folgende Richtung: Jugendliche, die in der 
Stadt wohnen, beurteilen ihren Wohnort und des-
sen Kulturangebot systematisch positiver als Ju-
gendliche aus ländlichen Gemeinden. Letztere 
sind überdurchschnittlich unzufrieden mit dem 
jugendspezifischen Angebot ihres Wohnortes.

Auch dieser Befund untermauert die Ergebnisse 
des neuen Gesamtindex für das Wohlbefinden von 
Kindern und Jugendlichen in Rheinland-Pfalz: In 
Gruppe A des Index sind nun – mit einer Ausnah-
me: dem Landkreis Mainz-Bingen – ausschließlich 
Städte vertreten (Mainz, Trier, Landau, Speyer und 
Kaiserslautern). Umgekehrt sieht es in Gruppe E 

aus: Hier sind außer Pirmasens und Zweibrücken 
ausschließlich Landkreise vertreten (Vulkaneifel, 
Westerwaldkreis, Neuwied, Altenkirchen, Kusel, 
Ahrweiler und Cochem-Zell).

Insgesamt ist zu konstatieren, dass die Jugend-
lichen in ihren Selbstauskünften ihrem Lebens-
umfeld im Hinblick auf das jugendspezifische 
Freizeit- und Kulturangebot keine guten Noten 
ausstellen. Insbesondere die (weiblichen) Jugend-
lichen auf dem Land sind unzufrieden, was auf ei-
nen klaren Handlungsauftrag an die J ugendpolitik 
verweist. Die Infrastruktur für junge Menschen 
zu verbessern, Gelegenheiten und Räume bereit-
zustellen, die sich Jugendliche aneignen können, 
ist aus der Sicht der jungen Menschen eine klare 
Maßgabe an die Politik. 
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Geht es nach den Jugendlichen, müsste sich das 
Motto „We don‘t love to entertain you“  möglichst 
rasch in eine „Angebotsoase“ wandeln. Dabei 
haben die jungen Menschen nicht bloß „ Party 
machen“ im Sinn, sondern fordern eine „freie 
Entfaltung der Persönlichkeit“. Die wenigen exis-
tierenden Veranstaltungen sind zu teuer, nicht al-
tersgerecht, zu weit weg, oder die Jugendlichen 
müssen miterleben, wie einer der wenigen Jugend-
räume geschlossen wird. 

7.6 Angebotsoasen statt We don’t love to entertain you!

Die Darstellung der qualitativen Ergebnisse zum 
Thema Freizeit und Angebote für Jugendliche be-
ruht auf den Zukunftswerkstätten.121 In der  Kritik- 
und Fantasiephase der Zukunftswerkstätten ent-
standen in allen drei Gruppen Präsentationen zur 
Kategorie Freizeit. Zusammengefasst sprechen 
die jungen Menschen hier von einem „Angebots-
loch“ oder sehen sich „gefangen in den eigenen 
vier Wänden“.

 

Abb. 102: „Angebotsoase“

121 Bei der Abstimmung zur Auswahl der Gruppendiskussionsthemen 
erhielt dieses Thema nicht genug Stimmen, es wurde also in den 
Kleingruppen nicht weiter behandelt.

Schaut man sich das Bild (vgl. Abb. 102) genauer 
an, erscheinen die Wünsche der jungen Menschen 
in Rheinland-Pfalz nicht völlig abgehoben: ein Ra-
senplatz, Konzerte, Spielplätze, Eis in der Sonne, 

ein Riesenrad und ab und zu gemeinsam feiern. 
Dass den Jugendlichen schon diese simplen Dinge 
in ihrer Alltagswelt fehlen, zeigt, wie wenig Platz 
unsere Gesellschaft ihrer Jugend vor allem in der 
Öffentlichkeit einräumt. Dabei sind „Ferienange-
bote ohne Kostenbeitrag“, „Mitmach-Museen“ 
und „kleinere Preise“ keine unverschämten Forde-
rungen.
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Freizeit ist für Jugendliche von besonderer Bedeu-
tung. In dieser Phase ihres Lebens erlernen sie 
ebenso Sozial-, Sach- und Fachkompetenzen wie 
Medien- und Sprachkompetenz. „Nicht-erzwunge-
ne“ Freundschaften knüpfen zu können, also 
Gleichaltrige außerhalb des Schulkontextes zu 
treffen und überhaupt kennenzulernen, ist nicht 
nur relevant, wenn es um intra- und interethnische 
Beziehungen geht. 

Zwar sind das keine neuen Aussagen, ebenso we-
nig wie die, dass die finanzielle Stellung einer Fa-
milie Auswirkungen auf die Freizeitgestaltung hat 
oder dass der kulturelle Hintergrund die Art der 
Aktivitäten beeinflussen kann. Klar ist, dass die 
freie Zeit den Jugendlichen dazu dient, die eigene 
Identität zu erproben, sich in verschiedenen Kon-
texten zu testen und vor allem – unabhängig von 
den Erwachsenen – die Relevanz, Auswirkungen, 

Entwicklung und Veränderung der eigenen Res-
sourcen auf den Prüfstand zu stellen. 

Aktivitäten in der Freizeit können aber auch Stress 
verursachen und so dem eigentlichen Sinn von 
Freizeit, ein Ausgleich zur Schule oder Arbeit zu 
sein, zuwiderlaufen. Dabei werden Freiräume oft 
dazu genutzt, Dinge zu tun, die für die Schule oder 
den Beruf wichtig sind. Nach Tully ist es beispiels-
weise nun üblich, dass die Fahrzeiten in Bus und 
Bahn nicht zur Entspannung genutzt werden, son-
dern die Verkehrsmittel ausgelagerte Büros dar-
stellen im Sinne der „Mobilität des Mobilen“. Dies 
macht deutlich, dass Freizeit und freie Zeit nicht 
unbedingt gleichbedeutend sind. Freie Zeit wäre 
dann die, in der Jugendliche tatsächlich machen 
können, was ihnen wichtig ist, Freizeit etwas, das 
durchaus durch Termine strukturiert ist oder von 
Eltern oder Lehrerinnen und Lehrern gestaltet wird. 

Quelle: Zukunftswerkstatt ‚Jugend – was GEHT?!‘, Jugendworkshop Kyllburg 2013

Abb. 103: Vorstellungen der Jugendlichen zum Freizeit und Kulturangebot
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7.7  Der ländliche Raum und Angebote für Mädchen: 
 Besondere Herausforderungen für die jugendpolitische 
Agenda in Rheinland-Pfalz

Wenn es der Jugendpolitik wirklich ernst damit ist, 
etwas für die jungen Menschen im Land Rheinland-
Pfalz zu tun, ihre Lebenssituation zu verbessern 
und ihr subjektives Wohlbefinden zu respektieren, 
dann ergibt sich aus den Selbstauskünften der Ju-
gendlichen zum Themenschwerpunkt Freizeitge-
staltung und Angebot am Wohnort ein ganz klarer 
Handlungsauftrag. 

Die Jugendlichen in den ländlichen Regionen und 
insbesondere die Mädchen auf den Dörfern sind 
verstärkt in den Blick zu nehmen; hier gilt es, spe-
zifische Angebote zu schaffen. Andernfalls liegt 
der Gedanke der Abwanderung für die Jugendlichen 
sehr nahe. Aber auch von den Jugendlichen in den 
Städten ist immerhin die Hälfte unzufrieden mit 
dem Freizeit- und Kulturangebot für ihre Alters-
gruppe, obwohl die Zufriedenheit bei ihnen höher 
ausfällt als bei den Jugendlichen auf dem Land. 

Im Hinblick auf den Stellenwert der Jugendarbeit 
wurde deutlich, dass diese für einen Teil der Ju-
gendlichen eminent wichtig ist und vor diesem 
Hintergrund unbedingt erhaltenswert ist – dass 
aber der überwiegende Teil der jungen Menschen 
andere Freizeitinteressen verfolgt.  Gleichzeitig 
sind die Bedeutung der Vereine und ihr hoher 
Stellenwert in den Freizeitaktivitäten der Jugend-
lichen sehr deutlich zu Tage getreten. Die Kinder- 
und Jugendarbeit der Vereine, insbesondere auch 
der Sportvereine, gehört je nach Ausprägung der 
jeweiligen Jugendarbeit des Vereins sowohl zu ei-
nem engen Begriffsverständnis von Jugendarbeit 
als auch zu einem weiten Begriffsverständnis. Ju-

gendarbeit in diesem weiten Sinne ist damit also 
weit mehr als das, was in den Jugendhäusern, den 
Jugendverbänden oder Jugendzentren angeboten 
wird – ohne deren Bedeutung schmälern zu wollen. 
Ein Anliegen des Berichtes ist es, auch alle anderen 
Aktivitäten, Angebote und Veranstaltungen für 
Kinder und Jugendliche in den Blick zu nehmen, 
die im engen Sinne nicht zur Kinder- und Jugend-
arbeit zählen würden. 

Darüber hinaus haben die Selbstauskünfte der 
jungen Menschen sehr deutlich gezeigt, dass Ju-
gendliche mit Migrationshintergrund deutlich sel-
tener in den Vereinen aktiv sind als Jugendliche 
ohne Migrationshintergrund. Hieran sollten Über-
legungen angeschlossen werden, wie sich die Ver-
eine noch stärker kulturell öffnen können. 

Weiterhin zeigt sich in den Daten ein nicht ge-
deckter Bedarf hinsichtlich der Jugendarbeit, vor 
allem in den ländlichen Gegenden. Hier gaben 
viele Jugendliche in der Fragebogenstudie an, dass 
es entweder kein Jugendzentrum oder keine Ver-
kehrsanbindung gibt, um die Angebote wahrzu-
nehmen. Gerade für die Mädchen auf den Dörfern 
könnte und sollte die Jugendarbeit einiges tun  
und attraktive Angebote realisieren. Im  folgenden 
Kapitel 8 werden grundlegende Überlegungen zu 
einer konzeptionellen (Neu-)Ausrichtung  einer 
Jugendarbeit in Rheinland-Pfalz erfolgen. Jugend-
arbeit wird dabei als soziale Infrastruktur ver-
standen und Respekt als Leitkategorie in den 
pädagogischen Konzepten der Jugendarbeit aus-
formuliert. 



271

die Jugend weitgehend aus dem gesellschaftspoli-
tischen Diskurs über die Zukunft der Gesellschaft 
verschwunden ist. Allenfalls wird im Rahmen der 
Demografiedebatte über das Fehlen ausreichend 
qualifizierter junger Menschen ein Fachkräfte-
mangel ausgemacht und eine stringentere Zufüh-
rung junger Menschen in den Arbeitsmarkt gefor-
dert. Wie es jenseits der Verwertungsinteressen 
um die Jugend steht und was Jugend heute 
braucht, um den Übergang ins Erwachsenenalter 
zu bewältigen, ist kaum noch Gegenstand gesell-
schafts- oder fachpolitischer Analysen.

Damit ist auch ungeklärt, wozu heute welche Ju-
gendarbeit gebraucht wird. Einst das „Herzstück“ 
der „hellen Seite“ der Kinder- und Jugendhilfe 
(C. W. Müller) verkörpernd, stellt sie heute vieler-
orts neben den Kindertagesstätten, den Hilfen zur 
Erziehung, der Schulsozialarbeit und den Frühen 
Hilfen nur noch eine Randerscheinung dar, die vor 
dem Hintergrund härter werdender Verteilungs-
kämpfe sehr grundlegend um ihre Existenz fürch-
ten muss. Die Jugendarbeit steht ganz im Unter-
schied zu den anderen Feldern der Kinder- und 
Jugendhilfe unter einem enormen Legitimations-
zwang und muss gleichzeitig angesichts veränder-
ter Rahmenbedingungen durch den Ausbau der 
Ganztagsschulen mit einem massiven Rückgang 
bei der Anzahl der Jugendlichen rechnen und sich 

Wozu nachdenken über die Jugend-
arbeit von heute und morgen? 

Die Jugendarbeit galt einst als das Herzstück der 
Kinder- und Jugendhilfe. Wenn Erwachsene heute 
über ihre Jugend nachdenken, ihre  Biographie er-
zählen und über bedeutsame Momente ihrer 
 Jugend berichten, dann spielt nicht selten die ver-
bandliche Jugendarbeit als Ort der politischen 
bzw. kulturellen Bildung, der Begegnung mit 
Gleichaltrigen und der Emanzipation von traditio-
nellen Rollenerwartungen eine entscheidende 
Rolle. Noch heute wirken bei Funktionsträgern in 
der Gesellschaft Netzwerke, die im Rahmen der 
offenen oder verbandlichen Jugendarbeit ge-
schlossen wurden. Über Jahrzehnte galt die Ju-
gendarbeit als ein bedeutsamer Ort für die poli-
tische Sozialisation im demokratischen Gemein-
wesen, als Ermöglichungsraum für ein oftmals 
lebenslanges bürgerschaftliches Engagement in 
Kirchen, Gewerkschaften, Parteien, Vereinen und 
Verbänden. Hier konnten kulturelle Gegenwelten 
ebenso entworfen werden wie Anker gesetzt für 
gesellschaftliche Verantwortungsübernahme. Die 
Neuvermessung der Aufgaben, Funktionen und 
der erforderlichen Rahmenbedingungen steht 
auch in Rheinland-Pfalz an. Heute richtet sich das 
Augenmerk deutlich weniger auf die Potenziale 
der Jugendarbeit, was nicht verwundert, da auch 

8   WOZU HEUTE WELCHE JUGENDARBEIT? 
RAHMENBEDINGUNGEN, ANFORDERUN-
GEN UND ENTWICKLUNGSPERSPEKTIVEN 
FÜR EINE MODERNE JUGENDARBEIT
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1975). Der mit der Bildungsreform und mit ähn-
lichen Entwicklungen in der Gesellschaft einher-
gehende Modernisierungsprozess konnte zwar den 
Wissensbestand der pädagogischen Programma-
tik für die Jugendarbeit bestärken, doch ergaben 
sich in der Praxis und in der tatsächlichen Nach-
frage für die Angebote der Jugendarbeit Einbrü-
che und Verwerfungen. Dies hing insbesondere 
mit der Transformation der großen Institutionen 
Kirche, Gewerkschaft und Gemeinwesen zusam-
men, die für die Jugendarbeit einen stabilen Hin-
tergrund bildeten. Deshalb wurde die Frage „Wozu 
Jugendarbeit?“ praktisch und theoretisch virulent 
(Böhnisch/Münchmeier 1987). Eine weitere Pub-
likation, die einen Meilenstein des Nachdenkens 
über Jugendarbeit darstellt, hat die spätere Ent-
wicklung auf den Begriff gebracht, nämlich die 
Verlagerung des praktischen  Arbeitsschwerpunktes 
auf jüngere Jugendliche und schließlich Kinder 
und Kids (Thole 2000). Wenn heute über Jugend-
arbeit gesprochen wird, kann diese Entwicklung 
nicht ausgeblendet werden. Über Jugendarbeit zu 
sprechen ist komplexer geworden und muss eine 
mehrstufig formulierte Frage diskutieren: Wozu 
welche (Kinder- und) Jugendarbeit heute?

Um welche Jugend handelt es sich?

Die Begriffe Jugend und Jugendarbeit waren noch 
nie eindeutig zu definieren. Anders formuliert: 
Es gibt weder die Jugend noch die Jugendarbeit. 
Was unter Jugend verstanden wird, ist eine histo-
risch je unterschiedliche gesellschaftlich-soziale 
Konstruktion im Zusammenspiel von Politik, Wis-
senschaft, Kultur, Medien und den für die Jugend 
vor allem zuständigen Institutionen wie Familie, 
Schule oder Kinder- und Jugendhilfe. Jugend ist in 
jeder heranwachsenden Generation auch das, was 
junge Menschen in der Auseinandersetzung mit 
der ihnen vorgegebenen Welt selbsttätig aus die-
ser Lebensphase machen, wie sie sie kulturell prä-
gen und was davon als Gegen-, Sub- oder Jugend-
kultur gesellschaftlich abgewehrt, aufgenommen 
oder gar in die Erwachsenenkultur übernommen 
wird. Die Jugend lässt sich nur im Plural definie-
ren, ist eingebunden in die soziostrukturellen Be-

vor dem Hintergrund neuer attraktiver virtueller 
Welten neu erfinden. Dieser Anforderung  musste 
sich die Jugendarbeit bei jeder neuen Generation 
stellen. Durch die erheblichen strukturellen Ver-
änderungen im Bildungssystem und innerhalb der 
Kinder- und Jugendhilfe selbst sind die Anforde-
rungen für eine reflexiv angelegte Neuausrichtung 
der Jugendarbeit heute möglicherweise weitrei-
chender.

Nachfolgend soll deshalb sehr grundlegend der 
Frage nachgegangen werden, wozu wir bzw. junge 
Menschen heute welche Jugendarbeit brauchen. 
Dabei wird aufgezeigt, dass es nicht um neue An-
gebotsformen oder Räume geht, sondern um ein 
Grundverständnis von Jugendarbeit, das sie zu ei-
nem selbstverständlichen Bestandteil der sozialen 
Infrastruktur macht, die entsprechend durch Rah-
menbedingungen abgesichert werden muss.

Nachdenken über die Jugendarbeit nach 
1945

Nach der moralischen Katastrophe des National-
sozialismus und der Instrumentalisierung aller Le-
bensbereiche für rassistische Staatsziele, die auch 
und gerade die Jugendarbeit erfasste, war eine 
Neubesinnung auf das, was Jugendarbeit in einer 
demokratischen Gesellschaft bedeutet, notwen-
dig. Dabei bildete das Re-Education-Programm ei-
nen relevanten Rahmen für diese Neuaufstellung. 
Aus den vielfältigen Überlegungen, die auch ge-
gen die restaurativen Tendenzen in Staat und Ge-
sellschaft gerichtet waren, ergaben sich bald Ant-
worten auf die Frage „Was ist Jugendarbeit?“ (vgl. 
Müller/Kentler/Mollenhauer/Giesecke 1964). Mit 
den vier neuen Antworten auf die alte Frage  wurde 
das Programm einer reflexiven und emanzipatori-
schen Jugendarbeit ausgearbeitet, das für lange  
Zeit das Selbstverständnis der in der Jugendar-
beit Tätigen beeinflusste. Die Bildungsreform der 
1960er Jahre war denn auch mit einer wissen-
schaftlichen Systematisierung des pädagogi-
schen Wissens verbunden, sodass bald ein Buch 
mit dem Anspruch, die Jugendarbeit schlecht-
hin zu beschreiben, auf den Markt kam (Giesecke 
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Habitus. Für Jugendliche ist es deshalb schwierig, 
in Abgrenzung zu anderen Lebensphasen eine ei-
gene Ausdrucksform zu finden. Eine Analyse der 
Lebensphase Jugend, wie sie sich je konkret in der 
jeweiligen historischen Situation darstellt, ist al-
lerdings die Voraussetzung, um definieren zu kön-
nen, was Jugendarbeit ist oder sein soll. Denn Ju-
gendarbeit hat es mit einem ganzen Komplex von 
Jugendlichkeit in der Gesellschaft zu tun – zudem 
in ihrer einmalig individuellen Ausformung in der 
Arbeit mit dem einzelnen Jugendlichen.

Was ist Jugendarbeit?

Jugendarbeit ist kein Selbstzweck. Sie soll – so be-
schreibt es der Gesetzgeber in § 11 SGB VIII – jun-
ge Menschen in Entwicklungsprozessen fördern, 
zur Selbstbestimmung befähigen und zur gesell-
schaftlichen Mitverantwortung anregen. Unter 
dem offenen Begriff Jugendarbeit lassen sich sehr 
unterschiedliche, mehr oder weniger pädagogisch 
ausgestaltete Sozialisations-, Interaktions- und 
Bildungsarrangements fassen, die von öffentli-
chen und freien Trägern der Kinder- und Jugend-
hilfe, von Vereinen oder Initiativen, selbstorgani-
siert von jungen Menschen, punktuell, sporadisch 
oder über einen längeren Zeitraum vorgehalten 
werden. An diesen mehr oder weniger vorstruktu-
rierten Orten treffen sich Gruppen von jungen  
Menschen, gestalten Kommunikationsräume, 
Freizeit-, Kultur- und Bildungsangebote oder en-
gagieren sich für politische oder soziale Ziele. Sie 
tun dies entweder selbstorganisiert, mit Unter-
stützung von Ehrenamtlichen oder in Begleitung 
von Professionellen. Jugendarbeit findet an fest 
definierten Orten (z. B. Jugendhaus, Verein, Kir-
chengemeinde, Ganztagsschule), an Plätzen, die 
sich die Jugendlichen angeeignet haben (z. B. Bus-
station, Einkaufszentrum, Grünanlage, Sport-
platz) oder in virtuellen Räumen (z. B. Chats, di-
gitale Spiele) statt. Jugendarbeit ist also mehr als 
das Bereitstellen von Jugendräumen, die Unter-
stützung von Jugendverbänden oder die Beschäf-
tigung von pädagogischem Fachpersonal. Von Ju-
gendarbeit kann man immer dann sprechen, wenn 
für junge Menschen intentional pädagogisch anre-

dingungen, die bei jedem jungen Menschen, ob 
Junge oder Mädchen, mit und ohne Behinderung, 
mit und ohne Migrationshintergrund, mit oder 
ohne auskömmliche materielle, soziale oder kul-
turelle Ressourcen die biologischen, sozialen und 
bildungsbezogenen Entwicklungsphasen und Be-
wältigungsaufgaben vorstrukturieren und bestim-
men.

Die Jugendzeit ist also ein gesellschaftlich bedeut-
sames Entwicklungsprogramm, durch das der ge-
nerative Wandel und die gesellschaftliche Erneu-
erung vorbereitet und eingeleitet werden. Aus 
diesem Grund ist die Lebensphase Jugend für die 
Gesellschaft und Politik, aber auch für die Wirt-
schaft und Kultur so spannend und interessant. An 
die nächste Generation werden konkrete Erwar-
tungen geknüpft, die der junge Mensch zukünftig 
als mündiger Bürger, Konsument und als Arbeits-
kraft zu erfüllen hat, damit das gesellschaftliche 
Entwicklungsniveau erhalten oder besser noch, 
erweitert werden kann. Gleichzeitig stellt die Ju-
gendphase aber auch eine Projektionsfläche der 
Erwachsenen für die nicht erfüllten individuellen 
wie gesellschaftlichen Hoffnungen, für die nicht 
realisierten alternativen Biografie verläufe und Le-
benskonzepte dar. Da die Jugend eine zukunfts-
offene Entwicklungsphase symbolisiert, wird sie in 
vielen Gesellschaften mythologisiert, dramatisiert 
oder besonders stark kontrolliert. 

In der Jugendforschung ist hinreichend belegt, 
dass der für die Lebensphase Jugend prägende 
biologische Entwicklungsprozess einerseits früher 
einsetzt (was auch ein Hinweis auf die enge Ver-
schränkung von „biologischen“ und  sozialen Ein-
flüssen ist) und damit die Abgrenzung zur Kind-
heit fließender wird. Zugleich weiten sich die 
Bildungszeiten und die ökonomischen Abhängig-
keiten vom Elternhaus zeitlich aus. Auch wird es 
immer schwieriger, genau zu definieren, was die 
Jugend von anderen Lebensphasen unterscheidet. 
Viele Elemente dieser Lebensphase sind heute 
allgemein in der Gesellschaft und in allen Alters-
gruppen zu finden, zum Beispiel bestimmte Aus-
drucksformen, Musik- oder Kleidungsstile. Jugend-
lich-Sein ist „angesagt“, gehört zum modernen 



274

Inklusionsansätzen im Bildungssystem und in den 
Kommunen.

Andererseits nimmt der Stellenwert der Jugendar-
beit im Gesamtgefüge der Kinder- und Jugendhilfe 
ab. Während der Ausbau der Kindertagesstätten, 
die Hilfen zur Erziehung, der Kinderschutz und 
der Aufbau Früher Hilfen deutlich vorangetrieben 
werden, stagniert die Jugendarbeit bzw. muss im 
Zuge von Einsparungen um ihre Existenz fürchten. 
In Rheinland-Pfalz beträgt der Anteil der  Ausgaben 
für Jugendarbeit an allen Jugendhilfeausgaben nur 
noch knapp 4 %. Eine Trendwende ist vor dem Hin-
tergrund der Schuldenbremse nicht zu erwarten. 

Spannungsfelder der Jugendarbeit heute

Die Ausgangslage für die Jugendarbeit stellt sich 
höchst ambivalent dar. Wie schon der 14. Kinder- 
und Jugendbericht des Bundes feststellt, geht es 
einem großen Teil der Kinder und Jugendlichen so 
gut wie noch nie (vgl. BMFSFJ 2013).  Gleichzeitig, 
und das zeigen auch die Daten für Rheinland-Pfalz, 
gibt es eine große Gruppe junger Menschen, die 
aufgrund mangelnder materieller, familialer oder 
bildungsbezogener Ressourcen mit erheblichen 
Risiken und Teilhabebeeinträchtigungen zu kämp-
fen hat. Zu diesem Ergebnis kommt auch der ak-
tuelle Bildungsbericht 2014 (vgl. Autorengruppe 
Bildungsberichterstattung 2014), der bei knapp 
30 % der jungen Menschen mindestens einen Ri-
sikofaktor identifiziert, der mit hoher Wahrschein-
lichkeit die gesellschaftlichen Teilhabechancen 
negativ eingrenzt. Die PISA-Debatte und die öf-
fentlich rezipierten internationalen Vergleichsstu-
dien zum Bildungserfolg haben deutlich gemacht, 
dass Bildung der Schlüssel für gesellschaftliche 
Teilhabe ist. Ein höherwertiger Bildungsabschluss 
ist die zentrale Voraussetzung für individuellen 
und gesellschaftlichen Wohlstand. In diesem Zu-
sammenhang sind auch die Leistungs- und Bil-
dungserwartungen an junge Menschen gestiegen. 
Kinder wie Eltern müssen über ein gutes Bildungs-
management verfügen, um die  Bildungskarriere 
problemlos zu durchlaufen. Der zunehmende 
Leistungsdruck im Bildungssystem korrespon-

gungsreiche Räume vorgehalten bzw. von jungen 
Menschen frequentierte Räume unterstützt, die 
Entwicklungsverläufe, das Bewältigungshandeln 
und die Teilhabechancen von jungen Menschen 
aus einer pädagogischen Perspektive  beobachtet 
und ggf. bedarfs- und beteiligungsorientierte An-
gebote von Ehrenamtlichen oder Professionellen 
zur Ermöglichung der Aneignung von Welt und 
der Auseinandersetzung mit der eigenen Biogra-
fie zur Verfügung gestellt werden. Im Unterschied 
zu dem, was junge Menschen alltäglich selbsttätig 
und unbeobachtet von Erwachsenen tun, wird die 
Jugendarbeit erst zu einem Handlungs- und Sozia-
lisationsfeld der Kinder- und Jugendhilfe, wenn sie 
durch intentionales pädagogisches Handeln von 
Erwachsenen dazu gemacht wird.

Wozu Jugendarbeit?

Weder definitorisch noch empirisch lässt sich ein-
fach beschreiben, was Jugendarbeit ist oder sein 
soll. Die Ausführungen in diesem Bericht zur Be-
standsaufnahme in Rheinland-Pfalz haben ge-
zeigt, dass es wenig empirische Daten gibt, wäh-
rend die Erscheinungs- und Angebotsformen so 
vielfältig sind, dass sie nur schwerlich mit einfa-
chen Kategorien beschrieben und analysiert wer-
den können. Die Jugendarbeit befindet sich derzeit 
in einer sehr ambivalenten und entwicklungsoffe-
nen Situation. Einerseits handelt es sich um ein 
zentrales Kernfeld der Kinder- und Jugendhilfe, 
das rechtlich normiert ist und in den vergangenen 
Jahrzehnten eine beachtliche Ausdifferenzierung, 
Etablierung und Professionalisierung erfahren 
hat. Angesichts des kontinuierlichen Rückgangs 
der Anzahl von Kindern und Jugendlichen wird Ju-
gend zu einem knappen Gut und damit aus unter-
schiedlichen Gründen „wertvoll“. Die Jugendar-
beit stellt ein Instrument dar, um eine Kommune 
familien- und kinderfreundlich zu gestalten, die 
Bleibeorientierung von jungen Menschen in dünn 
besiedelten Gebieten zu erhöhen und das sich ver-
ändernde Generationengefüge positiv zu beein-
flussen. Im Kontext der Ganztagsschulgestaltung 
nimmt die Jugendarbeit ebenso an Bedeutung zu 
wie bei der Ausgestaltung von Integrations- oder 
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flussgröße unter anderen handelt. Denn wenn die 
Ganztagsschule heute vielfach als Gegenspieler 
der Jugendarbeit gesehen wird und als Ursache 
von Rekrutierungs- und Beteiligungsproblemen, 
dann ist das vielfach eine Ablenkung von  anderen 
Ursachen für diese Probleme. Zudem wird der Ju-
gendarbeit im Rahmen der Ganztagsschule ein 
neues Betätigungsfeld eröffnet.

In den ländlichen Regionen gibt es nicht über-
all Angebote der Jugendarbeit, oder Jugendliche 
können sie aufgrund eingeschränkter Mobilität 
kaum nutzen, weil sie in der Nachbargemeinde 
stattfinden. Zugleich macht die Jugendbefragung 
sehr deutlich, dass fast 60 % aller jungen Men-
schen das Freizeit- und Kulturangebot an ihrem 
Wohnort als „schlecht“ bis „sehr schlecht“ bewer-
ten. Die digitalen Medien gehören ganz selbst-
verständlich zur Lebenswelt junger Menschen; sie 
sind nicht nur spannend und modern, sondern 
auch eine konkrete Alternative zum Mangel an re-
alen Angeboten in der Umgebung. Die Beschäf-
tigung mit virtuellen Welten nimmt einen erheb-
lichen Anteil am Freizeitverhalten ein.

Die Jugendarbeit als soziale Infra-
struktur

Die bei der Beschreibung der Ausgangslage zu-
tage getretenen Ambivalenzen machen deutlich, 
dass Aufgaben, Funktionen, Orte und Angebote 
der Jugendarbeit neu gefasst werden müssen. An-
gesichts des Ausbaus von Ganztagsschulen kann 
Jugendarbeit nicht mehr hinreichend als „außer-
schulisches“ Bildungsangebot im Zuständigkeits-
bereich der Kinder- und Jugendhilfe begründet 
werden, wie es über Jahrzehnte der Fall war. Die 
Schule stellt für junge Menschen nicht nur einen 
Bildungsort, sondern auch eine bedeutsame so-
ziale Lebenswelt dar. Nicht nur vor dem Hinter-
grund des demografischen Wandels ist die Schule 
ein wichtiger Treffpunkt für Kontakte zu Gleich-
altrigen, die am Herkunftsort kaum noch möglich 
sind. Im Nachmittagsbereich der Ganztagsschule 
hat die Jugendarbeit bereits ihren Platz gefunden 
und gestaltet Schule mit. Auch die verbandliche 

diert jedoch mit einer Zunahme psychischer Pro-
bleme junger Menschen sowie mit vermehrten 
ADHS- und Autismus-Diagnosen und Ritalinver-
schreibungen durch Ärzte. Auf diesen Trend weist 
schon der 13. Kinder- und Jugendbericht des Bun-
des (vgl. BMFSFJ 2009) hin. Die dort beschriebe-
nen Entwicklungen zeigen sich auch in Rheinland-
Pfalz, beispielsweise bei der Zunahme von Hilfen 
für seelisch behinderte bzw. von einer Behinde-
rung bedrohte junge Menschen (§ 35a SGB VIII) 
sowie bei der Ausweitung von Integrationshilfen 
an Schulen. Während ein wachsender Teil junger 
Menschen den Bildungsanforderungen nur müh-
sam gerecht werden kann, mangelt es bei ande-
ren an Möglichkeiten, sich mit der Welt in anre-
gungsreichen Räumen auseinanderzusetzen. Die 
Beschreibung der Jugendzeit als Schon- und Ent-
wicklungsraum stellt sich empirisch als immer 
fragwürdiger dar. Vielmehr wachsen in einer kom-
plexer werdenden Welt die Anforderungen an die 
nachfolgende Generation, die sie im Übergang ins 
Erwachsenenalter zu erfüllen hat. Dieses Mehr an 
Wissen, Können, Selbstbildung und Reflexions-
fähigkeit soll zugleich in kürzerer Zeit erworben 
werden, damit die jungen Menschen ohne lange 
Ausbildungszeiten dem Arbeitsmarkt zur Verfü-
gung stehen. 

Die Verdichtung von schulischen und selbst ge-
wählten Bildungszeiten in der Ganztagsschule 
oder in Kursen (z. B. Musik, Kultur) verändert nicht 
nur die Tagesstruktur von Kindern und Jugend-
lichen, sondern engt den Zeitraum für  Aktivitäten 
außerhalb der Schule beträchtlich ein. Wie die 
Daten der rheinland-pfälzischen Jugendbefragung 
zeigen, engagieren sich etwa zwei Drittel aller jun-
gen Menschen in einem Verein. Diese sportlichen 
oder kulturellen Aktivitäten am Wohnort stehen 
bei den Jugendlichen nach wie vor hoch im Kurs. 
Allerdings werden die Zeitfenster nach der Schu-
le kleiner und damit die freie Zeit für Vereinsak-
tivitäten immer geringer, die sich dann teilweise 
auf das Wochenende konzentrieren. Angesichts 
der veränderten Tagesstruktur junger Menschen 
verwundert es auch nicht, dass nur ein geringer 
Prozentsatz die Angebote der Jugendarbeit nutzt 
– wobei es sich dabei natürlich nur um eine Ein-
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rende Netzwerke mit Schulen, Vereinen und der 
Kommunalpolitik eingebunden ist. Die Jugend-
arbeit stellt die Plattform dar, damit junge Men-
schen eigenverfügbare Räume zu ihrer biografi-
schen Entwicklung und sozialen Entfaltung nutzen 
können. Das bedeutet auch, dass Beratungs-, För-
derungs- und Hilfsangebote je nach Sozialraum 
und Nutzerstruktur zur Unterstützung der Jugend-
arbeit konzeptionell integriert bzw. bedarfsorien-
tiert hinzugezogen werden können. Daraus ergibt 
sich auch die Notwendigkeit, das Verhältnis der 
Jugendarbeit zu Familie, Schule und Ausbildung 
neu zu bestimmen. Jugendarbeit als eigenständi-
ger Ort ergibt sich nicht daraus, dass sie sich ge-
gen andere Erziehungsinstitutionen und Soziali-
sationsinstanzen abgrenzt. Vielmehr hat sie sich 
konsequent an den Entwicklungsaufgaben von 
jungen Menschen zu orientieren und Räume für 
die unterschiedlichen Bedürfnisse bereitzustellen. 
Dies gelingt mitunter nur im Zusammenspiel mit 
Familie, Schule oder dem Ausbildungsbereich. 

Angesichts des rasanten gesellschaftlichen Wan-
dels, der Vielzahl an gesellschaftlichen  Aufgaben, 
die die Jugendarbeit im Sozialisationsprozess 
übernehmen kann (demokratische Orientierung, 
Übernahme sozialer Verantwortung, politische 
Bildung, Prävention), und angesichts der Ausdif-
ferenzierung der schulischen, kommerziellen und 
medialen Unterstützungs- und Hilfsangebote 
lässt sich die Jugendarbeit nicht mehr auf das Ju-
gendhaus, die Jugendarbeiterin und den Jugend-
arbeiter oder die verbandliche Jugendarbeit redu-
zieren.

Die höchst unterschiedlichen  Erscheinungsformen 
von Jugendarbeit lassen sich besser mit dem Be-
griff der „sozialen Infrastruktur“ beschreiben. 
Dieser Begriff impliziert, dass es sich nicht um 
einzelne Angebote, punktuelle Ereignisse oder 
verzichtbare Räume für junge Menschen handelt. 
Jugendarbeit bzw. soziale Infrastruktur stellt viel-
mehr ein sozialstaatliches Leistungsangebot dar, 
dessen Rahmenbedingungen von Staat und Kom-
mune garantiert werden müssen – streng nach 
dem Subsidiaritätsprinzip – und das sich dennoch 
in Selbstbestimmung realisiert.

Jugendarbeit ist an der Schule zu finden, da sie 
hier Zugang zu allen jungen Menschen findet. Da-
mit hat die Jugendarbeit in all ihren unterschied-
lichen Facetten längst ihren selbstverständlichen 
Platz an der Schule, ist dort unabkömmlich und 
verändert Schule. Gleichzeitig ist sie an die insti-
tutionellen Rahmenvorgaben gebunden (z. B. die 
Zeiten, die Taktung, die Räume), muss sich auf die 
Anforderungen von Schule einlassen und einen 
Teil ihrer Autonomie abgeben. Trotz der Vorteile 
und Chancen für alle Beteiligten, die in einer neu-
en Form der Zusammenarbeit von Jugendarbeit 
und Schule liegen, muss es auch um und außer-
halb der Schule eine Jugendarbeit geben, die Räu-
me für junge Menschen schafft und mitgestaltet. 
Das ist im Kontext von Schule nur eingeschränkt 
möglich. Aber es ist auch eine Entwicklungsaufga-
be der Jugendarbeit, sich in diesem Rahmen Auto-
nomie zu bewahren und die Prinzipien der Selbst-
bestimmung und der Freiwilligkeit durchzusetzen.

Die Jugendarbeit ist prinzipiell für alle jungen 
Menschen offen und hat konzeptionell den An-
spruch, für sehr unterschiedliche und sich wan-
delnde Ziel- und Altersgruppen, für Jungen und 
Mädchen, für Jugendliche mit und ohne Migrations-
hintergrund mit ihrer Beteiligung die  passenden 
Angebote zu schaffen. Um diesem Anspruch ge-
recht zu werden, muss sie sich auf die unter-
schiedlichen Lebenswelten und Bedürfnisse der 
Mädchen und Jungen einlassen, wobei sie auch in 
Konkurrenz tritt zu attraktiven kommerziellen An-
geboten. Sie muss die Arbeit in virtuellen Welten 
ebenso integrieren wie benachteiligte junge Men-
schen ansprechen, ohne dass sie als günstige Va-
riante der Hilfen zur Erziehung (§ 27 ff. SGB VIII) 
oder der Jugendsozialarbeit (§ 13 SGB VIII) verein-
nahmt wird. 

Dieser programmatische Anspruch, ein attraktives 
Angebot für alle jungen Menschen vorzuhalten, 
setzt nicht nur ausreichende Ressourcen (z. B. Per-
sonal, Räume), ein fachlich reflektiertes Konzept 
und ein hohes Maß an Beteiligung voraus. Die-
sen Anspruch kann die Jugendarbeit nur erfüllen, 
wenn sie sich innerhalb der Kinder- und Jugendhil-
fe eigenständig verortet und lokal in funktionie-
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Wozu also noch Jugendarbeit, da die Einlösung 
 aller Präventionsversprechen, die in der Vergan-
genheit mit dem Ausbau der Jugendarbeit verbun-
den waren, nicht mehr erforderlich scheint und 
sich die Versprechungen zudem selten als empi-
risch haltbar erwiesen haben? Je nach  Zählweise 
werden anders als bei der vorschulischen Erzie-
hung oder der Schulsozialarbeit „nur“ ca. 5 % 
der jungen Menschen erreicht. Selbst im Bereich 
der Einzelfallhilfen liegt die Quote der Nutzerin-
nen und Nutzer mittlerweile höher (vgl.  AKJStat  
2014).

Die Jugendarbeit braucht ein anderes Legitima-
tionsmuster, da sie weder Ersatz für Einzelfallhil-
fen noch eine ordnungspolitische Maßnahme bei 
abweichendem Verhalten darstellt. Entsprechend 
der rechtlichen Vorgabe im § 11 SGB VIII bietet 
sich an, die Jugendarbeit tatsächlich als  „soziale 
Infrastruktur“ zu bezeichnen (vgl. Böhnisch/
Münchmeier 1999, S. 34 ff.). Dadurch wird sie 
unabhängiger von aktuellen Erfordernissen oder 
 einer angebotspädagogischen Ausrichtung. Eine 
kommunale Infrastrukturleistung wie Straßen, 
Wasser, Schwimmbäder, Theater oder Verwaltun-
gen ist für alle Einwohner bestimmt, da sie von 
allen benötigt wird, ohne dass auch alle sie zwin-
gend in gleicher Weise in Anspruch nehmen.

Entsprechend lässt sich auch die Jugendarbeit be-
gründen. Für alle jungen Menschen zeigen sich 
Entwicklungsaufgaben, die auf dem Weg ins Er-
wachsenenalter bewältigt werden müssen. Dazu 
bedarf es spezifischer Räume und anregungs-
reicher Arrangements, die von der Jugendarbeit 
zur Verfügung gestellt werden. Wie sie von den 
Jugendlichen genutzt werden, wird von diesen 
 bestimmt. Insofern bleibt Jugendarbeit ein Span-
nungsfeld, das sich seine Nachfrage und Nutzung 
durch die Attraktivität für die Jugendlichen selbst 
erarbeitet. Im Zeitalter eines überbordenden Kon-
sumangebots und eines politisch forcierten Mark-
tes von verführerischer Unterhaltungselektronik 
ist diese Attraktivität prekär. Der Anspruch und 
die Notwendigkeit, im Prinzip für alle Jugendlichen 
offen zu sein, erweitern die innere Spannung der 
Jugendarbeit, die nur durch die Qualität ihrer Aus-

Was bedeutet Jugendarbeit als soziale 
Infrastruktur?

Die Jugendarbeit ist unter Legitimationsdruck ge-
raten. Viele Bereiche der Kinder- und Jugendhilfe 
expandieren, da sie in ihrer Bedeutung für güns-
tige Sozialisationsbedingungen, die Vereinbarkeit 
von Familie und Beruf, die Verbesserung der Bil-
dungsbedingungen oder die Sicherung des Kin-
derschutzes nicht angezweifelt werden. Dazu 
gehören die Kindertagesstätten ebenso wie die 
Schulsozialarbeit oder die Hilfen zur Erziehung. 
Bei einer genauen Analyse der Leistungsfelder der 
Kinder- und Jugendhilfe zeigt sich, dass lediglich 
die Jugendarbeit in den Hintergrund gerückt ist, 
obwohl sie über Jahrzehnte für die „helle Seite“ 
(C. W. Müller) der Kinder- und Jugendhilfe stand. 
Diese Entwicklung verwundert nicht, da die Legi-
timation der Jugendarbeit im öffentlichen und po-
litischen Raum auch deshalb immer schwieriger 
wurde, weil sie nicht über einen einklagbaren in-
dividuellen Rechtsanspruch wie die Kindertages-
stätten oder die Hilfen zur Erziehung verfügt. Es 
ist ruhig geworden um die Jugend(-arbeit). Die 
Jugend selbst macht kaum noch in Schlagzei-
len von sich reden. (Die Skandalmeldungen über 
 „Komasaufen“ sind nicht nur falsch in Bezug auf 
die unterschiedlichen Umstände, die unter diesen 
maßlosen Begriff gefasst werden, sondern sie ver-
decken auch die Tendenz des zurückgehenden Al-
koholkonsums bei Jugendlichen (vgl. BZgA 2014.) 
Es gibt keine Jugendkrawalle mehr, die „Ängste“ 
vor der nächsten Generation wecken könnten. Für 
die „Problemjugendlichen“ gibt es spezifische An-
gebote, die von Cliquenarbeit bis hin zu sozialen 
Trainings reichen. Für die Jugendlichen, die nicht 
sofort einen Ausbildungsplatz bekommen, stellt 
die Jugendberufshilfe ein komplexes Übergangs-
system zur Verfügung, das zwar viel kritisiert wird, 
aber für einzelne junge Menschen eine wichtige 
Sozialisationshilfe ist. Dadurch geht ein typisches 
Legitimationsmuster der Jugendarbeit verloren, 
nämlich durch präventive Angebote und gezielte 
sozialintegrative Programme ein „Abgleiten“ der 
nächsten Generation bzw. spezifischer Zielgrup-
pen zu verhindern. 
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Neue Anforderungen an die Jugendarbeit

Versteht man Jugendarbeit als Angebot einer so-
zialen Infrastruktur, ergibt sich daraus eine Reihe 
konzeptioneller Anforderungen und  Konsequenzen 
für ihre Rahmenbedingungen. Jugendarbeit ist 
mehr oder weniger pädagogisch ausgerichtetes 
Ortshandeln. Konzeptionell werden hier drei An-
forderungen deutlich: Erstens geht es darum, den 
Orts- und Raumbezug der Jugendarbeit zu klären. 
Zweitens sind die Funktion und Aufgaben von Ju-
gendarbeit genauer zu fassen angesichts der Not-
wendigkeit, das Verhältnis von öffentlicher und 
privater Verantwortung neu zu bestimmen – im 
Zusammenspiel von Kinder- und Jugendhilfe, Fa-
milie und Schule. Drittens und nicht zuletzt gilt 
es, dabei den Subjektbezug einer emanzipatori-
schen Jugendarbeit in einem klaren pädagogischen 
Konzept zu fassen. Theoretische Grundlegungen 
zur Jugendarbeit sind vorhanden (vgl. beispiels-
weise Böhnisch/Münchmeier 1999; Kiesel/Scherr/
Thole 1998). Heute fehlt es vor allem an konzep-
tionellen Konkretisierungen, die nicht einfach nur 
die weitreichenden normativen Ziel- und Aufgaben-
beschreibungen reproduzieren, was angesichts der 
Ausstattung und der alltäglichen Erfordernisse der 
Jugendarbeit realitätsfern ist und zu Überforde-
rung führt. Diese Konkretisierungen können auch 
nicht in allgemeinen Texten (wie beispielsweise 
einem Jugendbericht) vorgestellt werden, denn 
der „Zwang zur konkreten Attraktivität“ kann 
nicht bewältigt werden, indem man nach Rezep-
ten handelt. Qualität entsteht in der situativ an-
gemessenen Verbindung von konzeptioneller Re-
flexivität und personaler Kompetenz. Und diese 
Qualität entsteht nicht vor und nach dem päda-
gogischen Handeln, sondern in seiner praktischen 
Durchführung.

Dazu gehört, im kommunalen Raum deutlich zu 
machen, was den Orts- bzw. Raumbezug der Ju-
gendarbeit ausmacht. Die Raumorientierung stellt 
dabei noch kein Konzept dar, sondern beschreibt 
allgemeine Voraussetzungen, die Grundlage für 
die Erarbeitung sinnvoller Konzepte sein können 
(vgl. Müller 1998, S. 37 ff.). Mit der Orientierung 
„Ort“ soll deutlich gemacht werden, dass Jugend-

stattung und die Freundlichkeit des pädagogi-
schen Handelns gemildert werden kann. 

Der offene Begriff der sozialen Infrastruktur um-
fasst gleichermaßen

 ■ Räume, die sich die jungen Menschen aneignen 
können,

 ■ spezielle Jugendräume, 

 ■ Jugendhäuser, die mit pädagogischem Pro-
gramm anregungsreiche Räume für Bildung 
und Bewältigung zur Verfügung stellen,

 ■ pädagogisches Fachpersonal, das Angebote 
und/oder Räume vorhält,

 ■ die offenen und verbandlichen Angebote der 
unterschiedlichen gesellschaftlichen Gruppen, 
Vereine und Verbände,

 ■ Angebote in Ganztagsschulen,

 ■ Projekte im Bereich der Fan-, Medien- und Kul-
turarbeit

sowie die sporadischen Aktivitäten von und mit 
Jugendlichen in den verschiedenen Räumen und 
Institutionen, in denen sich junge Menschen auf-
halten. Diese Aktivitäten können nicht vorgeplant 
und vorausberechnet werden, weil sonst ihr spezi-
fischer Charakter verloren ginge und Jugendliche 
keine Lust auf „verordnete Spontaneität“ haben. 
Aber bei der Planung von Einrichtungen und öf-
fentlichen Plätzen sollen die Möglichkeiten einer 
Nutzung durch Jugendliche nicht verbaut werden.

Jugendarbeit als soziale Infrastruktur zu definieren 
impliziert also den kommunalpolitischen Gestal-
tungswillen, dafür zu sorgen, dass es solche ver-
lässlichen Entwicklungsräume für junge Menschen 
gibt und ihre Möglichkeiten sich konsequent auf 
die Entwicklungsaufgaben des Jugendalters bezie-
hen. Das bedeutet, die Eigenständigkeit dieser 
Aufgabe und die damit zusammenhängenden 
Rahmenbedingungen als kommunalpolitische 
Pflichtleistung zu verstehen, die nicht hinreichend 
abgedeckt wird durch Familie, Schule oder andere 
Angebote der Kinder- und Jugendhilfe.
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Eine orts- und raumbezogene Jugendarbeit hält 
nicht nur selbst Räume vor, sichert Plätze im öf-
fentlichen Raum, sondern ist zugleich aufsuchend 
und fördert die Mobilität. Vor allem in dünn be-
siedelten ländlichen Regionen ist die Mobilitäts-
förderung eine der größten Herausforderungen, 
während sich im städtischen Bereich eher die Fra-
ge stellt, wo überhaupt noch öffentliche Räume 
für junge Menschen zu finden sind. Beide Heraus-
forderungen sind nur mit Unterstützung der Kom-
munalpolitik zu meistern, weil es sich hier nicht 
um originär pädagogische Aufgaben handelt, son-
dern um Aspekte der Infrastrukturpolitik. Die Ent-
wicklung von jugendgerechten Mobilitätskonzep-
ten wird in ländlichen Regionen zur zentralen 
Aufgabe angesichts des tief greifenden demogra-
fischen Wandels. Die Ergebnisse der Jugendbe-
fragung verweisen sehr deutlich darauf, dass die 
Attraktivität des Herkunftsortes und die Entschei-
dung, dort zu bleiben, auch damit zusammen-
hängen, ob Jugendliche mit anderen Jugendlichen 
 etwas unternehmen können. In vielen  ländlichen 
Gemeinden in Rheinland-Pfalz ist Mobilität eine 
Grundvoraussetzung, um überhaupt andere 
Gleichaltrige treffen, in Sport- und Musikvereinen 
mitwirken oder jugendgerechte Freizeitaktivitäten 
gemeinsam unternehmen zu können.

In städtischen Regionen stellt sich diese Frage we-
niger. Hier fehlen vielmehr öffentliche Räume, die 
sich junge Menschen gefahrlos aneignen können, 
und entsprechende Beteiligungsstrukturen. Zum 
Raumbezug der Jugendarbeit gehören ebenso die 
virtuellen Welten, die konzeptionell integriert wer-
den müssen. Die unterschiedlichen Dimensionen 
des Raumbezugs müssen nicht nur konzeptionell 
verarbeitet werden, sondern auch in der kommu-
nalen Jugendhilfeplanung ihren Niederschlag fin-
den, wenn diese unter Beteiligung der jungen 
Menschen erfolgreich arbeiten will. Gerade weil 
der städtische Raum durch die Perfektion mo-
derner Technologien abschließend gestaltet er-
scheint, ist Partizipation bei der Entwicklung der 
Jugendarbeit unerlässlich.

Die Konkretisierung des Raumbezugs als zugleich 
allgemeiner Rahmen und konkreter Gegenstand 

arbeit immer kontextabhängig ist und die Lebens-
situationen bzw. der Alltag durch die je  gegebenen 
sozialstrukturellen Verhältnisse vorgeprägt sind. 
Jugendarbeit in sozialen Brennpunkten findet an-
dere Voraussetzungen vor als Jugendarbeit in 
dünn besiedelten ländlichen Regionen, in denen 
kaum noch peer groups zu finden sind. Der Orts- 
bzw. Raumbezug der Jugendarbeit meint damit 
deutlich mehr als die oft eher technokratisch ver-
kürzten Sozialraumkonzepte, die lediglich auf geo-
grafische Räume abheben. Gemeint ist hier der 
geografisch gerahmte soziale Raum, der das „An-
eignungsmaterial“ für die Selbstbildung das Indivi-
duums bietet (vgl. Hamburger 2012, S. 128). Das 
Aneignungshandeln der Jugendlichen,  bezogen auf 
die materielle und die immaterielle Welt  unserer 
Zeit, ist subjektbestimmt und bedarf doch der 
helfenden Unterstützung. Pädagogisches Handeln 
im Feld der Jugendarbeit folgt den Konturen des 
vorgegebenen Raums und gestaltet ihn  weiter so, 
dass Jugendliche ihn sich aneignen und ihre Iden-
tität erweitern können.

Ein orts- bzw. raumbezogenes Konzept der kom-
munalen und verbandlichen Jugendarbeit muss in 
diesem Sinn die unterschiedlichen Räume junger 
Menschen berücksichtigen. Zu den Räumen ge-
hören die wechselnden Aufenthaltsorte wie Bus-
haltestellen, Parks, Dorfplätze oder  abgelegene 
Industriezonen, die sich die jungen Menschen 
selbsttätig angeeignet haben, genauso wie Ju-
gendräume, Jugendhäuser, die Schule sowie die 
Gelegenheitsstrukturen der Vereine, Verbände 
und Kirchengemeinden. Das Programm der den 
Rahmen setzenden Institutionen bei der verband-
lichen Jugendarbeit ist Teil des „Ortes“, an dem 
ihre Jugendarbeit stattfindet. Im Unterschied zur 
Offenen Jugendarbeit bilden hier der materielle 
Raum und der ideelle Raum eine Einheit und ge-
ben eine konkrete Situation für das pädagogische 
Handeln in der Jugendarbeit vor. Insoweit ist hier 
ein zusätzliches Moment der Komplexität für päd-
agogisches Handeln gegeben, das sowohl den An-
spruch der Institution als auch den der Jugend-
lichen unmittelbar aufgreift.
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kann, auch auf riskante Weise. Denn die so ent-
stehende Kreativität ist das eigentliche Kapital für 
die humane Zukunft der Gesellschaft. Wenn heute 
die „Infrastruktur Jugendarbeit“ wegen Sparzwang 
beschnitten bzw. gar nicht erst weiter ausgebaut 
wird, dann wird die Zukunftsbelastung „Verschul-
dung“ verlagert in die Zukunftsbelastung „Ent-
faltungsenge“. Hier besteht also eindeutig politi-
scher Handlungsbedarf: Die Kommunen brauchen 
wieder finanzpolitischen Gestaltungsspielraum.

Die Ergebnisse der Jugendbefragung in Rheinland-
Pfalz zeigen sehr deutlich, dass der Wunsch nach 
Anerkennung und einem respektvollen Umgang 
ein ganz zentrales Anliegen junger Menschen ist. 
Respekt bedeutet für junge Menschen, dass sie so 
akzeptiert werden, wie sie sind, und ihnen auch 
ein Experimentierfeld für die  Auseinandersetzung 
mit gesellschaftlichen Anforderungen zugestanden 
wird. Wer sich nicht als vollwertiges Mitglied der 
Gesellschaft anerkannt sieht, hat keinen Grund, 
sich positiv entwickeln zu wollen und später einen 
sinnvollen Beitrag zur Gesellschaft zu leisten.

Respekt ist zudem ein Schlüsselbegriff, um auch 
das Pädagogische an einer subjektorientierten 
und emanzipatorischen Jugendarbeit konzeptio-
nell herauszuarbeiten. Wer auf den respektvollen 
Umgang mit Kindern und Jugendlichen Wert legt, 
reflektiert damit die in pädagogischen Beziehun-
gen herrschenden Machtverhältnisse zwischen 
den Generationen und erkennt Unterschiede an. 
Deshalb sind Freiräume ohne Einfluss Erwachse-
ner notwendig, denn Bildung ist vor allem auch 
Selbsttätigkeit in anregungsreichen Räumen. Als 
pädagogische Leitkategorie ist Respekt auch des-
halb geeignet, weil hier nicht nur die moralische 
Kraft des „guten Willens“ bei allen Beteiligten ein-
gefordert wird, sondern auch konkret die  Erfahrung 
des Aufeinander-angewiesen-Seins gemacht wer-
den kann (vgl. Müller 1998, S. 53). Respekt als 
eine Leitkategorie in pädagogischen Konzepten 
der Jugendarbeit ist sowohl für die Beziehungs-
arbeit, das Generationen- und Geschlechterver-
hältnis als auch für die materielle Ausgestaltung 
der Umwelt des pädagogischen Handelns grund-
legend.

der Konzeptarbeit stellt nur eine Herausforderung 
für die Jugendarbeit dar. Neu definiert werden 
muss ebenfalls das Verhältnis von Jugendarbeit zu 
Schule und anderen Angeboten der Kinder- und 
Jugendhilfe. Diese Aufgabe ist nicht dadurch zu 
bewältigen, dass nur das Eigene und Besondere 
der Jugendarbeit als Sozialisationsort neben Fami-
lie und Schule herausgestellt wird, wie es in der 
Ver gangenheit der Fall war. Vielmehr besteht die 
Anforderung darin, das Eigene an der Schnittstel-
le und in Kooperation mit den anderen Sozialisa-
tions- und Lebensorten deutlich zu machen. Die 
Sicherung von Freiräumen für junge Menschen, 
ihre Beteiligung an der Ausgestaltung ihrer Le-
benswelten, die Unterstützung von Bewältigungs-
handeln und die Ermöglichung der Aneignung von 
Welt und der Übernahme sozialer Verantwortung 
ist nicht nur abgrenzend möglich. Auch die Ge-
meinsamkeit der Perspektiven soll sichtbar wer-
den, indem der spezifische Blick und Auftrag der 
Jugendarbeit in der Schule und im Verhältnis zur 
Familie und den anderen Angeboten der Kinder- 
und Jugendhilfe deutlich gemacht wird. Jugend-
spezifische Fragestellungen müssen in Familien-
bildungsangeboten genauso ihren Platz finden, 
wie kommunale Bildungslandschaften nicht nur 
unter Leistungs- und Kompetenzkriterien schuli-
scher Anforderungen ausgestaltet werden, son-
dern auch Elemente von Lebensbildung und Frei-
räume zur Selbstentfaltung enthalten sollten. Der 
14. Kinder- und Jugendbericht des Bundes stellt 
heraus, dass im Kontext von Schule und Jugend-
hilfe das Ausmaß an öffentlicher Verantwortung 
deutlich gewachsen ist. Vor diesem Hintergrund 
könnte der Auftrag der Jugendarbeit darin be-
stehen, darauf zu achten, dass nicht nur die ge-
sellschaftlich nützlichen Seiten der Jugend in öf-
fentlicher Verantwortung gestärkt, sondern auch 
Freiräume zur Selbstentfaltung gesichert werden. 
Angesichts der immer kleiner werdenden Räume 
für Jugendliche besteht die Aufgabe der Jugendar-
beit auch darin, dem Eigensinn der Jugend in jeder 
Generation zur Geltung zu verhelfen und dafür zu 
sorgen, dass jungen Menschen Respekt entgegen-
gebracht wird. Schließlich liegt es im Zukunfts-
interesse der Gesellschaft, wenn die Jugend einen 
Experimentierraum hat, den sie selbst gestalten 
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liche Finanzierung von Personal und Räumen las-
sen sich die konzeptionellen Entwicklungsanfor-
derungen in vielen Kommunen kaum umsetzen. 
Neue Finanzierungsmöglichkeiten in gesamtstaat-
licher Verantwortung sind erforderlich, die ange-
sichts von Schuldenbremse und demografischem 
Wandel eine Neuausrichtung der Jugendarbeit in 
Rheinland-Pfalz ermöglichen. Die hier skizzierten 
Anforderungen sind struktureller Natur und las-
sen sich nicht einfach durch Zuständigkeitsver-
schiebungen oder Modellprojekte realisieren. Die 
Jugendarbeit als soziale Infrastruktur muss durch 
entsprechende Finanzierungskonzepte abgesichert 
werden, sonst laufen alle Empfehlungen zur Aus-
gestaltung einer „integrierten“ oder „eigenständi-
gen“ Jugendpolitik ins Leere. Ziel einer solchen 
Jugendpolitik muss es sein, den spezifischen Be-
dürfnissen junger Menschen in einer wichtigen 
Entwicklungsphase ihres Lebens Rechnung zu tra-
gen, damit sie sich zu autonomen und zu sozialer 
Verantwortungsübernahme fähigen Persönlich-
keiten entwickeln und so die Zukunft für sich und 
die Gesellschaft gestalten. Diese Perspektive ist 
umfassender und reicht weiter als die Summe der 
Ressortziele einzelner Politikfelder im Rahmen ei-
ner integrierten Jugendpolitik, die klare Zustän-
digkeiten und Aufgabenbestimmungen auf allen 
politischen Ebenen benötigt. „Respekt“ und „Par-
tizipation“ sind die Leitformeln für eine solche Po-
litik.

Die Rahmenbedingungen der Jugend-
arbeit

Die Rahmenbedingungen für die Jugendarbeit 
gestalten sich in Rheinland-Pfalz höchst unter-
schiedlich. Da für die Jugendarbeit kein individu-
eller Rechtsanspruch besteht, ist ihr Stellenwert 
in den Kommunen abhängig von historischen Ent-
wicklungen, der Durchsetzungskraft von Jugend-
verbänden, von politischer Lobbyarbeit sowie der 
Offenheit und Qualität der kommunalen Politik. 
Ob junge Menschen Jugendräume und Jugend-
häuser aufsuchen, in Verbänden oder bei Fanpro-
jekten mitwirken oder in virtuellen Räumen auf 
Jugendarbeit treffen können, ist vom Wohnort ab-
hängig. Folglich haben nicht alle jungen Menschen 
einen vergleichbaren Zugang zu Angeboten der 
Jugendarbeit, nicht alle finden Beteiligungsmög-
lichkeiten im kommunalen Raum oder werden bei 
der selbsttätigen Aneignung von jugendgerechten 
Räumen unterstützt. Die Kommunen geraten an-
gesichts ihrer Haushaltssituation und der wach-
senden Ausgaben bei den Kindertagesstätten wie 
bei den Hilfen zur Erziehung und im Kinderschutz 
zunehmend unter Druck und müssen die ohnehin 
schon geringen Ausgaben für die Jugendarbeit be-
sonders legitimieren bzw. sogar noch weiter re-
duzieren. Hier zeigt sich großer Handlungsbedarf 
auf der politischen Ebene. Ohne eine auskömm-
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und vor allem für alle höchst ungewissen Aussich-
ten. 

Respekt können junge Menschen von jedem Er-
wachsenen im persönlichen Umgang erwarten, 
von ihren Eltern und Lehrkräften, von Fachkräften 
aus der Jugendarbeit und Sporttrainerinnen und 
-trainern, von Schulbusfahrerinnen und -fahrern, 
Polizistinnen und Polizisten, Kioskbesitzerinnen 
und -besitzern, von Nachbarinnen und Nachbarn. 
Respekt können sie aber vor allem erwarten in in-
stitutionalisierten Lebensbereichen z. B. in Schule 
und Ausbildung, Freizeit und Kultur oder Jugend-
arbeit und ÖPNV. Diese Institutionen und Orga-
nisationen prägen und bestimmen, wer welche 
Chancen hat, wer welche Bedingungen vorfindet, 
wer welche Unterstützung bekommt.  Politikerinnen 
und Politiker in den Orts- und Verbandsgemein-
den, in den Kreisen und Städten und nicht zuletzt 
im Landtag von Rheinland-Pfalz stehen für diese 
Institutionen, geben Aufträge und Mittel, prüfen 
und kontrollieren, müssen verantworten. 

Der geforderte Respekt für die jungen Menschen 
muss sowohl grundsätzlich Blick und Haltung prä-
gen als auch konkret erkennbar und ablesbar sein. 
Dazu drei Hinweise an die Landespolitik:  

Aus der umfangreichen Beschäftigung mit dem 
Thema „Jugend“, den Gesprächen mit über 60 Ex-
pertinnen und Experten aus Praxis und Theorie 
in den sieben Hearings zum zweiten Kinder- und 
 Jugendbericht, der intensiven Arbeit in Zukunfts-
werkstätten mit fast 60 jungen Menschen im 
 Alter von 14 bis 17 Jahren aus dem ganzen Land 
sowie der Auswertung eines umfangreichen Frage-
bogens, den rund 2.200 Jugendliche – ebenfalls 
aus dem ganzen Land – beantwortet haben, und 
nicht zuletzt aus der Auswertung umfangreichen 
statistischen Materials schält sich für die Berichts-
kommission eine grundsätzliche Forderung immer 
wieder unübersehbar deutlich heraus:

Junge Menschen erwarten Respekt von 
Erwachsenen!

Respekt, also Anerkennung und Wertschätzung, 
Rücksicht und Unterstützung, erwarten junge 
Menschen in Rheinland-Pfalz von Erwachsenen 
angesichts ihrer enormen Anstrengungen und gro-
ßen Leistungen, in dieser Gesellschaft anzukom-
men, einen Platz zu erarbeiten und aktiv Zukunft 
zu gestalten – und dies bei überwiegend guten, 
aber z. T. auch deutlich schlechten Bedingungen 

BLICK NACH VORN:  
EMPFEHLUNGEN
9  FORDERUNG AN ALLE ERWACHSENEN 

UND HINWEISE FÜR DIE LANDESPOLITIK
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 Und Schulen verschleißen unter großen An-
forderungen, innerlich wie äußerlich. Auch das 
melden Jugendliche deutlich zurück. Der  inne re 
und äußere Zustand der Schulen macht Jugend-
lichen etwas aus, Renovierungsstau bei Schul-
gebäuden ebenso wie ein unter Dauerbelastung 
zermürbtes Lehrerkollegium. Auch hier geben 
Jugendliche, wenn sie gefragt werden,  deutliche 
Hinweise, was an und durch Schule große Be-
lastungen ausmacht.

 Und nicht zuletzt sind Schulen für Jugendliche 
zentrale Orte für Kontakt und Erfahrungen mit 
Gleichaltrigen, hier werden wichtige  sozia le 
Beziehungen gelebt, hier wird schlicht viel 
Lebenszeit verbracht. Auch für diese Funktion 
der Schule braucht es Aufmerksamkeit und 
Respekt, vor allem aber die Absicht und Mittel, 
Schulorte auch als attraktive soziale Orte zu 
gestalten. 

 ■ Infrastruktur für Jugendarbeit, die mit  ihren 
vielfältigen Angeboten und Leistungen ein 
unverzichtbarer Baustein für das Aufwachsen 
ist und auch so begriffen und gestaltet  werden 
muss (vgl. Kap. 8). Schwer auszuhalten für 
Erwachsene ist manchmal, dass Jugendarbeit 
dann besonders „gut“ ist, wenn sie Erwachse-
nen nicht gefällt und stört, zu laut, zu ziellos, 
zu rebellisch oder einfach zu fremd ist. Jugend-
arbeit ist dann „gut“, wenn sie Gelegenheiten 
bereitstellt und Möglichkeiten eröffnet, neben 
Familie, Schule oder Ausbildung eigenständig 
und unabhängig die Welt zu erkunden oder 
einfach nur die Gegenwart zu leben: chillen und 
chatten, Diskussion und Disco, Projekte und 
Politik, selbstbestimmt und angeleitet. Jugend-
arbeit muss dafür Orte und Räume anbieten 
ebenso wie Gelegenheiten und Menschen. Die 
Berichtskommission plädiert hier dafür, einen 
weiten und engen Begriff von Jugendarbeit zu 
unterscheiden: 

 In einem weiten Sinne ermöglicht alles Jugend-
arbeit, was jungen Menschen Orte und Gelegen-
heiten bietet, sich zu begegnen, auch das 
Schwimmbad, die Bibliothek, der Schulhof, die 

(1) Infrastruktur erhalten und 
 ent wickeln

Öffentliche und gesellschaftliche Infrastruktur 
meint solche Leistungen der Daseinsvorsorge, die 
grundsätzlich entwickelt und vorgehalten werden 
und nicht erst problembezogen geschaffen wer-
den müssen. Energieversorgung oder Verkehr sind 
Beispiele für technische, Schulen und Theater für 
kulturelle oder Krankenhäuser und Beratungsstel-
len für soziale Infrastruktur. Unzureichende oder/
und schlechte Infrastruktur in all den genannten 
Bereichen hat weitreichend negative Folgen und 
verursacht hohe Kosten, privat ebenso wie öffent-
lich. Die besondere Herausforderung ist daher, 
dass solche Infrastrukturen langfristig geplant, 
aufgebaut und gepflegt werden müssen. Hierfür 
muss vor allem die verantwortliche Politik trag-
fähige Vorstellungen über zukünftige gesellschaft-
liche Entwicklungen erarbeiten und zur  Grundlage 
von Entscheidungen weit über den nächsten Wahl-
termin hinaus machen.

Solche langfristig geplanten, aufgebauten und ge-
pflegten Infrastrukturen benötigen junge Menschen 
für Leben und Entwicklung unbedingt vor allem in 
drei Bereichen: 

 ■ Infrastruktur für Bildung bedeutet vor allem, 
erreichbare Zugänge zu guter Bildung für alle 
jungen Menschen in Rheinland-Pfalz zu gestal-
ten. Die Schulen in Rheinland-Pfalz machen 
gute Arbeit, so sehen es auch Jugendliche, so 
zeigen es die besser gewordenen Bildungsab-
schlüsse und die hier berichteten Daten und 
Einschätzungen. Doch soziale und regionale 
Zugangsprobleme fordern nach wie vor beson-
dere Infrastrukturanstrengungen im Bildungs-
bereich. Regional geht es um die Versorgung 
der ländlichen Regionen des Landes mit ebenso 
erreichbaren wie vielfältigen Bildungsangebo-
ten, sozial nach wie vor um junge Menschen 
aus belastenden und benachteiligenden Lebens-
lagen.
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auskömmlich finanziert werden können. Dies 
sind sie den nachwachsenden Generationen 
schuldig. 

 ■ Infrastruktur für Mobilität ist Modus und Vor-
aussetzung für die im Bericht vielfach beschrie-
bene existenzielle Entwicklungsarbeit junger 
Menschen an sich und für die Gesellschaft. Erst 
Mobilität schafft Verbindungen, ermöglicht 
soziale und räumliche Exploration, Vorausset-
zungen für Selbst- und Welterkundung – eine 
zentrale Entwicklungsaufgabe des  Jugendalters. 
Junge Menschen sind in besonderer Weise auf 
öffentliche Infrastruktur für Mobilität ange wie-
sen, fehlt doch (noch) weitgehend die Ver fügung 
über private Mobilitätsmittel; oder es werden 
alte Abhängigkeiten („Elterntaxi“) bestätigt bzw. 
neue geschaffen („Freunde mit Auto“). Öffent-
licher Personennahverkehr (ÖPNV) außerhalb 
von Schulzeiten, abends und an Wochenenden 
ist die immer wieder vorgetragene Forderung 
junger Menschen. Wie schwer diese Forderun-
gen in geringer besiedelten Regionen zu reali-
sieren sind, ist deutlich. Gleichwohl muss ange  - 
sichts der großen Bedeutung einer bedarfsge-
rechten Verkehrsinfrastruktur nicht nur, aber 
auch für junge Menschen mehr Anstrengung und 
Phantasie für den Ausbau und Erhalt insbeson-
dere des ÖPNV gefordert werden. Für die gene-
rationenübergreifende Solidarität besonders 
förderlich ist, dass solche besseren Mobilitätsan-
gebote gerade auch für ältere Menschen not-
wendig sind, die ihr Leben autonom gestalten 
wollen, auch wenn sie nicht über ein Auto verfü-
gen oder dieses nicht mehr verwenden wollen. 

(2) Raum bereitstellen, Vielfalt 
 ermöglichen und Orientierung geben

Möglichkeiten, sich zu treffen und etwas zu unter-
nehmen, so schlicht und grundsätzlich sind wesent-
liche Erwartungen junger Menschen an ihr Gemein-
wesen zu skizzieren. So zeigt es eindrucksvoll auch 
die im Bericht präsentierte Jugendbefragung. Ne-
ben Familie und Schule sind öffentliche Gelegen-

Bushaltestelle oder das Fußballstadion. Ent-
scheidend ist, dass solche öffentlichen Orte 
und Veranstaltungen auch für Jugendliche 
zu gänglich sind, sie diese für ihre Treffen und 
Inszenierungen genauso nutzen können wie 
andere Altersgruppen. Dass dabei Konflikte um 
unterschiedliche Interessen der Nutzung ent-
stehen können, gehört zu den unvermeidlichen 
Erfahrungen in einem Gemeinwesen. Produktiv 
für alle kann werden, wie diese Konflikte aus-
getragen werden; der Streit um die Fankultur im 
Fußball ist nur ein Exempel hierfür. Bereitschaft 
und Geld, in diesem weiten Sinne „Jugendarbeit“ 
als einen gewollten Teil öffentlicher Infrastruk-
tur zu gestalten, ist die erste Forderung. Als 
Orientierung kann ein Geldbetrag pro jungem 
Menschen vereinbart werden, der für den Auf-
bau und Erhalt der notwendigen Infrastruktur 
in den verantwortlichen Städten und Kreisen 
eingesetzt wird. 

 Jugendarbeit im engen Sinne ist all das, was 
Jugendverbände und Jugendeinrichtungen tun 
und anbieten. Jugendverbände stehen für den 
Anspruch, selbstbestimmt Interessen und Akti-
vitäten zu organisieren, sich gesellschaftlich zu 
engagieren und einzumischen. Offene Jugend-
arbeit steht für den Anspruch, jenseits gewerb-
licher Leistungen ein öffentlich organisiertes 
Angebot für Freizeit, Kultur und Bildung frei 
zugänglich zu gestalten. Diese Formen und For-
mate der Jugendarbeit müssen als unverzicht-
barer Teil einer öffentlich verantworteten Infra-
struktur für das Aufwachsen gesehen, gestaltet 
und bezahlt werden, so die zweite Forderung. 
Hier ist als Orientierung bereits vielfach disku-
tiert und gefordert, dass mindestens 5 % der 
Gesamtausgaben für die Aufgaben der Kinder- 
und Jugendhilfe für die Aufgaben der Jugend-
arbeit im engeren Sinne in den Städten und 
Kreisen zur Verfügung gestellt werden. Bei allen 
Problemen des auch in Rheinland-Pfalz heftig 
diskutierten Konnexitätsprinzips (wer fordert, 
muss auch bezahlen) müssen das Land auf der 
einen und Städte und Kreise auf der anderen 
Seite eine konstruktive Lösung finden, wie die 
Aufgaben der Jugendarbeit im gesamten Land 
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 ■ Orientierung anbieten und durchhalten 
Junge Menschen suchen und benötigen Ori-
entierungen, individuell wie gesellschaftlich. 
Orientierung geben Eltern und Familie, Leh-
rerinnen und Lehrer, Sporttrainerinnen und 
-trainer, Kirchenmitarbeitende und viele andere 
mehr. Jugendliche wollen Orientierung, aber 
sie wollen keine Anweisungen oder Ratschlä-
ge. Sie wollen und müssen erproben, was passt 
und hält, kritisieren und verwerfen, bewusst 
das Gegenteil machen oder begeistert nachei-
fern können. Kurzum: Orientierung anbieten ist 
notwendig, aber auch anstrengend und unge-
wiss, fordert heraus und braucht Geduld – muss 
durchgehalten werden. 

Jugendarbeit ist das Handlungsfeld, in dem Men-
schen sich engagieren und arbeiten, die wesent-
lich die Aufgabe, Orientierung anzubieten, gestal-
ten müssen. Jugendarbeit soll Orientierung und 
Sinnstiftung ermöglichen, in vielerlei Richtungen 
und Formen. Jugendarbeit wird wesentlich gestal-
tet von Menschen, die sich engagieren und die in 
diesem Handlungsfeld arbeiten. Angesichts der 
skizzierten Anforderungen kann Jugendarbeit, die 
Orientierung bieten will, nicht ohne qualifizierte 
hauptamtliche Fachkräfte gelingen, in Verbänden 
ebenso wie in Initiativen und offenen Einrichtun-
gen. Qualifizierte Fachkräfte müssen gewonnen 
und gehalten werden, berufliche Perspektiven se-
hen und attraktive Bedingungen vorfinden. Fach-
kräftemangel ist in allen pädagogischen Berufen 
Realität, auch für die Jugendarbeit müssen daher 
die Bedingungen stimmen, damit engagierte und 
qualifizierte Fachkräfte für dieses wichtige Hand-
lungsfeld gewonnen werden können. Auch hier ist 
Politik gefordert, diese Bedingungen zu schaffen 
und zu erhalten. 

(3) Ressourcen für Planung, Bericht-
erstattung und Diskurs bereitstellen

Angesichts der grundlegenden Bedeutung einer 
gezielten Jugendpolitik, die den Aufbau und Erhalt 
einer jugendspezifischen Infrastruktur ebenso im 
Blick hat wie die Förderung qualifizierter Jugend-

heiten und Räume für Entwicklung, Erprobung 
und Eigenständigkeit unverzichtbar erforderlich. 
Auch hier sind drei Aspekte bedeutsam: 

 ■ Raum bereitstellen und zugänglich machen 
Räume sind zuerst Orte und Treffpunkte, ange-
messen ausgestattet, aber auch selbstbestimmt 
gestaltbar, Gelegenheiten für jugendkulturelle 
Entfaltung. Räume sind ebenso Freiräume, un-
kontrolliert und flüchtig, Schutzräume, gefahr-
los nutzbar. Die große Herausforderung ist, bei-
des zu ermöglichen: Räume, die Gelegenheiten 
bieten, ohne vorzuschreiben, was hier passieren 
kann und was nicht, sowie Räume, die zu akti-
ver Aneignung und Auseinandersetzung auffor-
dern. Aktive Teilhabe junger Menschen am 
öffentlichen Raum und der Abbau von Barrieren 
für junge Menschen mit Behinderungen ver-
vollständigen die Forderungen nach Raum, der 
bereitgestellt werden muss. Die Politik im Land 
und in den Kommunen ist gefordert, Räume 
und Zugänge für alle jungen Menschen verfüg-
bar zu machen.

 ■ Vielfalt ermöglichen und respektieren  
Unterschiedlichste Formen und Ideen äußerer 
Präsentation und innerer Verfassung auszupro-
bieren und zu leben ist zugleich Entwicklungs-
aufgabe und Recht des Jugendalters. Vielfalt 
von Lebensvorstellungen ermöglichen ist dafür 
eine grundlegende Voraussetzung, Respekt vor 
Verschiedenartigkeit ist die andere, um in einem 
Gemeinwesen Zusammenleben in Vielfalt für 
alle produktiv zu gestalten. Hier ist Politik ge-
fordert, auch und gerade für junge Menschen 
die Vielfalt möglicher Lebensvorstellungen und 
Orientierungen öffentlich zu vertreten und zu-
gleich die Anerkennung unverzichtbarer Grund-
rechte ebenso entschieden einzufordern. Hier-
zu können gerade diejenigen, die in Politik und 
Zivilgesellschaft Verantwortung tragen, durch 
ihre Meinungsäußerungen zu Toleranz und 
zu Anerkennung von Diversität beitragen. Ein 
aktuelles Beispiel ist die Akzeptanz von Flücht-
lingen in Wohngebieten , der Abbau von Vorur-
teilen gegenüber Fremden sowie die Verminde-
rung von Ablehnung von Minderheiten.
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 ■ Selbstauskünfte von Kindern und Jugend-
lichen kontinuierlich in die Berichterstattung 
und Jugendhilfeplanung aufnehmen 
Junge Menschen wollen gefragt werden und 
haben etwas zu sagen, so die zentrale  Erfahrung 
auch dieses Berichtes. Viele Befunde überraschen 
wenig, andere dafür umso mehr. Und alleine die 
Tatsache, dass junge Menschen explizit nach 
ihrer Meinung gefragt werden, ist notwendiger 
Ausdruck von Wertschätzung und Respekt. Der 
Bericht hat die konzeptionellen und methodi-
schen Grundlagen für die zukünftige Landes-
berichterstattung auch mit Blick auf die Selbst-
auskünfte weiterentwickelt und qualifiziert. 
Hieran muss sich zukünftige Berichterstattung 
des Landes orientieren. In der kommunalen 
Jugendhilfepraxis im Land ist die Berichtskom-
mission auf eine Vielzahl örtlicher Projekte und 
Erfahrungen gestoßen, junge Menschen aktiv 
zu beteiligen, an die angeschlossen werden 
kann.122

 Politik muss auch hier für klare Anforderungen 
und erforderliche Ressourcen sorgen, solche 
Beteiligungen junger Menschen an der Bericht-
erstattung qualifiziert zu gestalten. Vor allem 
aber müssen sich Politikerinnen und Politiker 
für die Befunde und Botschaften dieser Betei-
ligungen interessieren, auch wenn sie nicht 
gefallen. 

Auf dem Weg zu einer „integrierten Jugendpolitik“ 
für das Land Rheinland-Pfalz wird sich die Politik 
an den differenziert dargestellten und bewerteten 
Entwicklungstrends und Handlungsbedarfen im 
vorliegenden Kinder- und Jugendbericht orientieren 
müssen. Die Hinweise aus der Befragung Jugend-
licher, von den beteiligten Expertinnen und Exper-
ten sowie den umfangreich aufgearbeiteten Da-
ten und Fakten zeigen deutlich, dass Jugendpolitik 
eng mit anderen Politikbereichen wie z. B. Bildungs-
politik, Demografiepolitik und Verkehrspolitik ver-
woben ist. Jugendpolitik muss aber vor allem „ei-
genständige Jugendpolitik“ sein, um die originären 

122 Vgl. http://www.kinder-und-jugendbericht-rlp.de/hearings.

arbeit, wird deutlich, dass diese Jugendpolitik im 
Land und in den Kommunen nicht ohne fundierte 
Berichterstattung sowie qualifizierte Planung aus-
kommen kann. Denn Berichterstattung und Pla-
nung sind Voraussetzung und Material für einen 
engagierten politischen Diskurs, der immer wieder 
um die für jede Gesellschaft existenziellen Fragen 
nach der Verfassung und den Herausforderungen 
für das Heranwachsen geführt werden muss. Hier-
zu zwei Hinweise:

 ■ Jugendhilfeplanung als kommunale Infra-
strukturplanung gestaltet 
Im zuständigen Fachgesetz, dem SGB VIII, sind 
insbesondere mit den Vorschriften des § 80 zur 
Jugendhilfeplanung die formalen Rahmungen 
und konzeptionellen Hinweise für eine quali fi-
zierte Planung in den Städten und Kreisen for-
muliert. Politik muss dafür sorgen, dass diese 
Planungsaufgaben auch ernsthaft bearbeitet 
werden und vor allem, dass dafür auch die erfor-
derlichen personellen Ressourcen verfügbar sind. 

 Infrastruktur für junge Menschen und Jugend-
arbeit als unverzichtbare Leistung müssen we-
sentlich Gegenstand und Thema dieser Jugend-
hilfeplanung sein. Eine kritische Evaluation und 
Überprüfung der Angebote und Leistungen der 
Jugendarbeit sind dafür unverzichtbar. 

 Damit die in diesem Bericht vielfach skizzierten 
und begründeten Leistungen der Jugendarbeit 
vor Ort auch angemessen finanziert werden 
können, sind als Orientierung mind. 5 % der 
Gesamtausgaben für die Jugendhilfe speziell für 
die Aufgaben der Jugendarbeit erforderlich. Wie 
diese Mittel eingesetzt werden, muss wesent-
lich Gegenstand einer qualifizierten Jugendhilfe-
planung unter aktiver Beteiligung aller Akteu-
rinnen und Akteure – also auch junger Menschen 
selbst – sein.

 Grundlegende Voraussetzung für die Umset-
zung der geforderten qualifizierten Jugendhilfe-
planung in den Kommunen ist eine ausreichen-
de und qualifizierte personelle Ausstattung 
dieses Arbeitsbereichs in den Jugendämtern. 



287

Anliegen und Interessen junger Menschen gegen-
über Staat und Gesellschaft auch deutlich und 
streitbar vertreten zu können. Material und Hin-
weise für eine ebenso integrierte wie pointierte 
Jugendpolitik in Rheinland-Pfalz gibt dieser Be-
richt zahlreich.

Ausblick: Teilhabe und Inklusion aller 
jungen Menschen 

Die in den ersten beiden Jugendberichten des Lan-
des entwickelte und umgesetzte Konzeption, einer-
seits regional differenziert über Bedingungen des 
Aufwachsens junger Menschen zu berichten und 
andererseits vertiefend ausgewählte Themen zu 
bearbeiten, hat sich bewährt und muss fortgesetzt 
werden. Dies bedeutet auch, dass nicht zu allen 
Fragen und Themen, die für die Landespolitik im 
Blick auf junge Menschen bedeutsam sind, in je-
dem Bericht in der gebotenen Ausführlichkeit be-
richtet werden kann. So konnten in diesem Bericht 
die spezifische Situation und besonderen Anforde-
rungen junger Menschen mit Behinderungen nur 
teilweise thematisiert werden, da der Fokus hier 
auf den grundsätzlichen Bedingungen und Heraus-
forderungen für das Aufwachsen aller jungen 
Men schen lag. 

Angesichts der fundamentalen Bedeutung einer 
gerechten Teilhabe an und in der Gesellschaft für 
das Aufwachsen junger Menschen, werden Fragen 
nach den tatsächlichen Bedingungen der Teilhabe 
aller Mädchen und Jungen von besonderer Bedeu-
tung für die Landespolitik sein und bleiben. Dies 
sind zum einen die großen Herausforderungen ei-
ner Einwanderungsgesellschaft, jungen Menschen 
Chancen und Gelegenheit zu tatsächlicher Teil-
habe in diesem Land zu eröffnen sowie zum ande-
ren die ebenso großen Herausforderungen, Bedin-
gungen des Aufwachsens für junge Menschen mit 
Behinderungen für alle Menschen inklusiv zu ge-
stalten. Beide Aspekte müssen daher vertiefend 
Gegenstand zukünftiger Berichterstattung sein.
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Drucksache 15/832
01. 03. 2007

A n t r a g

der Fraktionen der FDP, SPD und CDU

Kinderfreundliches Rheinland-Pfalz

Druck: Landtag Rheinland-Pfalz, 5. März 2007

LANDTAG RHEINLAND-PFALZ
15. Wahlperiode

I. Der Landtag stellt fest:

Rheinland-Pfalz muss bestmögliche Lebensbedingungen und Perspektiven für
Kinder und Jugendliche bieten. Vor diesem Hintergrund ist es die Aufgabe der
Landesregierung, dafür Sorge zu tragen, dass Kinder und Jugendliche ein lebens-
wertes Umfeld vorfinden, in dem ihre Talente und Begabungen gefördert werden.
Die Basis einer kinderfreundlichen Politik ist dabei die regelmäßige Erhebung so-
lider Daten über die Lebenswirklichkeit junger Menschen in Rheinland-Pfalz.

II. Der Landtag fordert die Landesregierung auf, in jeder Legislaturperiode einen
Kinder- und Jugendbericht erstellen zu lassen.

Der Kinder- und Jugendbericht wird von der Landesregierung extern in Auftrag
gegeben. Nach Übergabe des Berichts an das Ministerium für Bildung, Wissen-
schaft, Jugend und Kultur wird der Bericht zusammen mit einer Stellungnahme
derLandesregierung demLandtag und dem Landesjugendhilfeausschuss vorgelegt.

Der Kinder- und Jugendbericht umfasst folgende Themenbereiche:

– demografische Struktur und Entwicklungsdaten zu Familien, Jugendlichen
und Kindern,

– wirtschaftliche Verhältnisse und soziale Situation von Kindern, Jugendlichen
und ihren Familien,

– Wohnsituation von Kindern, Jugendlichen und ihren Familien,
– Kinder-, Jugend- und Familienfreundlichkeit des Wohn- und Lebensumfeldes,
– gesundheitliche Situation und Versorgung von Kindern und Jugendlichen,
– Spiel- und Bewegungsräume für Kinder und Jugendliche,
– Betreuungsmöglichkeiten für Kinder,
– Bildung und Schule,
– Ausbildungssituation, Berufsleben, Arbeitslosigkeit,
– Leistungen und Angebote der Kinder- und Jugendhilfe,
– Vorschläge zur Weiterentwicklung der Kinder- und Jugendhilfe,
– Freizeit, freie Jugendarbeit, Vereine und Ehrenamt,
– Partizipation und politische Mitbestimmungsmöglichkeiten,
– Gefährdungspotenziale für Kinder- und Jugendliche,
– besondere Situation von Kindern mit Behinderungen,
– besondere Situation von Kindern mit Migrationshintergrund.

Der Kinder- und Jugendbericht soll nach Möglichkeit nach Landkreisen differenzierte
Daten enthalten. Neben einer Bestandsaufnahme sollen für die einzelnen Felder auch
Handlungsbedarf aufgezeigt und Empfehlungen abgegeben werden.

Für die Fraktion Für die Fraktion Für die Fraktion 
der FDP: der SPD: der CDU: 

Herbert Mertin Jochen Hartloff Hans-Josef Bracht

Drucksache 15/832: Kinderfreundliches Rheinland-Pfalz
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Fragebogen „Jugend in Rheinland-Pfalz 2013“

1 
 

 
  

                                                                                                                                       
Gefördert durch das Ministerium für Integration, Familie, 
Kinder, Jugend und Frauen 

 
 

 

„Jugend in Rheinland-Pfalz 2013“ 

 

Standardisierte, repräsentative Jugendbefragung an ausgewählten Standorten im Bundes-
land Rheinland-Pfalz 

 

 

Hallo liebe Schülerinnen und Schüler,  

Deine Klasse ist ausgewählt worden, im Rahmen des 2. Kinder- und Jugendberichts Rheinland-Pfalz an 
einer großen Jugendbefragung teilzunehmen.  

Wir interessieren uns dafür, wie es Dir geht, was Du von den Angeboten in Deiner Freizeit hältst, wel-
chen Stellenwert Jugendarbeit für Dich einnimmt, wie Du Schule erlebst, welche Werte für Dich wichtig 
sind, was Dir Angst macht, was Du toll findest und was Deine Wünsche und Bedürfnisse jetzt und in na-
her Zukunft sind.  

Mit dieser Umfrage erhalten wir die Möglichkeit zu erfahren, welche Themen für Dich wichtig sind und 
was Du über bestimmte Dinge denkst. Wir möchten Deine Stimme aufgreifen, Dich ernst nehmen und 
teilhaben lassen an der Gestaltung Deiner Zukunft. Wir hoffen, dass wir mit den Ergebnissen der Studie 
einen gemeinsamen Beitrag zur Gestaltung der Jugendpolitik im Land Rheinland-Pfalz leisten können!  

Dafür brauchen wir nun Deine Aufmerksamkeit und Ernsthaftigkeit beim Ausfüllen des Fragebogens. 
Das Ausfüllen des Fragebogens dauert ca. eine Schulstunde. Bitte versuche, alle Fragen so wahrheitsge-
treu wie möglich zu beantworten. Wir werden vertrauensvoll mit Deinen Daten umgehen, diese wer-
den absolut anonym erhoben und ausgewertet. Sie dienen rein wissenschaftlichen und politischen 
Zwecken.  

Wir  danken Dir ganz herzlich für Deine Unterstützung!  

Dr. Magdalena Joos, Dipl.-Päd. Marina Swat, Nicole Biewer 
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